
Monatsbericht
März 2016

68. Jahrgang 
Nr. 3



Deutsche Bundesbank 

Wilhelm-Epstein-Straße 14 

60431 Frankfurt am Main

Postfach 10 06 02 

60006 Frankfurt am Main

Fernruf 069 9566-0 

Durchwahlnummer 069 9566- . . . . 

und anschließend die gewünschte 

Hausrufnummer wählen.

Telefax 069 9566-3077

Internet http://www.bundesbank.de

Nachdruck nur mit Quellenangabe gestattet.

ISSN 0012-0006 (Druckversion) 

ISSN 1861-5872 (Internetversion)

Abgeschlossen am: 

18. März 2016, 11.00 Uhr.

 Ein jährlicher und ein wöchentlicher Veröffent-

lichungskalender für ausgewählte Statistiken 

der Deutschen Bundesbank liegen vor und  

können unter der nebenstehenden Internet-

adresse abgerufen werden. Die entsprechen-

den Daten werden ebenfalls im Internet publi-

ziert.

Der Monatsbericht erscheint im Selbstverlag 

der  Deutschen Bundesbank, Frankfurt am 

Main,  und wird aufgrund von § 18 des  

Gesetzes über die Deutsche Bundesbank ver-

öffentlicht. Er wird an Interessenten kostenlos 

abgegeben.

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
März 2016 
2

http://www.bundesbank.de


Inhalt

Kurzberichte ............................................................................................................. 5

Konjunkturlage ................................................................................................................... 5

Öffentliche Finanzen ........................................................................................................... 8

Wertpapiermärkte ............................................................................................................... 9

Zahlungsbilanz .................................................................................................................... 11

Zur Schwäche des Welthandels ......................................................................... 13

Zum Außenhandel der USA  ............................................................................................... 20

Zu den jüngsten Tendenzen im globalen Warenhandel ....................................................... 23

Implikationen des Aufholprozesses wichtiger Schwellenländer für den Welthandel –  

Eine Analyse mittels des Gravitätsansatzes  ........................................................................ 29

Die deutsche Zahlungsbilanz für das Jahr 2015 .......................................... 39

Zum Einfluss des starken Ölpreisrückgangs und der Euro-Abwertung auf die Ausweitung 

des deutschen Leistungsbilanzüberschusses in den Jahren 2014 und 2015  ......................... 41

Zu den Auswirkungen der Wertpapierkäufe des Eurosystems auf die TARGET2-Salden  ....... 56

Vermögen und Finanzen privater Haushalte in Deutschland:  
Ergebnisse der Vermögens befragung 2014  ................................................. 61

PHF-Studie 2014: Konzept der zweiten Befragung  .............................................................. 63

Vermögenskonzept der PHF-Studie ...................................................................................... 68

Ausgewählte Forschungsergebnisse auf Basis von PHF-Daten  ............................................ 70

Zur Bedeutung und Wirkung des Agreement on Net Financial Assets 
(ANFA) für die Implementierung der Geldpolitik ........................................ 87

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 

März 2016 
3



Statistischer Teil ....................................................................................................... 1•

Wichtige Wirtschaftsdaten für die Europäische Währungsunion .......................................... 5•

Bankstatistische Gesamtrechnungen in der Europäischen Währungsunion .......................... 8•

Konsolidierter Ausweis des Eurosystems .............................................................................. 16•

Banken ............................................................................................................................... 20•

Mindestreserven ................................................................................................................. 42•

Zinssätze ............................................................................................................................. 43•

Versicherungen und Pensionseinrichtungen ......................................................................... 48•

Kapitalmarkt ....................................................................................................................... 50•

Finanzierungsrechnung ....................................................................................................... 54•

Öffentliche Finanzen in Deutschland ................................................................................... 58•

Konjunkturlage in Deutschland ........................................................................................... 65•

Außenwirtschaft ................................................................................................................. 74•

Übersicht über Veröffentlichungen der Deutschen Bundesbank .......... 83•

Abkürzungen und Zeichen

p vorläufige Zahl

r berichtigte Zahl

s geschätzte Zahl

ts teilweise geschätzte Zahl

… Angabe fällt später an

. Zahlenwert unbekannt, geheim zu halten oder nicht sinnvoll

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

– nichts vorhanden

Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen.

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
März 2016 
4



Kurzberichte

Konjunkturlage

Grundtendenzen

Die deutsche Wirtschaft ist mit viel Schwung in 

das Jahr 2016 gestartet. Das solide Expansions-

tempo der zweiten Jahreshälfte 2015, das mit 

einer Quartalsrate von 0,3% etwa dem 

Potenzialwachstum entsprach, dürfte im ersten 

Vierteljahr 2016 zumindest gehalten werden 

oder wird möglicherweise sogar leicht übertrof-

fen. Bei unverändert lebhafter Konsumkonjunk-

tur gab es im Januar einen kräftigen von Son-

dereffekten begünstigten Schub von der Indus-

trie und vom Baugewerbe. Die industrielle 

Erzeugung stieg gemäß den vorläufigen Anga-

ben des Statistischen Bundesamtes stark an, 

und auch für das Baugewerbe wurde ein kräf-

tiger Zuwachs des Aktivitätsniveaus gemeldet. 

Dagegen kamen von den Exporten keine zu-

sätzlichen Impulse. Für das zweite Vierteljahr 

deutet sich allerdings eine Verringerung des 

konjunkturellen Tempos an. Darauf weist neben 

den stagnierenden Auftragseingängen in der 

Industrie die weitere Eintrübung der ifo Ge-

schäftserwartungen hin, welche zudem mit 

einem deutlichen Rückgang der zuvor noch sta-

bilen und expansiven Produktions- und Export-

erwartungen einherging. Die Stimmung der 

Verbraucher blieb dagegen sehr zuversichtlich.

Industrie

Die industrielle Erzeugung stieg im Januar  

gegenüber dem kräftig aufwärtsrevidierten 

Dezember saisonbereinigt sehr stark um 3¼% 

an. Damit wurde der durchschnittliche Stand 

des vierten Vierteljahres 2015 saisonbereinigt 

um 3% überschritten. Dieser außergewöhnlich 

hohe Zuwachs könnte von zwei Sondereffekten 

begünstigt worden sein. So hatte es in einigen 

Branchen im Dezember 2015 in größerem Um-

fang ferienbedingte Produktionseinschränkun-

gen gegeben. Darüber hinaus wies der Januar 

2016 eine ungewöhnliche Kalenderkonstella-

tion mit sehr wenigen Arbeitstagen auf, die in 

dieser Form lediglich in zwei der vergangenen 

20 Jahre vorgekommen war; deshalb sind die 

Unsicherheitsmargen der kalenderbereinigten 

Angaben höher als sonst. Für eine aus sage kräf-

tige konjunkturelle Beurteilung bleibt deshalb 

das Produktionsergebnis für den Februar ab-

zuwarten. Die Produzenten von Investitions-

gütern (+ 4¼%) und von Konsumgütern 

(+ 3¾%) weiteten dabei ihre Erzeugung in stär-

kerem Maß als die Hersteller von Vorleistungs-

gütern (+ 1½%) aus.

Die Auftragseingänge in der Industrie blieben 

im Januar gegenüber Dezember saisonbereinigt 

nahezu unverändert. Der Stand des Schluss-

quartals 2015 wurde damit leicht um ¼% über-

troffen. Während die Bestellungen aus dem 

Inland zu Jahresbeginn gegenüber dem Mittel 

des vierten Quartals deutlich zurückgingen 

(– 1¾%), zog die Nachfrage aus dem Euro-

Raum nach Einbußen im vierten Vierteljahr 

2015 wieder kräftig an (+ 2¾%). Eine nicht 

unwesentliche Rolle dabei spielte das deutlich 

höhere Bestellvolumen im Sonstigen Fahrzeug-

bau, bei dem zum Jahresende 2015 vergleichs-

weise wenige Aufträge eingegangen waren. 

Ohne diesen Sektor gerechnet lagen die Bestel-

lungen aus dem Euro-Raum nämlich unter dem 

Vorquartal (– ¾%). Aus Drittstaaten war eben-

falls ein deutlicher Zuwachs der Orders zu ver-

zeichnen (+ 1¼%). In sektoraler Hinsicht gab es 

einen deutlichen Rückgang bei den Bestellun-

gen für Vorleistungsgüter (– 4%). Im Gegensatz 

dazu legten die Orders für Investitions- und ins-

besondere für Konsumgüter kräftig zu (+ 2% 

bzw. + 6%), vor allem dank der starken Nach-

frage aus dem Ausland.

Die Umsätze in der Industrie erhöhten sich im 

Januar verglichen mit dem Vormonat saison-

bereinigt leicht um ¾% und lagen damit deut-

lich über dem Stand des vierten Vierteljahres 

2015 (+ 1¼%). Ausschlaggebend war ein kräf-

Wirtschafts-
wachstum zu 
Jahresbeginn 
weiterhin solide

Industrie-
produktion im 
Januar kräftig 
ausgeweitet, …

… aber Auf-
tragseingänge 
stagnierten

Umsätze in der 
Industrie und 
Einfuhren 
gestiegen, Aus-
fuhren weiter 
rückläufig
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tiges Plus im Inlandsgeschäft von 2%. Der Ab-

satzzuwachs im Ausland fiel demgegenüber 

deutlich moderater aus (+ ½%), in den Dritt-

staaten stagnierten die Umsätze sogar. Die 

nominalen Warenausfuhren gingen im Januar 

gegenüber Dezember saisonbereinigt leicht zu-

rück (– ½%) und unterschritten somit auch das 

Niveau des vierten Vierteljahres 2015 spürbar 

(– ¾%). Dabei spielten jedoch nachgebende 

Ausfuhrpreise eine wichtige Rolle, sodass in 

preisbereinigter Betrachtung nur ein kleines 

Minus zu Buche stand (– ¼%). Gleichzeitig stie-

gen die nominalen Wareneinfuhren im Vor-

monatsvergleich kräftig an (+ 1¼%). Der Vor-

quartalsstand wurde nominal um ½% über-

schritten; in preisbereinigter Betrachtung ergab 

sich aber vor allem aufgrund der stark gefalle-

nen Rohstoffpreise ein kräftiger Zuwachs um 

3¼%.

Baugewerbe

Die Produktion im Baugewerbe stieg im Januar 

verglichen mit dem leicht abwärtsrevidierten 

Vormonat saisonbereinigt sehr kräftig an (+ 7%) 

und lag auch weit über dem vierten Vierteljahr 

(+ 6¾%). Wesentlich für das außerordentlich 

gute Ergebnis war ein Sprung der Leistung im 

Ausbaugewerbe (+ 15¾%), dessen Angaben 

allerdings in hohem Maße revisionsanfällig sind. 

Die verlässlicheren Daten zur Produktion im 

Bauhauptgewerbe zeigen dagegen einen leich-

ten Rückgang an (– 1%), der allerdings weit-

gehend auf die im Vergleich zum milden 

Dezember normalisierten Witterungsverhält-

nisse zurückzuführen ist. Von diesem Rückgang 

war besonders der Tiefbau betroffen, während 

die Produktion im Hochbau nahezu unverändert 

blieb. Die Auftragseingänge im Bauhauptge-

werbe, die im vierten Quartal das Niveau des 

Vorquartals saisonbereinigt deutlich (+ 10¾%) 

übertrafen, deuten darauf hin, dass die kräftige 

Belebung der Baukonjunktur noch länger anhal-

ten dürfte.

Bauproduktion 
stark expansiv 
und auch 
deutlich mehr 
Bauaufträge

Zur Wirtschaftslage in Deutschland *)

saisonbereinigt

Zeit

Auftragseingang (Volumen); 2010 = 100

Industrie

Bau haupt-
gewerbeinsgesamt

davon:

Inland Ausland

2015 2. Vj. 112,0 104,3 118,2 109,5
 3. Vj. 109,0 104,6 112,5 109,7
 4. Vj. 110,3 106,1 113,7 121,6

2015 Nov. 110,9 107,5 113,7 125,4
 Dez. 110,7 105,9 114,6 130,3

2016 Jan. 110,6 104,2 115,8 …

Produktion; 2010 = 100

Industrie

Bau -
gewerbeinsgesamt

darunter:

Vorleis-
tungs-
güter-
produ-
zenten

Inves-
titions-
güter-
produ-
zenten

2015 2. Vj. 110,7 106,3 118,2 105,5
 3. Vj. 110,4 105,8 118,3 104,5
 4. Vj. 110,0 106,1 117,4 105,8

2015 Nov. 109,7 106,1 116,3 106,9
 Dez. 109,9 107,2 116,2 105,5

2016 Jan. 113,4 107,6 122,4 112,9

Außenhandel; Mrd € nachr.:
Leis-
tungs-
bilanz-
saldo;
Mrd €Ausfuhr Einfuhr Saldo

2015 2. Vj. 302,25 236,94 65,31 63,92
 3. Vj. 299,27 238,98 60,29 69,11
 4. Vj. 297,18 236,85 60,33 63,95

2015 Nov. 99,40 79,68 19,72 21,89
 Dez. 98,72 78,40 20,32 19,89

2016 Jan. 98,20 79,35 18,85 19,56

Arbeitsmarkt

Erwerbs-
tätige

Offene
Stellen 1)

Arbeits-
lose

Arbeits-
losen-
quote
in %Anzahl in 1 000

2015 2. Vj. 42 971 554 2 793 6,4
 3. Vj. 43 082 578 2 792 6,4
 4. Vj. 43 213 609 2 768 6,3

2015 Dez. 43 263 618 2 753 6,3

2016 Jan. 43 337 628 2 734 6,2
 Febr. … 630 2 723 6,2

Preise; 2010 = 100

Einfuhr-
preise

Erzeuger-
preise
gewerb-
licher  
Produkte

Bau-
preise 2)

Ver-
braucher-
preise

2015 2. Vj. 102,7 104,4 111,1 107,1
 3. Vj. 100,6 103,9 111,5 107,0
 4. Vj. 99,1 102,9 111,8 106,9

2015 Dez. 98,3 102,6 . 106,7

2016 Jan. 96,5 101,8 . 106,6
 Febr. … 101,3 . 106,5

* Erläuterungen siehe: Statistischer Teil, XI, und Statis tisches Bei-
heft Saisonbereinigte Wirtschaftszahlen. 1  Ohne geförderte 
Stellen und ohne Saisonstellen. 2 Nicht saisonbereinigt.
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Arbeitsmarkt

Zu Jahresbeginn verstärkte sich der bereits zuvor 

kräftige Beschäftigungsaufbau noch. Die Zahl 

der Erwerbstätigen im Inland vergrößerte sich im 

Januar gegenüber dem Vormonat saisonberei-

nigt um 74 000 und der Vorjahresabstand wei-

tete sich auf 517 000 Personen oder 1,2% aus. 

Das Beschäftigungswachstum wird vor allem 

von der positiven Entwicklung der sozialversiche-

rungspflichtigen Stellen getragen, deren Zahl 

sich binnen Jahresfrist im Dezember außer-

ordentlich kräftig um 780 000 beziehungsweise 

2,6% erhöhte. Die ausschließlich geringfügige 

Beschäftigung ging den vorläufigen Angaben 

der Bundesagentur für Arbeit (BA) zufolge zum 

Jahresende 2015 dagegen weiter leicht zurück 

und lag nahezu 4% unter dem Niveau des Vor-

jahresmonats. Der rückläufige Trend der Selb-

ständigkeit hielt ebenfalls an. Die Intensität bei 

der Einstellungspraxis könnte sich allerdings 

demnächst etwas abschwächen. Darauf deutet 

das ifo Beschäftigungsbarometer hin, das sich 

insbesondere im Dienstleistungsbereich zuletzt 

merklich verschlechterte, gleichwohl insgesamt 

aber noch deutlich expansiv ausgerichtet ist. Der 

BA-Stellenindex (BA-X) blieb bei wenig Verände-

rung auf seinem hohen Niveau.

Die registrierte Arbeitslosigkeit ging im Februar 

wie schon in den Vormonaten saisonbereinigt 

spürbar zurück. Bei der BA waren zuletzt 2,72 

Millionen Personen als arbeitslos registriert, 

11 000 Personen weniger als im Vormonat. Die 

zugehörige Quote betrug wie im Januar 6,2%; 

sie lag damit um 0,3 Prozentpunkte unter dem 

Vorjahresmonat. Das Arbeitsmarktbarometer 

des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung blieb im Februar im neutralen Bereich. 

Die Arbeitslosigkeit dürfte somit in den nächs-

ten Monaten weitgehend unverändert auf 

ihrem niedrigen Stand bleiben.

Preise

Im Februar waren die Rohölnotierungen weiter-

hin von spürbaren Preisschwankungen gekenn-

zeichnet, stiegen aber ab der Monatsmitte in 

der Tendenz deutlich an. Verglichen mit dem 

Preisniveau im Januar lagen sie in US-Dollar ge-

rechnet im Mittel um 6½% höher, der Vorjah-

resstand wurde aber weiterhin um gut zwei 

Fünftel unterschritten. In der ersten Hälfte des 

März setzten die Rohölpreise ihre Aufwärts-

bewegung fort. Zum Abschluss dieses Berichts 

notierte das Fass Brent bei 42½ US-$. Der Auf-

schlag für zukünftige Rohöllieferungen betrug 

bei Bezug in sechs Monaten 2¼ US-$ und bei 

Lieferung in 12 Monaten 4½ US-$.

Die Einfuhr- und Erzeugerpreise setzten zu Jah-

resbeginn ihre Abwärtsbewegung verstärkt fort. 

Dazu trugen zwar überwiegend die rückläu-

figen Energiepreise bei, aber auch andere 

Waren wurden spürbar günstiger. Der negative 

Vorjahresabstand weitete sich bei den Einfuh-

ren im Januar auf – 3,8% aus. Im Inlandsabsatz 

sank die Rate im Zweimonatsmittel von Januar 

und Februar auf – 2,7% und damit etwas unter 

den Stand vom Dezember 2015.

Auf der Verbraucherstufe gaben die Preise im 

Februar mit saisonbereinigt – 0,1% wiederum 

leicht nach. Energie verbilligte sich weiter, auch 

wenn die Preisrückgänge nicht mehr so kräftig 

ausfielen wie in den Vormonaten. Ohne Energie 

blieben die Preise dagegen unverändert. Nah-

rungsmittel verteuerten sich leicht. Preise für 

gewerbliche Waren sanken auch aufgrund an-

haltender Schlussverkaufsaktivitäten für Beklei-

dung und Schuhe etwas. Obwohl die Verbrau-

cher für Pauschalreisen deutlich weniger zahlen 

mussten, blieben die Preise für Dienstleistungen 

insgesamt konstant. Wohnungsmieten verteu-

erten sich moderat. Insgesamt reduzierte sich 

die Vorjahresrate spürbar, auch weil die Preise 

im Februar 2015 kräftig gestiegen waren. Beim 

nationalen Verbraucherpreisindex (VPI) betrug 

die Vorjahresrate 0,0%, nach + 0,5% im Januar. 

Gemessen am harmonisierten Index (HVPI) 

drehte die Rate ins Negative und sank auf 

– 0,2%, nach + 0,4%. Ohne Energie gerechnet 

betrug die Vorjahresrate des VPI + 0,9% und 

die des HVPI + 0,8%. Damit lagen die Februar-

Ergebnisse zwar etwas unterhalb der Erwartun-

Beschäftigung 
sehr kräftig 
gestiegen, 
Wachstum 
dürfte sich aber 
abschwächen

Arbeitslosigkeit 
nochmals 
gesunken

Rohölpreise  
mit steigender 
Tendenz

Einfuhr- und 
Erzeugerpreise 
kräftig gesunken

Verbraucher-
preise erneut 
energiebedingt 
niedriger
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gen. Die Abweichungen hängen aber vor allem 

mit temporären Faktoren zusammen (Preissen-

kungen bei Pauschalreisen und Bekleidung), für 

die im weiteren Jahresverlauf eine Korrektur 

erwartet wird. Trotzdem dürfte basierend auf 

dem gegenwärtigen Pfad der Terminnotierun-

gen für Rohöl auch in den nächsten Monaten 

noch mit negativen Inflationsraten gemessen 

am HVPI-Gesamtindex zu rechnen sein.

Öffentliche Finanzen1)

Gesetzliche  
Krankenversicherung

Im Jahr 2015 verzeichnete die gesetzliche 

Krankenversicherung (GKV) nach ersten, noch 

vorläufigen Angaben ein Defizit von 3½ Mrd €, 

das gut 1 Mrd € über dem Vorjahresergebnis 

lag. Dabei blieb bei den Krankenkassen das 

Minus mit gut 1 Mrd € praktisch unverändert. 

In der Summe war dies so erwartet worden, da 

die kassenindividuellen Zusatzbeitragssätze mit 

durchschnittlich 0,83% unter dem Wert von 

0,9% lagen, den der GKV-Schätzerkreis als aus-

gabendeckend ermittelt hatte.2) Beim Gesund-

heitsfonds stieg das Defizit von gut 1 Mrd € im 

Jahr 2014 auf fast 2½ Mrd €. Auch dies war in 

etwa so zu erwarten gewesen, nachdem der 

Bund seinen Zuschuss zur Entlastung seines 

Haushalts um 2½ Mrd € gekürzt hatte.3) Somit 

verringerten sich die Rücklagen des Gesund-

heitsfonds auf 10 Mrd €. Auf der Kassenebene 

sanken die Finanzreserven auf insgesamt 14½ 

Mrd €.4)

Die Einnahmen der Krankenkassen wuchsen mit 

4% deutlich. Dabei stand einem Plus von 4½% 

aus den Zuweisungen des Gesundheitsfonds 

ein Rückgang bei den sonstigen Einnahmen ge-

genüber. Die Ausgaben der Krankenkassen leg-

ten mit 4% spürbar schwächer zu als im Jahr 

2014 (+ 5½%). Dabei zeigten vor allem die Arz-

neimittelaufwendungen eine deutliche Abfla-

chung. Sie waren im Jahr 2014 besonders stark 

gewachsen, weil gesetzlich vorgeschriebene 

Hersteller rabatte ausgelaufen waren, während 

im vergangenen Jahr die zwischen Kassen und 

Pharmaproduzenten ausgehandelten Rabatte 

weiter zunahmen. Insgesamt kam es allerdings 

immer noch zu einem Anstieg um 4½% (2014: 

+ 10%). Die Ausgaben für Heil- und Hilfsmittel 

Defizit in der 
gesetzlichen 
Krankenversiche-
rung 2015 
gestiegen

Krankenkassen 
mit geringerem 
Ausgaben-
anstieg

Finanzen der gesetzlichen 
Krankenversicherung *)

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit. * Gesundheitsfonds 
und  Krankenkassen  (konsolidiert).  Vorläufige  Vierteljahreser-
gebnisse.
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– 2

0

+ 2

+ 4

Mrd €, vierteljährlich

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (–)

Ausgaben

log. Maßstab

Einnahmen

1 In den Kurzberichten werden aktuelle Ergebnisse der 
öffentlichen Finanzen erläutert. In den Vierteljahresberich-
ten (Februar, Mai, August, November) erfolgt eine umfas-
sende Darstellung der Entwicklung der Staatsfinanzen im 
jeweils vorangegangenen Quartal. Detaillierte Angaben zur 
Haushaltsentwicklung und zur Verschuldung finden sich im 
Statistischen Teil dieses Berichts.
2 Bis zum Jahr 2014 wurde ein allgemeiner Sonderbeitrag 
von 0,9% von den Kassenmitgliedern erhoben, während 
die Krankenkassen nunmehr einen Zusatzbeitragssatz 
individuell festlegen. Im Herbst schätzt der GKV-Schätzer-
kreis den durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz, der für das 
Folgejahr erforderlich wäre, um die erwarteten Kassenaus-
gaben zu decken.
3 Die Kürzungen gegenüber dem regulären Bundeszuschuss 
von jährlich 14 Mrd € in den Jahren 2013 bis 2015 waren 
nach dem Willen des Gesetzgebers aus den Rücklagen des 
Gesundheitsfonds zu finanzieren. Im Jahr 2014 war der Zu-
schuss zwar noch stärker (um 3½ Mrd €) gekappt worden, 
allerdings entwickelten sich die beitragspflichtigen Einkom-
men und damit auch das Defizit günstiger als geplant.
4 Jede Kasse muss, ebenso wie der Gesundheitsfonds, min-
destens über Rücklagen von einem Viertel einer Monatsaus-
gabe verfügen (§ 261 Abs. 2 SGB V, § 271 Abs. 2 SGB V).

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
März 2016 
8



erhöhten sich mit etwas mehr als 4% ebenfalls 

deutlich schwächer als im Vorjahr (+ 8%), ins-

besondere weil seinerzeit die Vergütung für 

Hörgeräte sehr kräftig angehoben worden war. 

Auch beim Krankengeld kam es zu einer Ver-

langsamung, wobei das Plus mit 6% (2014: 

+ 9%) immer noch überdurchschnittlich ausfiel. 

Die Aufwendungen für den Bereich stationäre 

Versorgung, den größten Kostenblock, stiegen 

dagegen mit knapp 4% leicht unterdurch-

schnittlich. Dämpfend wirkten nicht zuletzt die 

noch schwächeren Zuwächse bei den Ausga-

ben für Zahnärzte sowie der Rückgang der 

sonstigen Ausgaben, nachdem mit der Umstel-

lung auf kassenindividuelle Zusatzbeitragssätze 

keine Prämien (2014: gut ½ Mrd €) mehr aus-

geschüttet werden dürfen. Zum spürbaren An-

stieg der Verwaltungskosten um fast 4% trugen 

einmalig höhere Altersrückstellungen einer 

Krankenkasse maßgeblich bei.

Die Einnahmen des Gesundheitsfonds stiegen 

im Jahr 2015 um fast 4%. Über das Wachstum 

der Beitragseinnahmen (einschl. der Zusatzbei-

träge) um 3½% hinaus wirkte sich hier positiv 

aus, dass die Kürzung des Bundeszuschusses 

um 1 Mrd € geringer ausfiel als noch im Jahr 

2014. Bei im Durchschnitt unverändertem Zu-

satzbeitragssatz hätten die Beiträge um gut 4% 

zugenommen. Für die erwerbstätigen Mitglie-

der ist dies auf die günstige Beschäftigungs- 

und Entgeltentwicklung zurückzuführen, für 

den vergleichbaren Anstieg der Beiträge auf 

Renten waren auch die Leistungsausweitungen 

vor allem in Form der abschlagsfreien Rente mit 

63 und der erhöhten Mütterrente von Bedeu-

tung. Bei vorgegebenen Zahlungen an die Kas-

sen (+ 4½%) lag das Defizit des Gesundheits-

fonds auf dem im Herbst 2014 vom Schätzer-

kreis erwarteten Wert.

Im laufenden Jahr ist mit der Rückkehr zum 

Bundeszuschuss von 14 Mrd € ein weitgehen-

der Abbau des Defizits beim Gesundheitsfonds 

angelegt. Zu Jahresbeginn ist der durchschnitt-

liche Zusatzbeitragssatz der Kassen deutlich auf 

fast 1,1% gestiegen und hat damit beinahe das 

vom Schätzerkreis für das Jahr 2016 als aus-

gabendeckend ermittelte Niveau erreicht. Da 

sich bisher keine größeren Abweichungen von 

den damaligen Annahmen abzeichnen, er-

scheint im laufenden Jahr ein zumindest annä-

hernd ausgeglichenes Ergebnis der GKV mög-

lich. Auf mittlere Sicht ist nicht zuletzt aufgrund 

der demografischen Veränderungen damit zu 

rechnen, dass der Anstieg der Leistungsaus-

gaben über den Zuwachs der beitragspflich-

tigen Einkommen hinausgeht. Ohne weitere 

Maßnahmen ergibt sich daraus selbst bei Ver-

zicht auf gesetzliche Leistungsausweitungen ein 

anhaltender Druck zur sukzessiven Anhebung 

der Zusatzbeitragssätze.

Wertpapiermärkte

Rentenmarkt

Am deutschen Rentenmarkt nahm die Emis-

sionstätigkeit im Januar 2016 wieder deutlich 

zu. Insgesamt wurden Anleihen für 122,8 Mrd € 

Defizit des 
Gesundheits-
fonds wie 
erwartet

Rückkehr zum 
Regel-Bundes-
zuschuss und 
Erhöhung der 
Zusatzbeitrags-
sätze deuten auf 
Defizitabbau im 
Jahr 2016 hin

Geringe Netto-
tilgungen am 
deutschen 
Rentenmarkt

Gesetzliche Krankenversicherung: 
Finanzierungsübersicht 2015 *)

Mrd €

Einnahmen Ausgaben

Gesundheitsfonds (GF)

Beiträge 184,57 Zuweisungen an KK 208,57
Zusatzbeiträge 10,22 Verwaltung 0,05
Bundeszuschüsse 11,38
Sonstige Einnahmen – 0,00
Defi zit 2,46
Insgesamt 208,62 Insgesamt 208,62

Krankenkassen (KK)

Zuweisungen des GF 208,57 Leistungsausgaben 202,07
Sonstige Beiträge 0,98 Verwaltung 10,35
Bundeszuschüsse 
an LKV 1) 0,12

Sonstige Ausgaben 1,14

Sonstige  
Einnahmen 2) 2,75
Defi zit 1,14
Insgesamt 213,56 Insgesamt 213,56

GKV-System insgesamt

Beiträge 195,77 Leistungsausgaben 202,07
Bundeszuschüsse 11,50 Verwaltung 10,40
Sonstige Einnahmen 2,74 Sonstige Ausgaben 1,14
Defi zit 3,60
Insgesamt 213,61 Insgesamt 213,61

* Vorläufi ge Vierteljahresergebnisse (KV 45). 1 Landwirtschaft-
liche Krankenversicherung. 2  Einschl. Differenz zu den vom  
Gesundheitsfonds ausgewiesenen Zuweisungen sowie aus For-
de run gen und Verbindlichkeiten.

Deutsche Bundesbank

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 

März 2016 
9



begeben, nach 67,2 Mrd € im Dezember 2015. 

Nach Abzug der gegenüber dem Vormonat 

niedrigeren Tilgungen und unter Berücksich-

tigung der Eigenbestandsver änderungen der 

Emittenten sank der Umlauf heimischer Renten-

werte jedoch um 1,9 Mrd €. Der Absatz auslän-

discher Schuldver schreibungen in Deutschland 

belief sich auf netto 9,5 Mrd €, sodass im Er-

gebnis im Januar Rententitel für 7,6 Mrd € am 

hiesigen Markt abgesetzt wurden.

Die Kreditinstitute erhöhten im Berichtsmonat 

ihre Kapitalmarktverschuldung, und zwar per 

saldo um 7,5 Mrd €. Dies ist im Ergebnis vor 

allem auf die flexibel gestaltbaren sonstigen 

Bankschuldverschreibungen (4,9 Mrd €) und auf 

Schuldverschreibungen der Spezial kreditinstitute 

(4,5 Mrd €) zurückzuführen. Hingegen wurden 

Hypothekenpfandbriefe sowie Öffentliche 

Pfandbriefe in Höhe von 1,5 Mrd € beziehungs-

weise 0,4 Mrd € netto getilgt.

Inländische Unternehmen begaben im Januar 

Anleihen per saldo für 2,9 Mrd €, nach 1,0 

Mrd € im Vormonat. Bei den Neuemissionen 

handelte es sich im Ergebnis überwiegend um 

Papiere mit einer Laufzeit von über einem Jahr. 

Vor allem nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 

erhöhten ihre Kapital marktverschuldung, und 

zwar um 1,9 Mrd €.

Die öffentliche Hand tilgte im Berichtsmonat 

eigene Schuldverschreibungen per saldo für 

12,3 Mrd € (Dezember 2015: Nettotilgungen in 

Höhe von 3,7 Mrd €). Vor allem der Bund führte 

seine Kapitalmarktverschuldung zurück (9,2 

Mrd €). Dabei tilgte er vor allem zehnjährige 

Bundesanleihen für 17,4 Mrd €. Dem standen 

Nettoemissionen von zweijährigen Schatz-

anweisungen (5,0 Mrd €) und 30-jährigen An-

leihen (1,1 Mrd €) gegenüber. Die Länder tilgten 

Anleihen für netto 3,0 Mrd €.

Auf der Erwerberseite trat am Rentenmarkt im 

Ergebnis vor allem die Bundesbank in Erschei-

nung; sie nahm im Rahmen des Ankaufpro-

gramms für Vermögenswerte Schuldverschrei-

bungen für 12,0 Mrd € in ihr Portfolio auf. Da-

bei handelte es sich überwiegend um inlän-

dische Titel der öffentlichen Hand. Ausländische 

Investoren und heimische Kreditinstitute erwar-

ben Rentenwerte für netto 2,6 Mrd € bezie-

hungsweise 2,2 Mrd €. Hingegen veräußerten 

inländische Nichtbanken Schuldverschreibun-

gen per saldo für 9,2 Mrd €.

Aktienmarkt

Am deutschen Aktienmarkt gab es im Januar 

kaum Emissionsaktivität. Inländische Unter-

nehmen begaben im Ergebnis lediglich für 0,1 

Mrd € Anteilscheine. Der Umlauf ausländischer 

Aktien in Deutschland sank im gleichen Zeit-

raum um 1,9 Mrd €. Erworben wurden Dividen-

dentitel im Ergebnis ausschließlich von hei-

mischen Nichtbanken (5,7 Mrd €), die sich vor 

allem für inländische Papiere interessierten (4,1 

Mrd €). Inländische Kreditinstitute und auslän-

dische Investoren reduzierten hingegen ihre Be-

Gestiegene 
Kapitalmarkt-
verschuldung 
der Kredit-
institute

Nettoemissionen 
von Unter-
nehmens-
anleihen

Kapitalmarkt-
verschuldung 
der öffentlichen 
Hand gesunken

Erwerb von 
Schuldver-
schreibungen

Kaum Netto-
emissionen am 
deutschen 
Aktienmarkt

Absatz und Erwerb von 
 Schuldverschreibungen

Mrd €

Position

2015 2016

Januar Dezember Januar

Absatz

Inländische Schuld-
verschreibungen 1) 12,0 – 57,8 –  1,9
darunter:

Bankschuld-
verschreibungen 9,1 – 55,2 7,5
Anleihen der 
 öffentlichen Hand 0,7 –  3,7 – 12,3

Ausländische Schuld-
verschreibungen 2) 11,4 –  1,5 9,5

Erwerb

Inländer 2,4 – 13,8 5,0
Kreditinstitute 3) 10,9 – 39,4 2,2
Deutsche 
 Bundesbank –  0,7 11,1 12,0
Übrige Sektoren 4) –  7,8 14,5 –  9,2
darunter:

inländische Schuld-
verschreibungen – 11,4 10,9 – 15,9

Ausländer 2) 21,0 – 45,5 2,6

Absatz bzw. Erwerb 
 insgesamt 23,4 – 59,3 7,6

1 Nettoabsatz zu Kurswerten plus/minus Eigenbestandsver-
änderungen bei den Emittenten. 2 Transaktionswerte. 3 Buch-
werte, statistisch bereinigt. 4 Als Rest errechnet.

Deutsche Bundesbank

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
März 2016 
10



stände per saldo um 5,9 Mrd € beziehungs-

weise 1,7 Mrd €.

Investmentfonds

Inländische Investmentfonds verzeichneten im 

Berichtsmonat Mittelzuflüsse in Höhe von 15,2 

Mrd €. Der Großteil entfiel dabei auf die den 

institutionellen Anlegern vorbehaltenen Spezial-

fonds (12,6 Mrd €). In den einzelnen Anlage-

klassen konnten insbesondere Gemischte Wert-

papierfonds neue Anteilscheine absetzen (6,4 

Mrd €), in geringerem Umfang aber auch Ren-

tenfonds (3,7 Mrd €), Offene Immobilienfonds 

(2,8 Mrd €) und Dachfonds (1,1 Mrd €). Auslän-

dische Kapitalanlage gesellschaften begaben im 

Januar Anteilscheine für 2,2 Mrd € in Deutsch-

land. Erworben wurden Investmentfondsanteile 

ausschließlich von inländischen Nichtbanken 

(18,4 Mrd €). Gebietsfremde Investoren und 

heimische Kreditinstitute trennten sich von 

Fondsanteilen für netto 0,6 Mrd € beziehungs-

weise 0,3 Mrd €.

Zahlungsbilanz

Die deutsche Leistungsbilanz verzeichnete im 

Januar 2016 einen Überschuss von 13,2 Mrd €. 

Das Ergebnis lag um 13,1 Mrd € unter dem 

Niveau des Vormonats. Dahinter standen 

sowohl ein niedrigerer Aktivsaldo im Waren-

handel als auch eine Verschlechterung des Sal-

dos im Bereich der „unsichtbaren“ Leistungs-

transaktionen, die Dienstleistungen sowie Pri-

mär- und Sekundäreinkommen umfassen.

Der Überschuss im Warenhandel sank im Januar 

gegenüber dem Vormonat um 5,3 Mrd € auf 

13,3 Mrd €. Dabei verringerten sich die 

Warenexporte, während die Warenimporte zu-

nahmen.

Bei den „unsichtbaren“ Leistungstransaktionen 

wurde im Januar ein geringfügiger Passivsaldo 

von 0,1 Mrd € verzeichnet, nach einem Über-

schuss von 7,7 Mrd € im Vormonat. Die größte 

Deutsche 
Investmentfonds 
verzeichnen 
Mittelzuflüsse

Leistungsbilanz-
überschuss stark 
vermindert

Aktivsaldo im 
Warenhandel 
gesunken

Wichtige Posten der Zahlungsbilanz

Mrd €

Position

2015 2016

Jan.r) Dez.r) Jan.p)

I. Leistungsbilanz + 14,9 + 26,3 + 13,2
1. Warenhandel 1) + 15,7 + 18,6 + 13,3

Ausfuhr (fob) 88,3 89,6 86,1
Einfuhr (fob) 72,6 71,0 72,8
nachrichtlich:

Außenhandel 2) + 15,9 + 19,0 + 13,6
Ausfuhr (fob) 90,0 92,0 88,7
Einfuhr (cif) 74,0 73,1 75,2

2. Dienstleistungen 3) –  1,7 +  1,0 –  2,8
Einnahmen 18,4 26,1 17,3
Ausgaben 20,1 25,1 20,1

3. Primäreinkommen +  5,1 + 11,2 +  5,0
Einnahmen 15,8 21,0 15,5
Ausgaben 10,7 9,8 10,5

4. Sekundäreinkommen –  4,2 –  4,5 –  2,3

II. Vermögensänderungsbilanz +  0,0 –  2,2 –  0,1

III. Kapitalbilanz (Zunahme: +) –  3,6 + 24,0 –  7,8
1. Direktinvestition + 10,2 + 10,4 –  4,2

Inländische Anlagen 
im Ausland +  5,2 +  5,1 –  6,7
Ausländische Anlagen
im Inland –  5,0 –  5,3 –  2,5

2. Wertpapieranlagen –  4,3 + 45,1 + 11,1
Inländische Anlagen 
in Wertpapieren aus-
ländischer Emittenten + 12,1 +  0,6 +  9,9

Aktien 4) –  0,8 +  2,4 –  1,9
Investmentfonds-
anteile 5) +  1,6 –  0,4 +  2,2
Langfristige Schuld-
verschreibungen 6) +  7,3 –  0,5 +  7,0
Kurzfristige Schuld-
verschreibungen 7) +  4,1 –  0,9 +  2,6

Ausländische Anlagen in 
Wertpapieren inländischer 
Emittenten + 16,5 – 44,5 –  1,2

Aktien 4) –  6,1 –  0,6 –  3,2
Investmentfondsanteile +  1,5 +  1,5 –  0,6
Langfristige Schuld-
verschreibungen 6) +  5,2 – 34,4 +  0,5
Kurzfristige Schuld-
verschreibungen 7) + 15,9 – 11,1 +  2,1

3. Finanzderivate 8) +  4,8 –  1,4 +  0,8
4. Übriger Kapitalverkehr 9) – 14,7 – 30,1 – 15,2

Monetäre Finanz-
institute 10) – 24,5 + 15,9 – 30,5

darunter: kurzfristig – 29,8 + 11,8 – 32,0
Unternehmen und  
Privatpersonen 11) +  6,0 – 30,9 –  1,1
Staat +  4,3 –  5,8 +  6,0
Bundesbank –  0,4 –  9,3 + 10,3

5. Währungsreserven 12) +  0,4 +  0,1 –  0,2

IV. Statistisch nicht aufglieder-
bare Transaktionen 13) – 18,6 –  0,1 – 20,9

1  Ohne Fracht- und Versicherungskosten des Außenhandels. 
2  Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik 
(Quelle: Statistisches Bundesamt). 3  Einschl. Fracht- und Ver-
sicherungskosten des Außenhandels. 4 Einschl. Genussscheine. 
5  Einschl. reinvestierter Erträge. 6  Langfristig: ursprüngliche 
Laufzeit von mehr als einem Jahr oder keine Laufzeitbegren-
zung. 7  Kurzfristig: ursprüngliche Laufzeit bis zu einem Jahr. 
8  Saldo der Transaktionen aus Optionen und Finanztermin-
geschäften sowie Mitarbeiteraktienoptionen. 9  Enthält ins-
besondere Finanz- und Handelskredite sowie Bargeld und Ein-
lagen. 10  Ohne Bundesbank. 11  Enthält fi nanzielle Kapital-
gesellschaften (ohne die Monetären Finanzinstitute) sowie 
nichtfi nanzielle Kapitalgesellschaften, private Haushalte und 
private Organisationen ohne Erwerbszweck. 12 Ohne Zuteilung 
von Sonderziehungsrechten und bewertungsbedingten Ände-
rungen. 13 Statistischer Restposten, der die Differenz zwischen 
dem Saldo der Kapitalbilanz und den Salden der Leistungs- 
sowie der Vermögensänderungsbilanz abbildet.
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Rolle für den Umschwung spielte der Rückgang 

der Nettoeinnahmen bei den Primäreinkommen 

um 6,2 Mrd € auf 5,0 Mrd €. Maßgeblich dafür 

war eine Normalisierung der sonstigen Ein-

künfte, nachdem im Dezember 2015 – wie zum 

Jahresende üblich – der Großteil der Agrarsub-

ventionen im Rahmen des EU-Haushalts ausge-

zahlt worden war. Hinzu kamen höhere Dividen-

denzahlungen an Gebietsfremde. Außerdem 

schwang in der Dienstleistungsbilanz der Posi-

tivsaldo vom Dezember (1,0 Mrd €) in ein Defizit 

von 2,8 Mrd € um. Dazu trugen vor allem ge-

ringere Einnahmen für EDV-Dienstleistungen 

bei. Demgegenüber verringerte sich der Passiv-

saldo bei den Sekundäreinkommen insbeson-

dere im Gefolge niedrigerer staatlicher Ausga-

ben um 2,2 Mrd € auf 2,3 Mrd €.

Die internationalen Finanzmärkte standen im 

Januar unter dem Einfluss starker Devisen- und 

Aktienkursbewegungen sowie einer möglichen 

weiteren geldpolitischen Lockerung im Euro-

Raum. Vor diesem Hintergrund ergaben sich 

im grenzüberschreitenden Wertpapierverkehr 

Deutschlands Netto-Kapitalexporte in Höhe 

von 11,1 Mrd €. Diese Entwicklung war über-

wiegend auf den Kauf von Wertpapieren durch 

gebietsansässige Anleger zurück zuführen (9,9 

Mrd €). Sie erwarben vor allem Anleihen (7,0 

Mrd €), Geldmarktpapiere (2,6 Mrd €) und 

Investmentzertifikate (2,2 Mrd €). Dagegen 

verkauften sie Aktien in Höhe von 1,9 Mrd €. 

Ausländische Investoren trennten sich im 

Januar per saldo von inländischen Wertpapie-

ren (1,2 Mrd €). Dem Verkauf von Aktien (3,2 

Mrd €) und Investmentzertifikaten (0,6 Mrd €) 

standen allerdings Käufe von Geldmarktpapie-

ren (2,1 Mrd €) und Anleihen (0,5 Mrd €) ge-

genüber.

Im Bereich der Direktinvestitionen kam es im 

Januar zu Netto-Kapitalimporten, und zwar in 

Höhe von 4,2 Mrd €. Heimische Unternehmen 

zogen per saldo Kapital von verbundenen 

Unternehmen im Ausland in Höhe von 6,7 

Mrd € ab. Dies erfolgte ausschließlich über Mit-

telzuflüsse bei den konzerninternen Krediten 

(10,5 Mrd €). Hingegen stockten gebiets-

ansässige Direktinvestoren ihr Beteiligungs-

kapital im Ausland um 3,8 Mrd € auf. Auslän-

dische Anleger verringerten ihre Direktinvesti-

tionen in Deutschland im Januar per saldo um 

2,5 Mrd €. Hierbei spielte ebenfalls der Abbau 

konzerninterner Kredite eine wesentliche Rolle 

(6,5 Mrd €). Zugleich erhöhten gebietsfremde 

Investoren das Beteiligungskapital an deutschen 

Unternehmen um 4,1 Mrd €.

Im übrigen statistisch erfassten Kapitalverkehr, 

der sowohl Finanz- und Handelskredite (soweit 

diese nicht zu den Direktinvestitionen zählen) 

als auch Bankguthaben und sonstige Anlagen 

umfasst, ergaben sich im Januar Netto-Kapital-

importe in Höhe von 15,2 Mrd €. Diese waren 

maßgeblich auf Monetäre Finanzinstitute (ohne 

Bundesbank) zurückzuführen (30,5 Mrd €). 

Unternehmen und Privatpersonen verzeichne-

ten ebenfalls einen Mittelzufluss (1,1 Mrd €). Im 

Gegensatz dazu kam es bei den staatlichen Stel-

len zu Netto-Kapitalexporten (6,0 Mrd €). Die 

Nettoforderungen der Bundesbank gegenüber 

dem Ausland erhöhten sich zudem um 10,3 

Mrd €. Dahinter stand hauptsächlich die Ab-

nahme von ausländischen Einlagen bei der Bun-

desbank um 7,5 Mrd €.

Die Währungsreserven der Bundesbank nah-

men im Januar – zu Transaktionswerten gerech-

net – um 0,2 Mrd € ab.

Verschlechte-
rung des Saldos 
bei den 
„unsicht baren“ 
Leistungstrans-
aktionen

Mittelabfluss 
im Wertpapier-
verkehr

Netto-Kapital-
importe bei 
den Direkt-
investitionen

Mittelzuflüsse im 
übrigen Kapital-
verkehr

Währungs-
reserven
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Zur Schwäche des Welthandels

Der Welthandel enttäuschte in den letzten Jahren. Hatte er zwischen 1980 und 2007 noch mit 

Raten von durchschnittlich 6% pro Jahr zugelegt, verringerte sich sein Expansionstempo seitdem 

auf weniger als 3%. Zwar kann ein Großteil des Rückgangs auf die Verlangsamung des weltweiten 

Wirtschaftswachstums zurückgeführt werden. Aber auch die globale Handelselastizität, das heißt 

das Verhältnis der Änderungsraten von Welthandel und globaler Wirtschaftsleistung, nahm ab. 

Dies lässt Befürchtungen aufkommen, das Tempo der Globalisierung und damit der internationalen 

Spezialisierung habe sich verringert – mit nachteiligen Folgen für den wirtschaft lichen Fortschritt.

Es kann jedoch gezeigt werden, dass die mit dem Konvergenzprozess verbundenen Verschiebungen 

des weltwirtschaftlichen Wachstums hin zu den Schwellenländern einen erheblichen Teil des Rück-

gangs erklären. Die Schwellenländer, deren Bedeutung in der Weltwirtschaft stetig steigt, zeichnen 

sich durch eine deutlich geringere Handelselastizität aus als die Fortgeschrittenen Volkswirt-

schaften. Zudem war die Gewichtsverlagerung hin zu den Schwellenländern bei den handels-

intensiven Komponenten der Wirtschaftsleistung besonders ausgeprägt. So wurde die Zunahme 

der globalen Investitionstätigkeit wie auch der weltweiten Industrieproduktion seit 2008 allein 

durch die aufstrebenden Volkswirtschaften erbracht.

Deshalb ist zu fragen, was hinter der geringen Handelselastizität des Wirtschaftswachstums in 

wichtigen Schwellenländern steht. Langfristig müssen sich Ein- und Ausfuhren ähnlich entwickeln, 

wenn Ungleichgewichte nicht immer größer werden sollen. Dann aber bremst das langsamere 

Wachstum der Absatzmärkte in den Fortgeschrittenen Volkswirtschaften den Außenhandel der 

Schwellenländer. Speziell die chinesischen Exporte scheinen an Grenzen zu stoßen. Mit der rasch 

zunehmenden Bedeutung in der Welt wird China von einer „kleinen“ zu einer „großen“ Volkswirt-

schaft, für die der internationale Güteraustausch eine geringere Rolle spielt; das Wachstumsmodell 

der zweitgrößten Wirtschaft kann langfristig nicht überwiegend auf dem Export gründen.

Alles in allem dürfte die enttäuschende Entwicklung des internationalen Handels in den ver-

gangenen Jahren im Wesentlichen das Wachstumsprofil der Weltwirtschaft reflektieren. Hinweise 

auf eine originäre Schwäche des Welthandels oder einen starken Einfluss handelspolitischer Maß-

nahmen sind kaum auszumachen. Da der Wachstumsvorsprung der Schwellenländer anhalten 

dürfte, ist weiterhin mit einer recht geringen Handelsintensität des globalen Wirtschaftswachstums 

zu rechnen.
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Symptome und Diagnosen

In den letzten Jahren blieb das Expansions-

tempo des Welthandels weit hinter den Erwar-

tungen zurück. In den Jahren von 1980 bis 

2007 hatte das Handelsvolumen den Angaben 

des Internationalen Währungsfonds (IWF) zu-

folge im Mittel noch um 6% pro Jahr zugenom-

men. Seitdem waren es nur noch knapp 3%. 

Berechnet man für die Jahre 1979 bis 2007 

einen log-linearen Trend und schreibt diesen 

fort, unterschritt das Handelsvolumen im Jahr 

2015 diesen Pfad um gut 17%. Unmittelbar vor 

der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise war 

der Trend noch um 7% übertroffen worden.

Ein Großteil der Schwäche des Welthandels 

kann rechnerisch auf die Moderation des globa-

len Wirtschaftswachstums zurückgeführt wer-

den. Nicht nur der internationale Güteraus-

tausch, sondern auch die weltweite Wirtschafts-

leistung ist seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 

auf einen niedrigeren und flacheren Expan-

sionspfad eingeschwenkt. Aggregiert man die 

nationalen Wachstumsraten des realen Brutto-

inlandsprodukts (BIP) mithilfe von Marktwech-

selkursen, erhöhte sich die globale Wirtschafts-

aktivität im Schnitt der Jahre 1980 bis 2007 um 

3%; seitdem wurde aber nur noch eine Zu-

nahme um 2% pro Jahr verzeichnet. Ent-

sprechend verfehlte auch die weltweite Wert-

schöpfung im vergangenen Jahr ihren früheren 

Trendpfad. Eine Schätzung des log-linearen Zu-

sammenhangs mit der globalen Wirtschaftsleis-

tung erklärt die Abweichung des Welthandels 

von seinem Vorkrisenpfad zu zwei Dritteln.1)

Allerdings hat sich auch das Verhältnis des 

Wachstums zwischen Welthandel und globaler 

Produktion verschoben. Eine rollierende Relation 

der durchschnittlichen Wachstumsraten über 

jeweils fünf Jahre legt eine spürbare Abnahme 

der sogenannten Welthandelselastizität nach 

der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise nahe 

(siehe technische Erläuterungen auf S. 34 ff.).2) 

In dieser Rechnung zeigt sich zudem, dass die 

Elastizität bereits zuvor größeren Schwankun-

gen unterlegen hat. Auffällig ist der tenden-

zielle Anstieg in den späten achtziger und frü-

hen neunziger Jahren, gefolgt von einem Rück-

gang um die Jahrtausendwende. Setzt man die 

durchschnittlichen Änderungsraten beider 

Größen für den gesamten Vorkrisenzeitraum 

zueinander in Beziehung, ergibt sich eine Elas-

tizität von 2. Deshalb gingen viele Experten da-

von aus, dass der Welthandel über längere Zeit-

räume etwa doppelt so schnell wie die globale 

Wirtschaftsaktivität wachsen würde. In der 

Nur verhaltenes 
Wachstum des 
Welthandels in 
den letzten 
Jahren

Welthandels-
schwäche  
großteils auf 
geringeres 
globales Wirt-
schaftswachs-
tum zurück-
zuführen

Dynamik des 
Welthandels 
aber auch im 
Verhältnis zum 
Wirtschafts-
wachstum  
enttäuschend

Welthandelsvolumen

Quelle:  Eigene  Berechnungen  auf  Basis  von  Daten  des  IWF 
(World Economic Outlook,  Oktober  2015);  Angaben des  IWF 
zu 2015 sind teilweise geschätzt. 1 Log-linearer Trend für den 
Zeitraum 1979 bis  2007,  extrapoliert.  2 Welthandelsvolumen 
an Waren und Dienstleistungen,  2007 = 100.  3 Gemäß linea-
rem Zusammenhang zwischen den logarithmierten Niveaus des 
Welthandelsvolumens  und  der  globalen  Wirtschaftsleistung 
(auf  Basis  von  Marktwechselkursen)  im  Zeitraum  1979  bis 
2007.
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1 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Zum empirischen Zusam-
menhang zwischen Welthandel und Wirtschaftsleistung, 
Monatsbericht, November 2013, S. 14 –18.
2 Betrachtet man das Niveau des Welthandelsvolumens, 
sind die Abweichungen gegenüber einem log-linearen Zu-
sammenhang zur globalen Wirtschaftsleistung (geschätzt 
für den Zeitraum 1979 bis 2007) ab dem Jahr 2008 rück-
läufig. Dies weist ebenfalls auf eine mögliche Abnahme der 
Elastizität nach 2007 hin.
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Nachkrisenzeit verringerte sich diese Relation 

aber auf 1,4.3)

Diese hartnäckige, so nicht erwartete Verringe-

rung der Welthandelselastizität in den vergan-

genen Jahren ist erklärungsbedürftig. Das hohe 

Tempo der Globalisierung in den Vorkrisenjah-

ren war als wichtiger Wachstumsmotor für die 

Weltwirtschaft angesehen worden. Eine ge-

nuine Schwäche des internationalen Handels 

könnte die allgemeine Wirtschaftsentwicklung 

beeinträchtigen und wirtschaftspolitische Ge-

genmaßnahmen erforderlich machen.

Als mögliche Ursachen für die besondere 

Schwäche des Welthandels sind zyklische und 

strukturelle Faktoren benannt worden. Struktu-

relle Faktoren verändern den Zusammenhang 

zwischen internationalem Handel und Wirt-

schaftsleistung grundlegend und damit nach-

haltig. Dazu zählen insbesondere das Tempo 

der Spezialisierung, auch in Form länderüber-

greifender Produktionsketten, das Ausmaß an 

Protektionismus oder die Rolle von Finanzie-

rungsrestriktionen.

Der kurzfristige konjunkturelle Einfluss wird 

ersichtlich, wenn anstelle mehrjähriger Durch-

schnitte die jährlichen Quotienten der Ände-

rungsraten des Welthandelsvolumens und der 

globalen Wirtschaftsleistung betrachtet wer-

den. Die so gemessenen Elastizitäten brachen 

insbesondere in den Jahren 1982 und 2001 ein, 

als der internationale Handel zurückging oder 

zumindest stagnierte, während sich das globale 

Wachstum erheblich verlangsamte. Aber auch 

der scharfe Anstieg der Relation im Jahr 2009 

verdeutlicht den zyklischen Einfluss. Damals 

schrumpfte das Handelsvolumen um ein Viel-

faches stärker als die Wirtschaftsleistung, sodass 

sich die Elastizität rechnerisch erhöhte, wenn-

gleich dies ein Ausdruck der besonderen Han-

delsschwäche war.4)

Maßgeblich für die ausgeprägte zyklische 

Reagibilität des internationalen Handels ist, 

dass sich die Handelsaktivitäten stärker auf die 

Produkte des Verarbeitenden Gewerbes kon-

zentrieren und weniger auf die konjunkturell 

stabileren Dienstleistungen. Letztere machen 

jedoch den Löwenanteil der Wirtschaftsleis-

Mögliche 
Implikationen 
für Wirtschafts-
politik

Diskussion über 
zyklische und 
strukturelle 
Ursachen

Starke konjunk-
turelle Einflüsse 
1982, 2001 und 
2009

Fokussierung 
des internatio-
nalen Handels 
auf Waren, nicht 
zuletzt Inves-
titionsgüter, …

Wachstum des Welthandelsvolumens 
und der globalen Wirtschaftsleistung

Quelle: IWF (World Economic Outlook, Oktober 2015) und ei-
gene Berechnungen; Angaben des IWF zu 2015 sind teilweise 
geschätzt.  1 Waren  und Dienstleistungen.  2 Aggregation  na-
tionaler  Wachstumsraten  des  realen  BIP  mithilfe  von  Markt-
wechselkursen.
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3 Fasst man die nationalen BIP-Raten alternativ mithilfe 
kaufkraftparitätischer Wechselkurse zusammen, hat sich die 
so berechnete Elastizität noch deutlicher verringert, nämlich 
von 1,7 auf nur noch 0,9. Allerdings sind Wechselkurse auf 
Basis von Kaufkraftparitäten für den internationalen Handel 
ohne Bedeutung, sodass die mit ihrer Hilfe berechnete Wirt-
schaftsleistung der Welt in diesem Zusammenhang keinen 
geeigneten Maßstab darstellt. Vgl.: Deutsche Bundesbank 
(2013), Zum empirischen Zusammenhang zwischen Welt-
handel und Wirtschaftsleistung, a. a. O.; sowie P. Ollivaud 
und C. Schwellnus, Does the Post-Crisis Weakness of Global 
Trade Solely Reflect Weak Demand?, OECD Journal: Econo-
mic Studies, Vol. 2015/ 1, S. 269 – 297.
4 Während sich die weltweite Wirtschaftsleistung (auf Basis 
von Marktwechselkursen) 2009 um 2% gegenüber dem 
Vorjahr verringerte, sackte das globale Handelsvolumen um 
gut 10% ab. In der Relation der Durchschnittsraten über 
mehrere Jahre wirkt dies allerdings dämpfend auf die Elas-
tizität. Vgl. auch: C. Freund, The Trade Response to Global 
Downturns, in: R. Baldwin (Hrsg., 2009), The Great Trade 
Collapse: Causes, Consequences and Prospects, Center for 
Economic Policy Research, VoxEU.org Report, London, 
S. 59 –70.
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tung aus.5) Zu beachten ist ferner, dass die 

jeweiligen Ströme unterschiedlichen Verwen-

dungen zugeführt werden. Die Wirtschaftsleis-

tung (bzw. Wertschöpfung) ist eine Nettogröße, 

die sich nach Abzug von Vorleistungen ergibt. 

Es handelt sich um Einkommen, das letztlich 

entweder konsumiert oder investiert wird. Da-

bei entfallen drei Viertel der weltweiten Aus-

gaben auf den Verbrauch, nur ein Viertel auf 

investive Zwecke. Demgegenüber sind Exporte 

und Importe Bruttogrößen, die in großem Um-

fang Vorleistungen enthalten. Primär- und Zwi-

schenerzeugnisse machen mehr als 60% des 

internationalen Warenhandels aus. Zudem sind 

die Anteile der Konsum- und Investitionsgüter 

am internationalen Warenverkehr (mit ca. 22% 

bzw. 15%) erheblich ausgewogener als an der 

gesamtwirtschaftlichen Verwendung.

In Rezessionen werden vor allem die Ausgaben 

für solche Güter aufgeschoben, auf deren An-

schaffung vorübergehend leicht verzichtet wer-

den kann. Das gilt in erster Linie für langlebige 

Konsum- und Investitionsgüter. Deshalb unter-

liegt die industrielle Produktion weitaus stärke-

ren Ausschlägen als die Wertschöpfung im 

Dienstleistungsbereich. Entsprechend markant 

sind aber auch die Fluktuationen des internatio-

nalen Handels, für den die Investitionsgüter 

eine vergleichsweise hohe Bedeutung haben, 

insbesondere wenn die zugehörigen Vorleistun-

gen berücksichtigt werden. Dazu passt auf der 

gesamtwirtschaftlichen Verwendungsseite, dass 

neben dem Export vor allem den Investitionen 

ein hoher Importgehalt zugerechnet wird.6)

Nicht zuletzt die deutliche Verringerung der 

internationalen Warenströme im Winterhalbjahr 

2008/ 2009 wurde im Zusammenhang mit der 

damaligen Synchronität der rezessiven Tenden-

zen über Ländergrenzen hinweg gesehen, ge-

rade mit Blick auf die Industrieproduktion und 

Investitionstätigkeit.7) Diese zyklische Deutung 

der damaligen Welthandelsschwäche schien 

sich durch die recht kraftvolle Erholung in den 

Jahren unmittelbar nach der Krise zu bestä-

tigen. Als das globale Wirtschaftswachstum 

2012 nachließ, verlangsamte sich die Expansion 

im grenzüberschreitenden Güteraustausch wie-

der deutlicher. Zwar wurden in Studien weiter-

hin zyklische Einflüsse hervorgehoben, ins-

besondere die hartnäckige Investitionsschwä-

che in Fortgeschrittenen Volkswirtschaften.8) 

Allerdings scheint ein erheblicher Teil der Flaute 

des internationalen Handels unerklärt zu blei-

ben, selbst wenn die veränderte Zusammenset-

zung der globalen Nachfrage berücksichtigt 

wird.9) Ein derartiges Residuum wird häufig als 

Beleg für den Einfluss struktureller Faktoren ge-

wertet.

An Bedeutung hat vor allem das Argument ge-

wonnen, die Expansion internationaler Wert-

schöpfungsketten – oder gar die Globalisierung 

selbst – habe sich verlangsamt. In einer vielfach 

zitierten Studie sehen Constantinescu et al. 

(2015) darin die Ursache für eine Verschiebung 

der langfristigen Beziehung zwischen Welthan-

del und Wirtschaftsleistung.10) Bislang wurde 

… bedingt 
starke zyklische 
Fluktuationen

Neben konjunk-
turellen  
Einflüssen …

… auch  
strukturelle  
Verwerfungen 
diskutiert

5 Die gesamtwirtschaftliche Erzeugung umfasst viele Güter, 
die üblicherweise über Ländergrenzen hinweg nicht gehan-
delt werden. Dazu gehören neben zahlreichen Dienstleis-
tungen auch Bauten. Angaben der Weltbank zufolge ent-
fallen rd. 70% des globalen Produktionswertes auf Dienst-
leistungen. Mit einem Anteil von lediglich einem Fünftel 
spielen diese aber für den Welthandel eine untergeordnete 
Rolle. Der internationale Güteraustausch fokussiert sich auf 
Waren, insbesondere auf Erzeugnisse des Verarbeitenden 
Gewerbes. Diese machen zwar lediglich ein Sechstel der 
globalen Produktion aus, aber die Hälfte des Welthandels.
6 Vgl.: M. Bussière, G. Callegari, F. Ghironi, G. Sestieri und 
N. Yamano (2013), Estimating Trade Elasticities: Demand 
Composition and the Trade Collapse of 2008 – 2009, Ameri-
can Economic Journal: Macroeconomics, Vol  5, No  3, 
118 –151.
7 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Finanzmarktschock und Ein-
bruch der Industrieproduktion in fortgeschrittenen Volks-
wirtschaften, Monatsbericht, Mai 2009, S.  14 f.; sowie 
R. Baldwin, The Great Trade Collapse: What Caused It and 
What Does It Mean?, in: R. Baldwin (Hrsg., 2009), The 
Great Trade Collapse: Causes, Consequences and Prospects, 
Center for Economic Policy Research, VoxEU.org Report, 
London, S. 1–14.
8 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Zur Investitionstätigkeit 
im Euro-Raum, Monatsbericht, Januar 2016, S. 33 – 52.
9 Boz et al. (2014) betrachten den Rückstand des Import-
volumens gegenüber einem fortgeschriebenen langfristigen 
Trend für 18 Fortgeschrittene Volkswirtschaften im Zeitraum 
vom ersten Quartal 2012 bis zum zweiten Jahresviertel 
2014. Mithilfe des Modells von Bussière et al. (2013) führen 
sie gut die Hälfte des Rückstandes auf konjunkturelle Ein-
flüsse zurück. Vgl.: E. Boz, M. Bussière und C. Marsilli 
(2014), Recent Slowdown in Global Trade: Cyclical or Struc-
tural, VoxEU.org.
10 Vgl.: C. Constantinescu, A. Mattoo und M. Ruta (2015), 
The Global Trade Slowdown: Cyclical or Structural?, IMF 
Working Paper, Nr. 15/ 6.
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die internationale Rolle Chinas oft als Beispiel 

der vertikalen Spezialisierung („verlängerte 

Werkbank“) charakterisiert, da dort in erster 

Linie importierte Vorleistungen weiterverarbei-

tet würden, um die erzeugten Fertigprodukte in 

die USA zu exportierten. Nun aber verdeutliche 

die schwache Entwicklung der Einfuhren gerade 

dieser Länder die Verlangsamung im Ausbau 

der internationalen Arbeitsteilung. Darüber 

hinaus wird in vielen Studien die mögliche Be-

deutung des Protektionismus für die Trägheit 

des Welthandels diskutiert.

Welthandel und 
Wirtschaftsleistung 

Freilich greift die gängige Unterscheidung zwi-

schen zyklischen und strukturellen Ursachen der 

Trägheit des Welthandels zu kurz. Neben der 

Zusammensetzung der Wirtschaftsleistung nach 

Verwendungszwecken können auch andere 

Kompositionseffekte die globale Handelselasti-

zität beeinträchtigen. Zudem muss ihr Einfluss 

nicht zwingend temporär sein.

Geografische Komposition

Dem deutlichen Rückgang der globalen Han-

delselastizität steht eine geringere Abnahme 

der Elastizitäten für die Gruppen der Fort-

geschrittenen Volkswirtschaften beziehungs-

weise der Schwellen- und Entwicklungsländer 

gegenüber. So hat sich die Relation der durch-

schnittlichen Wachstumsraten der Importe11) 

und des BIP im Fall der letztgenannten Gruppe 

von 1,4 vor der Krise auf 1,0 seit 2008 reduziert; 

für die Industrieländer ergibt sich sogar lediglich 

eine Verminderung von 2,1 auf 1,9. Die Diskre-

panz zwischen dem vergleichsweise kleinen 

Was erklärt den 
Rückgang der 
Welthandels-
elastizität seit 
der Krise?

Diskrepanzen 
zwischen 
globaler und 
regionaler 
Betrachtung

Indikatoren für den Bedeutungsgewinn 
der Schwellen- und Entwicklungsländer

Quelle: IWF (World Economic Outlook, Oktober 2015) und ei-
gene Berechnungen; Angaben des IWF zu 2015 sind teilweise 
geschätzt. Länderkreise des IWF. 1 Aggregation auf Basis kauf-
kraftparitätischer  Wechselkurse.  2 Nominal  (US-Dollar-Basis), 
Umrechnung mit Marktwechselkursen. 3 Approximation durch 
Gewichtung der  Wachstumsraten des  realen BIP  für  die  Län-
derkreise  (zu  kaufkraftparitätischen  Wechselkursen)  mit  ihren 
Anteilen am nominalen BIP (zu Marktwechselkursen). 4 Wachs-
tumsrate des realen BIP des Länderkreises (zu kaufkraftparitäti-
schen Wechselkursen) bezogen auf das Wachstum der globa-
len Wirtschaftsleistung zu Marktwechselkursen.
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11 Während auf globaler Ebene Importe und Exporte über-
einstimmen sollten, gilt dies für einzelne Volkswirtschaften 
nicht. Um den Zusammenhang zur Wirtschaftsaktivität auf 
Länderebene zu prüfen, ist die Betrachtung der Einfuhren 
üblich. Denn die Importe werden weithin in Abhängigkeit 
von der Gesamtnachfrage einer Volkswirtschaft gesehen, 
wohingegen die Exporte stärker von der ausländischen 
Nachfrage geprägt werden.
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Rückgang für die einzelnen Länderkreise und 

der spürbaren Abnahme für die weltweite 

Relation deutet auf Kompositionseffekte hin. 

Wegen der geringeren Handelselastizität der 

Schwellenländer kann bereits eine Verschie-

bung des Wachstumsschwerpunkts zugunsten 

dieser ersten Gruppe die globale Elastizität 

dämpfen, auch wenn sich die Zusammenhänge 

auf der tieferen Ebene nicht verändert haben.12)

Tatsächlich ist die Expansion der Weltwirtschaft 

in den vergangenen Jahren ganz wesentlich von 

den Schwellenländern getragen worden, nach-

dem in den achtziger und neunziger Jahren 

noch die Fortgeschrittenen Volkswirtschaften 

einen dominierenden Einfluss ausgeübt hatten. 

Während sich das Wachstum des realen BIP in 

den Industrieländern im Zeitablauf deutlich ab-

schwächte, verstärkte sich die Dynamik in den 

aufstrebenden Volkswirtschaften mitunter 

sogar. Seit dem Jahr 2000 belief sich der jähr-

liche Wachstumsvorsprung der Schwellenländer 

auf mindestens 1¾ Prozentpunkte. Als die Fort-

geschrittenen Volkswirtschaften 2009 in eine 

tiefe Rezession stürzten, erreichte er sogar 6½ 

Prozentpunkte. In der Folge verdoppelten die 

Schwellenländer ihren Anteil an der weltweiten 

Wirtschaftsleistung zwischen 1999 und 2015 

auf knapp 40%. In ähnlichem Umfang nahm 

auch ihre Bedeutung für den internationalen 

Handel zu. Deshalb prägen die Schwellenländer 

nun ganz wesentlich das globale Expansions-

tempo, und die Verlangsamung in den Fort-

geschrittenen Volkswirtschaften schlägt nicht 

mehr in dem Maße auf die globale Rate durch, 

wie sie es früher getan hätte.

Ein einfaches kontrafaktisches Experiment 

demonstriert die Bedeutung der Gewichtsver-

lagerungen innerhalb der Weltwirtschaft für die 

Handelsintensität des globalen Wachstums. 

Dazu werden im Folgenden Daten zu insgesamt 

42 Volkswirtschaften herangezogen, einschließ-

lich einiger wichtiger Schwellenländer, und 

deren Importelastizitäten als Relation der durch-

schnittlichen Wachstumsraten des Importvolu-

mens und des realen BIP in der Vorkrisenzeit 

(1980 bis 2007) bestimmt. Anschließend wer-

den die länderspezifischen Elastizitäten über 

den gesamten Zeitraum bis 2014 konstant ge-

halten und lediglich ihre Gewichte, das heißt 

die nationalen Importanteile und relativen 

Wachstumsraten, gemäß den tatsächlichen Da-

Verschiebung 
des globalen 
Wachstums 
zugunsten der 
Schwellenländer

Abnahme 
der globalen 
Elastizität zu 
wichtigem Teil 
auf Verschie-
bung der glo ba-
len Gewichte 
zurück-
zuführen, …

Tatsächliche und hypothetische 
Welthandelselastizität*)

Quelle:  Eigene  Berechnungen auf  Basis  von Daten der  Welt-
bank (World Development Indicators) und des IWF (World Eco-
nomic Outlook, Oktober 2015); Angaben des IWF zu 2015 sind 
teilweise geschätzt. * Welt als Aggregat für 42 Länder, Länder-
kreise  gemäß Einteilung des  IWF.  Angaben zu Elastizität  und 
Beiträgen  ohne  Einheit.  1 Quotient  der  (gleitenden)  durch-
schnittlichen Wachstumsraten der realen Einfuhren (Waren und 
Dienstleistungen)  und des  realen  BIP  über  die  jeweils  letzten 
fünf  Jahre.  2 Annahme  einer  konstanten  Elastizität  auf  Län-
derebene über den gesamten Zeitraum, vorgegeben als Quoti-
ent  der  durchschnittlichen Wachstumraten der  realen Einfuh-
ren und des realen BIP über den Zeitraum 1980 bis 2007.
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SchwellenländerIndustrieländer

insgesamt

12 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Zum Rückgang der Elastizi-
tät des Welthandels gegenüber der globalen Wirtschafts-
leistung, Monatsbericht, Januar 2015, S. 27– 30. Ein Grund 
für die relativ geringe Handelsintensität des Wirtschafts-
wachstums in den Schwellenländern könnte sein, dass ein 
gegebener Impuls aus dem Ausland dort eine vergleichs-
weise starke Zunahme des Einkommens (von niedrigerem 
Niveau aus) generiert.
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ten variiert.13) Im Ergebnis weicht die berech-

nete hypothetische globale Handelselastizität in 

den letzten Jahren erheblich von dem Vorkri-

senschnitt von 2 nach unten ab; in den Jahren 

2012 und 2013 fällt sie auf 1½. Insgesamt kann 

auf diese Weise der Rückgang der globalen 

Elastizität etwa zur Hälfte erklärt werden.14)

Die Zerlegung der globalen Handelselastizität in 

ihre Bestandteile erlaubt es, die rechnerischen 

Beiträge einzelner Volkswirtschaften oder Län-

dergruppen zu ermitteln. Aus dem Unterschied 

zwischen den tatsächlichen und hypothetischen 

Beiträgen kann geschlossen werden, inwieweit 

Veränderungen der nationalen Elastizitäten auf 

globaler Ebene bedeutsam geworden sind. So 

wird der Anstieg der tatsächlichen Welthandels-

elastizität im Verlauf der achtziger und neun-

ziger Jahre nur zu einem kleinen Teil hypothe-

tisch nachvollzogen. Dahinter steht vor allem, 

dass das Wirtschaftswachstum gerade in den 

Industrieländern handelsintensiver wurde. Die 

spätere Abnahme der globalen Elastizität hin-

gegen wird großteils auch im Rahmen des Ge-

dankenexperiments nachvollzogen. Das bedeu-

tet, dass sie in diesem Umfang auf die Verschie-

bung des globalen Wachstums zugunsten der 

Schwellenländer zurückgeführt werden kann. 

Nicht zuletzt die wirtschaftliche Schwäche des 

Euro-Raums hat demnach im Gefolge der 

Finanz- und Wirtschaftskrise sowie später der 

Staatsschuldenkrise den Welthandel beeinträch-

tigt. Im Fall der USA allerdings ist der tatsäch-

liche Beitrag zur globalen Handelselastizität in 

den vergangenen Jahren zeitweise merklich hin-

ter dem hypothetischen zurückgeblieben, so-

dass hier über die Verlangsamung der BIP-

Expansion hinaus auch eine spezifische Import-

schwäche zu Buche schlägt. Im Wesentlichen 

aber kann die Lücke zwischen der tatsächlichen 

und der hypothetischen globalen Elastizität ab 

dem Jahr 2010 den Schwellenländern zugerech-

net werden, und dort nicht zuletzt der chine-

sischen Volkswirtschaft. In China scheint sich 

die Importintensität des Wirtschaftswachstums 

in den vergangenen Jahren spürbar verringert 

zu haben.

Vor diesem Hintergrund dürfte die globale Han-

delselastizität auch in den kommenden Jahren 

merklich niedriger ausfallen als in der Vorkrisen-

zeit. Ausschlaggebend für diese Einschätzung 

ist die Persistenz der Gewichtsverlagerungen 

innerhalb der Weltwirtschaft. Die Anteils-

gewinne der Schwellenländer im internationa-

len Handel dürften von Dauer sein. Auch die 

Verschiebung der Wachstumsrelationen scheint 

nachhaltig. Mit der Überwindung der Rezession 

im Euro-Raum im Gefolge der Staatsschulden-

krise hat sich zwar das Wirtschaftswachstum 

der Industrieländer wieder etwas gefestigt, 

… aber auch 
Importintensität 
des Wachstums 
der Schwellen-
länder verringert

Verschiebung 
der globalen 
Gewichte wohl 
weitgehend 
persistent

Wachstum des globalen Importvolumens 
und angepasste Wachstumsraten des BIP

Quelle:  Eigene  Berechnungen auf  Basis  von Daten der  Welt-
bank (World Development Indicators) und des IWF (World Eco-
nomic  Outlook,  Oktober  2015);  Angaben  des  IWF  für  2015 
sind teilweise geschätzt. 1 Aggregiertes Volumen der Einfuhren 
von Waren und Dienstleistungen für  42 Länder.  2 Anpassung 
der entsprechend standardisierten Wachstumsraten des realen 
BIP an Mittelwert und Standardabweichung der Wachstumsra-
ten der  realen Importe im Zeitraum 1990 bis  2007 in  Anleh-
nung an Stratford (2015). 3 Aggregation der nationalen Raten 
mithilfe der Anteile am globalen Importwert.
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13 Aufgrund der recht starken Ausschläge der jährlichen 
Daten werden zur Veranschaulichung die Gewichte auf 
Basis gleitender Durchschnitte für die jeweils letzten fünf 
Jahre berechnet.
14 Erweitert man das Experiment, indem zusätzlich die na-
tionalen Anteile auf ihren Mittelwert vor der Krise fixiert 
werden, d. h., nur noch das relative Wachstum variiert wird, 
sinkt die hypothetische globale Elastizität noch stärker. Iso-
liert betrachtet wirkt die Verschiebung der Handelsanteile 
positiv auf die globale Elastizität, da es letztlich die Volks-
wirtschaften mit vergleichsweise starkem Handelswachstum 
sind, die im Zeitablauf ihre Anteile ausbauen.
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während sich die Wachstumsperspektiven für 

die Schwellenländer in den letzten Jahren ein-

getrübt haben.15) Gleichwohl dürfte ein beacht-

liches Wachstumsgefälle gegenüber den Fort-

geschrittenen Volkswirtschaften auch in der nä-

heren Zukunft bestehen bleiben.

Die wesentlichen Ergebnisse dieser Analyse 

erweisen sich als robust hinsichtlich verschiede-

ner Modifikationen. Das gilt insbesondere, 

wenn anstelle der Einfuhren das Handelsvolu-

men der einzelnen Länder betrachtet wird, 

definiert als die gewichtete Summe der realen 

Importe und Exporte. Bemerkenswert ist aller-

dings, dass dann die USA nicht mehr in dem 

Maße hervorstechen. Die gedämpfte Aufwärts-

bewegung der US-Einfuhren steht wohl im Zu-

sammenhang mit landesspezifischen Entwick-

lungen (siehe oben stehende Erläuterungen).

Der Einfluss der geografischen Zusammenset-

zung des globalen Wirtschaftswachstums wird 

ebenfalls bestätigt, wenn alternative Maße für 

die Handelselastizität herangezogen werden. 

Eine Studie von Stratford (2015) zeigt sogar, 

dass dieser Effekt die Schwäche des Welthan-

dels praktisch vollständig erklären kann, sofern 

als Referenz hypothetische Wachstumsraten der 

Einfuhren herangezogen werden, die sich aus 

der Anpassung nationaler BIP-Raten an Mittel-

werte und Volatilitäten der Importveränderun-

gen ergeben.16) Historisch ist der Welthandel im 

Schnitt nicht nur doppelt so schnell gestiegen 

wie die Wirtschaftsleistung; die anhand der 

Standardabweichung gemessenen Ausschläge 

seiner Veränderungsrate sind sogar mehr als 

dreimal so groß gewesen. Demnach ist es im 

Fall einer allgemeinen Wirtschaftsschwäche 

Ähnliche 
Ergebnisse bei 
Betrachtung 
der Handels-
volumina …

… oder 
alternativer  
Elastizitätsmaße

Zum Außenhandel der USA

Die relativ schwache Zunahme der Importe 
der USA in den vergangenen Jahren ist teil-
weise als Ausdruck nachlassender Globali-
sierungstendenzen gewertet worden. Dem 
steht jedoch eine erheblich günstigere Ent-
wicklung der Exporte gegenüber. Während 
die amerikanische Wirtschaft ihre realen Ein-
fuhren an Waren und Dienstleistungen im 
Zeitraum 2008 bis 2015 jährlich nur um 
1½% steigerte, zogen ihre Ausfuhren dop-
pelt so schnell an (+ 3%). Auch im Verhält-
nis zur gesamtwirtschaftlichen Dynamik 
– das reale Bruttoinlandsprodukt legte dem 
Mittel nach um 1¼% zu – ist dieses Tempo 
beachtlich. Hinter den unterschiedlichen 
Entwicklungen im Auslandsgeschäft dürften 
nicht zuletzt Anpassungen im Zusammen-
hang mit dem außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewicht der USA stehen, das un mittel-
bar vor der Finanz- und Wirtschaftskrise 
immer noch recht hoch war. Mit ins Bild zu 
nehmen ist auch ein spürbarer Einfl uss des 

sogenannten „Fracking-Booms“. Aufgrund 
der kräftigen Ausweitung der amerika-
nischen Förderung mithilfe unkonventionel-
ler Methoden ist die importierte Menge an 
Rohöl und daraus erstellten Produkten seit 
2008 jährlich um 4% gesunken. Ohne Rohöl 
gerechnet ergibt sich daher eine deutlich 
höhere durchschnittliche Zuwachsrate des 
Importvolumens für Waren und Dienstleis-
tungen (+ 2½%), die sich nur noch wenig 
vom Tempo der Exporte unterscheidet. Zu-
dem sind die Einfuhren speziell in den letz-
ten beiden Jahren wieder kräftiger gestie-
gen als zuvor. Neben der günstigen Entwick-
lung der Binnennachfrage im Vergleich zu 
wichtigen Handelspartnern könnte dabei 
zuletzt auch die Aufwertung des US-Dollar 
eine Rolle gespielt haben. Insgesamt er-
scheint es fragwürdig, aus den amerika-
nischen Einfuhrdaten Rückschlüsse über 
etwaige tiefer liegende Triebkräfte des Welt-
handels zu ziehen. 

15 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Zur Wachstumsverlang-
samung in den Schwellenländern, Monatsbericht, Juli 2015, 
S. 15 – 32.
16 Dazu ist zunächst das BIP-Wachstum mithilfe des eige-
nen Mittelwerts und der eigenen Standardabweichung zu 
standardisieren. Vgl.: K. Stratford (2015), Why has World 
Trade been so Weak in Recent Years?, Bank of England, 
http://bankunderground.co.uk/ 2015/ 10/ 28/why-has-world-
trade-been-so-weak-in-recent-years/
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nicht ungewöhnlich, wenn das Handelswachs-

tum in noch stärkerem Maße nachlässt. Zwar 

hilft eine entsprechende Adjustierung der glo-

balen Raten nicht, die schleppende Expansion 

der Einfuhren seit 2012 zu verstehen, weil das 

Wachstum der Weltwirtschaft in diesen Jahren 

nicht so ungewöhnlich schwach war. Allerdings 

verdeckt die globale Betrachtung größere Ab-

weichungen auf der Länderebene, die bei Ad-

justierung der nationalen BIP-Raten und an-

schließender Aggregation zum Tragen kom-

men.17) Der Ansatz verdeutlicht die potenzielle 

Rolle der geografischen Zusammensetzung des 

Wirtschaftswachstums in Verbindung mit den 

stärkeren Ausschlägen der internationalen 

Güterströme. Da in gängigeren Betrachtungen 

der Kompositionseffekt die Welthandelsschwä-

che nicht vollständig erklärt, lohnt es sich mög-

licherweise, speziell die schwankungsanfälligen 

Bestandteile der Wirtschaftsleistung ins Bild zu 

nehmen.

Verwendungsseitige  
Komposition

Auf der Verwendungsseite sind dies die Inves-

titionen, die ähnlich stark fluktuieren wie die 

Außenhandelsströme und aufgrund eines 

hohen Importgehalts in einem vergleichsweise 

engen Zusammenhang mit diesen stehen. Zu-

dem sind länger anhaltende Investitionsflauten 

durchaus denkbar, sodass auch recht persis-

tente Abweichungen von historischen Normen 

erklärt werden können. Von einer globalen 

Investitionsschwäche seit der Finanz- und Wirt-

schaftskrise kann jedoch kaum die Rede sein. 

Die realen Bruttoinvestitionen sind in dem hier 

betrachteten Kreis von 42 Ländern im Schnitt 

der Jahre 2008 bis 2014 sogar geringfügig stär-

ker gestiegen als die preisbereinigten Konsum-

ausgaben. Dahinter stehen allerdings sehr 

unterschiedliche Entwicklungen in den einzel-

nen Volkswirtschaften. So ist das Wachstum der 

Bruttoinvestitionen letztlich allein den Schwel-

lenländern zuzuschreiben, allen voran China. 

Dort verdoppelten sich die realen Investitions-

ausgaben bis 2014 gegenüber ihrem Vorkrisen-

niveau. In den übrigen aufstrebenden Volks-

wirtschaften legten sie immerhin um knapp ein 

Drittel zu, wohingegen die Investitionen in den 

Industrieländern gegenüber dem Stand des Jah-

res 2007 sogar noch um 5% zurückblieben. 

Große inter-
nationale  Diskre-
panzen in der 
Investitions-
tätigkeit

Regionale Zusammensetzung der 
globalen Nachfrage*)

Quelle:  Eigene  Berechnungen auf  Basis  von Daten der  Welt-
bank (World Development Indicators).  * Aggregat für  42 Län-
der; Länderkreise gemäß Einteilung des IWF. Aggregation mit-
hilfe von Marktwechselkursen. 1 Nominal, auf US-Dollar-Basis.
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17 Einige besondere Eigenschaften des Ansatzes können 
hervorgehoben werden. Er entspricht einer Regression des 
Importwachstums auf das BIP-Wachstum und eine Kon-
stante im Fall einer vollkommenen Korrelation. Ein solcher 
Gleichlauf ist jedoch in der Vergangenheit nicht zu be-
obachten gewesen. Der konstante Mittelwert impliziert, 
dass die offensichtliche Handelselastizität mit der Höhe des 
Wirtschaftswachstums variiert. Zudem ist fraglich, wie halt-
bar die Annahme eines unveränderten Mittelwerts des 
Importwachstums angesichts persistenter Abweichungen 
nach unten in den vergangenen Jahren ist. Schließlich schei-
nen die Ergebnisse des Ansatzes von der Wahl der Referenz-
periode nicht unabhängig zu sein.

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 

März 2016 
21



Ausgewogener gestaltete sich die globale 

Expansion des privaten und öffentlichen Ver-

brauchs. Aufgrund dieser Wachstumsdifferen-

zen hat sich mittlerweile ein markantes Missver-

hältnis zwischen den Anteilen Chinas an den 

Verwendungskomponenten aufgebaut: Zu den 

gesamten Verbrauchsausgaben in dem hier be-

trachteten Länderkreis steuerten die privaten 

und öffentlichen Haushalte Chinas 2014 gut 

10% bei, zu den Investitionsausgaben jedoch 

fast 30%.

Neben den besonderen Entwicklungen der 

Investitions- und Konsumtätigkeit sind auch die 

länder- und verwendungsspezifischen Import-

neigungen zu berücksichtigen. Bemerkenswert 

ist, dass gerade in China die Dynamik der Ein-

fuhren in einem engen Verhältnis zum Inves-

titionswachstum zu stehen scheint.18) Demnach 

dürfte die begonnene Neuausrichtung der chi-

nesischen Wirtschaft – hin zu einer stärkeren 

Konsumorientierung – vor allem in den kom-

menden Jahren kaum für die Importe förderlich 

sein. Dagegen hat während der Staatsschulden-

krise wohl in erster Linie die Einschränkung der 

Investitionstätigkeit im Euro-Raum die Entwick-

lung der globalen Einfuhren belastet.19) Zuletzt 

könnten die Anpassungen der Rohstoffe expor-

tierenden Volkswirtschaften einen spürbar 

dämpfenden Einfluss ausgeübt haben (siehe 

Erläuterungen auf S. 23 f.).

Sektorale Komposition

Spiegelbildlich zur Bedeutung einzelner Ver-

wendungsgrößen trägt auch die Aufschlüsse-

lung der Entstehungsseite in Verbindung mit 

der regionalen Verteilung zum Verständnis der 

Welthandelsschwäche bei. Zwar sind keine um-

fassenden internationalen Datensätze mit lan-

ger Historie zur Aufgliederung der Wertschöp-

fung nach Sektoren verfügbar. Allerdings 

erlauben die Angaben des Centraal Planbureau 

im World Trade Monitor, die Industrieproduk-

tion und den Warenimport für die Welt insge-

samt und einzelne Wirtschaftsräume in Zusam-

menhang zu stellen.20) Dabei zeigt sich in der 

Industrie eine ähnlich unausgewogene Entwick-

lung wie bei den Investitionen. So ist die Zu-

nahme der weltweiten Industrieproduktion um 

16½% seit 2008 ausschließlich auf die Schwel-

lenländer zurückzuführen.21) Während die 

Erzeugung dort im vergangenen Jahr ihr Vorkri-

Anpassungen 
der Investitionen 
in verschiedenen 
Wirtschafts-
räumen 
dämpfen 
globales Import-
wachstum

Expansion der 
globalen Indus-
trieproduktion 
ganz wesentlich 
von asiatischen 
Schwellen-
ländern 
getragen, …

Globales Importwachstum und 
Zusammenhang zum Wachstum des 
Konsums und der Bruttoinvestitionen

Quelle:  Eigene  Berechnungen auf  Basis  von Daten der  Welt-
bank (World Development Indicators) und des IWF (World Eco-
nomic  Outlook,  Oktober  2015);  für  2015 teilweise  Schätzun-
gen  auf  Basis  von  IWF-Angaben.  Veränderungsraten  gemäß 
Differenzen  logarithmierter  Niveaus.  1 Globales  Volumen der 
Einfuhren  von  Waren  und  Dienstleistungen;  Aggregat  für 
42 Länder. 2 Regression des logarithmierten Niveaus der realen 
Importe  auf  die  logarithmierten  Niveaus  der  realen  Konsum-
ausgaben,  Bruttoinvestitionen  und  der  relativen  Importpreise 
sowie eine Konstante für den Zeitraum 1979 bis  2007. 3 Ag-
gregation  der  geschätzten  nationalen  Veränderungsraten  der 
Importe mithilfe der Anteile am globalen Importwert.
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18 Das ergibt sich aus verschiedenen Regressionen, die als 
erklärende Größen für die realen Importe die preisbereinig-
ten Konsumausgaben, Bruttoinvestitionen und die relativen 
Preise enthalten. Dazu passt der geringe Anteil der Konsum-
güter an den chinesischen Einfuhren.
19 Das reale BIP der EWU ist 2012 um knapp 1% gegen-
über dem Vorjahr gesunken, 2013 um ¼%; die realen 
Bruttoinvestitionen hingegen schrumpften um 7½% bzw. 
1¾%.
20 Auf diese Weise wird die Dienstleistungssparte aus-
geklammert, die für den Welthandel nur eine untergeord-
nete Rolle spielt. Im Gegensatz dazu haben Constantinescu 
et al. (2015) die Elastizität der verschiedenen Güterkatego-
rien des Welthandels (Waren und Dienstleistungen) gegen-
über der gesamten Wirtschaftsleistung untersucht. Dieser 
Ansatz übersieht freilich die möglicherweise wechselnde 
Bedeutung der Gütergruppen für das Einkommenswachs-
tum. Vgl.: C. Constantinescu, A. Mattoo und M. Ruta 
(2015), The Global Trade Slowdown: Cyclical or Structural?, 
a. a. O.
21 Zu beachten ist, dass sich die Abgrenzung der Länder-
kreise des Centraal Planbureau nicht vollständig mit der 
Definition des IWF deckt.
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Zu den jüngsten Tendenzen im globalen Warenhandel 

Der Welthandel blieb auch in jüngster Zeit 

ohne Schwung. Legt man die Angaben des 

Centraal Planbureau (CPB) zugrunde, dann 

hat das Volumen des internationalen Waren-

handels im vergangenen Jahr nur um 2½% 

expandiert. Dem Wert nach ist der grenz-

überschreitende Handel  auf US-Dollar-Basis 

sogar beträchtlich geschrumpft. Maßgeblich 

hierfür dürften jedoch der rein rechnerische 

Effekt der kräftigen Aufwertung der ame-

rikanischen Währung und die mitunter mas-

sive Verbilligung der Rohstoffe gewesen 

sein. Diese machen einen wichtigen Teil des 

globalen Handels aus. Die Verschiebungen 

der relativen Preise könnten ohnehin latente 

Probleme der Preisbereinigung der nomi-

nalen Handelswerte noch verschärft haben. 

Insofern ist auch das aus makroöko-

nomischer Sicht relevante Bild der realen 

Warenströme mit Vorsicht zu interpretie-

ren.1)

Betrachtet man den Welthandel von der 

Importseite, dann war die Schwäche im ver-

gangenen Jahr vor allem auf die Gruppe der 

Schwellenländer zurückzuführen. Dort ging 

das Importvolumen nach der Rechnung des 

CPB sogar leicht zurück. Demgegenüber 

stiegen die Einfuhren der Industrieländer 

recht kräftig.2) Angaben aus den Volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) be-

stätigen dieses Bild. Insbesondere die realen 

Waren- und Dienstleistungsimporte der USA 

zogen im vergangenen Jahr stark an (+ 5%), 

möglicherweise begünstigt durch wechsel-

kursbedingte Kaufkraftgewinne. Mit glei-

chem Schwung legten aber auch die Einfuh-

ren des Vereinigten Königreichs und des 

Euro-Raums zu (+ 6¼% bzw. + 5¾%).3) Die 

annähernde Stagnation der Lieferungen 

nach Japan ist vor dem Hintergrund der sehr 

hohen Zuwächse in den Vorjahren und des 

schwachen Wachstums des Bruttoinlands-

produkts (BIP) zu sehen.

Angesichts der Einfuhrdynamik der Fort-

geschrittenen Volkswirtschaften dürften 

weniger global wirksame Faktoren, sondern 

vielmehr spezifi sche Einfl üsse auf die Schwel-

lenländer die Schwäche des Welthandels am 

aktuellen Rand erklären. Hier ist zunächst 

China zu nennen. Die chinesischen Importe 

haben im vergangenen Jahr wohl zum 

ersten Mal seit Langem mit einem leichten 

Minus abgeschlossen.4) Das überrascht 

insofern, als die chinesische Wirtschaft zwar 

1 Auf gewisse statistische Probleme am aktuellen Rand 
deutet die Diskrepanz zwischen den realen Verände-
rungsraten der globalen Warenexporte und -importe in 
der Rechnung des CPB hin. Für die weltweiten Ausfuh-
ren wird mit einem Plus von 3¼% eine fast doppelt so 
hohe Steigerungsrate wie für die globalen Importe an-
gegeben (+1¾%).
2 Die Warenausfuhren der Industrieländer (+ 2%) sind 
nicht in dem Maße gestiegen wie ihre Einfuhren 
(+ 3½%). Im Verhältnis zu der mageren Ausweitung 
ihrer industriellen Erzeugung (+ ¾%) war der Zuwachs 
der Exporte aber immer noch beachtlich.
3 Dabei umfassen die Einfuhren des Euro-Raums in den 
VGR auch Einfuhren der einzelnen Mitgliedstaaten aus 
anderen EWU-Ländern.
4 China veröffentlicht lediglich Angaben zu den preis-
bereinigten Außenhandelsströmen, die auf Durch-
schnittswerten basieren. Nach diesem Konzept sind die 
Warenimporte im Jahr 2015 um 2% zurückgegangen.
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nicht mehr ganz so schwungvoll wie zuvor, 

aber im internationalen Vergleich immer 

noch kräftig expandiert hat. Jedoch schei-

nen sich die binnenwirtschaftlichen Trieb-

kräfte von den Investitionen zum Konsum 

verlagert zu haben. So ist nach offi  zieller 

Schätzung das Wirtschaftswachstum im ver-

gangenen Jahr zu zwei Dritteln vom Kon-

sum und lediglich zu einem Drittel von den 

Investitionen generiert worden. Zudem nah-

men die realen Exporte offenbar leicht ab. 

Da der chinesische Konsum einen geringe-

ren Importanteil aufweist als Investitionen 

und insbesondere Exporte, dürfte die be-

obachtete nachfrageseitige Verschiebung 

des Wirtschaftswachstums die Einfuhren für 

sich genommen gedämpft haben.5) Hinzu 

kommt, dass das Wirtschaftswachstum 

selbst – und somit auch die Expansion der 

Nachfragekomponenten – im vergangenen 

Jahr möglicherweise etwas geringer war als 

offi  ziell ausgewiesen.6)

Neben China haben im vergangenen Jahr 

vor allem Brasilien und Russland zum Rück-

gang der Schwellenländer-Importe beigetra-

gen. In beiden Volkswirtschaften hat der mit 

dem Rohstoffpreisverfall einhergehende Ein-

kommensverlust eine Einschränkung der 

inländischen Nachfrage erzwungen. Im Falle 

Brasiliens kamen zu den rohstoffbedingten 

Belastungen eine schwere politische Krise 

sowie die eingeschränkte Handlungsfähig-

keit der Geld- und Fiskalpolitik hinzu. Ob-

wohl die inländische Endnachfrage in bei-

den Ländern in einer vergleichbaren Grö-

ßenordnung zurückging, war der Importein-

bruch in Russland noch wesentlich stärker. 

Hierbei dürfte zum einen die verhältnis-

mäßig starke Rubel-Abwertung eine Rolle 

gespielt haben. Zum anderen könnte von 

Bedeutung gewesen sein, dass der russische 

Staat im Rahmen einer neuen Entwicklungs-

strategie dazu übergegangen ist, die Substi-

tution von Importen durch inländische Pro-

duktion voranzutreiben.7)

5 Gemäß der „Trade in Value Added“-Datenbank der 
OECD betrug der Importgehalt des chinesischen Kon-
sums nur etwa 10%, verglichen mit 18% bei den Inves-
titionen und 30% bei den Exporten (jeweils bezogen 
auf das Jahr 2011; jüngere Daten liegen nicht vor).
6 Das vom chinesischen Statistikamt verwendete Ver-
fahren zur Defl ationierung der nominalen Wertschöp-
fung dürfte die reale BIP-Wachstumsrate derzeit über-
zeichnen. Vgl.: Deutsche Bundesbank, Internationales 
und europäisches Umfeld, Monatsbericht, November 
2015, S. 15.
7 In diesem Zusammenhang ist auch das Verbot von 
Nahrungsmittelimporten aus dem Westen zu sehen, 
welches das Land als Reaktion auf internationale Sank-
tionen erlassen hat.
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senniveau um 47% übertraf, wurde es in den 

Fortgeschrittenen Volkswirtschaften um gut 4% 

unterschritten. Die Quelle der Expansion kann 

sogar noch stärker eingeengt werden, nämlich 

auf einen Anstieg der Produktion um fast 86% 

in den asiatischen Schwellenländern, hinter 

dem in erster Linie China steht. Demgegenüber 

konnten die aufstrebenden Volkswirtschaften 

außerhalb Asiens  ihren Ausstoß nur in ver-

gleichsweise bescheidenem Maße erhöhen 

(+ 6%).

Hinzu kommt, dass sich die Handelsintensität 

des Produktionswachstums ganz erheblich zwi-

schen den Wirtschaftsräumen unterscheidet. 

Die Warenimporte der asiatischen Schwellen-

länder haben im Schnitt der Jahre 1992 bis 

2007 lediglich im Gleichschritt mit ihrer indus-

triellen Erzeugung zugenommen. In den Fort-

geschrittenen Volkswirtschaften war die Han-

delselastizität fast dreimal so hoch. Deshalb 

überrascht es nicht, dass auch in den vergange-

nen Jahren die in Asien erzielten Zuwächse in 

der globalen Erzeugung keine überproportiona-

len Importsteigerungen generiert haben. Am 

aktuellen Rand aber bleiben die Importe der 

asiatischen Schwellenländer sogar hinter dem 

zurück, was aufgrund historischer Zusammen-

hänge erwartet werden könnte. Dessen un-

geachtet spricht der Anstieg der Warenimporte 

der Fortgeschrittenen Volkswirtschaften – bei 

gleichzeitigem Rückgang der industriellen 

Erzeugung – gegen global wirksame, handels-

spezifische Faktoren als Ursache für die schwa-

che Dynamik der weltweiten Einfuhren: Eine 

Rückverlagerung („reshoring“) von Produktion, 

die zuvor in Schwellenländer ausgelagert wor-

den war, in die Industrieländer zeigt sich nicht.

Weitere Erklärungsfaktoren 
und Vorbehalte

Während den Kompositionseffekten wohl eine 

wichtige Rolle bei der Erklärung des Elastizitäts-

rückgangs zukommt, ist die Evidenz hinsichtlich 

weiterer Faktoren weniger eindeutig. Die Ana-

lyse der Entwicklung der internationalen 

Arbeitsteilung wird dadurch erschwert, dass die 

Außenhandelsstatistik lediglich Bruttoströme 

erfasst.22) Als einfaches Maß für den Grad der 

vertikalen Integration wird daher oft der Anteil 

von Vorleistungsgütern am gesamten Handel 

oder am Handel bestimmter Produktgruppen 

herangezogen. Zwar hat dieser Anteil in den 

vergangenen Jahren sein recht hohes Niveau 

gehalten, sodass sich hieraus keine Hinweise 

auf scharfe Kürzungen von Produktionsketten 

ergeben. Allerdings hat er nicht mehr in dem 

… deren Wachs-
tum nur geringe 
Impulse für den 
Welthandel gibt

Keine klare 
Evidenz für 
strukturelle Ver-
werfungen mit 
Blick auf Handel 
mit Vorleistungs-
gütern …

Regionale Zusammensetzung der 
globalen Industrieproduktion

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Centraal 
Planbureau (CPB, World Trade Monitor); Länderkreise des CPB. 
1 Beiträge addieren sich aufgrund von Ungenauigkeiten nicht 
exakt zur Veränderungsrate des vom CPB veröffentlichten glo-
balen Produktionsindex.
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22 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Die deutsche Wirtschaft 
in  der internationalen Arbeitsteilung: ein Blick auf die 
Wertschöp fungsströme, Monatsbericht, Oktober 2014, 
S. 29 – 44.
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Tempo der Vorkrisenjahre zugenommen. Dies 

könnte zu dem Rückgang der globalen Han-

delselastizität beigetragen haben.23) Anstelle 

einer strukturellen Verwerfung kann dies aber 

auch als konjunkturelles Phänomen gedeutet 

werden, da der Handel mit Vorleistungsgütern 

stärkeren zyklischen Ausschlägen unterliegt.24)

Ein ähnlich ambivalentes Bild zeigt sich bei 

einem Blick auf den sogenannten Wertschöp-

fungshandel, der durch Verknüpfung nationaler 

Input-Output-Rechnungen geschätzt wird.25) 

Einerseits ist der Anteil ausländischer Wert-

schöpfung an den Exporten im Zuge der Finanz- 

und Wirtschaftskrise 2009 spürbar gesunken. 

Andererseits hat er sich in den nachfolgenden 

zwei Jahren wieder ein Stück weit erholt. Vee-

nendaal et al. (2015) verweisen darauf, dass im 

Jahr 2011, bis zu dem die Angaben reichen, 

speziell die Anteile ausländischer Wertschöp-

fung in den Ausfuhren europäischer und 

ostasiatischer Länder auf neue Höchststände 

tendierten.26) Nagengast und Stehrer (2015) zei-

gen, dass eine Einschränkung der Arbeitsteilung 

erheblich zum Rückgang des Wertschöpfungs-

handels 2009 beigetragen hat und dass der 

Spezialisierungsgrad bis 2011 seinen Vorkrisen-

stand noch nicht wieder erreicht hat. Darüber 

hinaus deuten ihre Ergebnisse auf ein zyklisches 

Muster in der Spezialisierung hin, wonach eine 

Rückführung der Arbeitsteilung in einem Kon-

junkturabschwung nicht ungewöhnlich ist. In 

einer solchen Phase könnte eine Änderung des 

Spezialisierungsgrades sogar bedeutsamer sein 

als während einer Expansion.27) Mithin spricht 

die Evidenz nicht zwingend für eine Beeinträch-

tigung des strukturellen Zusammenhangs zwi-

schen Handels- und Wirtschaftswachstum.

Der Beitrag der Handelspolitik zur Erklärung des 

Elastizitätsrückgangs erscheint gering. Den An-

gaben der Welthandelsorganisation (World 

Trade Organisation: WTO) zufolge werden zwar 

Jahr für Jahr mehr handelseinschränkende Maß-

nahmen eingeführt als abgeschafft. Allerdings 

hat das Tempo ihrer Einführung in den vergan-

genen Jahren nur wenig variiert. Darüber hinaus 

unterliegt lediglich ein geringer Teil des globa-

len Warenhandels den seit 2008 neu ergriffe-

… oder auf 
Wertschöpfungs-
handel

Einfluss 
protektionis-
tischer Maß-
nahmen wohl 
eher gering

Wachstum der globalen Warenimporte 
und Zusammenhang zum Wachstum der 
Industrieproduktion

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten des Centraal 
Planbureau (CPB,  World Trade Monitor).  Wachstumsraten ge-
mäß der Differenz logarithmierter Niveaus. 1 Aggregiertes Vo-
lumen der Wareneinfuhren der Wirtschaftsräume USA, Japan, 
EWU,  andere  Fortgeschrittene  Volkswirtschaften,  asiatische  
Schwellenländer,  Mittel-  und Osteuropa,  Lateinamerika  sowie 
Afrika  und Naher  Osten (Länderkreise  des  CPB).  2 Regression 
des logarithmierten Niveaus der realen Warenimporte auf das 
logarithmierte  Niveau  der  Industrieproduktion  und eine  Kon-
stante für den Zeitraum 1991 bis 2007. 3 Aggregation der ge-
schätzten Veränderungsraten für die einzelnen Wirtschaftsräu-
me.
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23 Vgl.: B. Gangnes, A. C. Ma und A. Van Assche, Global 
Value Chains and the Trade-Income Relationship: Implica-
tions for the Recent Trade Slowdown, in: B. Hoekman 
(Hrsg., 2015), The Global Trade Slowdown: A New Normal?, 
Centre for Economic Policy Research, VoxEU.org eBook, 
S. 111–126.
24 Maßgeblich hierfür mag sein, dass der Vorleistungshan-
del in engerer Verbindung zur Erzeugung von Investitions-
gütern steht als zur Herstellung von Konsumgütern. Vgl.: 
K. Stratford (2015), Why has World Trade been so Weak in 
Recent Years?, a. a. O.
25 Derartige Angaben liegen mit erheblicher Verzögerung 
vor. So reicht etwa die World Input-Output Database zur-
zeit bis 2011. Vgl. etwa: R. C. Johnson (2014), Five Facts 
about Value-Added Exports and Implications for Macroeco-
nomics and Trade Research, Journal of Economic Perspec-
tives, Vol. 28, S. 119 –142.
26 Vgl.: P. Veenendaal, H. Rojas-Romagosa, A. Lejour und 
H. Kox, A Value-Added Trade Perspective on Recent Pat-
terns in World Trade, in: B. Hoekman (Hrsg., 2015), The 
Global Trade Slowdown: A New Normal?, Centre for Eco-
nomic Policy Research, VoxEU.org eBook, S. 161–178.
27 Vgl.: A. J. Nagengast und R. Stehrer, The great collapse 
in value added trade, Diskussionspapier der Deutschen Bun-
desbank, Nr. 47/ 2015.
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nen Beschränkungen.28) Allgemein wird der Bei-

trag des Protektionismus zum Einbruch des 

Welthandels während der Finanz- und Wirt-

schaftskrise als gering eingestuft.29) Freilich sind 

derartige Maßnahmen mitunter nur schwer 

greifbar. Der vergleichsweise klar messbare Zoll-

abbau ist seit 2005 nur noch wenig vorange-

kommen, nachdem zuvor große Fortschritte 

erzielt worden waren.30)

Ein weiterer Trend, der sich in den letzten Jah-

ren kaum mehr fortgesetzt hat, ist die staatliche 

Zersplitterung der Welt. So wird durch Ziehung 

neuer Grenzen internationaler Handel auch 

ohne eine Einkommenssteigerung geschaffen, 

indem bislang interne Güterströme nun dem 

Außenhandel zugerechnet werden.31) Laut einer 

Studie von Lavallée und Vicard (2013) waren im 

Jahr 2007 gemessen gegenüber 1948 rund 

17% des Welthandels auf ein derartiges statis-

tisches Artefakt zurückzuführen.32) Insbeson-

dere in den neunziger Jahren stieg die Zahl sou-

veräner Staaten mit dem Zusammenbruch der 

Sowjetunion deutlich an.

Über etwaige zusätzliche Erklärungsgrößen 

hinaus sind Faktoren zu betonen, welche die 

Aussagekraft von Untersuchungen zum Welt-

handel generell einschränken. Für die öko-

nomische Analyse ist letztlich die Entwicklung 

realer Größen relevant. Die dafür notwendige 

Preisbereinigung der wertmäßigen Ströme ist 

aber mit erheblichen Problemen behaftet. Zu-

sätzlich zu den nominalen Ein- und Ausfuhren 

werden in der Außenhandelsstatistik zwar auch 

Durchschnittswerte festgehalten. Diese berück-

sichtigen jedoch häufig die Qualitätsunter-

schiede der Waren nicht adäquat.33) Die hierfür 

konstruierten Preisindizes wiederum erfassen 

den Handel mit neuen Produkten möglicher-

weise nicht zeitnah. Zudem ist die Qualität der 

Messung nicht in dem Grad sichergestellt wie 

bei den Verbraucherpreisen. Diese Messpro-

bleme beeinträchtigen nicht nur die Schätzun-

gen realer Handelsströme. Möglicherweise 

erschweren sie auch die Identifikation des Ein-

flusses relativer Preisverschiebungen, denen 

neben den Einkommenszuwächsen eine wich-

tige Rolle bei der Determinierung von Export- 

oder Importänderungen zukommen sollte.

Vor allem die Belastbarkeit der Daten für die 

Schwellenländer ist nicht sichergestellt. Das sta-

tistische Amt Chinas veröffentlicht im Rahmen 

der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

(VGR) keine preisbereinigten Ein- und Ausfuhr-

reihen.34) Auch stellen sich Fragen hinsichtlich 

der Angaben zum gesamtwirtschaftlichen 

Wachstum, insbesondere im Zusammenhang 

mit der Deflationierung.35) Für die indische Wirt-

schaft zeigt sich seit einer Revision der amt-

lichen Statistik ein spürbar günstigeres Bild der 

vergangenen Jahre,36) das nicht unbedingt im 

Einklang mit wichtigen Konjunkturindikatoren 

steht. Vor diesem Hintergrund sollten aus dem 

Befund, dass sich gerade in wichtigen Schwel-

lenländern die Einfuhrvolumen schwächer ent-

wickelt haben, als dies auf Basis historischer Zu-

sammenhänge zum realen BIP-Wachstum zu 

erwarten gewesen wäre, keine zu weitreichen-

den Schlussfolgerungen gezogen werden.

Auch Prozess 
der staatlichen 
Fragmentierung 
verlangsamt

Preisbereinigung 
der Außen-
handelsströme 
problematisch

Belastbarkeit 
der Daten für 
Schwellenländer 
fraglich

28 Laut WTO unterliegen 4½% der globalen Importe bzw. 
6% der Einfuhren der G20-Volkswirtschaften den Handels-
beschränkungen, die von den G20-Ländern seit 2008 erlas-
sen worden sind. Zuletzt wurden zudem viele neue handels-
erleichternde Maßnahmen gezählt. Vgl.: WTO, Report on 
G-20 Trade Measures, 30. Oktober 2015; WTO, Overview 
of Developments in the International Trading Environment, 
Annual Report by the Director-General, 17. November 2015; 
sowie Europäische Kommission, Understanding the 
Weakness in Global Trade, European Economic Forecast, 
Winter 2015, S. 46 – 49.
29 Kee et al. (2013) haben ihn mit 43 Mrd US-$ bzw. 2% 
des Rückgangs beziffert. Vgl.: H. L. Kee, C. Neagu und 
A. Nicita (2013), Is Protectionism on the Rise? Assessing 
 National Trade Policies During the Crisis of 2008, Review of 
Economics and Statistics, Vol. 95, S. 342 – 346.
30 Vgl.: UNCTAD (2015), The Trade Slowdown, Key Statis-
tics and Trends in International Trade.
31 Hinzu kommt, dass der Handel mancher Länder vor ihrer 
Unabhängigkeit zum Teil gar nicht in internationalen Statis-
tiken geführt wurde.
32 Vgl.: E. Lavallée und V. Vicard (2013), National Borders 
Matter … Where One Draws the Lines Too, Canadian Jour-
nal of Economics, Vol. 46, S. 135 –153.
33 Vgl.: M. Silver (2010), The Wrongs and Rights of Unit 
Value Indices, Review of Income and Wealth, Vol.  56, 
S. 206 – 223.
34 Bei den hier verwendeten Angaben handelt es sich um 
Schätzungen der Weltbank.
35 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Internationales und euro-
päisches Umfeld, Monatsbericht, November 2015, S. 15.
36 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Internationales und euro-
päisches Umfeld, Monatsbericht, Februar 2015, S. 16.
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Fazit und weiterführende 
Überlegungen

Die Schwäche des internationalen Handels in 

den letzten Jahren ist zu einem Großteil unmit-

telbar auf das verringerte Expansionstempo der 

Weltwirtschaft zurückzuführen. Darüber hinaus 

wirft sie aber auch die Frage auf, ob sich der 

Prozess der Globalisierung und damit der inter-

nationalen Spezialisierung grundlegend ver-

langsamt hat. Dies müsste sich in einer breit an-

gelegten Verringerung der länderspezifischen 

Handelselastizitäten zeigen. Von einigen Aus-

nahmen abgesehen gibt es hierfür keine Hin-

weise. Vielmehr zeigt sich, dass die Verlagerung 

des Wirtschaftswachstums hin zu Ländern mit 

niedrigen Handelselastizitäten die globale Elas-

tizität gesenkt hat. Die Expansion der Weltwirt-

schaft ist in den vergangenen Jahren – im Ge-

gensatz zu den Jahren vor der Krise  – ganz 

wesentlich von den Schwellenländern getragen 

worden, deren Wachstum eine vergleichsweise 

geringe Importintensität aufweist. Bereits die 

Berücksichtigung dieses Effekts vermag das 

Welthandelsrätsel ein gutes Stück weit zu lösen. 

Der Erklärungsbeitrag vergrößert sich tenden-

ziell noch, wenn zusätzlich Verschiebungen in 

der verwendungs- und entstehungsseitigen 

Komposition der Wirtschaftsleistung berück-

sichtigt werden. Denn die Zunahme der welt-

weiten Investitionstätigkeit beziehungsweise 

der industriellen Erzeugung, die sich als beson-

ders handelsintensiv erwiesen haben, ist seit der 

Finanz- und Wirtschaftskrise ausschließlich von 

Schwellenländern geleistet worden.

Fraglich ist allerdings, inwieweit die Elastizitäten 

auf nationaler Ebene tatsächlich strukturell an-

gelegt sind. Es fällt auf, dass gerade Länder mit 

hohem Wirtschaftswachstum eine niedrige 

Handelselastizität aufweisen. Die unterschied-

liche Höhe der Elastizitäten könnte also das 

relative Wachstum reflektieren.37) Dies ergibt 

sich in einem einfachen, strukturlosen Gravitäts-

modell, in dem die Handelsströme einer Volks-

wirtschaft auch vom Einkommen der Partner-

länder sowie von deren Entfernung bestimmt 

werden (siehe Erläuterungen auf S. 29 ff.). In 

einer solchen Betrachtung wird die globale Elas-

tizität ebenfalls durch die Wachstumsrelationen 

gedrückt, wenn das globale Wirtschaftswachs-

tum vornehmlich in Ländern fernab der Zentren 

des Welthandels generiert wird. Angesichts der 

stärkeren Fokussierung der Schwellenländer auf 

die Zulieferung von Primär- und Zwischenpro-

dukten sowie den Export finaler Konsumgüter 

in die Industrieländer überrascht es nicht, dass 

das Wachstum ihrer heimischen Endnachfrage, 

speziell des Verbrauchs, möglicherweise ge-

ringe Impulse für den Welthandel generiert.

Mit Blick auf die chinesische Volkswirtschaft 

impliziert die hohe Wachstumsrate des realen 

BIP selbst bei einer Handelselastizität von nur 

etwas mehr als 1 einen deutlich ansteigenden 

Offenheitsgrad. Zudem ergibt sich aus dem 

internationalen Wachstumsgefälle eine rasche 

Steigerung des chinesischen Anteils am Welt-

handel. Zwar hat der chinesische Export eine 

Zeit lang von massiven Marktanteilsgewinnen 

im Ausland profitiert. Langfristig aber können 

die Ausfuhren Chinas nicht wesentlich stärker 

wachsen als die Einfuhren der Partnerländer ins-

gesamt.38) Die chinesischen Importe wiederum 

müssen letztlich mit der Entwicklung der 

Exporte im Einklang stehen, sofern kein zuneh-

mendes außenwirtschaftliches Ungleichgewicht 

entstehen soll. Folglich verlangt ein anhaltendes 

Wachstumsgefälle zwischen China und dem 

Rest der Welt ein Absinken der Elastizität der 

chinesischen Importe, wie dies auch in den Pro-

jektionen des IWF-Stabs veranschlagt wird.39) 

Tempo und 
Komposition des 
globalen Wirt-
schaftswachs-
tums für  
Welthandels-
schwäche 
wichtig

Mögliche 
Endogenität 
nationaler  
Elastizitäten

Implikationen 
des kräftigen 
Wirtschafts-
wachstums 
in China

37 Bereits Krugman (1989) hat auf einen Zusammenhang 
zwischen relativen Handelselastizitäten und relativen 
Wachstumsraten hingewiesen und angebotsseitige Effekte 
zur Erklärung vorgeschlagen. Wu (2008) hat hierzu ein 
intertemporales Modell entwickelt. Vgl.: P. Krugman (1989), 
Differences in Income Elasticities and Trends in Real Ex-
change Rates, European Economic Review, Vol.  33, 
S. 1031–1047; sowie Y. Wu (2008), Growth, Expansion of 
Markets, and Income Elasticities in World Trade, Review of 
International Economics, Vol. 16, S. 654 – 671.
38 Zwar fällt gerade in einigen Industrieländern die Persis-
tenz mitunter auch recht großer Außenhandelsbilanzsalden 
auf. Allerdings handelt es sich hier um Niveauunterschiede 
der Ein- und Ausfuhren, nicht um dauerhafte Diskrepanzen 
in der Dynamik.
39 So wurde im World Economic Outlook vom Oktober 
2015 für das Jahr 2020 lediglich eine Zunahme der Importe 
Chinas um 4% bei einer gleichzeitigen Steigerung des BIP 
um 6¼% erwartet.
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Implikationen des Aufholprozesses wichtiger 
Schwellenländer  für den Welthandel – 
Eine Analyse mittels des Gravitätsansatzes

Vor der globalen Finanz- und Wirtschafts-
krise war das rasante Einkommenswachs-
tum wichtiger Schwellenländer Hand in 
Hand gegangen mit einer massiven Expan-
sion ihrer Außenhandelsaktivitäten. Ins-
besondere im Fall Chinas wurde der Aufbau 
eines leistungsfähigen Verarbeitenden Ge-
werbes als Motor des Aufholprozesses ge-
sehen. Die chinesische Industrie speziali-
sierte sich auf die Weiterverarbeitung impor-
tierter Vorleistungen zu Fertigprodukten, die 
in viele Regionen der Welt ausgeführt wur-
den, vor allem in die Fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften. In den vergangenen Jah-
ren verlangsamte sich zwar die wirtschaft-
liche Aufwärtsbewegung der Schwellenlän-
der.1) Ein Wachstumsvorsprung gegenüber 
den Fortgeschrittenen Volkswirtschaften 
blieb aber erhalten. Noch stärker verringerte 
sich jedoch die Dynamik der Außenhandels-
ströme. Im Folgenden werden einige Impli-
kationen des anhaltenden Wachstumsgefäl-
les zwischen den Industrieländern und den 
aufholenden Volkswirtschaften für die 
Relation der Wachstumsraten der internatio-
nalen Handelsströme und der weltweiten 
Wirtschaftsleistung – also die globale Han-
delselastizität – erörtert. Besonderes Augen-
merk wird dabei der Rolle Chinas gewidmet.

Ausgangspunkt der Überlegungen ist eine 
einfache Gravitätsgleichung, die in modi-
fi zierter Form vielen empirischen Außenhan-
delsstudien zugrunde liegt.2) Gemäß dem 
Newtonschen Gravitationsgesetz steigt die 
Anziehungskraft (F) zwischen zwei Massen 
(Mi und Mj ) mit dem Produkt dieser Größen 
und sinkt mit ihrer zunehmenden Distanz 
(Dij ), während g eine Konstante ist:

(1) Fij =
gMiMj

D2
ij

.

Analog kann der Handel (Tij ) zwischen zwei 
Ländern (i und j ) als das Ergebnis ihrer wirt-
schaftlichen Massen (gemessen anhand des 

realen BIP Y ), ihrer Entfernung und einer 
Konstante (k ) modelliert werden:

(2) Tij =
kYiYj

D2
ij

.

Ansätze dieser Art sind mit verschiedenen 
stilisierten Fakten vereinbar. Benachbarte 
Länder sind in der Regel über den Handel 
enger miteinander verfl ochten als weiter 
entfernte; kleine Volkswirtschaften sind 
relativ offen (d. h., der Handel ist im Verhält-
nis zum Einkommen bedeutsam), große 
Länder sind vergleichsweise geschlossen.

Laut der Gravitätsgleichung ist die Wirt-
schaftskraft beider Partnerländer für die 
Intensität ihres Güteraustausches relevant; 
bei gegebenem Gesamteinkommen spielt 
das Größenverhältnis zwischen den Öko-
nomien eine Rolle. Sieht man von der Ent-
fernung ab, wird der bilaterale Handel bei 
gleicher Größe der beiden Volkswirtschaften 
maximal; Ähnlichkeit erlaubt intensive Wirt-
schaftsbeziehungen. In einer solchen Welt 
ohne Distanzen wird die Veränderungsrate 
des bilateralen Güterverkehrs durch die 
Summe der nationalen Wachstumsraten des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) bestimmt. Diffe-
rieren diese, errechnet sich wegen der ein-
heitlichen Zunahme des bilateralen Handels 
für die schnell expandierende Volkswirt-
schaft eine niedrige, für die langsam wach-
sende hingegen eine hohe Elastizität.

Aggregiert man die bilateralen Ströme (für 
die Länder i = 1, …, q), gilt für den Welt-

1 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Zur Wachstumsverlang-
samung in den Schwellenländern, Monatsbericht, Juli 
2015, S. 15 – 32.
2 Vgl. im Folgenden: P. Krugman (1995), Growing 
World Trade: Causes and Consequences, Brookings 
Papers on Economic Activity, Vol. 1, S. 327– 362; sowie 
insbesondere: P. Hong (1999), Import Elasticities Re-
visited, United Nations Department of Economic and 
Social Affairs, Diskussionspapier, Nr. 10.
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handel bei Vernachlässigung der Entfernun-
gen

(3) Tw = kY 2
w

⇣
1

Pq
i=1 s

2
i

⌘
,

wobei si den Anteil eines Landes an der glo-
balen Wirtschaftsleistung angibt. Mithin 
repräsentiert der letzte Term den Einfl uss der 
Größenverhältnisse zwischen den Volkswirt-
schaften. Sind sie identisch, wird der Welt-
handel maximiert. Die Gleichung impliziert 
ferner eine globale Handelselastizität von 2, 
sofern sich nicht im Wachstumsprozess die 
Gewichte verschieben.3) Verringern sich die 
Größenunterschiede, das heißt, holen bei-
spielsweise die Schwellenländer gegenüber 

den Fortgeschrittenen Volkswirtschaften 
auf, ergibt sich eine höhere Elastizität.

Vor diesem Hintergrund ist die zeitweilige 
Verstärkung und anschließende Abschwä-
chung des Aufholprozesses der Schwellen-
länder als Erklärung für die beobachtete  
Entwicklung der Welthandelselastizität 
herangezogen worden.4) Simuliert man den  
Handel für drei Regionen (EWU, übrige Fort-
geschrittene Volkswirtschaften, Schwellen-
länder) gemäß Gleichung (2) mit den jewei-
ligen Trendkomponenten des realen BIP-
Wachstums, ergibt sich für die Jahre vor der 
Finanz- und Wirtschaftskrise ein Anstieg der 
globalen Handelselastizität; danach nähert 
sie sich von oben wieder dem Wert 2 an.5) 
Voraussetzung hierfür ist allerdings die Ver-
nachlässigung der Entfernung zwischen den 
Regionen. Tatsächlich kehrte die Welthan-
delselastizität in den vergangenen Jahren 
allerdings nicht zu ihrem langfristigen 
Niveau zurück, sondern fi el deutlich darun-
ter. Vor allem aber hatte die Abschwächung 
bereits vor der Krise eingesetzt, als der Kon-

3 Dabei ist hervorzuheben, dass sich dieser Elastizitäts-
wert aus einer Analogie zu einem rein physikalischen 
Modell ergibt. Demgegenüber führt die Verknüpfung 
der Gravitätsgleichung mit ökonomischen Ansätzen 
regelmäßig zu einem Elastizitätswert von 1. Dahinter 
steht, dass in einer Welt ohne Verzerrungen und mit 
identischen Präferenzen der Anteil der Ausgaben für 
Güter eines Landes überall gleich sein muss und mithin 
seinem Anteil an der globalen Wirtschaftsleistung ent-
spricht. Anstelle einer konstanten Größe geht dann der 
Kehrwert der globalen Wirtschaftsleistung in Gleichung 
(3) ein. Vgl.: P. Hong (1999), Import Elasticities Re-
visited, a. a. O.; J. E. Anderson (1979), A Theoretical 
Foundation for the Gravity Equation, American Eco-
nomic Review, Vol. 69, S. 106 –116; sowie J. E. Ander-
son (2010), The Gravity Model, National Bureau of Eco-
nomic Research, Diskussionspapier, Nr. 16576.
4 Vgl.: H. Escaith und S. Miroudot, World Trade and In-
come Remain Exposed to Gravity, in: B. Hoekman 
(Hrsg., 2015), The Global Trade Slowdown: A New Nor-
mal?, Centre for Economic Policy Research, VoxEU.org 
eBook, S. 127–160.
5 Die BIP-Daten beziehen sich auf einen Kreis von ins-
gesamt 42 Volkswirtschaften (siehe technische Erläute-
rungen auf S. 34). Für die Konstante und die Distanzen 
in Gleichung (2) wurden Werte gesetzt, um die Grö-
ßenordnung der tatsächlichen Handelsvolumen grob 
abzubilden. Zu beachten ist, dass mit diesem 
Experiment nur Handelsströme zwischen den Regionen 
simuliert werden, nicht die Ströme zwischen Volkswirt-
schaften innerhalb einer Region, die in den tatsäch-
lichen Handelsdaten ebenfalls enthalten sind.

Welthandelselastizität und 
Einkommenskonvergenz

Quelle:  Eigene  Berechnungen auf  Basis  von  Daten  der  Welt-
bank (World Development Indicators) und des IWF (World Eco-
nomic  Outlook,  Oktober  2015);  Angaben  des  IWF  für  2015 
sind teilweise geschätzt, ab 2016 Projektionen des IWF. Globa-
le Aggregate beziehen sich auf Kreis von 42 Ländern. Aggrega-
tion realer Größen mithilfe von nominalen Gewichten des Jah-
res  2005.  Trendextraktion mithilfe  des  Hodrick-Prescott-Filters 
(Glättungsparameter 100).  Relatives Wachstum bzw. Elastizitä-
ten ohne Einheit. 1 Verhältnis der trendmäßigen Wachstumsra-
ten  des  realen  BIP  der  Schwellenländer  gegenüber  globalem 
Aggregat. 2 Verhältnis der trendmäßigen Wachstumsraten des 
globalen Handelsvolumens und der  Wirtschaftsleistung.  3 Auf 
Basis  von Gravitätsgleichungen für drei  Regionen und bei  Un-
terstellung des Niveaus und Wachstums des trendmäßigen rea-
len BIP für  den Euro-Raum, übrige Fortgeschrittene Volkswirt-
schaften und Schwellenländer.
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vergenzprozess gerade erheblich Fahrt auf-
nahm.

Eine solche Entwicklung kann mithilfe von 
Gleichung (2) nachvollzogen werden, wenn 
die ökonomisch relevante Distanz der 
Schwellenländer zu den fortgeschrittenen 
Regionen hinreichend größer ist als die ent-
sprechende Entfernung zwischen den ent-
wickelten Wirtschaftsräumen.6) Ein Aufhol-
prozesses in der Peripherie stimuliert den 
Welthandel nur vergleichsweise wenig.7) Da-
bei ist die größere Entfernung der Schwel-
lenländer nicht nur rein geografi sch zu inter-
pretieren. Sie könnte auch als nachgelagerte 
Bedeutung der Endnachfrage der Schwel-
lenländer aufgefasst werden. Sofern die 
internationale Arbeitsteilung in erster Linie 
darauf ausgerichtet ist, Erzeugnisse für die 
Endnachfrage in den Fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften zu erstellen, überrascht es 
nicht, dass eine höhere Nachfragedynamik 
in den Schwellenländern relativ geringe 
Impulse für den Welthandel setzt.

Die Gravitätsgleichung schärft den Blick da-
für, dass die Handelsströme einer Volkswirt-
schaft durch Niveau und Wachstum des 
realen BIP in den Partnerländern beeinfl usst 
werden. Vor allem einige asiatische Schwel-
lenländer sind in der Vergangenheit durch 
den Aufbau eines leistungsfähigen Exportsek-
tors gut vorangekommen. Den „Penn World 
Tables“ zufolge hat etwa Südkorea sein reales 
Pro-Kopf-BIP auf Basis von Kaufkraftparitäten 
von 7% des US-Niveaus im Jahr 1960 auf 
65% im Jahr 2010 gesteigert. Zugleich klet-
terte der Anteil der Warenexporte am BIP von 
1% auf 42%. China folgte mit Verzögerung 
einem ähnlichen Pfad und kam 2010 auf ein 
Fünftel des amerikanischen Pro-Kopf-Ein-
kommens bei einem BIP-Anteil der Warenex-
porte von rund 20%; das entsprach in etwa 
dem Stand Südkoreas im Jahr 1980. Vor die-
sem Hintergrund mag der Eindruck entste-
hen, dass der exportgetriebene Aufholpro-
zess Chinas noch viel Perspektive haben 
könnte. Während aber Südkorea ein kleines 
Land ist, das sich relativ problemlos eine 
Nische im System der internationalen Arbeits-

teilung einrichten kann, stößt das Ausfuhr-
wachstum der chinesischen Wirtschaft auf-
grund ihrer schieren Größe eher an Grenzen.

So hat etwa in Japan, dessen Volkswirtschaft 
ebenfalls als vergleichsweise groß anzusehen 
ist, der Exportsektor nie eine Dimension 
erreicht wie zurzeit in Südkorea. Den Daten 
der Weltbank zufolge, die auf Umrechnun-

6 Einige Gravitätsansätze berücksichtigen relative Han-
delskosten („multilateral resistance“). Vgl.: J. Anderson 
und E. van Wincoop (2003), Gravity with Gravitas: A 
Solution to the Border Puzzle, American Economic 
Review, Vol. 93, S. 170 –192.
7 Freilich kann die kräftige Zunahme der Welthandels-
elastizität in den neunziger Jahren auf diese Weise nicht 
simuliert werden. Rechnerisch ist sie hauptsächlich den 
Fortgeschrittenen Volkswirtschaften zuzuschreiben.

Offenheitsgrad, Einkommenskonvergenz 
und volkswirtschaftliche Größe

Quellen:  Penn  World  Tables  8.1,  Weltbank  (World  Develop-
ment Indicators),  nationale Statistiken und eigene Berechnun-
gen. 1 Auf Basis  von Kaufkraftparitäten. 2 Waren und Dienst-
leistungen. 3 Auf Basis von Marktwechselkursen.
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gen mithilfe von Marktwechselkursen beru-
hen, entfi elen auf China 2014 gut 13% der 
globalen (nominalen) Wirtschaftsleistung.8) 
Ein solches Gewicht hatte Japan 1986 inne – 
allerdings mit einem Anteil der Ausfuhren 
(an Waren und Dienstleistungen) an seinem 
BIP, der mit 11% gerade mal halb so hoch 
wie zuletzt in China gewesen war. Gemessen 
an der globalen Bedeutung der chinesischen 
Volkswirtschaft ist ihr Exportsektor also be-
reits ausgesprochen umfangreich. Tatsäch-
lich nahm China 2014 mit einem Anteil von 
10% am Wert der weltweiten Ausfuhren ge-
meinsam mit den USA den Spitzenplatz 
unter den Exporteuren ein.9)

Aufgrund des nach wie vor markanten Ein-
kommensgefälles ist es wahrscheinlich, dass 
das reale BIP in China auch in den nächsten 
Jahren erheblich schneller als im Rest der 
Welt expandieren wird. Andererseits können 
die chinesischen Ausfuhren langfristig nicht 
kräftiger wachsen als die Einfuhren der Part-
nerländer.10) Es scheint den chinesischen 
Exporteuren in jüngerer Zeit tatsächlich 
schwerer zu fallen, ihre Marktanteile weiter 
auszubauen.11) Mithin dürfte nunmehr auch 
für China das Wachstum der Absatzmärkte 
in zunehmendem Maße eine Grenze für die 
Expansion ihrer Ausfuhren vorgeben. Auf-
grund der sehr hohen Einkommensdynamik 
erreichte China bereits vor einigen Jahren 
den Punkt, von dem an das Ausfuhrwachs-
tum gegenüber dem eigenen gesamtwirt-
schaftlichen Tempo zurückblieb. So ist der 
BIP-Anteil der Exporte von einem Höchst-
stand von fast 36% im Jahr 2006 auf nur 
noch 22½% im Jahr 2014 gesunken. Um 
den Offenheitsgrad mehr oder weniger zu 
halten, hätte China seine globalen Markt-
anteile in den vergangenen Jahren noch 
spürbar stärker steigern müssen.

Sofern die chinesische Wirtschaft auch in 
der Zukunft erheblich schneller wächst als 
der Rest der Welt, dürfte dies mit einer wei-
teren Abnahme des Anteils ihrer Exporte am 
BIP – und einer entsprechend geringen 
Handels elastizität – einhergehen. Letztlich 
handelt es sich um das Spiegelbild der Ent-

wicklung in den USA oder Japan, deren 
Volkswirtschaften ähnlich groß sind, aber 
langsamer wachsen. Dort nimmt der Offen-
heitsgrad zu, während ihre relative Bedeu-
tung für die globale Wirtschaftsleistung 
sinkt.12) Insgesamt ist es nicht verwunder-
lich, dass China mit der Wandlung zu einer 
großen Volkswirtschaft wieder geschlosse-
ner wird.13) Freilich ist das in vielen Projek-
tionen anvisierte hohe BIP-Wachstum Chi-
nas in den kommenden Jahren keinesfalls 
gesichert. Angesichts der vergleichsweise 
geringen Impulse, die aus dem Ausland zu 
erwarten sind, und der bereits übermäßigen 
Rolle der Investitionstätigkeit muss der chi-
nesische Konsum die tragende Kraft des 
dortigen Aufschwungs werden.

8 Während für Vergleiche von Lebensstandards Ein-
kommen auf Basis von Kaufkraftparitäten umgerechnet 
werden sollten, empfi ehlt es sich, die tatsächliche 
Größe von Volkswirtschaften mithilfe von Marktwech-
selkursen abzubilden.
9 Deutschland kam diesen Zahlen zufolge auf einen 
Anteil von 7½%.
10 Vgl. auch: M. D. Chinn, China’s Trade Flows: Some 
Conjectures, in: B. Hoekman (Hrsg., 2015), The Global 
Trade Slowdown: A New Normal?, Centre for Economic 
Policy Research, VoxEU.org eBook, S. 229 – 252.
11 Der Anteil Chinas an den gesamten Industriegüter-
importen der Europäischen Union sowie der USA hat in 
den letzten Jahren sogar bereits stagniert. Vgl.: Deut-
sche Bundesbank, Zu der Entwicklung der Arbeitskos-
ten in China und den Wirkungen auf die Verbraucher-
preise in den Industrieländern, Monatsbericht, Mai 
2013, S. 13 –15.
12 Ebenso steigt auch der Offenheitsgrad der deut-
schen Wirtschaft mit schrumpfendem Gewicht in der 
Welt. Dabei ist der Offenheitsgrad aufgrund der Ver-
fl echtungen innerhalb Europas ohnehin recht hoch.
13 Dazu passt ein Modell intraindustriellen Handels, in 
dem der Warenkorb der Konsumenten die globalen 
Produktionsanteile refl ektiert. Mit zunehmender Größe 
wird dann eine Volkswirtschaft geschlossener, da der 
Konsum die steigende globale Bedeutung der hei-
mischen Erzeugung widerspiegelt. Die Größenverhält-
nisse der Volkswirtschaften sind dann eine maßgeb-
liche Determinante des Welthandels. Empirisch ge-
winnt der intraindustrielle Handel mit zunehmender 
Größe einer Volkswirtschaft und steigendem Pro-Kopf-
Einkommen an Bedeutung. Auch wird die wichtiger 
werdende Rolle des intraindustriellen Handels für China 
belegt. Vgl.: E. Helpman (1987), Imperfect Competition 
and International Trade: Evidence from Fourteen Indus-
trial Countries, Journal of the Japanese and Inter-
national Economies, Vol.  1, S.  62 – 81; B. Balassa 
(1986), Intra-Industry Specialization – A Cross-Country 
Analysis, European Economic Review, Vol.  30, 
S. 27– 42; sowie G. M. Caporale, A. Sova und R. Sova 
(2015), Trade Flows and Trade Specialisation: The Case 
of China, China Economic Review, Vol. 34, S. 261– 273.
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Mit der rasch zunehmenden Bedeutung in der 

Welt mag China ähnlich „geschlossen“ erschei-

nen wie auch andere große Volkswirtschaften. 

Alternativ könnte das BIP-Wachstum in China 

stärker als erwartet nachlassen oder sich aber 

der reale Wechselkurs entsprechend markant 

anpassen.

Generell beschränken die Importe der Fort-

geschrittenen Volkswirtschaften die Einfuhren 

der Schwellenländer, falls Letztere mit den 

Deviseneinnahmen aus den laufenden Export-

erlösen beglichen werden müssen.40) Die Ver-

langsamung des Wirtschaftswachstums in den 

Industrieländern würde dann die Einkommens-

elastizität der Einfuhren anderenorts belasten. 

Mitunter kräftige Verschlechterungen der Terms 

of Trade dürften für wichtige Rohstoffe expor-

tierende Schwellenländer den Anpassungsdruck 

noch erhöhen. Dazu passt, dass beispielsweise 

die russische Leistungsbilanz trotz des Ölpreis-

verfalls im Überschuss verharrt – nicht zuletzt 

aufgrund einer drastischen Einschränkung der 

Einfuhren.

Schwankungen in der Elastizität des Welthan-

dels sind nicht ungewöhnlich. Auffällig ist ins-

besondere ihr Anstieg in den neunziger Jahren. 

Um diese Periode einzuordnen und ihre Eignung 

als Referenzmaß zu überprüfen, bedarf es sehr 

langer Zeitreihen. Die WTO stellt Jahresdaten 

zur weltweiten Produktion und dem realen 

Export von Waren ab 1950 zur Verfügung. Be-

rechnet man das durchschnittliche Wachstum 

der globalen Erzeugung und die Handelselasti-

zitäten für Abschnitte von jeweils fünf Jahren, 

schwanken die Elastizitäten fast ausnahmslos 

zwischen 1 und 2. Innerhalb dieses Bandes fin-

den sich auch die Jahre 2011 bis 2015 mit einem 

Wert von 1,4 wieder.41) Die für den Zeitraum 

1980 bis 2007 ermittelte Elastizität von 2 ist vor 

allem einem außergewöhnlich hohen Wert in 

der ersten Hälfte der neunziger Jahre geschul-

det.42) Entgegen dem üblichen zyklischen Mus-

ter zog der Warenhandel in den Jahren 1991 bis 

1993 kräftig an, während die Erzeugung leicht 

schrumpfte. Aufgrund wichtiger Integrations-

schritte, etwa der Schaffung des Europäischen 

Binnenmarkts, der Öffnung der damaligen 

Transformationsländer und der Entstehung 

zahlreicher neuer Staaten dürfte diese Periode 

jedoch eine Besonderheit darstellen. Mit der 

Einbindung großer Schwellenländer wie China 

und Indien in die Weltwirtschaft könnte dies 

zum Teil auch noch auf spätere Jahre zutreffen. 

Das bedeutet aber, dass ein Elastizitätsniveau 

von 2 möglicherweise eine zu hohe Messlatte 

vorgibt.

Etwaige 
Zahlungsbilanz-
restriktionen in 
Schwellen-
ländern

Referenzwert 
der Elastizität 
möglicherweise 
zu hoch

Globales Produktionswachstum und
Elastizität des Welthandels
von 1951 bis 2015

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten der WTO (In-
ternational Trade Statistics 2015); für 2015 auf Basis von Anga-
ben des Centraal Planbureau (World Trade Monitor).  1 Durch-
schnittliches  Wachstum  der  globalen  Warenproduktion  in 
Zeiträumen von jeweils fünf Jahren. 2 Relation der duchschnitt-
lichen Wachstumsraten der weltweiten Exportvolumen an Wa-
ren und der Warenproduktion über Zeiträume von jeweils fünf 
Jahren.
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40 Gemäß „Thirlwalls Gesetz“ hängt die langfristige Wachs-
tumsrate einer Volkswirtschaft von den relativen Handels-
elastizitäten und dem Wachstumstempo des Auslands ab. 
Vgl.: A. P. Thirlwall (1979), The Balance of Payments Con-
straint as an Explanation of International Growth Rate Dif-
ferences, Banca Nazionale del Lavoro Quarterly Review, 
Vol. 128, S. 46 – 53.
41 Für das Jahr 2015 sind dabei die Angaben des Centraal 
Planbureau zur globalen Industrieproduktion und zu den 
weltweiten Warenexporten unterstellt worden.
42 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2013), Zum empirischen Zu-
sammenhang zwischen Welthandel und globaler Wirt-
schaftsleistung, a. a. O.; sowie D. A. Irwin, World Trade and 
Production: A Long-Run View, in: B. Hoekman (Hrsg., 
2015), The Global Trade Slowdown: A New Normal?, 
Centre for Economic Policy Research, VoxEU.org eBook, 
S. 21– 30.
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Alles in allem spricht vieles gegen eine originäre 

Schwäche des Welthandels. Letztlich kann der 

internationale Güterverkehr keine hohe Dyna-

mik entfalten, solange die Industrieländer nur 

vergleichsweise mageres Wirtschaftswachstum 

generieren. Aufgrund des zu erwartenden 

Wachstumsvorsprungs der Schwellenländer ist 

auch für die kommenden Jahre mit einer verhal-

tenen Dynamik des Welthandels zu rechnen. Ein 

eigenständiger wirtschaftspolitischer Hand-

lungsbedarf ergibt sich hieraus nicht. Allerdings 

könnten zusätzliche Anstrengungen zur Libera-

lisierung von Märkten dem Welthandel wich-

tige Anstöße geben.

Wirtschafts-
politische 
Implikationen

Technischer Anhang

Für die empirische Analyse wurden nominale und 

reale Jahresdaten zu Einfuhren (Waren und Dienst-

leistungen), BIP, Konsum und Bruttoinvestitionen für 

42 Länder im Zeitraum 1979 bis 2015 herangezogen. 

Dabei wurde im Wesentlichen auf die World Develop-

ment Indicators (WDI) der Weltbank zurückgegriffen; 

der aktuelle Rand wurde durch Angaben aus dem 

World Economic Outlook (WEO) des IWF vom Okto-

ber 2015 ergänzt.43) Den Vorgaben des IWF folgend 

wurde der Länderkreis in 24 Fortgeschrittene Volks-

wirtschaften und 18 Schwellenländer gegliedert.44) 

Eine Anzahl aufstrebender Volkswirtschaften, für die 

keine hinreichend langen Zeitreihen verfügbar sind, 

blieb unberücksichtigt. Das trifft insbesondere auf 

Schwellenländer in Mittel- und Osteuropa sowie im 

Nahen Osten zu. Wichtige aufstrebende Volkswirt-

schaften, darunter China, Indien, Indonesien und 

Brasilien, sind allerdings enthalten. Insgesamt reprä-

sentierte der Länderkreis 2014 näherungsweise 84% 

der globalen Wirtschaftsleistung und 76% der welt-

weiten Einfuhren. Analog zur Vorgehensweise des 

IWF wurden die nationalen Veränderungsraten der 

realen Größen mithilfe nominaler Anteile (stets auf 

Basis von Marktwechselkursen) aggregiert. Die so 

konstruierten Veränderungsraten für den einbezoge-

nen Länderkreis entsprechen im Wesentlichen den 

Angaben des IWF für die Welt insgesamt. Insbeson-

dere wird auch der deutliche Rückgang der aggre-

gierten Handelselastizität gegenüber der Zeit vor der 

globalen Finanz- und Wirtschaftskrise nachvollzogen, 

sodass der Datensatz geeignet ist, die relevanten 

Kompositionseffekte zu untersuchen.

In der Volkswirtschaftslehre gibt eine Elastizität an, 

um wie viel Prozent sich eine Variable in Abhängig-

keit von der prozentualen Änderung einer anderen 

Größe ändert. Als Handelselastizität wird hier die 

Reagibilität des Handelsvolumens (Waren und Dienst-

leistungen) gegenüber dem realen BIP verstanden. 

Aufgrund der engeren Beziehung zur heimischen 

Wirtschaftsleistung wird speziell auf die preisberei-

nigten Importe abgestellt. Ein einfaches Elastizitäts-

maß ist der Quotient der (durchschnittlichen) Wachs-

tumsraten der Einfuhren (M) und des BIP (Y ) in realer 

Rechnung über einen bestimmten Zeitraum:

(1a) ⌘ =
M

M
/
Y

Y
 .

Die Veränderungsrate der weltweiten Einfuhren wird 

definiert als die gewichtete Summe der entsprechen-

den Wachstumsraten für die einzelnen Länder (i = 
1, …, q ); als Gewichte fungieren die Anteile an den 

nominalen Importen (Mn). Mithin lässt sich die Elas-

tizität auf globaler Ebene als

(1b) ⌘w =
⇣X

q
i=1

Mi

Mi

Mn
i

Mn
w

⌘
/
Yw

Yw

schreiben. Erweitert man Zähler und Nenner jeweils 

um die nationalen Veränderungsraten des (realen) 

BIP, ergibt sich die globale Handelselastizität als ge-

wichtete Summe der nationalen Elastizitäten, wobei 

das Gewicht eines Landes durch das Produkt seines 

Importanteils und seines BIP-Wachstums im Verhält-

nis zur Expansion der globalen Wirtschaftsleistung 

bestimmt wird:

Kreis von 
42 Ländern 
repräsentativ für 
Weltwirtschaft

Elastizität der 
Importe als  
Verhältnis der 
Wachstumsraten

Komponenten 
der globalen 
Elastizität

43 Da der IWF keine Zeitreihen zu realen Bruttoinves-
titionen veröffentlicht, wurden für 2015 die nominalen Ver-
änderungsraten, die sich aus den verfügbaren Investitions-
quoten ergeben, unter der Annahme ausbleibender relativer 
Preisverschiebungen herangezogen. Mithin sind speziell 
diese Angaben für 2015 mit Vorsicht zu behandeln.
44 Konkret handelt es sich bei den Fortgeschrittenen Volks-
wirtschaften um Australien, Belgien, Dänemark, Deutsch-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Ita-
lien, Japan, Kanada, Südkorea, Luxemburg, Neuseeland, die 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, 
Singapur, Spanien, die USA und das Vereinigte Königreich. 
Zu den Schwellenländern hingegen zählen Ägypten, Argen-
tinien, Brasilien, Chile, China, Indien, Indonesien, Kolum-
bien, Malaysia, Marokko, Mexiko, Pakistan, Peru, die Philip-
pinen, Südafrika, Thailand, Uruguay und Venezuela.
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(1c) ⌘w =
X

q
i=1⌘i

Mn
i

Mn
w

Yi

Yi
/
Yw

Yw
 .45)

Die so gewichteten nationalen Elastizitäten können 

als Beiträge zur globalen Elastizität aufgefasst wer-

den.

Da die Relation der Veränderungsraten von Einfuhren 

und des BIP den Einfluss anderer Variablen –  ins-

besondere der relativen Preise – nicht berücksichtigt, 

ist ihre Aussagekraft möglicherweise eingeschränkt. 

Oft wird sie lediglich als offensichtliche Elastizität be-

zeichnet. In einem Streuungsdiagramm der logarith-

mierten Niveaus der Einfuhren und der Wirtschafts-

leistung entspricht sie der Steigung einer Geraden, 

die durch den Anfangs- und den Endpunkt des be-

trachteten Zeitraums gelegt wird. Weil die übrigen 

Beobachtungen letztlich keine Rolle spielen, ist für 

eine repräsentative Relation ein längerer Zeitraum zu 

wählen.

Um eine Gerade an alle Beobachtungspunkte an-

zupassen, kann (aufgrund der Kointegration der Va-

riablen) eine Regression der logarithmierten Niveaus 

(mit einer Konstante α und ϵ als Residuum) genutzt 

werden:

(2a) lnMt = ↵+ β · lnYt + ✏t .

Der Koeffizient β ist dann unmittelbar als Steigungs-

maß beziehungsweise Elastizität interpretierbar. Frei-

lich stellt die hier gewählte lange Vorkrisenperiode 

sicher, dass sich der einfache Quotient der Wachs-

tumsraten in der Regel nicht wesentlich von β unter-

scheidet.

Der Regressionsansatz kann auch den Einfluss wei-

terer Variablen berücksichtigen.46) So sind traditionell 

die Einkommens- und Preiselastizität der Importe 

simultan über eine Regression der logarithmierten 

Niveaus bestimmt worden:

(2b) lnMt = ↵+ β · lnYt + γ · lnPt + ✏t .

Dabei ist P als Maß der relativen Einfuhrpreise zu ver-

stehen, dessen Wahl jedoch nicht trivial ist.47) Wenn 

wie bei Bussière et al. (2013) die Deflatoren der Ein-

fuhren und des BIP ins Verhältnis gesetzt werden, zei-

gen sich in dem hier verwendeten Datensatz nur be-

grenzte Preiseffekte. Dann sind aber auch die Diskre-

panzen zwischen den nach Gleichung (2a) und (2b) 

geschätzten Einkommenselastizitäten gering.

Anstelle der Niveaus können die Differenzen der 

logarithmierten Niveaus beziehungsweise die Ver-

änderungsraten der Variablen betrachtet werden. 

Gleichung (2a) impliziert, dass das Importwachstum 

einzig durch Veränderungen des Einkommens (und 

zufällige Einflüsse) erklärt wird. Eine Regression allein 

der Veränderungsraten kann jedoch problematisch 

sein, da die angepasste Gerade durch den Ursprungs-

punkt verlaufen muss. Bei Berücksichtigung einer 

Konstante hingegen wird der Einfluss trendmäßigen 

Wachstums wohl auch diesem Term zugeschrieben. 

Der Regressionskoeffizient für die Veränderungsrate 

des BIP reflektiert dann im Wesentlichen kurzfristige, 

zyklische Einflüsse und fällt daher vergleichsweise 

hoch aus.

Fehlerkorrekturmodelle kombinieren eine solche For-

mulierung der Kurzfristbeziehung mit einem langfris-

tigen Zusammenhang der Niveaus. Ollivaud und 

Schwellnus (2015) verweisen jedoch darauf, dass die 

so abgeleitete langfristige Elastizität für kurze Be-

obachtungszeiträume hochgradig instabil ist, da das 

Modell nicht zwischen der kurzfristigen Dynamik und 

der Langfristbeziehung unterscheiden könne.48) 

Alternativ können kurz- und langfristige Elastizitäten 

durch eine Regression der Niveaus bestimmt werden, 

Nachteile einer 
einfachen 
Wachstums-
relation als  
Elastizität

Regression 
logarithmierter 
Niveaus

Einfluss relativer 
Preise

Alternative 
Regressions-
ansätze

45 Vgl.: C. Constantinescu, A. Mattoo and M. Ruta (2015), 
The Global Trade Slowdown: Cyclical or Structural?, a. a. O.
46 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Der Einfluss alternativer 
Indikatoren der preislichen Wettbewerbsfähigkeit auf den 
realen Güterexport, Monatsbericht, Januar 2016, S. 13 – 31.
47 Eine grundlegende Arbeit für die Einkommenselastizität 
der Handelsströme verschiedener Länder ist die Studie von 
Houthakker und Magee (1969), die auf Schätzungen in 
Form von Gleichung (2b) beruht. Als Preismaß wurde dort 
die Relation des Importpreisindex zum Index der Großhan-
delspreise gewählt, da ein Preisindex für jene Güter, die mit 
den Importen konkurrierten, nicht verfügbar war. Der Defla-
tor des Bruttonationalprodukts wurde mit dem Verweis auf 
den Einfluss nicht handelbarer Güter als Referenzmaß be-
wusst verworfen. Andere Studien haben sich für die leicht 
verfügbaren BIP-Deflatoren entschieden. In ihren Exportglei-
chungen setzten Houthakker und Magee die Ausfuhrpreise 
eines Landes ins Verhältnis zu denen anderer Exportländer. 
Aus globaler Sicht dürfte jedoch gerade das Preisverhältnis 
zwischen handelbaren und nicht handelbaren Gütern von 
Bedeutung sein. Kohli (1982) zeigte die Implikationen 
unterschiedlicher Formulierungen für die Preiselastizitäten 
der Importnachfrage auf und betonte, dass derartige Preis- 
und Mengeneffekte stets unter bestimmten Ceteris-paribus-
Annahmen abgeleitet werden und entsprechend zu inter-
pretieren sind. Vgl.: H. S. Houthakker und S. P. Magee 
(1969), Income and Price Elasticities in World Trade, Review 
of Economics and Statistics, Vol.  51, S.  111–125; sowie 
U. R. Kohli (1982), Relative Price Effects and the Demand for 
Imports, Canadian Journal of Economics, Vol.  15, 
S. 205 – 219.
48 Vgl.: P. Ollivaud und C. Schwellnus (2015), Does the 
Post-Crisis Weakness of Global Trade Solely Reflect Weak 
Demand?, a. a. O.
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die zusätzlich Verzögerungen der Variablen berück-

sichtigt und laut Irwin (2002) insgesamt günstige 

Eigenschaften aufweist.49) Freilich wird auf diese 

Weise die aktuelle Welthandelsflaute ein Stück weit 

durch die vorangegangene Schwäche erklärt.

Um die vergleichsweise starken Ausschläge der Han-

delsströme abzubilden, könnten auch Variablen be-

trachtet werden, die hinter den zyklischen Fluktua-

tionen des BIP stehen. Dazu wurde zum einen die 

Elastizität speziell der Wareneinfuhren gegenüber der 

Industrieproduktion (IP) auf Basis der Daten des CPB 

über Regressionen analog zu Gleichung (2a) be-

stimmt:50)

(3a) lnMt = ↵+ β · lnIPt + ✏t .

Zum anderen wurden Regressionen gemäß Glei-

chung (2b) geschätzt, die statt des realen BIP den 

(preisbereinigten) Konsum (C) und die Bruttoinves-

titionen (I) als erklärende Variablen aufnahmen:

(3b) lnMt = ↵+ β · lnCt + γ · lnIt + δ · lnPt + ✏t .

Der zusätzliche Erklärungsbeitrag dieses Modells 

zeigt sich jedoch nur am aktuellen Rand.51)

In all diesen Ansätzen wird letztlich das Import-

wachstum nicht vollständig durch die Veränderun-

gen heimischer Aktivitätsvariablen erklärt. Das Vor-

gehen von Stratford (2015) unterstellt hingegen 

einen vollkommenen Zusammenhang. Konkret wer-

den zunächst die Veränderungsraten des realen BIP 

(y ) standardisiert, das heißt, um ihren Mittelwert (y– ) 

und ihre Standardabweichung (σy ) bereinigt:

(4a) yST
t =

yt  ȳ

y
 .

Elastizitäten 
gegenüber 
Industrie-
produktion oder 
Investitionen

Anpassung  
standardisierter 
Wachstumsraten 
des BIP

Handelselastizitäten im Vorkrisenzeitraum 1)

 

Modell Zeitraum

Elastizitätsmaß

Welt 2)

Industrie-
länder 3)

Schwellen-
länder 4)

Relation der durchschnittlichen Wachstumsraten der realen 
Importe 5) und des realen BIP (1a)

1980–2007 𝜂 2,0 2,1 1,6

Regression der realen Importe 5) auf das reale BIP (2a) 1979–2007 𝛽 2,1
(0,04)

2,2
(0,04)

1,7
(0,05)

Regression der realen Importe 5) mit zusätzlicher  
Berücksichtigung der relativen Importpreise (2b)

1979–2007 𝛽 2,4
(0,14)

2,6
(0,12)

1,5
(0,04)

Regression der realen Warenimporte auf die  
Industrieproduktion (3a)

1991–2007 𝛽 2,2
(0,06)

2,9
(0,08)

1,7
(0,03)

Regression der realen Importe 5) auf die realen  
Konsumausgaben und Bruttoinvestitionen sowie

1979–2007 𝛽 1,8
(0,41)

2,1
(0,29)

0,4
(0,24)

die relativen Importpreise (3b) y 0,6
(0,30)

0,5
(0,24)

1,0
(0,18)

Anpassung 6) der standardisierten Wachstumsraten 
des realen BIP (4b)

1990–2007 σm /σy 4,1 4,4 2,8

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von jährlichen Daten der Weltbank, des IWF und des Centraal Planbureau (CPB); Angaben des IWF 
für 2015 sind teilweise geschätzt. 1 Aggregationen generell auf Basis von Marktwechselkursen. Regressionen loga rithmierter Niveaus mit 
Berücksichtigung einer Konstante; Standardfehler der geschätzten Koeffi  zienten in Klammern. 2 Aggregat für 42 Länder (Länderkreise 
nach Einordnung des IWF) bzw. Länderkreis des CPB (3a). 3 Aggregat für 24 Fortge schrittene Volkswirtschaften bzw. Länderkreis des CPB 
(3a). 4 Aggregat für 18 Schwellenländer bzw. Länderkreis des CPB (3a). 5 Waren und Dienstleistungen. 6 Anpassung an Mittelwert und 
Standardabweichung der Wachstumsraten der realen Importe (Waren und Dienstleistungen).

Deutsche Bundesbank

49 Vgl.: D. A. Irwin (2002), Long-Run Trends in World Trade 
and Income, World Trade Review, Vol. 1, S. 89 –100.
50 Angaben zu den Deflatoren, die für die Industrieproduk-
tion relevant sind und zur Konstruktion von relativen Prei-
sen genutzt werden könnten, waren nicht verfügbar.
51 Ein Problem dabei könnte die wechselnde Bedeutung 
von Komponenten der Bruttoinvestitionen sein, die sich in 
ihrem Importgehalt erheblich unterscheiden. Speziell die 
Bauinvestitionen dürften für den internationalen Handel 
von vergleichsweise geringer Bedeutung sein. Zudem wer-
den in vielen Ländern nunmehr auch Ausgaben für geistige 
Eigentumsrechte als Investitionen gezählt. Diese haben in 
den Fortgeschrittenen Volkswirtschaften in den vergange-
nen Jahren an Bedeutung gewonnen.
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Anschließend werden die standardisierten BIP-Raten 

mit dem Mittelwert (m– ) und der Standardabwei-

chung (σm) der Import-Raten hochgerechnet, um die 

angepassten Raten als Referenzmaß für das Einfuhr-

wachstum zu erhalten:

(4b) yAD
t = m · yST

t + m̄ .

Die kurzfristige Elastizität der Einfuhren wird dem-

nach durch die (hohe) Relation der Standardabwei-

chungen geprägt. Zu betonen ist, dass der Ansatz ein 

konstantes Trendwachstum der Importe postuliert. 

Eine Abweichung von diesem nach unten wird stets 

als temporäres Phänomen im Sinne der üblichen 

Volatilität interpretiert, auch wenn es sich eigentlich 

um eine trendmäßige Wachstumsverlangsamung 

handelt. Vor diesem Hintergrund ist fraglich, ob sich 

der Ansatz tatsächlich zur Erklärung der persistenten 

Schwäche des Welthandels eignet.
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Die deutsche Zahlungsbilanz 
für das Jahr 2015

Der Leistungsbilanzüberschuss der deutschen Wirtschaft erhöhte sich im Jahr 2015 erneut sehr 

kräftig. Ausschlaggebend hierfür war die Ausweitung des Aktivsaldos im grenzüberschreitenden 

Geschäft mit Waren und Diensten. Gerade in der Außenhandelsbilanz dürften sich die kurzfristigen 

Effekte der Verbilligung international gehandelter Rohstoffe – allen voran des heftigen Rückgangs 

der Rohölnotierungen – und die Euro-Abwertung stark überschusssteigernd ausgewirkt haben. Die 

Verringerung der Rohstoffpreise dämpfte die nominalen Importe, ohne dass sich die zu erwartenden 

Folgen der markanten Einkommensverschiebungen zwischen Förder- und Verbraucherländern 

bereits deutlich gezeigt hätten. Mittelfristig sind mit den empfindlichen Einkommenseinbußen in 

den Hauptförderländern Risiken für die Exportmöglichkeiten deutscher Unternehmen verbunden, 

während niedrige Rohstoffpreise hierzulande die binnenwirtschaftliche Grunddynamik weiter 

stärken sollten. Deshalb ist der Leistungsbilanzüberschuss in Höhe von 8½% des Bruttoinlands-

produkts im abgelaufenen Jahr als Momentaufnahme zu begreifen.

Die Exporte der deutschen Wirtschaft nahmen im Gesamtjahr 2015 – trotz der Abschwächung in 

der zweiten Jahreshälfte – beträchtlich zu. Deutlich mehr wurde in die USA, nach Großbritannien, 

in die Schweiz sowie in die mittel- und osteuropäischen EU-Länder, die nicht dem gemeinsamen 

Währungsgebiet angehören, geliefert. Außerdem profitierten die Unternehmen von der Belebung 

der Konjunktur in weiten Teilen des Euro-Raums. Durch die gestiegenen Zuwächse auf traditionell 

wichtigen Absatzmärkten wurde mehr als kompensiert, dass die Ausfuhren in Schwellenländer 

zuletzt nicht mehr so gut liefen wie noch vor einigen Jahren. Im China-Geschäft schlug sich die 

dortige Wachstumsabschwächung nieder, und in Russland gingen die Absätze angesichts der sich 

weiter verschlechterten Wirtschaftslage und der Sanktionen erneut ausgesprochen kräftig zurück.

Der Kapitalverkehr Deutschlands mit dem Ausland stand im vergangenen Jahr unter dem Einfluss 

des Niedrigzinsumfelds und der umfangreichen Wertpapierkäufe des Eurosystems zu geld-

politischen Zwecken (Quantitative Easing). Im Ergebnis betrugen die deutschen Netto-Kapitalexporte 

232 Mrd €; sie waren damit etwas niedriger als im Jahr davor. Maßgeblich bestimmt wurden die 

Kapitalströme im Wertpapierverkehr durch die Verkäufe inländischer Schuldverschreibungen durch 

ausländische Halter; zum Teil hat die Bundesbank diese Titel im Rahmen des erweiterten Wert-

papierankaufprogramms übernommen. Zudem sank das Interesse deutscher Investoren an auslän-

dischen Wertpapieren. Zu Kapitalabflüssen kam es auch bei den Direktinvestitionen, da die 

deutsche Wirtschaft ihr internationales Engagement per saldo weiter kräftig ausgebaut hat. Netto-

Kapitalimporte ergaben sich dagegen im übrigen Kapitalverkehr. Hier verzeichneten sowohl die 

Unternehmen und Privatpersonen als auch die Monetären Finanzinstitute Mittelzuflüsse. Die Aus-

landsposition der Bundesbank hat sich im Jahr 2015 durch den deutlichen Anstieg des deutschen 

TARGET2-Saldos ausgeweitet. Dabei spielten die Wertpapierankäufe des Eurosystems eine 

wesentliche Rolle.
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Leistungsverkehr

Grundtendenzen im  
Leistungsverkehr

Der Leistungsbilanzüberschuss der deutschen 

Wirtschaft stieg im Jahr 2015 sehr kräftig auf 

257 Mrd € beziehungsweise 8½% des Brutto-

inlandsprodukts (BIP). Der Zuwachs war mit 44 

Mrd € im Berichtszeitraum sogar doppelt so 

hoch wie 2014 (+ 22½ Mrd €). Dazu trug zum 

einen bei, dass der Wert der von deutschen 

Unternehmen exportierten Waren deutlich stär-

ker expandierte als der Gesamtbetrag der Liefe-

rungen nach Deutschland. Zum anderen nahm 

das Defizit in der Dienstleistungsbilanz spürbar 

ab; dabei waren der beträchtliche Einnahmen-

zuwachs bei gewerblichen Diensten und der 

Rückgang der Reiseverkehrsausgaben im Aus-

land auffällig. Der Aktivsaldo bei grenzüber-

schreitenden Vermögensanlagen legte im Jahr 

2015 moderat zu, was vor dem Hintergrund des 

weiter kräftig gestiegenen Netto-Auslandsver-

mögens 2015 auf dämpfende Einflüsse vonsei-

ten der Einkommensrenditen hindeutet. Der 

Fehlbetrag in der traditionell defizitären Bilanz 

der Sekundäreinkommen ging etwas zurück.

Der Anstieg des Aktivsaldos der Leistungsbilanz 

in den vergangenen beiden Jahren auf ein 

neues Rekordniveau in der deutschen Nach-

kriegsgeschichte lag primär an den kurzfristigen 

Effekten der markanten Veränderungen im 

externen Umfeld. So haben sich seit Mitte 2014 

die Weltmarktpreise für Rohöl, Industrieroh-

stoffe sowie Nahrungs- und Genussmittel dras-

tisch verringert. Dies dämpfte den Gesamtwert 

der Warenimporte erheblich, da der größte Teil 

energetischer Grundstoffe, aber auch eine 

Reihe wichtiger anderer Rohmaterialien und 

Landwirtschaftsgüter von der deutschen Volks-

wirtschaft weitgehend eingeführt werden. Zwi-

schen dem Frühjahr 2014 und dem Frühjahr 

2015 wertete der Euro gegenüber dem US-

Dollar recht stark ab. Damit fiel zwar der Verbil-

ligungseffekt bei in US-Dollar denominierten 

importierten Rohstoffen geringer aus. Von grö-

ßerem Einfluss auf die Handelsbilanz war 

jedoch, dass sich dadurch die Absatzchancen 

deutscher Produkte auf Märkten außerhalb des 

Euro-Raums verbesserten, zumal der Euro in 

dieser Zeit auch gegenüber anderen wichtigen 

Währungen wie dem britischen Pfund, dem 

Renminbi und etwas später dem Schweizer 

Franken spürbar an Wert verlor. Die in den Jah-

ren 2014 und 2015 beobachtete Ausweitung 

des Überschusses im Waren- und Dienstleis-

tungsverkehr lässt sich Simulationen zufolge 

zum Großteil auf die kurzfristigen Effekte des 

Preisverfalls von Rohöl und die Euro-Abwertung 

zurückführen (vgl. dazu im Einzelnen die Erläu-

terungen auf S. 41ff.).

Leistungsbilanz-
überschuss 2015 
erneut sehr 
kräftig gestiegen

Erhebliche Roh-
stoffverbilligung 
und Euro-
Abwertung kurz-
fristig ausschlag-
gebende Ein-
flussfaktoren

Der deutsche Leistungsverkehr
mit dem Ausland

1 Spezialhandel  nach  der  amtlichen  Außenhandelsstatistik, 
einschl. Ergänzungen zum Außenhandel, die einfuhrseitig auch 
die Fracht- und Versicherungskosten als Absetzungsposten ent-
halten.
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Zum Einfl uss des starken Ölpreisrückgangs und der Euro-
Abwertung auf die Ausweitung des deutschen Leistungs-
bilanzüberschusses in den Jahren 2014 und 2015

Der ausgesprochen hohe Leistungsbilanz-
überschuss steht seit Jahren im Fokus der 
wirtschaftspolitischen Diskussion über das 
mögliche Vorliegen makroökonomischer 
Ungleichgewichte in Deutschland. Als zen-
trale Einfl ussfaktoren der erneut sehr kräf-
tigen Zunahme des Überschusses in den ver-
gangenen beiden Jahren lassen sich mit der 
starken Verbilligung international gehandelter 
Rohstoffe (insbesondere Rohöl) und der Ab-
wertung des Euro-Wechselkurses zwei Ver-
änderungen in den externen Rahmenbedin-
gungen identifi zieren. In diesem Zeitraum 
festigte sich aber auch die binnenwirtschaft-
liche Wachstumsdynamik – primär getragen 
von einer lebhaften Verbrauchskonjunktur – 
erkennbar. Hierbei schlugen sich zum einen 
heimische Faktoren wie die gute Arbeits-
marktlage und die spürbaren Lohnsteigerun-
gen nieder. Zum anderen spielten aber auch 
Realeinkommensgewinne im Zusammenhang 
mit dem Rückgang des Ölpreises eine Rolle. 
Dies ist ein Beispiel für die in diesem Kontext 
zu berücksichtigenden Wechselwirkungen.

Im Leistungsbilanzsaldo spiegeln sich grund-
sätzlich eine Vielzahl von Einfl üssen über 
unterschiedliche Wirkungskanäle wider. Die 
Quantifi zierung einzelner Aspekte hat vor 
allem mit Blick auf die Einschätzung von 
Größenordnung und zeitlicher Verteilung 
analytischen Wert. Gleichwohl bedarf es 
einer Einbettung in den Gesamtzusammen-
hang, wobei es für die Bewertung auch von 
Interesse ist, ob die Veränderungen in den 
Einfl ussfaktoren vorübergehender oder per-
manenter Natur sind. Aus theoretischer 
Sicht ist von temporären Schocks kein per-

manenter Effekt auf die Höhe des Leistungs-
bilanzsaldos zu erwarten.1)

Die Zerlegung der Veränderung des deut-
schen Außenhandelssaldos in einen Preis- 
und einen Mengeneffekt liefert einen ersten 
deskriptiven Anhaltspunkt. Während Terms-
of-Trade-Effekte in der langen Frist weder 
überschussmindernd noch -steigernd zu 
wirken scheinen, lässt sich rechnerisch prak-
tisch der gesamte Anstieg des Außenhan-
delssaldos der letzten beiden Jahre auf die 
aktuellen Verbesserungen im realen Aus-
tauschverhältnis zurückführen. Ferner haben 
Preiseffekte in den letzten drei Jahren ge-
samtwirtschaftlich stets zusätzliche Netto-
einnahmen aus dem Außenhandelsgeschäft 
begünstigt. Mengenmäßig wäre hingegen 

1 Vgl.: M. Obstfeld und K. Rogoff (1995), The intertem-
poral approach to the current account, in: G. M. Gross-
man und K. Rogoff (ed.), Handbook of International 
Economics, Edition 1, Vol 3, Kapitel 34, S. 1731–1799.

Mengen- und Preiswirkungen auf den 
deutschen Außenhandelssaldo*)

Quelle  der  Ursprungswerte:  Statistisches  Bundesamt.  * Zerle-
gung mithilfe des Shapley-Siegel-Index.
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sogar ein geringfügiger Rückgang des deut-
schen Außenhandelssaldos angelegt ge-
wesen.

Einen Schritt weiter gehen Simulationen mit 
dem makroökonometrischen Modell der 
Bundesbank.2) Quantifizierbar sind die 
individuellen Beiträge des Ölpreisrückgangs 
und der Euro-Abwertung zur Veränderung 
des deutschen Überschusses aus dem grenz-
überschreitenden Waren- und Dienstleis-
tungsverkehr unter Berücksichtigung der 
Preisübertragungsmechanismen sowie der 
Rückwirkungen auf die Binnenkonjunktur. 
Dazu werden der tatsächlichen Entwicklung 
Szenarien gegenübergestellt, die dadurch 
gekennzeichnet sind, dass Rohölpreis bezie-
hungsweise Wechselkurse ab der Jahres-
mitte 2014 auf dem Durchschnittsniveau der 
sechs Quartale davor fortgeschrieben wer-
den.

Der Rohölpreis notierte bis einschließlich des 
zweiten Quartals 2014 auf einem relativ 
konstanten Niveau von circa 110 US-$ pro 
Fass der Sorte Brent. Im Zuge des anschlie-
ßenden vor allem durch erhöhte Förder-
mengen begründeten Preisverfalls wurde 
das Ausgangsniveau der Rohölnotierungen 
bis zum vierten Quartal 2014 um knapp 
30% und bis zum Jahresabschlussquartal 
2015 um insgesamt 60% unterschritten. 
Unterdessen wertete der Euro – sowohl in 
bilateraler Betrachtung gegenüber dem US-
Dollar als auch in nominal effektiver Rech-
nung – vor dem Hintergrund der Erwartung 
einer weiteren geldpolitischen Akkom-
modierung und der im Dezember 2014 
durch den EZB-Rat beschlossenen Maßnah-
men deutlich ab.3) Ausgehend von 1,3 US-
Dollar pro Euro ging der bilaterale Wechsel-
kurs bis Ende 2014 um mehr als 5% und bis 
Ende 2015 insbesondere aufgrund des star-
ken Kursverlustes im ersten Quartal des Jah-
res um knapp 20% zurück. Gegenüber den 
Währungen der 19 wichtigsten Handels-
partner verlor der Euro bis Ende 2015 knapp 
10% an Wert.

Für den Anstieg des Leistungsbilanzüber-
schusses von 6¾% auf 7¼% des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) im Jahr 2014 spielten 
die zwei betrachteten Faktoren den Ergeb-
nissen der Simulationsrechnungen zufolge 
allerdings nur eine eher untergeordnete 
Rolle. Rein rechnerisch steuerte der Ölpreis-
rückgang für sich genommen einen Beitrag 
von einem Zehntel Prozentpunkt dazu bei. 
Im Vergleich zum Befund aus der Zerlegung 
ist abgesehen vom breiteren Bezug auf 
Waren- und Dienstleistungsströme zu be-
achten, dass die Wirkungen der ebenfalls 
beträchtlichen Verbilligung nicht ener-
getischer Rohstoffe nicht in die Berechnun-
gen im Rahmen der Simulationen einfl ie-
ßen.4) Vor dem Hintergrund der Wirkungs-
verzögerungen bei Wechselkursänderungen 
ist es indessen nicht erstaunlich, dass der 
Euro-Abwertung kein nennenswerter Ein-
fl uss auf die Zunahme der Leistungsbilanz 
im Jahr 2014 zugerechnet werden kann.

Im Jahr 2015 wirkten die beiden externen 
Faktoren hingegen insgesamt stark expan-
siv. So trug der Ölpreisrückgang ¾ Prozent-
punkte und die Euro-Abwertung ¼ Prozent-
punkt zum Anstieg des Leistungsbilanzsal-
dos von 7¼% auf 8½% des BIP bei. Ein 
Rückgang des Ölpreises führt vor allem zu 
einer Verbilligung von Ölimporten und weni-
ger zu einer Steigerung der nachgefragten 
Menge, da die deutschen Energieimporte 
eine relativ geringe Preiselastizität aufwei-

2 Das makroökonometrische Modell dient als zentrales 
Instrument zur Erstellung der Prognosebasislinie und 
wird für begleitende Simulationsrechnungen einge-
setzt. Es handelt sich dabei um ein traditionelles Makro-
Modell mit keynesianischen Eigenschaften in der kur-
zen Frist und neoklassischen Eigenschaften in der lan-
gen Frist. Die Schätzungen der Verhaltensgleichungen 
werden auf Basis saisonbereinigter Quartalsdaten in 
halbjährlichen Abständen aktualisiert.
3 Genau genommen wertete der Euro bereits im zwei-
ten Quartal 2014 leicht ab. Aus Vergleichsgründen wer-
den die hypothetischen Szenarien sowohl für den Öl-
preis als auch für den Wechselkurs einheitlich ab dem 
dritten Quartal 2014 betrachtet.
4 Dies zeigt sich auch daran, dass die Verbesserung des 
realen Austauschverhältnisses im Jahr 2014 nur zu 
einem Fünftel durch die modellierten Schocks erklärt 
werden kann.
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sen.5) Die Abwertung des Euro stimuliert 
einerseits die Exporte. Andererseits kommt es 
zu einer Importsubstitution, deren dämpfen-
der Einfl uss den Simulationsergebnissen für 
2015 zufolge die einfuhrsteigernde Wirkung 
der durch den Rohölpreisrückgang zusätzlich 
angeschobenen Binnenkonjunktur praktisch 
wettmacht. Neben den direkten Effekten auf 
den deutschen Außenhandel werden auch 
sogenannte Spillover-Effekte infolge der Sti-
mulierung der Exporte in den anderen EWU-
Mitgliedstaaten berücksichtigt. Auf diese 
entfi el gut ein Zehntel des geschätzten Bei-
trags der Euro-Abwertung im Jahr 2015.

Die Ergebnisse stehen im Einklang mit ver-
gleichbaren Simulationen der Europäischen 
Kommission.6) Unsicherheiten sind gleich-
wohl zu beachten. Zum einen hängen die 
Schätzungen von der Modellspezifi kation ab. 
Bei der Ölpreissimulation wird beispielsweise 
berücksichtigt, dass aufgrund der als Men-
gensteuer konzipierten Mineralölsteuer die 
Auswirkungen von Ölpreisänderungen vom 
Ausgangsniveau abhängen. Ausgeblendet 
hingegen bleiben originär nichtlineare Wir-
kungen des Ölpreises auf die gesamtwirt-
schaftliche Aktivität, die insbesondere vor 
dem Hintergrund der Größenordnung der 
Schocks wahrscheinlich erscheinen. Beim 
Schock auf den nominalen effektiven Wech-
selkurs des Euro ist zu beachten, dass die Ab-

wertung je nach Umfang des betrachteten 
Länderkreises unterschiedlich stark ausfallen 
kann. Der geschätzte Beitrag der Euro-Ab-
wertung dürfte daher bei einem Vergleich mit 
den Währungen der 39 wichtigsten Handels-
partner Deutschlands etwas geringer sein.

Zum anderen stellen die Modellsimulationen 
Auswirkungen von isolierten Schocks dar, das 
heißt, sämtliche sonstigen modellexogenen 
Variablen reagieren nicht auf Änderungen im 
externen Umfeld. Dass hier insbesondere 
keine Wechselwirkungen des Ölpreisrück-
gangs und der Euro-Abwertung mit dem Ab-
satzmarktwachstum deutscher Exporteure 
außerhalb des Euro-Raums berücksichtigt 
werden, ist mit Blick auf den betrachteten 
kurzen Simulationszeitraum keine wesent-
liche Unzulänglichkeit. Größere Vorsicht wäre 
bei der Interpretation von Ergebnissen für das 
laufende Jahr und darüber hinaus geboten. 
Gleichwohl dürften sich die Effekte der Wech-
selkursbewegungen bis Ende 2015 noch 
nicht vollständig niedergeschlagen haben.

5 Für die deutschen Energieimporte wird im Makro-
Modell der Bundesbank eine Preiselastizität von 0,2 bis 
0,3 geschätzt.
6 Vgl.: Europäische Kommission, Oil price and exchange 
rate effects on the German current account balance, in: 
Country Report Germany 2016 Including an In-Depth 
Review on the prevention and correction of macroeco-
nomic imbalances, Commission Staff Working Docu-
ment, 26. Februar 2016, S. 22 f.

Einfl uss des Ölpreisrückgangs und der Euro- Abwertung seit Mitte 2014 
auf zentrale außenwirtschaftliche Kennzahlen
 

Kennzahl Jahr Veränderung 2)

Simulierter Einfl uss der modellierten externen Faktoren 1)

insgesamt

davon

Ölpreisrückgang Euro-Abwertung

Leistungsbilanzsaldo
in % des BIP

2014 0,6 0,1 0,1 0,0
2015 1,2 1,0 0,7 0,3

Reales Austauschverhält-
nis (Terms of Trade) 3)

2014 1,5 0,3 0,5 – 0,2
2015 2,7 0,8 2,5 – 1,7

Ausfuhren
(preisbereinigt) 3)

2014 4,0 0,1 0,0 0,0
2015 5,4 1,6 0,3 1,3

Einfuhren
(preisbereinigt) 3)

2014 3,7 0,0 0,1 – 0,1
2015 5,8 – 0,1 0,7 – 0,8

1 In Prozentpunkten. 2 In Prozentpunkten beim Leistungsbilanzsaldo (in % des BIP); ansonsten in %. 3 Waren und Dienste 
(VGR).
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In der nahen Zukunft ist noch mit nachlaufen-

den Effekten der Verschiebungen im Wechsel-

kursgefüge zu rechnen. Zumindest auf mittlere 

Sicht besteht allerdings die Aussicht, dass Kräfte 

die Oberhand gewinnen, die dem Exportüber-

schuss Deutschlands tendenziell entgegenwir-

ken. So könnte sich im heftigen Rückgang der 

Notierungen von Rohöl und anderen interna-

tional gehandelten Rohstoffen ungeachtet des 

auf spekulativen Märkten häufig anzutreffen-

den Über- beziehungsweise Unterschießens 

widerspiegeln, dass die langfristigen Preispfade 

dieser Güter nicht so steil zu veranschlagen sind 

wie noch vor einigen Jahren erwartet.1) Die 

Preiskorrekturen bewirken empfindliche Ein-

kommenseinbußen in den Hauptförderländern, 

und mit der Verlangsamung des Wachstums-

tempos dort geraten die Exportmöglichkeiten 

der deutschen Wirtschaft, die auf diesen Ab-

satzmärkten häufig gut positioniert ist, in Mit-

leidenschaft. Gleichzeitig stärken niedrigere 

Rohstoffpreise hierzulande die binnenwirt-

schaftliche Grunddynamik. Neben der Kräf-

tigung der Inlandsnachfrage wäre gerade im 

Fall längerfristig abgesenkter Preisniveaus auch 

von Angebots- und Kapazitätseffekten auszu-

gehen. Über diesen Kanal ist mit vermehrten 

Unternehmensinvestitionen und einem erhöh-

ten Bedarf an Vorleistungen zu rechnen. Dies 

sind Komponenten, für die – auch im Vergleich 

zum privaten Konsum  – eine relativ hohe 

Importintensität unterstellt werden kann.

Angesichts der wichtigen Rolle, welche die 

erhebliche Rohstoffverbilligung und die Euro-

Abwertung für die Erklärung des Anstiegs des 

Leistungsbilanzsaldos spielen, ist es nicht 

erstaunlich, dass die Überschussposition 

Deutschlands gegenüber den Ländern außer-

halb des Euro-Raums weiter zugenommen hat. 

Im Jahr 2015 nahm die deutsche Wirtschaft aus 

dem Leistungsverkehr mit den Drittländern 194 

Mrd € beziehungsweise 6½% des BIP mehr ein 

als für entsprechende Transaktionen ausgege-

ben wurde. Der Teilsaldo mit den EWU-Län-

dern, der sich nach dem Höhepunkt im Jahr 

2007 als Folge der Wirkungen von Finanz- und 

Staatsschuldenkrise sowie den dadurch in Gang 

gekommenen strukturellen Anpassungsprozes-

sen binnen sechs Jahren von 4¼% auf 1¼% 

des BIP markant reduziert hatte, legte in den 

letzten beiden Jahren wieder merklich zu; 2015 

stand ein Aktivsaldo in Höhe von 2% des BIP zu 

Buche. In vielen Partnerländern des Währungs-

gebiets festigte sich die Konjunktur, was den 

Einkommens-
verschiebungen 
zwischen Roh-
stoffförder- und 
-verbraucher-
ländern könnten 
Handelsüber-
schuss mittel-
fristig dämpfen

Überschuss-
position gegen-
über Dritt-
ländern weiter 
gestiegen, aber 
auch gegenüber 
EWU-Ländern 
wieder 
zugenommen

Der deutsche Außenhandel innerhalb 
und außerhalb des Euro-Raums

Quelle der Ursprungswerte: Statistisches Bundesamt.
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1 Dahinter steht die Vorstellung, dass – auch als Folge der 
kräftigen Verteuerung von Rohöl im vergangenen Jahr-
zehnt  – nach neuen Rohölquellen gesucht und ent-
sprechende Fördertechnologien entwickelt wurden (z. B. 
Fracking). Die damit verbundene Ausweitung der grund-
sätzlich gewinnbringend ausschöpfbaren Rohölvorkommen 
dürfte einen dämpfenden Einfluss auf den langfristigen 
Preispfad von Rohöl gehabt haben. Vgl. dazu auch: Deut-
sche Bundesbank, Über die Hintergründe und Folgen des 
Ölpreisrückgangs, Monatsbericht, Februar 2016, S.13 –15.
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Bedarf an Erzeugnissen aus deutscher Produk-

tion erhöhte. Dabei kam den Exporteuren zu-

gute, dass in diesen Ländern nicht nur die Distri-

butionsstrukturen etabliert und die Produkt-

merkmale den Kunden bekannt sind, sondern 

auch die preisliche Konkurrenzfähigkeit trotz 

des hierzulande spürbaren Wachstums der 

Lohnstückkosten nicht wesentlich gelitten hat. 

So zeigt der auf Basis der Deflatoren des Ge-

samtabsatzes gemessene Indikator gegenüber 

2012 zwar eine Verschlechterung an; bis zuletzt 

war die Wettbewerbsposition aber günstiger als 

im langfristigen Durchschnitt.

Warenströme und  
Handelsbilanz

Der deutsche Außenhandel entwickelte sich im 

Jahr 2015 –  trotz der Abschwächung in der 

zweiten Jahreshälfte  – insgesamt sehr dyna-

misch. Im Jahresdurchschnitt lagen die nomi-

nalen Warenausfuhren 6½% über dem Vorjah-

reswert. In realer Rechnung belief sich das 

Exportplus auf 5½%. Die Zunahme der Waren-

importe betrug in nominaler Betrachtung 4¼%. 

Preiseffekte aufgrund rückläufiger Weltmarkt-

preise auf den Rohstoffmärkten insbesondere 

für Rohöl dämpfen jedoch bereits seit dem Jahr 

2012 die deutschen Ausgaben für Importe. In 

realer Betrachtung führte Deutschland im Be-

richtszeitraum schätzungsweise 7% mehr 

Waren ein. Im Ergebnis weitete sich der Außen-

handelsüberschuss um 34 Mrd € auf einen 

neuen Höchststand von 247½ Mrd € aus. Rein 

rechnerisch geht die weitere Ausdehnung des 

deutschen Außenhandelssaldos in den letzten 

drei Jahren jedoch praktisch ausschließlich auf 

Verbesserungen im realen Austauschverhältnis 

(Terms of Trade) zurück, wohingegen sich men-

genmäßig sogar ein moderater Rückgang 

ergab.

Der Außenhandel mit den Ländern der Europäi-

schen Union (EU) wies wie bereits im Vorjahr 

eine relativ hohe Dynamik auf. Vor allem die 

Ausfuhren in die EU-Länder außerhalb der Wäh-

rungsunion expandierten überdurchschnittlich. 

Außenhandel 
2015 insgesamt 
sehr dynamisch  
entwickelt

Lieferungen 
in die EU 
besonders stark 
zugelegt, …

Außenhandel nach Regionen

in %

Ländergruppe/Land

Anteile
Veränderung 
gegenüber Vorjahr

2015 2013 2014 2015

Ausfuhr

EWU 36,4 –  1,0 2,1 5,2

Übrige EU 21,6 1,4 10,1 10,2

darunter:

Großbritannien 7,5 0,6 11,1 12,8

Mittel- und 
osteuropäische 
EU-Länder 1) 10,8 1,9 11,3 9,6

Schweiz 4,1 –  4,1 –  1,5 6,6

Russland 1,8 –  6,0 – 18,4 – 25,5

USA 9,5 2,7 7,4 18,7

Japan 1,4 –  0,4 –  1,0 0,7

Neue Industrieländer 
Asiens 2) 3,2 1,8 7,4 9,1

China 6,0 0,2 11,1 –  4,2

Süd- und ostasia-
tische Schwellen-
länder 3) 2,1 –  6,6 –  0,1 4,6

OPEC 3,0 3,0 8,5 9,0

Alle Länder 100,0 –  0,4 3,3 6,4

Einfuhr

EWU 37,7 0,9 2,1 2,0

Übrige EU 19,6 2,5 6,2 5,5

darunter:

Großbritannien 4,0 –  4,8 –  2,3 –  0,7

Mittel- und 
osteuropäische 
EU-Länder 1) 12,9 5,9 10,7 8,9

Schweiz 4,5 1,4 2,8 8,3

Russland 3,1 –  3,6 –  7,1 – 22,3

USA 6,3 –  4,9 1,3 20,5

Japan 2,1 – 11,0 –  2,5 6,5

Neue Industrieländer 
Asiens 2) 2,5 –  3,4 3,7 8,1

China 9,7 –  5,1 7,1 14,7

Süd- und ostasia-
tische Schwellen-
länder 3) 3,6 1,5 6,7 14,0

OPEC 0,9 –  5,8 – 24,9 – 32,6

Alle Länder 100,0 –  1,0 2,2 4,2

1  Bulgarien, Kroatien, Polen, Rumänien, Tschechien, Ungarn. 
2 Hongkong, Singapur, Südkorea, Taiwan. 3 Indien, Indonesien, 
Malaysia, Philippinen, Thailand, Vietnam.
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So nahm der Warenabsatz in den mittel- und 

osteuropäischen EU-Ländern um ein Zehntel 

und die Lieferungen nach Großbritannien sogar 

um ein Achtel zu. Ferner belebte sich der 

Außenhandel mit dem Euro-Raum im Jahr 2015 

deutlich. Im Zuge der sich festigenden konjunk-

turellen Erholung steigerten sich die Ausfuhren 

um 5%, was vor allem an dem wieder in 

Schwung gekommenen Neuwagengeschäft 

sowie der anziehenden Investitionstätigkeit im 

gemeinsamen Währungsraum lag. Nachholbe-

darf wurde diesbezüglich insbesondere in den 

(ehemaligen) Programmländern mit Ausnahme 

Griechenlands befriedigt. Sehr kräftig erhöhte 

sich auch die Nachfrage nach deutschen Waren 

in den Niederlanden und Italien. Der Zuwachs 

der Ausfuhren nach Frankreich und Österreich 

fiel hingegen vergleichsweise gering aus.

Die Exporterlöse mit den Ländern, die nicht der 

Europäischen Union angehören, lagen im Jahr 

2015 um 5½% über dem Niveau des Vorjahres, 

als es nur zu einer moderaten Steigerung ge-

kommen war. Vor dem Hintergrund des verhal-

tenen Expansionstempos der Weltwirtschaft 

insgesamt dürfte hierfür zum einen die Abwer-

tung des Euro seit Anfang des Jahres 2014 eine 

Rolle gespielt haben. Zum anderen lief die Kon-

junktur auf traditionell wichtigen außereuropäi-

schen Absatzmärkten relativ gut. Beträchtliche 

Impulse kamen vor allem aus den USA, welche 

infolgedessen zu Deutschlands wichtigstem 

Handelspartner auf der Exportseite aufstiegen. 

Zuvor war Frankreich mehr als 50 Jahre ohne 

Unterbrechung wichtigstes Abnehmerland 

deutscher Waren gewesen. Die Ausfuhren in 

andere fortgeschrittene Volkswirtschaften wie 

die Schweiz und die neuen Industrieländer 

Asiens  waren ebenfalls schwungvoll, während 

die Warenexporte nach Japan weiterhin auf 

dem Niveau von 2012 stagnierten. Die Ausfuh-

ren nach China gingen 2015 vor dem Hinter-

grund der dortigen Wachstumsmoderation bin-

nen Jahresfrist zurück – das erste Mal seit 

20  Jahren. Die Sanktionen und die fortbeste-

hende Rezession in Russland führten im dritten 

Jahr in Folge zu einem Rückgang des deutschen 

Warenabsatzes, welcher um gut ein Viertel 

nachgab. Ein deutlich positiver Wachstumsbei-

trag kam hingegen aus dem Exportgeschäft mit 

den süd- und ostasiatischen Schwellenländern. 

Außerdem stiegen 2015 – wie im Vorjahr – die 

Ausfuhren in die Mitgliedsländer der OPEC be-

trächtlich; es scheint, als hätten die zuletzt emp-

findlich beschränkten Möglichkeiten des Petro-

dollar-Recyclings bislang noch keine Auswirkun-

gen gehabt.

In allen großen Warengruppen konnten im Jahr 

2015 die Exporterlöse gesteigert werden. An 

der Spitze lag erneut der Zuwachs bei den Kon-

sumgüterexporten insbesondere aufgrund der 

… daneben 
auch Exporte in 
die USA und die 
Schweiz stark 
ausgeweitet, 
während China- 
und Russland-
Geschäft rück-
läufig

Exporte aller 
großen Waren-
gruppen mit 
Zuwachs

Außenhandel nach ausgewählten Warengruppen im Jahr 2015

Quelle der Ursprungswerte: Statistisches Bundesamt. Abweichungen von 100% sind rundungsbedingt.
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dynamischen Entwicklung der pharmazeu-

tischen Produkte. Diese haben in den vergange-

nen Jahren vor allem dank florierender Absatz-

märkte in den USA, Großbritannien und den 

Niederlanden an Bedeutung für den deutschen 

Außenhandel gewonnen. Die Ausfuhren von 

Investitionsgütern expandierten im Berichtszeit-

raum ebenso kräftig. Ein vergleichsweise großer 

Beitrag kam trotz der Absatzschwäche auf dem 

chinesischen Pkw-Markt abermals von den Kfz-

Exporten, da die deutschen Fahrzeughersteller 

besonders in den USA, Großbritannien und den 

EWU-Ländern höhere Umsätze erzielten. Selbst 

in unterjähriger Betrachtung ist im Jahr 2015 für 

die Kfz-Exporte als Ganzes keine spürbare Delle 

durch die Abgasaffäre des Volkswagen-Kon-

zerns erkennbar. Ebenfalls deutlich zulegen 

konnten die Lieferungen von Datenverarbei-

tungsgeräten, elektronischen und optischen Er-

zeugnissen, während bei den Maschinenexpor-

ten lediglich ein kleines Plus zu verzeichnen war.

Die lebhafte Binnennachfrage in Deutschland 

führte zu einer breit angelegten Zunahme der 

Einfuhren in allen großen Warengruppen. Die 

günstige Arbeitsmarktlage und die damit ein-

hergehend kräftigen Zuwächse der realen ver-

fügbaren Einkommen spiegelten sich in einer 

erheblichen Steigerung der Konsumgüter-

importe wider. Weiterhin wurden im Jahr 2015 

deutlich mehr Investitionsgüter nach Deutsch-

land eingeführt. Dies lag zum einen an einem 

rasanten Zuwachs der Importausgaben für 

Fahrzeuge, welche sowohl den grenzüber-

schreitenden Wertschöpfungsketten mit den 

mittel- und osteuropäischen Ländern als auch 

höherer relativer Preise infolge der Euro-Abwer-

tung – vor allem gegenüber dem US-Dollar – 

geschuldet gewesen sein dürfte. Weiterhin 

wurden 2015 im Einklang mit den gestiegenen 

Ausrüstungsinvestitionen auch deutlich mehr 

Maschinen und Datenverarbeitungsgeräte 

sowie elektronische und optische Geräte nach 

Deutschland eingeführt. Die nominalen Ener-

gieimporte verminderten sich hingegen auf-

grund der fallenden Ölpreise um ein Fünftel, 

was in der Gesamtschau die Steigerung der 

Importausgaben deutlich abbremste. In realer 

Betrachtung dürfte es hingegen im Jahr 2015 

nach dem außerordentlich milden Winter im 

Vorjahr zu einem spürbaren Anstieg der Einfuhr 

von Energieträgern gekommen sein.

Anbieter aus Ländern des gemeinsamen Wäh-

rungsraumes steigerten ihre Umsätze in 

Deutschland wie im Vorjahr lediglich moderat. 

Demgegenüber profitierten Lieferanten aus 

Ländern außerhalb des Euro-Raums stärker von 

der Belebung der Binnennachfrage hierzulande. 

Die Abstriche im Energiegeschäft mit Russland 

und den Mitgliedsländern der OPEC nahmen 

hingegen deutlich zu. So wurde das bereits 

niedrige Vorjahresniveau noch einmal um ein 

Fünftel beziehungsweise ein Drittel unterschrit-

ten. Weiterhin schwunglos entwickelten sich 

die Importe aus Großbritannien. Im Gegensatz 

dazu waren bei den Einfuhren aus der Schweiz, 

Japan und den Vereinigten Staaten im Jahr 

2015 nach den verhaltenen Vorjahreszuwäch-

sen kräftige Steigerungen zu beobachten, 

wobei letztere sogar ein Umsatzplus von einem 

Fünftel verzeichnen konnten.2) Die Nachfrage 

nach chinesischen Produkten blieb rege. Mit 

den Kfz-Einfuhren an der Spitze expandierten 

die Importausgaben an die mittel- und osteuro-

päischen Länder wie bereits in den Vorjahren 

sehr kräftig. Auch aus den neuen Industrielän-

dern Asiens sowie den süd- und ostasiatischen 

Schwellenländern wurde 2015 mehr eingeführt.

Der leistungsbilanzrelevante Beitrag des Waren-

handels nahm um 36½ Mrd € zu und somit 

etwas stärker als der Außenhandelssaldo. Der 

Überschuss belief sich im Jahr 2015 auf 263 

Zunahme der 
Warenimporte 
ebenfalls breit 
angelegt

Anbieter aus der 
EWU profitierten 
vom Importsog 
weniger stark 
als Lieferanten 
aus den Dritt-
staaten

2 Zum kräftigen Zuwachs der nominalen Einfuhren aus den 
USA und der Schweiz dürfte zum einen beigetragen haben, 
dass sich bei vertraglich fixierten Abgabepreisen in US-
Dollar bzw. Schweizer Franken der importierte Warenwert 
allein aufgrund der Umrechnung in Euro erhöht. Zum ande-
ren ist nicht auszuschließen, dass die Nachfrage nach be-
stimmten Waren aus diesen Ländern zumindest kurzfristig 
relativ unelastisch ist.
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Mrd €.3) Durch die zunehmende grenzüber-

schreitende Beteiligungsverflechtung deutscher 

multinationaler Unternehmen ist der Wert von 

im Transithandel erworbenen und veräußerten 

Waren in den letzten Jahren stark angestiegen. 

Hierbei verzeichnete der Transithandel mit Kfz, 

der knapp die Hälfte der Bruttobeträge aus-

macht, im Jahr 2015 einnahmen- wie ausga-

benseitig einen deutlichen Zuwachs. Insgesamt 

legte der Aktivsaldo aus Transithandelsgeschäf-

ten nur wenig auf 22½ Mrd € zu.

Die „unsichtbaren“ Leistungs-
transaktionen im Einzelnen

Der traditionell große Fehlbetrag in der Bilanz 

des grenzüberschreitenden Dienstleistungsver-

kehrs Deutschlands belief sich 2015 auf 30 

Mrd €. Er war damit um 5 Mrd € niedriger als 

im Jahr 2014. Ausschlaggebend dafür war die 

kräftige Erhöhung der Einnahmen, die den Zu-

wachs der Ausgaben für Dienstleistungen ge-

bietsfremder Anbieter übertraf. Die besonders 

dynamische Entwicklung der Dienstleistungs-

exporte in den Nicht-Euro-Raum dürfte zum 

einen auf die gute Konjunktur in wichtigen Ab-

nehmerländern gewerblicher Dienste (z. B. USA, 

Großbritannien) zurückzuführen sein. Zum an-

deren könnten sich auch Wechselkurseffekte 

niedergeschlagen haben.

Im Ausland waren 2015 insbesondere EDV-

Dienstleistungen deutscher Anbieter stärker ge-

fragt als im Jahr davor. Außerdem nahmen die 

Einnahmen aus der Nutzung geistigen Eigentums 

sowie aus erbrachten Forschungs- und Entwick-

lungsleistungen zu. In diesen Sparten, in denen 

die internationale Arbeitsteilung voranschreitet, 

erzielt Deutschland spürbare Überschüsse. Zu 

einer Verbesserung kam es auch im Saldo der 

Instandhaltungs- und Reparaturdienstleistungen. 

Dass diese Teilbilanz tendenziell einen Fehlbetrag 

ausweist, ist im Zusammenhang mit Gewährleis-

tungsverpflichtungen deutscher Warenexpor-

teure, insbesondere der Automobilunternehmen, 

zu sehen. Freiberufliche und Managementdienst-

leistungen – hierzu zählen auch die seit Langem 

defizitären kaufmännischen Dienstleistungen – 

sowie Provisionen, technische und sonstige 

Dienstleistungen wiesen weiterhin akzentuierte 

Fehlbeträge auf. Das Defizit im grenzüberschrei-

tenden Austausch von Transportleistungen ver-

minderte sich 2015 etwas, nachdem es in den 

vergangenen Jahren gewachsen war.

Im Jahr 2015 gaben Inländer 2% weniger für 

Reisen ins Ausland aus als 2014. Dies ist der 

erste Rückgang seit dem Krisenjahr 2009. Die 

kräftigen Einkommensverbesserungen führten 

offensichtlich nicht dazu, dass es zu vermehrten 

Auslandsaufenthalten kam. Die Aufteilung des 

Reiseverkehrs nach Ländern lässt vermuten, 

dass die Euro-Abwertung dabei zumindest par-

tiell eine Rolle spielte. So verringerten sich 2015 

die Ausgaben für Reisen in die Schweiz um ein 

Drittel, und die Aufwendungen für Besuche in 

den USA gingen um gut ein Fünftel zurück. 

Mehr Zuspruch fanden dagegen Reiseziele in 

Asien. Bei leicht erhöhter Einnahmenseite be-

wirkten die gesunkenen Ausgaben, dass sich 

das Defizit der Reiseverkehrsbilanz von 37½ 

Mrd € im Jahr 2014 auf 35½ Mrd € im Berichts-

jahr verringerte.

Aus grenzüberschreitenden Primäreinkommen 

erzielte Deutschland 2015 einen Überschuss 

von 63½ Mrd €. Hauptquelle bilden die Netto-

erträge aus Vermögensanlagen, die sich im letz-

ten Jahr lediglich um 2 Mrd € erhöhten. Ange-

sichts des fortgesetzt kräftigen Aufbaus des 

Netto-Auslandsvermögens deutet der eher 

moderate Zuwachs auf dämpfende Renditeein-

flüsse hin. Diese gingen zum einen vom wei-

teren Absinken des allgemeinen Renditeniveaus 

aus. Zum anderen hielt dem gegenwärtigen 

Daten stand zufolge die bereits in den beiden 

Vorjahren zu beobachtende Normalisierung des 

Saldo der  
Transithandels-
erträge bei 
dynamischer 
Geschäftsent-
wicklung nur 
wenig gestiegen

Kräftig erhöhte 
Dienstleistungs-
exporte ver-
ringern Fehl-
betrag in der 
Dienstleistungs-
bilanz

Verbesserung 
vor allem dank 
einiger gewerb-
licher Dienst-
leistungen

Ausgaben für 
Reisen ins  
Ausland  
nachgegeben

Überschuss bei 
Vermögens-
einkommen 
praktisch  
unverändert

3 Der Warenhandel unterscheidet sich vom Außenhandel 
zum einen durch Zu- und Absetzungen auf der Ausfuhr- wie 
auf der Einfuhrseite, die im Zusammenhang mit Warenströ-
men aus dem bzw. in das Lager und infolge von Lohnver-
edelungsprozessen stehen. Zum anderen enthalten die Ein-
fuhren nicht die Kosten für Transport und Versicherung von 
der Landesgrenze des Lieferanten bis zur deutschen Staats-
grenze (sog. cif-Kosten der Einfuhr), es werden aber die 
Nettoerträge aus dem Transithandel und aus Geschäften 
mit Nichtwährungsgold berücksichtigt.
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Differenzials zwischen Aktiv- und Passivrendite 

an, nachdem es sich infolge der Finanz- und 

Staatsschuldenkrise stark zugunsten deutscher 

Netto-Vermögensanlagen geweitet hatte.4) Der 

Anstieg der Einnahmen speiste sich aus höhe-

ren Erträgen aus Direktbeteiligungen und Wert-

papieranlagen, während die Zinserträge – wie 

bereits in den letzten Jahren – rückläufig waren. 

Ausgabenseitig musste für Direktinvestitionen 

und Wertpapieranlagen Gebietsfremder nur 

wenig mehr bezahlt werden, und die Zinsauf-

wendungen verringerten sich erneut spürbar.

Die Bilanz der Sekundäreinkommen schloss 

2015 mit einem Defizit in Höhe von 39½ Mrd € 

ab. Damit wurde das Niveau des Jahres 2014 

etwas unterschritten. Dass die Übertragungen 

an das Ausland spürbar zunahmen, lag am 

deutlichen Plus privater Transfers. Demgegen-

über gingen staatliche Überweisungen an aus-

ländische Stellen ohne direkte Gegenleistung 

– dazu gehören unter anderem Beiträge an den 

EU-Haushalt  – leicht zurück. Im Privatbereich 

erhöhten sich auch die Einnahmen; ein größe-

rer Teil davon sind Versicherungsbeiträge an 

deutsche Rückversicherer. Die Übertragungen 

aus dem Ausland an den Staat lagen 2015 

wenig höher als im Jahr davor.

Kapitalverkehr

Grundtendenzen  
im Kapitalverkehr

Dem Leistungsbilanzüberschuss Deutschlands 

standen im Jahr 2015 hohe Netto-Kapitalex-

porte (232 Mrd €) gegenüber.5) Ein Großteil da-

von entfiel auf den Wertpapierverkehr, der im 

vergangenen Jahr vor allem unter dem Einfluss 

des Niedrigzinsumfelds und der umfangreichen 

Wertpapierkäufe zu geldpolitischen Zwecken 

(Quantitative Easing) stand. Infolge der nied-

rigen und stellenweise negativen Anleiheren-

diten in Deutschland trennten sich ausländische 

Investoren per saldo in großem Umfang von 

festverzinslichen Wertpapieren gebietsansäs-

siger Emittenten, fragten allerdings dividenden-

tragende Titel stärker nach. Das Interesse deut-

scher Investoren an ausländischen Wertpapie-

ren verringerte sich im vergangenen Jahr ver-

glichen mit 2014. Angesichts gefallener Ren-

diten waren vor allem zinstragende Papiere 

weniger gefragt; hingegen wurden mehr aus-

ländische Aktien erworben. Zu Kapitalabflüssen 

kam es auch bei den Direktinvestitionen. Dabei 

hat die deutsche Wirtschaft ihr internationales 

Engagement per saldo weiter ausgebaut. Da-

gegen verzeichnete Deutschland im übrigen 

Kapitalverkehr Netto-Kapitalimporte. Hier ver-

zeichneten sowohl die Unternehmen und Pri-

vatpersonen als auch die Monetären Finanzins-

titute Mittelzuflüsse. Die Bundesbank verbuchte 

einen starken Anstieg ihrer TARGET2-Forderun-

gen, denen höhere Einlagen ausländischer An-

leger gegenüberstanden.

Wertpapierverkehr

Im Wertpapierverkehr, in dem sich die Entwick-

lungen an den internationalen Finanzmärkten 

häufig besonders deutlich zeigen, kam es 2015 

zu Netto-Kapitalexporten in Höhe von 199 

Mrd €, verglichen mit 137½ Mrd € im Jahr da-

vor. Dieser Anstieg ist vor allem auf einen Um-

schwung in der Auslandsnachfrage nach deut-

schen Wertpapieren zurückzuführen. Während 

gebietsfremde Investoren 2014 per saldo deut-

sche Wertpapiere gekauft hatten, trennten sie 

sich im vergangenen Jahr von deutschen Port-

foliowerten.

Dabei gaben ausländische Anleger vor allem 

längerfristige Schuldverschreibungen ab (98 

Mrd €, verglichen mit einem Erwerb von 15 

Mrd € im Jahr 2014). Ein wesentlicher Grund 

hierfür dürfte das erweiterte Programm zum 

Ankauf von Vermögenswerten (Expanded Asset 

Purchase Programme: EAPP) gewesen sein. Im 

Fehlbetrag bei 
den Sekundär-
einkommen 
geringfügig 
gesunken

Netto-Kapital-
export durch 
Niedrigzins-
umfeld und 
Ankauf-
programm 
beeinflusst

Gestiegene 
Kapitalexporte 
im Wertpapier-
verkehr …

… vor allem 
durch den Ver-
kauf deutscher 
Staatsanleihen 
getrieben

4 Vgl. dazu: Deutsche Bundesbank, Effekte auf den grenz-
überschreitenden Vermögenseinkommenssaldo: Ver-
mögensakkumulation, Portfolioumschichtungen und Rendi-
teveränderungen, Monatsbericht, März 2015, S. 86 – 90.
5 Der Restposten belief sich im vergangenen Jahr auf – 25 
Mrd €, nachdem er 2014 mit 30½ Mrd € in die Zahlungs-
bilanz eingegangen war.
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Rahmen dieses Programms kauft das Eurosys-

tem überwiegend europäische Staatsanleihen, 

wodurch deren Renditen vor allem zu Beginn 

des Jahres 2015 sowie – nach einer kurzen Ge-

genbewegung im Frühjahr – erneut in der zwei-

ten Jahreshälfte stark gesunken sind. Bundes-

anleihen verzeichneten über längere Zeiträume 

bis in den siebenjährigen Bereich hinein nega-

tive Renditen. Vor diesem Hintergrund haben 

sich ausländische Anleger –  gerade in den 

Monaten nach Beginn der Staatsanleihekäufe 

im März 2015 – von deutschen Staatsanleihen 

getrennt und im Gesamtjahr per saldo Anleihen 

für 79 Mrd € veräußert. Zu einem erheblichen 

Teil dürfte die Bundesbank diese Papiere über-

nommen haben. Neben europäischen Investo-

ren haben im Jahr 2015 im größeren Maße chi-

nesische Halter ihre Bestände an deutschen 

Staatsanleihen abgebaut. Bei diesen Verkäufen 

haben allerdings wohl auch währungspolitische 

Motive eine wesentliche Rolle gespielt.

Bei den langfristigen Anleihen privater Emitten-

ten setzte sich der Verkaufstrend der Vorjahre 

fort. Ausländische Anleger gaben für 19 Mrd € 

(2014: 14 Mrd €) hiesige private Schuldver-

schreibungen ab. Ein Grund hierfür dürften 

neben den gesunkenen Renditen und den An-

käufen von Pfandbriefen im Rahmen des EAPP 

auch die Nettotilgungen privater Emittenten ge-

wesen sein. Vor allem der Umlauf von Bank-

schuldverschreibungen war weiterhin rückläu-

fig. Dagegen nutzten im Jahr 2015 inländische 

Unternehmen die günstigen Finanzierungs-

bedingungen und bauten ihre Kapitalmarktver-

schuldung – auch gegenüber dem Ausland – 

erneut aus.

Die Bestände an heimischen Geldmarktpapieren 

in ausländischen Portfolios stiegen dagegen im 

Jahr 2015, und zwar um 7 Mrd €. Dabei fragten 

ausländische Anleger ausschließlich Papiere pri-

vater Emittenten nach (20½ Mrd €), wohin-

gegen sie sich wie in den beiden Jahren zuvor 

von öffentlichen Emissionen, die angesichts 

deutlich negativer Renditen nur wenig attraktiv 

waren, per saldo trennten (13½ Mrd €).

Netto-Kapital-
exporte bei den 
längerfristigen 
Anleihen privater 
Emittenten

Dagegen Netto-
Kapitalimporte 
bei Geldmarkt-
papieren …

Wichtige Posten der Zahlungsbilanz

Mrd €

Position 2013 r) 2014 r) 2015 r)

I. Leistungsbilanz + 190,4 + 212,9 + 257,0

1. Warenhandel 1) + 211,6 + 226,5 + 263,0

Ausfuhr (fob) 1 079,8 1 114,8 1 179,6

Einfuhr (fob) 868,2 888,3 916,6

nachrichtlich:

Außenhandel 2) + 197,6 + 213,6 + 247,7

Ausfuhr (fob) 1 088,0 1 123,7 1 195,9

Einfuhr (cif) 890,4 910,1 948,2

2.  Dienstleistungen 3) –  43,2 –  35,4 –  30,2

darunter:

Reiseverkehr –  37,7 –  37,7 –  35,6

3. Primäreinkommen +  65,8 +  62,4 +  63,7

darunter:

Vermögens-
einkommen +  64,0 +  61,3 +  63,4

4.  Sekundäreinkommen –  43,8 –  40,7 –  39,5

II. Vermögensänderungsbilanz –   0,6 +   1,1 –   0,2

III.  Saldo der Kapitalbilanz 4) + 218,9 + 244,4 + 232,2

1. Direktinvestitionen +  21,6 +  79,4 +  56,4

2. Wertpapieranlagen + 160,5 + 137,4 + 199,1

3. Finanzderivate 5) +  23,9 +  31,8 +  25,8

4. Übriger Kapitalverkehr 6) +  11,9 –   1,6 –  47,0

5. Währungsreserven 7) +   0,8 –   2,6 –   2,2

IV.  Statistisch nicht aufglieder-
bare Transaktionen 8) +  29,1 +  30,4 –  24,7

1 Ohne Fracht- und Versicherungskosten des Außenhandels. 
2  Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik 
(Quelle: Statistisches Bundesamt). 3  Einschl. Fracht- und Ver-
sicherungskosten des Außenhandels. 4 Zunahme an Netto-Aus-
landsvermögen: + / Abnahme an Netto-Auslandsvermögen: –. 
5  Saldo der Transaktionen aus Optionen und Finanztermin-
geschäften sowie Mitarbeiteraktienoptionen. 6  Enthält ins-
besondere Finanz- und Handelskredite sowie Bargeld und Ein-
lagen. 7  Ohne Zuteilung von Sonderziehungsrechten und be-
wertungsbedingte Änderungen. 8 Statistischer Restposten, der 
die Differenz zwischen dem Saldo der Kapitalbilanz und den 
Salden der Leistungs- sowie der Vermögensänderungsbilanz 
abbildet.
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Die Auslandsnachfrage nach deutschen Aktien 

ist 2015 ebenfalls weiter angestiegen. Bei höhe-

ren Umsätzen als im Jahr zuvor kam es 2015 zu 

Mittelzuflüssen von 10½ Mrd € (2014: 5 Mrd €). 

Dies zeigte sich ebenfalls in der relativ guten 

Kursentwicklung deutscher Aktien im Vergleich 

zu ausländischen Dividendenwerten. Einen Um-

schwung der Auslandsnachfrage gab es bei den 

Investmentzertifikaten. Während ausländische 

Investoren ihre Bestände an inländischen Anteil-

scheinen 2014 um 5 Mrd € verringert hatten, 

kam es im Berichtsjahr zu Kapitalimporten in 

Höhe von 5½ Mrd €.

In umgekehrter Richtung erwarben heimische 

Investoren im Jahr 2015 per saldo ausländische 

Wertpapiere im Wert von 124 Mrd €, was ge-

genüber dem Jahr davor einen Rückgang dar-

stellte (2014: 149 Mrd €). Die wichtigste Anla-

geform inländischer Anleger im Ausland sind 

dabei traditionell langfristige Schuldverschrei-

bungen. Deutsche Investoren erwarben im ver-

gangenen Jahr ausländische Anleihen für 74 

Mrd €. Während sie ihre Bestände an in Euro 

denominierten Anleihen weniger stark ausbau-

ten als in den Jahren zuvor, investierten sie ver-

stärkt in Fremdwährungsanleihen. Hierbei 

waren vor allem auf US-Dollar und auf Pfund 

Sterling lautende Anleihen gefragt. Ein Grund 

hierfür dürfte die unterschiedliche Entwicklung 

in der Geldpolitik der betrachteten Währungs-

räume sein. Während die Anleiheankaufpro-

gramme im Vereinigten Königreich sowie in den 

USA bereits vor 2015 ausgelaufen waren, und 

die Federal Reserve im Dezember 2015 erstmals 

seit der Krise wieder die Zinsen angehoben hat, 

beschloss das Eurosystem mehrere zusätzliche 

Maßnahmen zur geldpolitischen Lockerung. An 

den Devisenmärkten schlug sich dies in Wech-

selkursverschiebungen zulasten des Euro nieder.

Angesichts der sehr niedrigen (teilweise nega-

tiven) Renditen europäischer „Kurzläufer“ ga-

ben inländische Anleger im vergangenen Jahr 

per saldo ausländische Geldmarktpapiere ab (5 

Mrd €). Das Interesse an kurzfristigen Schuld-

verschreibungen aus anderen Währungsgebie-

ten konnte die Verkäufe von Geldmarktpapie-

ren aus europäischen Ländern nicht kompensie-

ren.

Dagegen stieg die Nachfrage heimischer Inves-

toren nach ausländischen Aktien deutlich an. 

Alles in allem erwarben diese für 19½ Mrd € 

derartige Titel. Dahinter standen vermutlich ge-

nerelle Portfolioumschichtungen von festver-

zinslichen Anlagen zu Dividenden tragenden 

Titeln. Heimische Investoren bauten ihre Be-

stände an Aktien sowohl aus EWU-Mitglied-

staaten als auch aus dem angelsächsischen 

Raum kräftig aus.

Außerdem ergänzten sie ihr indirektes Wert-

papierengagement über ausländische Invest-

mentfonds, und zwar in Höhe von 35½ Mrd € 

(2014: 41½ Mrd €). Dies erfolgte fast aus-

schließlich durch den Kauf von Anteilscheinen 

aus dem übrigen Euro-Währungsgebiet, wo ein 

Großteil der Fondsgesellschaften ansässig ist, 

die im Inland Anteile vertreiben.

… und inlän-
dischen Aktien

Gesunkene 
Nachfrage deut-
scher Investoren 
nach auslän-
dischen Schuld-
verschreibungen

Verkäufe  
ausländischer 
Geldmarkt-
papiere

Hohe Nachfrage 
nach auslän-
dischen Aktien

Gesunkener 
Nettoerwerb 
ausländischer 
Investment-
zertifikate

Wichtige Posten in der deutschen 
Zahlungsbilanz

1 Ohne  transaktionsbedingte  Veränderungen  der  Währungs-
reserven; Netto-Kapitalexport: +. 2 Statistischer Restposten.
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Bei den Finanzderivaten, die in der Zahlungs-

bilanz nur in einer Position ausgewiesen wer-

den, kam es im Jahr 2015 zu Netto-Kapitalex-

porten von 26 Mrd € (2014: 32 Mrd €). Davon 

entfielen drei Viertel auf Termingeschäfte, wäh-

rend der Rest größtenteils Optionen zuzuschrei-

ben war. Der Terminhandel mit Strom und Gas 

spielte im Berichtsjahr lediglich eine untergeord-

nete Rolle. Als Kontrahenten von grenzüber-

schreitend gehandelten Finanzderivaten traten 

im Inland vor allem Kreditinstitute und sonstige 

Finanzgesellschaften auf.

Direktinvestitionen

In einem globalen Umfeld moderaten Wachs-

tums und vor dem Hintergrund verschiedener 

länderspezifischer Einflussfaktoren stiegen die 

internationalen Direktinvestitionsströme 2015 

deutlich an. Nach vorläufigen Schätzungen der 

United Nations Conference on Trade and 

Development (UNCTAD) haben die grenzüber-

schreitenden Direktinvestitionen 2015 so stark 

zugenommen wie in keinem anderen Jahr seit 

Ausbruch der Finanzkrise.6) Insgesamt könnten 

sie mit geschätzt 1,7 Billionen US-$ den Vorjah-

reswert um 36% übertroffen haben. Jedoch 

war die Ausrichtung und Intensität des Engage-

ments ausländischer Investoren je nach Region 

sehr unterschiedlich. Getragen wurde die Zu-

nahme insbesondere durch einen starken Mit-

telzustrom in die fortgeschrittenen Länder, 

denen fast doppelt so viele Mittel wie im Jahr 

2014 zuflossen. Hierbei spielten auch zuneh-

mende grenzüberschreitende Fusionen und 

Übernahmen eine wesentliche Rolle. In einem 

Umfeld niedriger Zinsen und hoher liquider Mit-

tel verfolgten offenbar viele multinationale 

Unternehmen eine Strategie des Wachstums 

über Zukäufe. Auch in den Schwellenländern 

Asiens engagierten sich Direktinvestoren 2015 

erneut kräftig, sodass die Direktinvestitions-

ströme hier den Vorjahreswert um 15½% über-

trafen und rund ein Drittel der weltweit ge-

Netto-Kapital-
export bei den 
Finanz derivaten

Zunahme der 
weltweiten 
Direkt-
investitionen

Kapitalbilanz

Mrd €

Position 2013 r) 2014 r) 2015 r)

Saldo der Kapitalbilanz 1) + 218,9 + 244,4 + 232,2

1. Direktinvestitionen +  21,6 +  79,4 +  56,4

Inländische Anlagen 
im  Ausland 2) +  68,7 +  85,7 +  98,0

Ausländische Anlagen 
im Inland 2) +  47,1 +   6,2 +  41,6

2. Wertpapieranlagen + 160,5 + 137,4 + 199,1

Inländische Anlagen in 
Wertpapieren ausländischer 
Emittenten 2) + 140,4 + 149,0 + 124,1

Aktien 3) +  18,9 +  12,4 +  19,7

Investmentfondsanteile 4) +  32,4 +  41,3 +  35,5

Langfristige Schuld-
verschreibungen 5) +  84,5 +  95,8 +  73,9

Kurzfristige Schuld-
verschreibungen 6) +   4,5 –   0,5 –   5,0

Ausländische Anlagen in 
Wertpapieren inländischer 
Emittenten 2) –  20,2 +  11,6 –  75,0

Aktien 3) +   4,9 +   5,1 +  10,3

Investmentfondsanteile +   6,1 –   5,2 +   5,5

Langfristige Schuld-
verschreibungen 5) –   8,3 +  14,8 –  98,0

Kurzfristige Schuld-
verschreibungen 6) –  22,9 –   3,2 +   7,2

3. Finanzderivate 7) +  23,9 +  31,8 +  25,8

4. Übriger Kapitalverkehr 8) +  11,9 –   1,6 –  47,0

Monetäre Finanzinstitute 9) + 101,4 +  43,8 –  48,9

langfristig –  34,0 +  35,7 +  16,7

kurzfristig + 135,4 +   8,1 –  65,6

Unternehmen und  
Privatpersonen 10) +  23,3 –  24,3 –  27,8

langfristig +  20,2 +   4,1 –   2,7

kurzfristig +   3,1 –  28,4 –  25,1

Staat +   9,9 +  22,8 –   0,8

langfristig +   6,7 +   0,5 –   3,8

kurzfristig +   3,2 +  22,2 +   2,9

Bundesbank – 122,6 –  43,9 +  30,5

5. Währungsreserven 11) +   0,8 –   2,6 –   2,2

1  Zunahme an Netto-Auslandsvermögen:  + / Abnahme an 
Netto-Auslandsvermögen: –. 2 Zunahme: +. 3 Einschl. Genuss-
scheine. 4 Einschl. reinvestierter Erträge. 5 Langfristig: ursprüng-
liche Laufzeit von mehr als einem Jahr oder keine Laufzeit-
begrenzung. 6 Kurzfristig: ursprüngliche Laufzeit bis zu einem 
Jahr. 7 Saldo der Transaktionen aus Optionen und Finanztermin-
geschäften sowie Mitarbeiteraktienoptionen. 8  Enthält ins-
besondere Finanz– und Handelskredite sowie Bargeld und Ein-
lagen. 9 Ohne Bundesbank. 10 Enthält fi nanzielle Kapitalgesell-
schaften (ohne die Monetären Finanzinstitute) sowie nicht-
fi nanzielle Kapitalgesellschaften, private Haushalte und private 
Organisationen ohne Erwerbszweck. 11  Ohne Zuteilung von 
Sonderziehungsrechten und bewertungsbedingte Änderungen.

Deutsche Bundesbank 6 Vgl.: UNCTAD, Global Investment Trends Monitor, Nr. 22, 
20. Januar 2016.
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tätigten Direktinvestitionen ausmachten. In auf-

strebenden Volkswirtschaften oder sich im Um-

bruch befindenden Ländern in anderen 

Regionen war das Engagement ausländischer 

Investoren im Jahr 2015 demgegenüber eher 

verhalten. Starke Rückgänge in ihren Mittel-

zuflüssen verzeichneten vor allem rohstoff-

exportierende Länder wie Russland, Brasilien 

oder auch Australien.

Die besondere Rolle, die Länder der EU sowie 

die USA nach Schätzungen der UNCTAD im ab-

gelaufenen Jahr für die weltweiten Direktinves-

titionsströme spielten, spiegelte sich auch in 

den Direktinvestitionsbeziehungen Deutsch-

lands mit dem Ausland wider. Aus deutscher 

Sicht führten die Direktinvestitionen im Jahr 

2015 zu Netto-Kapitalexporten in Höhe von 

56½ Mrd €. Dahinter stand zum einen ein 

intensives Auslandsengagement heimischer 

Unternehmen, zum anderen flossen aber auch 

beträchtliche Direktinvestitionsmittel nach 

Deutschland. Bei den grenzüberschreitenden 

Transaktionen Deutschlands im Jahr 2015 spielte 

die Aufstockung von Beteiligungskapital eine 

große Rolle.

Die Direktinvestitionen heimischer Unterneh-

men im Ausland übertrafen mit 98 Mrd € den 

bereits hohen Vorjahreswert von 85½ Mrd € 

noch einmal deutlich. Unternehmen aus 

Deutschland investierten dabei vor allem in aus-

ländische Beteiligungen (69½ Mrd €).7) Neben 

Neuanlagen ließen auch im Ausland erwirt-

schaftete und dort reinvestierte Gewinne das 

deutsche Beteiligungskapital im Ausland kräftig 

ansteigen. Teils stand hinter diesen Trans-

aktionen die für das Jahr 2015 geschilderte 

Wachstumsstrategie der Unternehmen über Zu-

käufe und Fusionen, aber auch der Auf- und 

Ausbau von Produktionsstätten war von Bedeu-

tung. Über den konzerninternen Kreditverkehr 

stellten heimische Unternehmen grenzüber-

schreitend Mittel in Höhe von 28½ Mrd € zur 

Verfügung. Dies waren gut 9 Mrd € mehr als im 

Vorjahr, und auch über einen längeren Zeitraum 

gesehen war dies eine eher kräftige Expansion. 

Dabei räumten vor allem deutsche Mutterge-

sellschaften ihren ausländischen Töchtern 

– überwiegend kurzfristige – Finanzkredite ein. 

Mit Blick auf das deutsche Auslandsvermögen 

geht gut ein Fünftel aller deutschen Forderun-

gen gegenüber dem Ausland aus Direktinves-

titionen hervor; dieser Anteil war in den letzten 

15 Jahren nur geringen Schwankungen unter-

worfen.

Mit den eher langfristig orientierten Direktinves-

titionen im Ausland verfolgen deutsche Unter-

nehmen verschiedene strategische Ziele. Nach 

einer Umfrage des Deutschen Industrie- und 

Handelskammertags (DIHK) unter Mitglieds-

unternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe 

stellte im Jahr 2015 das wichtigste Motiv für 

Auslandsinvestitionen der Aufbau von Vertrieb 

und Kundendienst (nämlich für 46% der befrag-

ten Unternehmen) dar.8)  Darüber hinaus war im 

Jahr 2015 auch das Engagement in auslän-

dischen Produktionsstätten mit dem Ziel der 

Deutsche Direkt-
investitionsbilanz 
schließt mit 
Netto-Kapital-
exporten

Deutsche Direkt-
investitionen im 
Ausland weiter-
hin auf hohem 
Niveau

DIHK-Umfrage 
zeigt strate gi-
sche Ziele deut-
scher Direkt-
investitionen auf

Inländische Direktinvestitionen*) im 
Ausland nach Zielregionen 2015

* Transaktionen laut Zahlungsbilanzstatistik.

Deutsche Bundesbank

andere EU-Länder
14%
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EWU-Länder
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andere europäische Länder
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amerikanische 
Länder
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USA
24%

Australien, Neuseeland, Afrika
1%

andere asiatische Länder, 
Länder des Nahen und Mittleren Ostens
3%
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7 Passend dazu blieben laut Daten von Thomson One 
(Thomson Reuters) die grenzüberschreitenden Trans-
aktionen hiesiger Unternehmen im Rahmen von Mergers & 
Acquisitions (M&A) 2015 mit 54 Mrd € auf einem ähnlich 
hohen Niveau wie im Vorjahr. Allerdings ging die Anzahl der 
Transaktionen um knapp ein Viertel auf 82 zurück, was wie-
derum anzeigt, dass die Transaktionen im Durchschnitt 
großvolumiger ausfielen. Dabei handelt es sich um abge-
schlossene M&A, bei denen der Erwerber nach der Trans-
aktion mindestens 10% der Anteile des Zielunternehmens 
besitzt.
8 Vgl.: DIHK-Umfrage – Auslandsinvestitionen in der Indus-
trie, Frühjahr 2015.
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Markterschließung weiterhin ein wesentlicher 

Faktor (genannt von 31% der Unternehmen). 

Mehr Unternehmen als in den Vorjahren (23%) 

gaben zudem an, aus Kostengründen in die Pro-

duktion im Ausland zu investieren. Laut der Stu-

die wurde die Entwicklung der Arbeitskosten 

von vielen Unternehmen als Risiko für ihre Wirt-

schaftlichkeit eingeschätzt. Aber auch die Strom-

kosten hierzulande bleiben danach ein Grund, 

auf kostengünstigere Produktionsmöglichkeiten 

im Ausland zu setzen. Des Weiteren wurden der 

Fachkräftemangel sowie ganz allgemein die 

wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen von 

vielen Unternehmen als Faktoren genannt.

Vor dem Hintergrund dieser strategischen 

Motive engagieren sich deutsche Unternehmen 

weltweit in vielen Ländern und in allen 

Regionen. Besonders intensiv sind aber die 

Direktinvestitionsbeziehungen zu anderen Län-

dern in der EU. Diese sind zum einen wichtige 

Absatzmärkte für deutsche Produkte, zum an-

deren sind die Fertigungsprozesse innerhalb 

Europas oft grenzüberschreitend eng verzahnt. 

Im Jahr 2015 floss mehr als die Hälfte der deut-

schen Direktinvestitionen in diesen Länderkreis. 

Mit Blick auf einzelne Länder war die Zunahme 

des deutschen Beteiligungskapitals besonders 

kräftig in Luxemburg (10 Mrd €), in den Nieder-

landen (8½ Mrd €) und in Großbritannien 

(3  Mrd €). Auch außerhalb Europas stockten 

hiesige Unternehmen ihr Beteiligungskapital an 

ausländischen Firmen auf, und zwar insbeson-

dere in den USA (17½ Mrd €) und in China 

(4  Mrd €). Knapp ein Drittel aller grenzüber-

schreitenden Neuanlagen in Beteiligungskapital 

wurde von Investoren aus dem Kreis der Finanz- 

und Versicherungsdienstleister getätigt. Eben-

falls rund ein Drittel der Neuanlagen ging auf 

das Engagement von Unternehmen des Ver-

arbeitenden Gewerbes zurück, allen voran An-

bieter aus der Automobilbranche. Knapp ein 

weiteres Drittel wurde von Firmen investiert, die 

freiberufliche und technische Dienstleistungen 

erbringen.

Im konzerninternen Kreditverkehr gewährten 

deutsche Mutterunternehmen Töchtern in an-

deren EU-Ländern Finanzkredite in Höhe von 15 

Mrd €. Außerhalb Europas vergaben sie ins-

besondere an ihre US-amerikanischen Nieder-

lassungen zusätzliche Kredite (4 Mrd €). Alles in 

allem blieben die deutschen Direktinvestitionen 

im Jahr 2015 regional breit gefächert, konzen-

trierten sich aber deutlich auf die fortgeschritte-

nen Länder.

Gebietsfremde Investoren steigerten ihre Aktivi-

täten in Deutschland 2015 wieder stärker, nach-

dem das Jahr 2014 durch eine deutliche Zurück-

haltung bei den ausländischen Direktinves-

titionen in Deutschland geprägt gewesen war. 

Investoren aus dem Ausland stellten hiesigen 

Unternehmen im vergangenen Jahr Mittel in 

Höhe von 41½ Mrd € zur Verfügung. Sie stock-

ten dabei ihr Beteiligungskapital an heimischen 

Unternehmen um 18½ Mrd € auf. Über die 

konzerninterne Kreditgewährung flossen Unter-

nehmen in Deutschland zudem Mittel in Höhe 

von 23 Mrd € zu. Der größte Teil davon waren 

Finanzkredite, und zwar vor allem sogenannte 

Reverse Flows, bei denen ein im Ausland ansäs-

siges Tochterunternehmen einem Direktinvestor 

im Inland Kredit gewährt.9) Dabei spiegeln die 

Daten zum Teil wohl auch eine Art Fristentrans-

formation wider: So tilgten heimische Unter-

nehmen zuvor von Tochterunternehmen ge-

währte langfristige Kredite, während sie gleich-

zeitig kurzfristige Kredite bei ihren Töchtern neu 

aufnahmen.

Die enge grenzüberschreitende Verflechtung 

der Konzerne innerhalb Europas kommt auch in 

der Regionalstruktur der ausländischen Direkt-

investoren in Deutschland zum Ausdruck. Rund 

60% der zugeflossenen Mittel stammten 2015 

aus den Ländern der EU. Besonders große Be-

träge kamen dabei aus Großbritannien (7 

Mrd €), den Niederlanden (6 Mrd €) und Öster-

reich (4½ Mrd €). Auch Investoren aus der 

Schweiz stockten ihr Engagement in Deutsch-

land in größerem Umfang auf (6 Mrd €). Unter-

Regionale Struk-
tur: Europa und 
USA wichtigste 
Ziele inlän-
discher Direkt-
investitionen

Wieder stärkeres 
Engagement 
ausländischer 
Direktinvestoren 
in Deutschland

Größte 
Investoren 
stammten aus 
EU und USA

9 Häufig leiten im Ausland ansässige Finanzierungsgesell-
schaften die Erlöse aus Wertpapieremissionen auf diese 
Weise an ihre Mutterunternehmen in Deutschland weiter.
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nehmen mit Sitz in den USA bauten im vergan-

genen Jahr ihre Präsenz in Deutschland mit 

Direktinvestitionen in Höhe von 11½ Mrd € be-

sonders stark aus. Dabei erhöhten sie zum 

einen ihr Beteiligungskapital an heimischen 

Unternehmen, zum anderen weiteten sie vor 

allem die Kreditvergabe an verbundene Unter-

nehmen in Deutschland aus – auch hier ge-

schah dies insbesondere über Kredite, die US-

amerikanische Töchter ihren Müttern in 

Deutschland gewährten. Bezogen auf die Daten 

des Auslandsvermögensstatus bestand im 3. 

Quartal 2015 knapp ein Fünftel aller deutschen 

Verbindlichkeiten gegenüber dem Ausland aus 

Direktinvestitionen.

Übriger Kapitalverkehr

Der übrige Kapitalverkehr, welcher sowohl 

Finanz- und Handelskredite (soweit sie nicht 

den Direktinvestitionen zuzurechnen sind) als 

auch Bankguthaben und sonstige Anlagen um-

fasst, verzeichnete im Jahr 2015 Netto-Kapital-

importe in Höhe von 47 Mrd €.

Den Nichtbanken flossen im vergangenen Jahr 

Auslandsgelder in Höhe von netto 28½ Mrd € 

zu. Dies war fast ausschließlich durch Trans-

aktionen der Unternehmen und Privatpersonen 

getrieben. Sie führten ihre Guthaben bei aus-

ländischen Banken zurück (13 Mrd €) und nah-

men mehr Finanzkredite im Ausland auf (10½ 

Mrd €). Hingegen glichen sich gegenläufige 

Transaktionen staatlicher Stellen über das Jahr 

per saldo annähernd aus. Öffentliche Institu-

tionen reduzierten zum einen ihre unverbrieften 

Verbindlichkeiten gegenüber ausländischen 

Kreditgebern. Zum anderen bauten sie sowohl 

Forderungen aus langfristigen Finanzkrediten 

als auch Bankguthaben im Ausland ab.

Im Bankensystem insgesamt beliefen sich die 

Mittelzuflüsse netto auf 18½ Mrd €. Bestimmt 

war dies durch die Netto-Kapitalimporte der 

Monetären Finanzinstitute (ohne Bundesbank) 

in Höhe von 49 Mrd €. Hiesige Kreditinstitute 

reduzierten vor allem ihre Interbankkredite an 

das Ausland. Umgekehrt – wenngleich schwä-

cher – führten auch ausländische Einleger ihre 

Einlagen bei hiesigen Kreditinstituten zurück. 

Die Auslandsposition der Bundesbank erhöhte 

sich transaktionsbedingt im Jahr 2015 um 30½ 

Mrd €. Getrieben war dies vor allem durch 

höhere Forderungen im Rahmen des Zahlungs-

verkehrssystems TARGET2 (123½ Mrd €). Der 

Anstieg des TARGET2-Saldos der Bundesbank 

dürfte teilweise mit den im Herbst 2014 und 

Frühjahr 2015 gestarteten Wertpapierankauf-

programmen des Eurosystems in Verbindung 

stehen (vgl. Erläuterungen auf S. 56 ff.). Dem 

stand eine deutliche Zunahme der Auslandsver-

bindlichkeiten der Bundesbank in Höhe von 93 

Mrd € gegenüber. Verursacht wurde diese 

durch den Anstieg von Einlagen ausländischer 

Anleger, insbesondere des Europäischen Sta-

bilitätsmechanismus. Hinzu kamen Mittel-

zuflüsse durch grenzüberschreitende Trans-

aktionen mit Euro-Banknoten.10)

Währungsreserven

Die transaktionsbedingten Veränderungen der 

Währungsreserven bilden in der Zahlungsbilanz 

Netto-Kapital-
importe im 
übrigen Kapital-
verkehr …

… getrieben 
sowohl durch 
Netto-Mittel-
zuflüsse bei 
Unternehmen 
und Privat-
personen …

… als auch 
bei den Banken

Übriger Kapitalverkehr *) nach Sektoren

* Enthält  insbesondere Finanz-  und Handelskredite sowie Bar-
geld  und  Einlagen;  Netto-Kapitalexport:  +.  1 Ohne  Bundes-
bank.

Deutsche Bundesbank

Salden in Mrd €

50

40

30

20

10

0

10

20

30

40

50

–

–

–

–

–

+

+

+

+

+

Unternehmen
und

Privatpersonen

Staat BundesbankMonetäre
Finanz-

institute 1)

2015

2014

10 Zur Verbuchung der Transaktionen mit Banknoten in der 
Zahlungsbilanz siehe: Deutsche Bundesbank, Ausweis von 
Euro-Bargeld in der Zahlungsbilanz und im Auslandsver-
mögensstatus, Monatsbericht, März 2015, S. 96 ff.
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Zu den Auswirkungen der Wertpapierkäufe des Eurosystems 
auf die TARGET2-Salden

Im März 2015 erweiterte das Eurosystem die 
bereits seit Herbst 2014 laufenden Ankauf-
programme für forderungsbesicherte Wert-
papiere (Asset-Backed Securities Purchase 
Programme: ABSPP) und gedeckte Schuld-
verschreibungen (drittes Covered Bond Pur-
chase Programme: CBPP3) um das Programm 
für den Ankauf von Wertpapieren des öffent-
lichen Sektors (Public Sector Purchase Pro-
gramme: PSPP). Im Rahmen des PSPP wer-
den Anleihen gekauft, die von im Euro-Raum 
ansässigen Zentralstaaten sowie von Emit-
tenten mit Förderauftrag und supranationa-
len europäischen Institutionen begeben wer-
den.1) Die Käufe erfolgen durch die nationa-
len Zentralbanken entsprechend ihrer jewei-
ligen Anteile am Kapital der EZB und durch 
die EZB selbst. Das gesamte Ankaufvolumen 
des erweiterten Ankaufprogramms für Ver-

mögenswerte (Expanded Asset Purchase Pro-
gramme: EAPP) betrug 2015 etwa 60 Mrd € 
pro Monat, das PSPP machte davon mit rund 
85% den größten Anteil aus.

Die Liquiditätsbereitstellung durch die An-
kaufprogramme äußert sich in einer steigen-
den Überschussliquidität im Eurosystem 
(siehe nebenstehendes Schaubild). Zugleich 
ist die Summe der TARGET2-Forderungen 
beziehungsweise TARGET2-Verbindlichkei-
ten im Eurosystem wieder deutlich angestie-
gen (+ 200 Mrd € im Jahr 2015). Es liegt also 
nahe zu vermuten, dass der Anstieg der 
TARGET2-Salden im Zusammenhang mit 
dem EAPP stehen könnte.

Auswirkungen der Ankaufprogramme auf 
die TARGET2-Salden lassen sich in direkte 
und indirekte Effekte unterteilen. Ein direk-
ter Effekt ergibt sich, wenn eine nationale 
Zentralbank von einer Geschäftsbank Wert-
papiere erwirbt, die über eine andere natio-
nale Zentralbank an TARGET2 teilnimmt und 
die Gutschrift der Liquidität grenzüberschrei-
tend erfolgt. Der direkte Effekt der EAPP-
Transaktionen auf den TARGET2-Saldo einer 
nationalen Zentralbank ergibt sich als Diffe-
renz aus ihren eigenen Ankäufen von Ban-
ken außerhalb ihres Landes (d. h. solcher mit 
TARGET2-Anbindung im Ausland) und den 
Verkäufen inländischer Banken (d. h. solcher 
mit TARGET2-Anbindung im Inland) an aus-
ländische Zentralbanken des Eurosystems. 
Die Form der Anbindung der Geschäftspart-
ner an TARGET2 kann so die direkten Aus-
wirkungen des EAPP auf den TARGET2-
Saldo bestimmen. Das ist insbesondere von 
Bedeutung, weil Kreditinstitute mit Sitz 
außerhalb des Euro-Raums über eine natio-

1 Im Dezember 2015 wurde vom EZB-Rat zudem die 
Einbeziehung von Anleihen regionaler und lokaler Ge-
bietskörperschaften beschlossen.

Überschussliquidität, kumulierte 
EAPP-Ankäufe*) und 
TARGET2-Gesamtforderungen**)

Quelle:  EZB und eigene Berechnungen. * Expanded Asset Pur-
chase  Programme.  ** Summe aller  positiven  TARGET2-Salden 
im Eurosystem.
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nale Zentralbank des Eurosystems an  
TARGET2 teilnehmen.2) Dies betrifft vor 
allem große internationale Banken am 
Finanzplatz London.

Da internationale Geschäftsbanken auch über 
die Bundesbank an TARGET2 teilnehmen, 
ergeben sich Zufl üsse auf bei der Bundesbank 
geführte Konten, wenn andere Zentralban-
ken des Eurosystems bei diesen Banken Wert-
papiere kaufen. Solche strukturellen Zufl üs-
se  führen isoliert betrachtet zu steigenden 
TARGET2-Forderungen der Bundesbank. Die 
Veränderungen der gesamten TARGET2-For-
derungen im Eurosystem hängen bei grenz-
überschreitenden Transaktionen von der be-
stehenden TARGET2-Position der an der 
Transaktion beteiligten nationalen Zentral-
banken ab (siehe oben stehendes Schaubild).

Ein indirekter Effekt aus dem EAPP auf die 
TARGET2-Salden ergibt sich, wenn die durch 
das EAPP geschaffene zusätzliche Liquidität 
in einem Zweitrundeneffekt grenzüberschrei-

tend umverteilt wird. Dies geschieht häufi g 
auch durch gruppeninterne Transaktionen 
internationaler Banken. Darüber hinaus hat 
natürlich eine Vielzahl sonstiger (grenz-
überschreitender) Transaktionen Auswir-
kungen auf die TARGET2-Salden. Während 
die monatlichen Ankäufe 2015 bei etwa 
60  Mrd € lagen, beträgt der Umsatz in  
TARGET2 1,9 Billionen € pro Tag. Daher zei-
gen die TARGET2-Salden im Vergleich zu den 
stetig ansteigenden (kumulierten) Ankäufen 
unter dem EAPP eine erkennbar volatilere 
Entwicklung (siehe Schaubild auf S. 56).

Die Entwicklung der TARGET2-Salden der 
einzelnen Zentralbanken ist heterogen (siehe 
Schaubild auf S. 58). Bei der EZB entstehen 

2 Kreditinstitute mit Sitz oder einer Zweigstelle inner-
halb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) kön-
nen bei nationalen Zentralbanken des Eurosystems ein 
eigenes TARGET2-Konto führen (sog. direkte Teil-
nahme). Institute ohne Sitz oder eine Zweigstelle inner-
halb des EWR können über andere direkte Teilnehmer 
an TARGET2 teilnehmen (sog. erreichbare BIC-Inhaber).

Direkter Effekt des EAPP *) auf die TARGET2-Gesamtforderungen**)

* Expanded Asset Purchase Programme. ** Summe aller positiven TARGET2-Salden im Eurosystem.
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im Zuge des EAPP abwicklungstechnisch be-
dingt TARGET2-Verbindlichkeiten, da die EZB 
Wertpapierkäufe auf eigene Rechnung 
durchführt, Kreditinstitute aber keine Konten 
bei der EZB haben.3) Die Konten der Ge-
schäftspartner der EZB, auf denen die Gut-
schrift der Liquidität erfolgt, werden von na-
tionalen Zentralbanken geführt. Es kommt 
bei einem Wertpapierankauf durch die EZB 
also zwangsläufi g zu einer „grenzüberschrei-
tenden“ Transaktion und damit zu einem 
Aufbau von TARGET2-Verbindlichkeiten der 
EZB (siehe oben stehendes Schaubild).4)

Im Jahr 2015 erhöhten sich die TARGET2-
Verbindlichkeiten insbesondere in Spanien 
und Italien, während Deutschland, die 
Niederlande und Luxemburg steigende For-
derungen aufwiesen. Insgesamt ist in der 
langfristigen Betrachtung nach einer Phase 
sinkender TARGET2-Forderungen bezie-
hungsweise TARGET2-Verbindlichkeiten 
ungefähr seit Jahresbeginn 2015 ein Trend 
zu wieder steigenden TARGET2-Forderun-

gen beziehungsweise TARGET2-Verbindlich-
keiten festzustellen (siehe oben stehendes 
Schaubild). Neben dem beschriebenen Ein-
fl uss des EAPP ist der Anstieg in der ersten 
Jahreshälfte allerdings auch auf die damals 
krisenhafte Zuspitzung der fi nanziellen Lage 
in Griechenland zurückzuführen, die im 
Sommer 2015 mit Einführung von Kapital-
verkehrskontrollen und der Einigung auf ein 
weiteres Hilfsprogramm dann aber ent-
schärft wurde.

3 Die Rolle der EZB bei der Kontoführung in TARGET2 
beschränkt sich im Wesentlichen auf weitere europa-
weit tätige Zahlungsverkehrssysteme der Privatwirt-
schaft (insbesondere EURO1 und CLS), bei denen sich 
die Ein- und Auszahlungen jeweils ausgleichen und die 
deswegen nicht zu TARGET2-Salden bei der EZB führen. 
Die EZB kann u. a. Konten für andere Zentralbanken, 
europäische und internationale Organisationen führen, 
nicht jedoch für Kreditinstitute (Beschluss des EZB-Rats 
EZB/ 2007/ 7).
4 Inwiefern dies auch eine Ausweitung der TARGET2-
Salden im Eurosystem insgesamt zur Folge hat, hängt 
davon ab, ob die nationale Zentralbank, über die die 
Transaktion abgewickelt wird, einen positiven oder 
negativen TARGET2-Saldo aufweist (siehe Schaubild auf 
S. 57).

Ausgewählte TARGET2-Salden im Eurosystem

Quelle:  EZB. 1 Drittes Covered Bond Purchase Programme. 2 Asset-Backed Securities Purchase Programme. 3 Public  Sector Purchase 
Programme.
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eine eigene Position. Im Jahr 2015 nahmen sie 

um 2 Mrd € ab. Der Rückgang war insbesondere 

durch eine Veränderung der Reserveposition 

beim Internationalen Währungsfonds bedingt.

Die Bestände an Währungsreserven werden zu-

dem durch die gemäß internationalen Stan-

dards nicht in der Zahlungsbilanz zu erfassen-

den bilanziellen Anpassungen beeinflusst. Aus 

der Neubewertung zu Marktpreisen ergab sich 

im Jahr 2015 ein Anstieg um 3 Mrd €. Aus-

schlaggebend dafür waren Bewertungsgewinne 

durch die Aufwertung des US-Dollar gegenüber 

dem Euro. Diese zeigten sich insbesondere bei 

den Devisenreserven. Hingegen verminderte 

sich durch den im Verlauf des Jahres 2015 ge-

sunkenen Goldpreis der Wertansatz des deut-

schen Goldbestandes. Alles in allem stieg der 

Bilanzwert der deutschen Währungsreserven im 

Jahr 2015 um 1 Mrd €; zum Bilanzstichtag am 

31.  Dezember 2015 lag er damit bei 159½ 

Mrd €.

Transaktionen 
bewirken  
Rückgang der 
Währungs-
reserven

Bilanzielle 
Anpassungen 
wirken sich  
hingegen  
positiv aus
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Vermögen und Finanzen privater Haushalte 
in Deutschland: Ergebnisse der Vermögens-
befragung 2014

Die Bundesbank befragte im Jahr 2014 zum zweiten Mal nach 2010 private Haushalte in Deutsch-

land zu ihrem Vermögen und ihren Schulden. Vorrangiges Ziel der unter dem Titel „Private 

Haushalte und ihre Finanzen“ (PHF) durchgeführten Studie ist es, die finanzielle Lage der Haushalte 

insgesamt sowie einzelner Gruppen von Haushalten zu beschreiben. Etwa die Hälfte der rund 

4 500 befragten Haushalte nahm bereits zum zweiten Mal an der Studie teil. Mit den Daten beider 

Wellen können nunmehr auch Veränderungen über die Zeit aufgezeigt werden.

Sowohl die Vermögensverteilung als auch die Zusammensetzung des Vermögens der privaten 

Haushalte in Deutschland zeigt sich im Zeitablauf stabil. Die Vermögen sind weiterhin – gemessen 

an anderen Ländern im Euro-Raum – relativ ungleich verteilt.

Die niedrigen Nominalzinsen sowie der Anstieg der Immobilienpreise und Aktienkurse scheinen 

zwischen 2010 und 2014 keine größeren Verhaltensanpassungen in Bezug auf das Anlageverhalten 

der Haushalte hervorgerufen zu haben. Weder der Anteil der Haushalte, die bestimmte Ver-

mögensgegenstände besitzen (z. B. Giro-/Sparkonten, Aktien oder Immobilien), noch die Anteile 

von Finanz- und Sachvermögen am Bruttovermögen privater Haushalte haben sich wesentlich ver-

ändert.

In diesem Aufsatz wird ausschließlich das Vermögen betrachtet, das die Haushalte direkt besitzen. 

Andere Aspekte, welche die Situation der privaten Haushalte beeinflussen, wie zum Beispiel die 

Verschuldungssituation und das Vermögen des Staates, werden dagegen nicht berücksichtigt.
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Hintergrund

Die Bundesbank erhebt seit dem Jahr 2010 

mithilfe einer Befragung in regelmäßigen Ab-

ständen detaillierte Informationen zum Ver-

mögen, dem Einkommen sowie dem Spar- und 

Anlageverhalten der Haushalte in Deutschland. 

Diese Mikrodaten ermöglichen es, die Vertei-

lung der Vermögen in Deutschland aufzuzeigen 

und zu analysieren, und ergänzen so die aggre-

gierten Zahlen der gesamtwirtschaftlichen 

Finanzierungsrechnung. Neben den Angaben 

zum Vermögen werden auch Informationen zur 

Verschuldungssituation der Haushalte erfasst, 

die für Analysen zur Finanzstabilität von Bedeu-

tung sein können.

Im folgenden Aufsatz werden die zentralen Er-

gebnisse der Erhebung 2014 dargestellt und mit 

der ersten Befragung im Jahr 2010 verglichen. 

Dabei steht die Beschreibung der Verteilung 

und Zusammensetzung des Nettovermögens im 

Vordergrund. Zudem wird kurz die Verschul-

dungssituation der Haushalte thematisiert. Wei-

tergehende Analysen und internationale Ver-

gleiche sind für die nächsten Monate geplant.

Die Vermögensverteilung 
in Deutschland

Im Jahr 2014 summierte sich das Bruttover-

mögen der Haushalte in Deutschland laut PHF-

Studie im Durchschnitt auf 240 200 € je Haus-

halt. Nach Abzug der Schulden ergibt sich 

ein  durchschnittliches Nettovermögen von 

214 500 €. Fast drei Viertel der privaten Haus-

halte verfügten 2014 über ein Nettovermögen, 

das unter dem Durchschnitt liegt. Diese Durch-

schnittswerte sind in der Regel stark durch 

Extremwerte beeinflusst und geben noch kei-

nen Hinweis darauf, wie die Vermögen auf die 

Haushalte verteilt sind.1) Eine erste Möglichkeit, 

sich der Verteilung der Vermögen zu nähern, ist 

es, die Mediane zu betrachten, das heißt die 

Werte, welche die Haushalte in eine reichere 

und eine ärmere Hälfte teilen.2) Die Median-

werte werden kaum von sehr hohen oder sehr 

niedrigen Werten beeinflusst und lagen 2014 

deutlich niedriger als die Durchschnittswerte, 

bei 77 200 € für das Bruttovermögen bezie-

hungsweise 60 400 € für das Nettovermögen.

Die Relation zwischen Median und Durch-

schnittswert deutet bereits auf eine ungleiche 

Verteilung der Nettovermögen in Deutschland 

hin. Wie ungleich die Verteilung ist, lässt sich 

unter anderem am Anteil des Vermögens able-

sen, das den vermögendsten 10% gehört. Diese 

Gruppe von Haushalten nennt etwa 60% des 

gesamten Nettovermögens ihr Eigen.3) Der Gini-

Koeffizient4) für das Nettovermögen, ein klas-

sisches Maß für Ungleichheit, war 2014 mit 

76% nach wie vor im internationalen Vergleich 

hoch.5) Ein weiteres Indiz für eine ungleiche 

Verteilung der Vermögen in Deutschland ist das 

Verhältnis des 90%-Dezils zum Median. Je 

höher dieser Wert ist, desto größer ist der Ab-

stand der 10% vermögendsten Haushalte vom 

Median, der Mitte der Verteilung. Die Grenze 

zwischen den vermögendsten 10% und dem 

Rest der Haushalte verlief bei 468 000 € und ist 

Hintergrund der 
PHF-Studie

Mediannetto-
vermögen 2014: 
60 400 €

Nettovermögen 
ungleich verteilt

1 Im Gegenteil, für die Berechnung des Mittelwerts wird 
das gesamte Nettovermögen gleichmäßig auf die etwa 
40 Millionen Haushalte in Deutschland verteilt.
2 Um den Median zu bestimmen, werden die Haushalte zu-
nächst nach dem Vermögen sortiert. Das Vermögen des 
Haushalts in der Mitte dieser Reihe stellt den Medianwert 
dar. Aus der Abfolge der nach dem Vermögen sortierten 
Haushalte lassen sich weitere Kennzahlen ablesen (sog. 
Quantile). Eine Einteilung in fünf gleich große Teile ergibt 
nach 20%, 40%, 60% und 80% die Quintile, eine Eintei-
lung in zehn gleich große Teile entsprechend die Dezile.
3 Der Anteil des Vermögens, der den oberen 10% der Ver-
teilung zuzuordnen ist, ist vermutlich unterschätzt (vgl. 
auch: P. Vermeulen (2014), How fat is the top tail of the 
wealth distribution?, EZB Working Paper, Nr.  1692). Das 
Konzept der PHF-Studie sieht vor, die vermögenden Haus-
halte in der (ungewichteten) Stichprobe überzurepräsentie-
ren (vgl. Erläuterungen auf S. 63). Dies gelingt im Großen 
und Ganzen auch. Wie in allen anderen vergleichbaren Be-
fragungen fehlen aber die sehr vermögenden Haushalte 
auch im PHF. Keiner der im PHF befragten Haushalte verfügt 
über ein Vermögen von 100 Mio € oder mehr. Diese Unter-
erfassung wird auch durch die Gewichtung der Daten nicht 
ausgeglichen.
4 Der Gini-Koeffizient nimmt in der Regel Werte zwischen 
0% und 100% an, wobei 0% vollkommene Gleichvertei-
lung und 100% maximale Ungleichheit bedeuten. Je näher 
der Wert an 100% liegt, desto ungleicher ist die Verteilung.
5 Z. B. lag der Gini-Koeffizient des Nettovermögens in Ita-
lien im Jahr 2014 bei 61%. Der aktuell verfügbare Gini-Ko-
effizient für den Euro-Raum stammt aus dem Jahr 2010 und 
lag damals bei 69%. In den USA sind die Vermögen unglei-
cher verteilt als in Deutschland. Der Gini-Koeffizient lag dort 
2013 bei etwa 80%.
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PHF-Studie 2014: Konzept der zweiten Befragung

Zwischen April und November 2014 wurden 
im Rahmen der PHF-Studie 4 461 private 
Haushalte mit 9 256 Personen ab 16 Jahren 
in Deutschland befragt. Ein Teil der Haus-
halte (2 191) nahm bereits zum zweiten Mal 
an einer PHF-Befragung teil. Für die 
restlichen 2 270 Haushalte war es die erste 
Erhebung. Insgesamt liegt die Teilnahme-
quote bei 28% der erfolgreich kontaktierten 
Haushalte. Für die Haushalte, die schon ein-
mal teilgenommen hatten („Panel-Haus-
halte“), ergibt sich eine Quote von 68% und 
für die erstmalig angeschriebenen Haushalte 
von 18%. Für die Wiederbefragung ist die 
Teilnahmequote mit der anderer Studien in 
Deutschland vergleichbar. Der Wert für die 
neu angeschriebenen Haushalte ist jedoch 
vergleichsweise niedrig.

Die Methodik der zweiten PHF-Erhebung 
2014 orientierte sich stark an der Methodik 
der ersten Erhebung in den Jahren 2010 und 
2011. So wurden abermals persönliche Inter-
views vor Ort beim befragten Haushalt 
(„Face-to-Face“) geführt. Auch wurden die 
Daten erneut mithilfe von elektronischen 
Fragebögen („CAPI“) erhoben. Die nicht 
ganz 300 geschulten Interviewer benötigten 
im Durchschnitt etwa eine Stunde, um ein 
Interview abzuschließen.

Die Adressen der erstmalig angeschriebenen 
Haushalte wurden nach einem Zufallsver-
fahren aus den Registern der Einwohner-
meldeämter gezogen. Dabei wurde ein 
sogenanntes Oversampling umgesetzt, das 
heißt, vermögende Haushalte sind bei der 
gezogenen Stichprobe überrepräsentiert.1) 
Die höhere Ziehungswahrscheinlichkeit 
wurde in der Gewichtung berücksichtigt, 
sodass die dargestellten Ergebnisse als 
repräsentativ für die privaten Haushalte in 
Deutschland gelten können.

Der Fragebogen der PHF-Studie wurde für 
die zweite Welle nur geringfügig modifi ziert, 
um die Vergleichbarkeit über die einzelnen 
Befragungswellen zu gewährleisten. Ledig-
lich bei der Erfassung der privaten Altersvor-
sorge gab es größere Anpassungen. Diese 
Anpassungen zielten darauf ab, die Befra-
gung für die Haushalte einfacher zu gestal-
ten. An den abgefragten Konzepten wurde 
auch hier nichts verändert. Das Fragepro-
gramm wurde an einigen Stellen erweitert, 
zum Beispiel um Fragen zu den Erwartungen 
der Haushalte. Wie bei der Erhebung 2010/ 
2011 war es auch möglich, das Interview in 
Russisch, Polnisch, Türkisch oder Englisch zu 
führen. Die fremdsprachigen Versionen des 
Fragebogens wurden aber nur von sehr 
wenigen Haushalten genutzt.

Weitere Informationen zur Methodik und 
den Hintergründen der PHF-Studie sind 
unter www.bundesbank.de/phf verfügbar.

1 Bei der Stichprobenziehung werden dazu kleinere 
Gemeinden mit weniger als 100 000 Einwohnern auf 
Basis der Einkommensteuerstatistik in „reiche Ge-
meinden“ und „sonstige Gemeinden“ aufgeteilt. In 
Städten mit 100 000 und mehr Einwohnern werden 
vermögende Straßenabschnitte mithilfe mikro-geogra-
fi scher Informationen zu Wohnlage und Kaufkraft iden-
tifi ziert. Der Anteil der Haushalte in der Stichprobe wird 
schließlich so gewählt, dass Haushalte aus reichen Ge-
meinden und vermögenden Straßenabschnitten stärker 
in der Stichprobe vertreten sind, als sie in der Population 
vorkommen.
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somit etwa achtmal so hoch wie der Median. 

Zum Vergleich, für den Euro-Raum insgesamt 

nahm dieses 90/ 50-Verhältnis im Jahr 2010 

einen Wert von fünf an.

Die Vermögensverteilung 
2014 im Vergleich zu 2010

Um die Werte für 2014 besser einordnen zu 

können, ist ein Vergleich mit der Vermögensver-

teilung aus dem Jahr 2010 hilfreich.6) Dabei 

sollte nicht vergessen werden, dass nur ein 

relativ kurzer Zeitraum von etwa vier Jahren in 

die Betrachtung einbezogen wird und sich Ver-

mögen in der Regel langfristig aufbaut.

Die anhaltend niedrigen Sparzinsen sowie der 

Anstieg der Immobilienpreise und Aktienkurse 

in den letzten Jahren scheinen sich zwischen 

2010 und 2014 nicht sonderlich stark auf die 

Verteilung der Vermögen in Deutschland ausge-

wirkt zu haben. Die oben bereits angesproche-

nen Verteilungsmaße haben sich im betrachte-

ten Zeitraum kaum verändert. Der Anteil der 

vermögendsten 10% der Haushalte am gesam-

ten Nettovermögen war 2010 mit 59,2% nur 

0,6 Prozentpunkte niedriger als 2014. Der Gini-

Koeffizient für das Nettovermögen ist für beide 

Jahre nahezu identisch. Der Median des Netto-

vermögens ist im Vergleich zu 2010 nominal um 

etwa 9 000 € angestiegen (+ 18%), pro Jahr im 

Durchschnitt also um weniger als 3 000 €. Infla-

tionsbereinigt ergibt sich für den gesamten Zeit-

raum ein Anstieg von 5 300 € (+ 10%).7) Die 

durchschnittlichen Nettovermögen stiegen 

nominal um 10% oder rund 19 300 € an, infla-

tionsbereinigt ergibt sich ein Anstieg von 3%.8) 

Damit fiel der Anstieg des durchschnittlichen 

Nettovermögens gleich hoch aus wie die Zu-

nahme des aggregierten verfügbaren Einkom-

mens der privaten Haushalte (einschl. privater 

Organisationen ohne Erwerbszweck), das zwi-

schen 2010 und 2014 laut den Volkswirtschaft-

lichen Gesamtrechnungen (VGR) nominal um 

etwa 10% und inflationsbereinigt um 3% ge-

stiegen war.9)

In einzelnen Abschnitten der Verteilung erga-

ben sich Veränderungen, die sich allerdings 

kaum auf die Verteilungsmaße auswirkten.

Die Grenzen für die unteren vier Dezile waren 

2014 geringer als noch 2010. Die Haushalte, die 

2014 zu den 40% ärmeren Haushalten gehör-

ten, verfügen also über ein geringeres Nettover-

Vermögens-
verteilung  
insgesamt  
relativ stabil

Veränderungen 
in einzelnen 
Abschnitten 
der Verteilung

6 Auch ein internationaler Vergleich der Vermögensvertei-
lung und deren Dynamik wäre interessant. Dieser ist für das 
Jahr 2014 derzeit jedoch nicht möglich, da die harmonisier-
ten Ergebnisse des „Household Finance and Consumption 
Surveys“ (HFCS) des Eurosystems für 2014 erst Ende dieses 
Jahres erscheinen sollen. Für Italien wurden von der Banca 
d’Italia bereits erste Ergebnisse veröffentlicht (Vgl.: Banca 
d’Italia (2015), I bilanci delle famiglie italiane nell’anno 
2014, Supplementi al Bollettino Statistico, Nuova serie,  
Numero 64.). Demnach ergibt sich 2014 für die privaten 
Haushalte in Italien ein Mediannettovermögen von 
138 000  € (– 19% im Vergleich zu 2010). Beim Mittelwert für 
das Nettovermögen sind beide Länder, nach einem Rück-
gang in Italien um 16% und einem Anstieg in Deutschland 
um 10%, nun noch näher zusammengerückt als 2010 
(Deutschland 2014: 214 500 €, Italien 2014: 218 000 €).
7 Die Bestimmung inflationsbereinigter Vermögenswerte ist 
nicht unproblematisch, da es keinen allgemein akzeptierten 
Vermögenspreisindex gibt. In der Regel behilft man sich da-
her mit der Entwicklung der Verbraucherpreise. So wird 
auch hier die Entwicklung des Verbraucherpreisindex seit 
2010 zugrunde gelegt.
8 Die gesamtwirtschaftliche Vermögensrechnung weist für 
den gleichen Zeitraum für den Sektor „Private Haushalte 
und Private Organisationen ohne Erwerbszweck“ einen An-
stieg des aggregierten Reinvermögens (ohne Pensionsrück-
stellungen und Gebrauchsvermögen) von nominal 18% aus 
(vgl.: Statistisches Bundesamt und Deutsche Bundesbank, 
Sektorale und gesamtwirtschaftliche Vermögensbilanzen, 
Wiesbaden). Die Unterschiede können sich durch unter-
schiedliche Sektorabgrenzungen, abweichende Bewertun-
gen einzelner Vermögensgegenstände und durch die Unter-
erfassung des Geldvermögens der sehr reichen Haushalte in 
der PHF-Studie ergeben (vgl. hierzu auch: Deutsche Bundes-
bank, Abdeckung des sektoralen Gesamtvermögens, 
Monatsbericht, Juni 2013, S. 28 f.). Andere Mikrodatenquel-
len kommen zu ähnlichen Ergebnissen wie die PHF-Studie. 
Für das Sozioökonomische Panel (SOEP), in dem Vermögen 
weniger detailliert abgefragt wird als in der PHF-Studie, 
ergibt sich für den Zeitraum 2007 bis 2012 ein Anstieg des 
nominalen Mediannettovermögens auf Haushaltsebene von 
38 500 € auf 50 000 € (eigene Berechnungen auf Basis der 
SOEP-Daten v. 31). Der Mittelwert war im gleichen Zeitraum 
nur geringfügig von 152 300 € auf 159 400 € angestiegen. 
Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) kommt 
zu dem Ergebnis, dass der Median des nominalen Netto-
vermögens zwischen 2008 und 2013 von 42 600 € auf 
46 100 € und der Mittelwert von 127 200 € auf 134 700 € 
gestiegen ist. Vermutlich ist die explizite Nichtberücksich-
tigung der Haushalte mit einem monatlichen Nettoeinkom-
men von mehr als 18 000 € in der EVS dafür verantwort-
lich, dass Median, Mittelwert und der Anteil der ver-
mögendsten 10% der Haushalte unter den Werten der PHF-
Studie liegen.
9 Vgl.: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnungen: Private Konsumausgaben und Verfüg-
bares Einkommen, Beiheft zur Fachserie 18, 3. Quartal 
2015.
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mögen als die Haushalte, die 2010 in diesem 

Teil der Netto-Vermögensverteilung zu finden 

waren.10) Die Verschiebungen sollten aber nicht 

überbewertet werden, denn die absoluten Ver-

änderungen hielten sich in Grenzen. Sie über-

stiegen nur selten 2 000 €. Beispielsweise lag 

die Grenze zwischen dem unteren Viertel und 

den oberen drei Vierteln der Verteilung 2010 

noch bei einem Nettovermögen von 6 600 €; 

im Jahr 2014 waren dagegen nur noch 5 400 € 

(– 19%) nötig, um zu den vermögendsten 75% 

der Haushalte zu zählen. Auch der Anteil der 

Haushalte mit negativem Nettovermögen, also 

Haushalte, deren Verschuldung das Vermögen 

übersteigt, stieg leicht von gut 7% im Jahr 2010 

auf 9% im Jahr 2014. Erst ab der Mitte der Ver-

teilung, genauer gesagt ab dem 45. Perzentil, 

ändert sich das Bild und die Grenzen verschie-

ben sich jeweils nach oben. Dies gilt vor allem 

bei Betrachtung der nominalen Werte. Berück-

sichtigt man die Inflation, kam es insbesondere 

im oberen Teil der Vermögensverteilung zu kei-

ner nennenswerten Verschiebung, wie auch das 

oben stehende Schaubild zeigt.

Die Entwicklung der  
Vermögensverteilung  
im Zeitablauf

Die eingangs angestellte Betrachtung im Quer-

schnitt erlaubt eine erste Einschätzung der 

Dynamik der Vermögensverteilung in Deutsch-

land. Sie enthält allerdings noch keine Informa-

tionen darüber, ob sich die Position bestimmter 

Gruppen von Haushalten in der Vermögensver-

teilung über die Zeit verändert hat. Eine Längs-

schnittbetrachtung, die seit Vorliegen der Anga-

ben der zweiten Befragungswelle mit den Panel-

Daten der PHF-Studie nun erstmalig möglich ist, 

Längsschnitt-
betrachtung gibt 
Aufschluss über 
Vermögens-
mobilität

Verteilung der Nettovermögen der privaten Haushalte in Deutschland: 2010 und 2014

Quellen: PHF 2010/2011, PHF 2014; Datenstand 3/2016.
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Median 2014: 60 400 €

Grenze für die vermögendsten 10% 2014: 468 000 €

Mittelwert 2014: 214 500 €

10 Dies bedeutet nicht zwangsläufig, dass die Haushalte, 
die 2010 über wenig Vermögen verfügten, 2014 noch 
weniger Vermögen aufwiesen. Ein 2010 armer Haushalt 
kann 2014 in einem anderen Teil der Verteilung verortet 
sein, z. B. weil er eine Erbschaft erhalten hat.
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kann auch darüber Auskunft geben. Für die 

Analyse kommen allerdings nur noch die 2 139 

Haushalte infrage, die sowohl 2010 als auch 

2014 an der Studie teilgenommen haben.11)

In der Längsschnittbetrachtung zeigt sich – wie 

in der Querschnittsbetrachtung  – eine ver-

gleichsweise stabile Vermögensverteilung. Nur 

ein geringer Anteil der Haushalte veränderte 

seine Position in der Vermögensverteilung zwi-

schen 2010 und 2014 um mehr als ein Quintil 

(20%-Schritt). Haushalte, die 2010 ein positives 

und 2014 ein negatives Nettovermögen aufwie-

sen, haben einen Anteil von rund 6% an allen 

Haushalten. Andererseits verließen zwischen 

2010 und 2014 rund 3% der Haushalte den Be-

reich negativer Nettovermögen.

Gruppiert man die Haushalte nach ihrer Position 

in der Vermögensverteilung im Jahr 2010, so sieht 

man, dass in allen Gruppen das mittlere Nettover-

mögen im Zeitablauf anstieg, außer bei den ver-

mögendsten 10%.12) Im Durchschnitt nahmen die 

Vermögen über alle Panel-Haushalte hinweg um 

11 000 € zu. Bezogen auf das durchschnittliche 

Nettovermögen dieser Haushalte im Jahr 2010 

bedeutete dies einen Anstieg um 5% zwischen 

2010 und 2014. Für die Hälfte der Haushalte fiel 

der Anstieg mit 3 200 € und weniger geringer 

aus oder ihr Vermögen verringerte sich sogar.

Die Betrachtung des Durchschnitts- und Median-

werts für die Veränderung des Nettovermögens 

verschleiert zu einem gewissen Grad die Dyna-

mik auf Haushaltsebene. Einige Haushalte 

realisierten deutliche Vermögens zu wächse, an-

dere hingegen größere Verluste. Gut ein Viertel 

der mehrfach befragten Haushalte verzeichnete 

zwischen 2010 und 2014 Vermögenszuwächse 

von 50 000 € und mehr, rund ein Sechstel ver-

lor 50 000 € oder mehr. Die größten absoluten 

Zugewinne, aber auch Verluste zeigten sich bei 

Haushalten, die 2010 in der oberen Hälfte der 

Verteilung anzutreffen waren.

Die große Bedeutung von Immobilien für die 

Vermögen der privaten Haushalte wurde bereits 

in der ersten Welle der PHF-Studie deutlich.13) 

Die Längsschnittbetrachtung unterstreicht dies 

noch einmal. Während die Hälfte der Haushalte, 

die ihren Hauptwohnsitz besitzen, zwischen 

2010 und 2014 Zuwächse beim gesamten 

Nettovermögen von mehr als 33 500 € verzeich-

nete, musste sich die Mehrzahl der Mieter mit 

Zuwächsen von weniger als 1 000 € begnügen 

beziehungsweise Rückgänge hinnehmen.

Ähnlich sieht es für die Besitzer von Wertpapie-

ren im Vergleich mit Haushalten ohne Wert-

papierbesitz aus. Die Nettovermögen stiegen 

bei der Hälfte der Wertpapierbesitzer um mehr 

als 38 000 € an. Bei mehr als der Hälfte der 

Haushalte ohne Wertpapierbesitz ist das Netto-

vermögen dagegen um weniger als 2 500 € an-

gestiegen oder sogar zurückgegangen. Da 

Wertpapiere vor allem von vermögenden Haus-

halten und solchen mit hohen Einkommen ge-

halten werden, die häufig auch Immobilien-

besitz aufweisen, ist die Entwicklung des ge-

samten Nettovermögens der Wertpapierbesit-

zer zumindest teilweise auch deren Immobilien-

besitz geschuldet.

Vermögen und Einkommen

Die isolierte Betrachtung der Vermögen ist zur 

Beurteilung der finanziellen Situation eines Haus-

halts nur von eingeschränkter Aus sage kraft. Da 

der Konsum eines Haushalts aus Einkommen 

und Vermögen finanziert werden kann, ist die 

Kombination aus beidem relevant. Es gibt durch-

aus einen Zusammenhang zwischen dem aktuel-

Auch im Längs-
schnitt nur 
geringe Ver-
änderungen

Haushalte 
bauen Ver-
mögen im  
Zeitablauf auf

Vermögens-
zuwächse bei 
Immobilien-
besitzern und 
Haushalten mit 
Wertpapieren

11 Insgesamt konnten in 2 191 Haushalten Personen erneut 
befragt werden. Für die Analysen in diesem Kapitel wurden 
aber nur 2 139 Haushalte berücksichtigt, die sich in ihrer 
Struktur nicht wesentlich verändert haben. Insbesondere 
Haushalte, die z. B. durch den Auszug einer Person aus 
einem in der ersten Welle befragten Haushalt („Split-Haus-
halt“) hervorgegangen sind, werden hier nicht betrachtet.
12 Typischerweise finden sich unter den vermögendsten 
Haushalten solche mit älteren Mitgliedern. So ist z. B. der 
Anteil der Haushalte mit einem Haupteinkommensbezieher 
von 65 Jahren und älter am oberen Ende der Verteilung mit 
fast 60% am höchsten. Die Dynamik in diesem Bereich ist 
daher auch durch Übertragungen an andere, jüngere Haus-
halte beeinflusst.
13 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Vermögen und Finanzen 
privater Haushalte in Deutschland: Ergebnisse der Bundes-
bankstudie, Monatsbericht, Juni 2013, S. 25 ff.
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len Einkommen14) eines Haushalts und seinem 

Vermögen. Der Zusammenhang ist aber nicht 

linear. In allen Einkommensgruppen finden sich 

Haushalte mit hohem und niedrigem Nettover-

mögen. An den Rändern der Verteilung ist der 

Zusammenhang stärker. So gehörte 2014 von 

den 20% einkommensärmsten beziehungsweise 

einkommensreichsten Haushalten etwa die 

Hälfte auch zu den 20% Haushalten mit gerin-

gem beziehungsweise hohem Vermögen. Dass 

der Zusammenhang zwischen Einkommen und 

Vermögen nicht linear ist, erklärt auch, warum 

der Anteil der einkommensreichsten Haushalte 

am gesamten Nettovermögen mit 37% deutlich 

geringer ist, als der Anteil der vermögendsten 

Haushalte am gesamten Nettovermögen (vgl. 

Schaubild oben auf dieser Seite).

Der Zusammenhang zwischen Einkommen und 

Vermögen wird auch davon beeinflusst, dass 

beide Größen in der Regel bestimmten Lebens-

zyklusmustern folgen. Rentner und ältere Men-

schen am Ende des Erwerbslebens haben 

typischerweise größeres Vermögen vorzuwei-

sen als jüngere Haushalte, auch wenn deren 

Einkommen im Schnitt relativ hoch ist. Dieses 

Muster findet sich auch in den PHF-Daten (vgl. 

Schaubild unten auf dieser Seite).

Mit zunehmendem Alter ändert sich nicht nur 

die Höhe des durch Sparleistungen, Vermögens-

übertragungen und Vermögenspreisänderun-

gen akkumulierten Vermögens, sondern auch 

die Zusammensetzung der Haushalte. Zum Bei-

spiel spalten sich Haushalte auf, sodass das Ver-

mögen sich dann auf mehrere Haushalte ver-

teilt, oder neue Personen ziehen in einen Haus-

halt ein und bringen Vermögen mit. Diese 

Dynamik trägt sicherlich auch zu dem gezeigten 

Zusammenhang zwischen Einkommen, Ver-

mögen und dem Alter bei, da teilweise deut-

liche Unterschiede zwischen verschiedenen 

Haushaltstypen hinsichtlich des Vermögens be-

stehen und die Häufigkeit der einzelnen Typen 

über die Altersgruppen variiert.

Unabhängig vom Alter können Haushalte mit 

überdurchschnittlichem Vermögen ein ver-

Einkommen und 
Vermögen 
zeigen Lebens-
zyklusmuster

Anteil am gesamten Nettovermögen der
privaten Haushalte im Jahr 2014 *)

Quelle: PHF 2014; Datenstand 3/2016. * Anteil, den Haushalte 
in unterschiedlichen Abschnitten der Einkommens- und Vermö-
gensverteilung halten.
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14 Das hier verwendete Einkommensmaß ergibt sich aus 
einer Frage, die analog zum Mikrozensus formuliert ist. Die 
Haushalte werden dabei zu Beginn der Erhebung nach 
ihrem monatlich verfügbaren Nettoeinkommen gefragt. 
Aus den PHF-Daten lässt sich auch das Bruttoeinkommen 
berechnen, indem unterschiedliche Einkommensarten 
aufaddiert werden, die einzeln abgefragt wurden. Für die 
hier angestellte Betrachtung erscheint das Nettoeinkom-
men aber die sinnvollere Bezugsgröße, da nur dieses zur 
Vermögensbildung und zum Konsum herangezogen wer-
den kann.
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Vermögenskonzept der PHF-Studie

Ziel der PHF-Studie ist es, das Vermögen der 
privaten Haushalte1) in Deutschland im 
Detail zu erfassen und darzustellen. Das Ver-
mögenskonzept der PHF-Studie sieht daher 
vor, sowohl Aktiva als auch Passiva der 
Haushaltsbilanz zu erheben. Die Aktivseite 
(Bruttovermögen) besteht dabei aus Sach-
vermögen und Finanzvermögen. Auf der 
Passivseite stehen den Vermögenswerten 
Verbindlichkeiten gegenüber, das heißt mit 
Immobilien besicherte und unbesicherte 
Kredite. Als Differenz aus Bruttovermögen 
und Verschuldung ergibt sich das Nettover-
mögen.

Der Detailgrad der im PHF erfassten Ver-
mögensarten geht über den anderer Studien 
zum Thema Vermögen hinaus. Beispiels-
weise wird im Sachvermögen neben Immo-
bilien und Unternehmensbesitz auch der 
Wert von Fahrzeugen, Sammlungen oder 

Schmuck erfasst. Auch das Finanzvermögen 
wird umfassend abgedeckt. Es setzt sich aus 
Guthaben bei Banken, Sparkassen und Bau-
sparkassen, aus Wertpapieren, Beteiligun-
gen und verwaltetem Vermögen zusam-
men. Zudem zählen die Guthaben bei pri-
vaten Renten- und Lebensversicherungen 
dazu.2) Nicht eingerechnet werden etwaige 
in der Zukunft liegende Ansprüche auf eine 
gesetzliche Rente oder Pension. Aufgrund 
des in Deutschland existierenden Umlage-
verfahrens wäre es nur mit vielen Annah-
men möglich, die künftigen Ansprüche in 
Vermögen umzurechnen („zu kapitalisieren“). 
Zudem handelt es sich nur um Ansprüche, 
jedoch nicht um angespartes Vermögen.

Die Bewertung der Vermögensgegenstände 
nehmen die Haushalte selbst vor. Dies ist vor 
allem für Immobilien und Unternehmens-
besitz relevant. In beiden Fällen werden die 
Haushalte gefragt, welcher Preis für die 
Immobilie beziehungsweise das Unterneh-
men bei einem Verkauf zu erzielen wäre.

In die Berechnung des gesamten Vermögens 
eines Haushalts fl ießen auch die Vermögens-
gegenstände im Ausland mit ein, soweit die 
Befragten diese angeben.

1 Haushalte sind im PHF defi niert als Personengruppen, 
die ihren Lebensmittelpunkt an einer gemeinsamen Ad-
resse haben und die Kosten des täglichen Lebens ge-
meinsam bestreiten. Personen, die vorübergehend 
nicht an der Adresse wohnen, aber regelmäßig dorthin 
zurückkehren, gehören ebenfalls zum Haushalt. Perso-
nen oder Gruppen von Personen, die in einer Wohn-
gemeinschaft leben und keine familiären oder partner-
schaftlichen Beziehungen zueinander haben oder an 
der Adresse lebende Hausangestellte stellen eigenstän-
dige Haushalte dar.
2 Private Renten- und Lebensversicherungen werden in 
der Anspar- oder Ruhephase dem Vermögen der Haus-
halte zugerechnet. Sobald Auszahlungen aus den Ver-
trägen beginnen, fallen sie aus der Bilanz der Haushalte 
heraus. Die entsprechenden Einkommensströme wer-
den dann bei der Berechnung des Einkommens berück-
sichtigt.

Vermögensbilanz eines Haushalts –
Schematische Übersicht

Deutsche Bundesbank
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gleichsweise niedriges Einkommen haben. Frei-

berufler sind zum Beispiel gezwungen, zur 

Alterssicherung ein privates Vermögen auf-

zubauen, auch wenn sie zeitweise nicht viel ver-

dienen. Bei dieser Betrachtung spielt das ge-

wählte Vermögenskonzept eine Rolle und damit 

die Tatsache, dass für abhängig Beschäftigte die 

Ansprüche an die gesetzlichen Alterssiche-

rungssysteme in der PHF-Studie nicht dem Ver-

mögen zugerechnet werden.

Zusammensetzung  
des Vermögens

Neben der Verteilung des Vermögens ist die Zu-

sammensetzung des Vermögens von Interesse. 

Die PHF-Studie erfasst deshalb detaillierte Anga-

ben zu einzelnen Vermögensgegenständen und 

Finanzanlagen. Erst eine Aufgliederung nach 

Vermögensarten und Verschuldungstypen er-

möglicht es, die finanzielle Lage der Haushalte 

umfassend zu beurteilen. Die Analyse der Zu-

sammensetzung des Vermögens erlaubt es 

auch abzuschätzen, welche Vermögensgegen-

stände mit einem hohen Vermögen einher-

gehen. Dies ist nicht zuletzt bei einem Vergleich 

der Vermögensverteilung und -dynamik über 

Länder hinweg relevant.15)

Darüber hinaus spielt die Zusammensetzung 

des Nettovermögens für die Wirkung öko-

nomischer Schocks oder die Transmission geld-

politischer Maßnahmen eine wichtige Rolle. Da 

sich die Anlagestrukturen von Haushalten mit 

geringem Vermögen normalerweise von denen 

mit höheren Vermögen unterscheiden, sind mit 

divergierenden Wertentwicklungen verschiede-

ner Anlageformen in der Regel auch Vertei-

lungswirkungen verbunden. Eine Betrachtung 

der Portfolios entlang der Vermögensverteilung 

liefert daher Hinweise darauf, welche Typen von 

Haushalten von bestimmten geldpolitischen 

Maßnahmen besonders betroffen sein könnten.

Betrachtet man das gesamte Sachvermögen16) 

aller Haushalte, besaß jeder Haushalt im Jahr 

2014 durchschnittlich 187 000 €. Berücksichtigt 

man nur die 81% der Haushalte, die überhaupt 

Sachvermögen besaßen, ergibt sich in der PHF-

Studie für 2014 ein bedingter Mittelwert17) von 

230 800 €. Beide Werte stiegen gegenüber 

2010 nominal lediglich um 7% beziehungs-

weise 6% an. Deutlichere Zuwächse gab es 

beim Finanzvermögen,18) das nahezu alle Haus-

halte besaßen. Im Durchschnitt hatte davon 

jeder Haushalt 53 900 € im Jahr 2014, nach 

47 000 € im Jahr 2010. Dies entspricht einem 

nominalen Anstieg um 15%, für den neben den 

Preisen von Aktien und anderen Wertpapieren 

auch die Sparanstrengungen der Haushalte ver-

antwortlich sein dürften. Im Jahr 2014 sparten 

die Haushalte nach eigenen Angaben durch-

schnittlich etwa 5% ihres verfügbaren Einkom-

mens, wenn Rückzahlungen von Hypotheken-

krediten unberücksichtigt bleiben.19)

Sach- und Finanzvermögen waren 2014, wie 

das Nettovermögen insgesamt auch, ungleich 

verteilt. Die Mediane für Sach- und Finanzver-

Zusammenset-
zung des Ver-
mögens kann 
geldpolitische 
Transmission 
beeinflussen

Sach- und 
Finanzvermögen 
gestiegen, …

15 Vgl.: K. Adam und P. Tzamourani (2015), Distributional 
consequences of asset price inflation in the euro area, Dis-
kussionspapier der Deutschen Bundesbank, Nr. 27/ 2015.
16 Das Sachvermögen setzt sich aus dem Bruttowert der 
selbstgenutzten Immobilien, der anderen Immobilien (z. B. 
Mietwohnungen, aber auch Grundstücke), von Fahrzeugen 
sowie wertvollen Sammlungen oder Schmuck und dem 
Nettowert von Unternehmen, in denen mindestens ein 
Haushaltsmitglied eine aktive Rolle in der Geschäftsführung 
inne hat, zusammen.
17 Der Zusatz „bedingt“ bei Mittelwert oder Median weist 
hier und im Folgenden darauf hin, dass Haushalte, die eine 
bestimmte Art von Vermögen bzw. Schulden nicht besitzen, 
nicht in die Berechnung des Mittelwerts eingegangen sind. 
Im Gegensatz dazu werden bei unbedingten Mittelwerten 
oder Medianen alle Haushalte berücksichtigt, d. h., Haus-
halte, die einen bestimmten Vermögensgegenstand nicht 
besitzen, gehen mit einem Wert von null in die Berechnung 
ein. Sind einzelne Vermögensgegenstände oder Schulden-
arten nur bei wenigen Haushalten zu finden, weichen be-
dingte und unbedingte Werte in der Regel deutlich 
voneinander ab.
18 In diesem Abschnitt werden Guthaben bei Banken, Spar-
kassen und Bausparkassen, aus Wertpapieren, Beteiligun-
gen und verwaltetem Vermögen sowie Guthaben bei pri-
vaten Renten- und Lebensversicherungen zusammen be-
trachtet (Brutto-Finanz ver mö gen). Schulden und Kredite 
werden nicht vom Finanzvermögen abgezogen.
19 Der hier angesetzte (Netto-)Sparbetrag ist die Summe 
der Zahlungen für die Bildung von Sach- und Geldvermögen 
abzüglich der Auflösung von Sparanla gen im letzten Jahr 
sowie der Neuaufnahme von Konsumentenkrediten. Über-
steigt die Auflösung von Sparanlagen und die Neuauf-
nahme von Konsu men ten krediten die Summe aus Zahlun-
gen für die Bildung von Sach- und Geldvermögen, wird der 
Sparbetrag negativ. Haushalte, die nicht sparen, gehen hier 
mit einem Wert von 0 € in die Durchschnittsbildung ein.
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Ausgewählte Forschungsergebnisse auf Basis von PHF-Daten

Die Studie „Private Haushalte und ihre Finan-
zen“ (PHF) liefert nicht nur interessante Er-
gebnisse für die Politikberatung, sondern ist 
auch ein großer Datenschatz für die wissen-
schaftliche Forschung zum Verhalten und 
der wirtschaftlichen Lage der Haushalte in 
Deutschland. Inzwischen nutzen mehr als 
60 Forscher im Inland und über 150 For-
scher im Ausland die anonymisierten Daten 
für wissenschaftliche Forschungsprojekte. 
Die empirischen und theoretischen Projekte 
decken ein großes Themenspektrum ab. Es 
gibt unter anderem Projekte zum Einfl uss 
der Geldpolitik auf die Vermögensvertei-
lung, zur Bedeutung von Wohnimmobilien 
für den Vermögensaufbau oder zur Mes-
sung von Armut und Konsum. Auch Fragen 
zur Finanzstabilität und Verschuldungssitua-
tion der Haushalte werden behandelt, um 
nur ein paar Beispiele zu nennen. Die Einbin-
dung des PHF in das Netzwerk der Ver-
mögenserhebungen im Euro-Raum (House-
hold Finance and Consumption Survey: 
HFCS) hat eine Reihe von Projekten inspi-
riert, bei denen Strukturen über Länder hin-
weg verglichen werden.

Die unten aufgeführten Forschungsergeb-
nisse sind nur ein kleiner Ausschnitt aus den 
vielfältigen Projekten, die mit den PHF- und 
HFCS-Daten für den Euro-Raum arbeiten.

In den vergangenen Jahren sind die 
Nominalzinsen für Sparanlagen auf histo-
risch niedrige Werte gesunken, gleichzeitig 
sind Aktienkurse und Immobilienpreise ge-
stiegen. Zudem ist die Infl ationsrate auf sehr 
niedrigem Niveau stabil. Eine Reihe von For-
schungsprojekten beschäftigt sich daher 
mithilfe der Mikrodaten aus dem PHF und 
dem HFCS mit der Frage, welche Kon-
sequenzen diese Entwicklungen für die Ver-
mögensverteilung in Deutschland und ande-
ren europäischen Ländern haben. Klaus 
Adam und Junyi Zhu (2015)1) zeigen auf, wie 
überraschende Infl ation auf die reale Ver-
mögensverteilung der Länder im Euro-Raum 
wirkt. Die Idee dabei ist, dass der reale Wert 

des Nettovermögens sich in Abhängigkeit 
von der unterstellten Infl ationsrate ver-
ändert. Im Ergebnis zeigt sich, dass Italien, 
Griechenland, Portugal und Spanien insge-
samt am meisten von einer überraschenden 
Infl ation profi tieren. Haushalte in Belgien, 
Irland  und Deutschland haben die größten 
realen Pro-Kopf-Vermögensverluste zu tra-
gen. Unterschiede zwischen den Euro-Län-
dern zeigen sich auch, wenn man nicht die 
Infl ationsraten, sondern die Änderungen 
von Vermögenspreisen betrachtet. Klaus 
Adam und Panagiota Tzamourani (2015) 2) 
schlussfolgern aus ihren Analysen, dass der 
mittlere deutsche Haushalt überhaupt nicht 
von steigenden Immobilienpreisen profi -
tiere, weil die Eigentumsquoten in Deutsch-
land besonders gering sind. Dagegen wür-
den steigende Immobilienpreise in Spanien, 
Portugal, Finnland oder auch in den Nieder-
landen die Ungleichheit im Land reduzieren.

Im Zuge der Finanzkrise rückte die Verschul-
dungssituation der Haushalte in den Mittel-
punkt des Interesses. Dimitris Christelis et al. 
(2015)3) vergleichen die Verschuldungssitua-
tion der Haushalte in den USA mit der in 
Europa. Sie fi nden, dass der Anteil des Ein-
kommens, den Haushalte für den Schulden-
dienst aufwenden müssen, in den USA 
höher ist als in Europa. Dies kann auf die 
institutionellen Rahmenbedingungen zu-
rückgeführt werden, die es den amerika-
nischen Haushalten erlauben, mehr Schul-
den bei gegebenen Vermögen oder Sicher-
heiten aufzunehmen. Miguel Ampudia et al. 
(2014) 4) schreiben, dass die Haushalte im 
Euro-Raum relativ widerstandsfähig gegen-

1 K. Adam und J. Zhu (2015), Price Level Changes and 
the Redistribution of Nominal Wealth Across the Euro 
Area, im Erscheinen in JEEA.
2 K. Adam und P. Tzamourani (2015), a. a. O.
3 D. Christelis, M. Ehrmann und D. Georgarakos (2015), 
Exploring Differences in Household Debt Across Euro 
Area Countries and the United States. Bank of Canada 
Working Paper, Nr. 15 –16.
4 M. Ampudia, H. van Vlokhoven und D. Żochowski 
(2015), Financial fragility of euro area households, ECB 
Working Paper Series, Nr. 1737.
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mögen lagen dabei deutlich niedriger als die 

Mittelwerte, was auf eine Konzentration beider 

Vermögensarten bei reichen Haushalten hin-

weist. Für das Sachvermögen ergibt sich ein be-

dingter Median von 90 600 € bei einem be-

dingten Mittelwert von 230 800 €, für das 

Finanzvermögen Werte von 16 600 € (beding-

ter Median) und 54 200 € (bedingter Mittel-

wert).

Die Aufteilung der Bruttovermögen der Haus-

halte auf Sach- und Finanzvermögen hat sich 

zwischen 2010 und 2014 nicht wesentlich ver-

ändert. Nach wie vor stellt das Sachvermögen 

den überwiegenden Anteil des Bruttover-

mögens dar, wie das Schaubild auf Seite  72 

zeigt. Wie 2010 summierten sich die Immo-

bilien- und Betriebsvermögen sowie der Wert 

von Fahrzeugen und anderen Wertgegenstän-

den auf annähernd 80% des gesamten Brutto-

vermögens der Haushalte. Zwar standen einem 

Teil des Sachvermögens auch Schulden gegen-

über, doch selbst nach Abzug der Schulden war 

das Sachvermögen 2014 noch deutlich höher 

als das Finanzvermögen der Haushalte. Dies gilt 

nicht im untersten Fünftel der Vermögensvertei-

lung, in dem die Schulden dominierten und das 

gesamte Sachvermögen aufwogen.

Innerhalb des Sachvermögens spielten Immo-

bilien die wichtigste Rolle. 44% der Haushalte 

besaßen 2014 ihren Hauptwohnsitz. Der Anteil 

von Haushalten mit anderem Immobilienbesitz 

(z. B. Mietwohnungen, aber auch Grundstücke) 

lag bei 20%. Fahrzeuge und Wertgegenstände 

waren zwar weiter verbreitet (75% der Haus-

halte), ihr durchschnittlicher Wert ist mit 

13 200 € aber deutlich geringer als der durch-

schnittliche Wert von Immobilien (231 400 €). 

Der Immobilienbesitz konzentrierte sich vor 

allem bei den vermögenderen Haushalten. 

Nicht zuletzt deshalb ist Immobilienbesitz und 

dessen Wert ein guter Indikator für die Position 

eines Haushalts in der Vermögensverteilung, 

wie auch das Schaubild auf Seite 72 zeigt. Im 

oberen Fünftel der Netto-Vermögensverteilung 

… Anteil am 
Bruttovermögen 
aber unver-
ändert

Immobilienbesitz 
und Betriebsver-
mögen bei  
vermögenden 
Haushalten  
konzentriert

über negativen Schocks sind. Ihr Papier ist 
eines von mehreren, die die PHF-Daten für 
Stresstests von Haushalten verwenden. Wie 
bei Stresstests von Banken wird dabei Stress 
im Haushaltssektor simuliert (z. B. durch sich 
ändernde Hypothekenzinsen, Einkommens-
verluste oder stark sinkende Hauspreise) und 
dann untersucht, welche Haushalte in wel-
chem Umfang von diesen Stressfaktoren be-
troffen sind und wie sich deren Vermögens- 
und Verschuldungssituation verändert.

Mit den Daten der PHF-Studie und denen 
der anderen Euro-Länder lässt sich auch der 
Einfl uss des institutionellen Rahmens in 
einem Land auf die wirtschaftliche Lage der 
Haushalte untersuchen. Die Systeme sozialer 
Sicherung sind ein Aspekt, den Pirmin Fess-
ler und Martin Schürz analysieren.5) Sie fi n-
den, dass die Leistungen des Staates eigene 
Sparanstrengungen ersetzen können und 
daher zum Teil erklären, warum sich die Ver-
mögen der privaten Haushalte in den einzel-
nen Euro-Ländern unterscheiden. Auch Lien 

Pham-Dao (2015)6) zeigt mithilfe der Mikro-
daten zum Vermögen der Haushalte, dass 
ein Teil der Unterschiede in der Ungleichheit 
im Vermögen in den Euro-Ländern auf die 
unterschiedlichen Systeme sozialer Siche-
rung zurückgeführt werden kann.

Zugang zu den anonymisierten Daten 
(Scientifi c Use File) kann von Forschern für 
wissenschaftliche Projekte beantragt wer-
den. Nähere Informationen und Formulare 
für die Beantragung der Daten können von 
der Internetseite der Bundesbank herunter-
geladen werden: www.bundesbank.de/phf-
data.

5 P. Fessler und M. Schürz (2015), Private wealth across 
European countries: the role of income, inheritance 
and the welfare state, ECB Working Paper Series, 
Nr.1847.
6 L. Pham-Dao (2015), Public Insurance and Wealth 
 Inequality – A Euro Area Analysis, Universität Bonn,  
mimeo.
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findet man 2014 nicht einmal mehr 10% Haus-

halte, die nicht in selbstgenutzten Immobilien 

lebten. Der Anstieg der Immobilienpreise 

kommt also vor allem auch den Haushalten im 

oberen Bereich der Vermögensverteilung zu-

gute.

Noch stärker als Immobilienbesitz ist das Be-

triebsvermögen konzentriert. Nur 10% der 

Haushalte besaßen 2014 einen Betrieb oder ein 

Unternehmen, in dem sie eine aktive Rolle 

ausübten. Auch in der Mitte der Verteilung fin-

den sich vereinzelt Haushalte mit Unterneh-

mensbesitz. Die Unternehmen dieser Haushalte 

sind aber verhältnismäßig klein und im Durch-

schnitt nur gut 26 900 € wert. Erst bei den nach 

Nettovermögen reichsten 10% spielte Unter-

nehmensbesitz eine wichtigere Rolle im Port-

folio. In dieser Gruppe war 2014 mehr als ein 

Drittel der Haushalte an Unternehmen beteiligt. 

Im Durchschnitt summierte sich das Betriebsver-

mögen für diese Haushalte mit Unternehmens-

besitz auf 910 900 €.

Nahezu jeder Haushalt in Deutschland besitzt 

eine Form von Finanzvermögen. Am weitesten 

verbreitet waren 2014 Guthaben auf Giro- und 

Sparkonten. So gut wie alle befragten Haus-

halte verfügten über ein Girokonto. Nicht ganz 

drei Viertel aller Haushalte besaßen ein Spar-

konto bei einer Bank oder Bausparkasse. Der 

Anteil der Haushalte mit Sparkonten war 2014 

um 6 Prozentpunkte geringer als 2011. Aller-

dings stieg der durchschnittliche Wert der Spar-

konten im gleichen Zeitraum an. Fast die Hälfte 

der Haushalte (46%) verfügte zudem über Ver-

mögen in Form von privaten Rentenversiche-

rungen oder kapitalbildenden Lebensversiche-

rungen. Der Anteil der Sparverträge, Altersvor-

sorgeprodukte und kapitalbildenden Lebensver-

sicherungen am gesamten Finanzvermögen 

blieb zwischen 2010 und 2014 konstant, ob-

wohl die Haushalte 2014 insgesamt ein höheres 

Finanzvermögen aufwiesen als noch 2010.

Aktienbesitz ist nach wie vor nicht sehr weit 

verbreitet, nur 10% der Haushalte hatten 2014 

direkten Aktienbesitz20). Bei den vermögends-

ten 20% der Verteilung lag der Anteil der 

Aktienbesitzer mit 32% deutlich höher und hat 

sich gegenüber 2010 nicht verändert. Der An-

teil der Haushalte, die Fonds besitzen, ist zwi-

schen 2010 und 2014 von 17% auf 13% zu-

rückgegangen. Das Anlageverhalten der deut-

schen Haushalte insgesamt kann also immer 

noch als eher konservativ angesehen werden.21)

Auch bei einer Betrachtung der Haushalte, die 

mehrfach an der PHF-Studie teilgenommen 

haben, wird deutlich, dass es zu keinen großen 

Umschichtungen und Veränderungen in der 

Sparanlagen 
und Altersvor-
sorge wichtigste 
Komponenten 
des Finanz-
vermögens

Zusammensetzung des Nettovermögens 
der privaten Haushalte nach Quantilen *)

Quelle:  PHF  2014;  Datenstand  3/2016.  * Unbedingte  Mittel-
werte.
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20 Laut Deutschem Aktieninstitut (DAI) haben 2014 etwa 
6% aller Personen ab 14 Jahren direkten Aktienbesitz (Vgl.: 
Studie des Deutschen Aktieninstituts (2015), Aktionärszah-
len des Deutschen Aktieninstituts 2014). Die Anzahl der 
Aktienbesitzer ist zwischen 2010 und 2014 laut DAI nur um 
etwa 250 000 Personen angestiegen. Die Zahlen sind nicht 
direkt mit denen der PHF-Studie vergleichbar, da die Be-
trachtungsebene (Personen versus Haushalte) eine andere 
ist, zeichnen aber ein ähnliches Bild.
21 Diese Ergebnisse stützen die Befunde auf Basis der 
gesamt wirtschaftlichen Finanzierungsrechnung. Vgl.: Deut-
sche Bundesbank, Das Spar- und Anlageverhalten privater 
Haushalte in Deutschland vor dem Hintergrund des Niedrig-
zinsumfelds, Monatsbericht, Oktober 2015, S. 13 ff.
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Portfoliozusammensetzung kam. Bei den wie-

der befragten Haushalten blieb der Anteil der 

Haushalte mit Finanzvermögen unverändert bei 

96%. Nachdem bereits 2010 nahezu alle Haus-

halte über diesen Vermögenstyp verfügten, ist 

dies nicht verwunderlich. Der Anteil der Haus-

halte mit Sachvermögen ist geringfügig um 

2 Prozentpunkte gestiegen. Gruppiert man die 

Haushalte nach ihrer Position in der Vermögens-

verteilung im Jahr 2010, so sieht man, dass der 

leichte Anstieg bei den Haushalten mit Sachver-

mögen hauptsächlich auf ärmere Haushalte zu-

rückzuführen ist. In dieser Gruppe stieg vor 

allem der Anteil an Haushalten mit Personen-

kraftwagen und anderen Fahrzeugen an.

Nicht nur der Anteil der Haushalte mit Finanz- 

und Sachvermögen zeigte sich stabil, es kam 

auch nur zu geringen Veränderungen bei den 

Subkomponenten dieser Vermögensarten. Der 

Anteil von Haushalten mit Eigentum am 

Hauptwohnsitz ist bei den erneut befragten 

Haushalten um 1 Prozentpunkt gewachsen.22) 

Dafür sind insbesondere die Haushalte im zwei-

ten Vermögensquantil verantwortlich. Hier stieg 

der Anteil der Immobilienbesitzer um 7 Prozent-

punkte an. Für einen Großteil dieses Anstiegs 

scheinen Erbschaften und Schenkungen verant-

wortlich gewesen zu sein. Der Anteil der Haus-

halte mit Hypothekenschulden hat in dieser 

Gruppe nur geringfügig zugenommen. Es wird 

interessant sein, diese Dynamik weiter zu be-

obachten, denn mit der zunehmenden Alterung 

der Gesellschaft dürften Vermögensübertragun-

gen in Zukunft eine noch wichtigere Rolle für 

die Vermögensverteilung spielen.

Auch bei 
Längsschnitt-
betrach tung ist 
die Zusammen-
setzung des Ver-
mögens relativ 
stabil

Portfoliostruktur der privaten Haushalte in Deutschland 

 

Position

Anteile der Haushalte 
in %

Bedingter Mittelwert 
in €

Bedingter Median 
in €

2010 2014 2010 2014 2010 2014

Sachvermögen 80 81 218 300 230 800 89 200 90 600
Eigentum am Hauptwohnsitz 44 44 205 800 231 400 168 000 159 800
Sonstiger Immobilienbesitz 18 20 256 500 228 900 115 000 89 300
Fahrzeuge und Wertgegenstände 73 75 13 000 13 200 7 800 6 900
Betriebsvermögen 10 10 333 800 348 100 20 000 19 700

Finanzvermögen 99 99 47 400 54 200 17 100 16 600
Girokonten (ohne private Altersversorgung) 99 99 3 500 4 300 1 200 1 100
Sparkonten (inkl. Bausparkonten, 
ohne private Altersversorgung) 78 72 22 500 29 400 9 600 8 800
Fondsanteile (ohne private Altersversorgung) 17 13 29 000 39 700 9 700 14 700
Schuldverschreibungen 5 4 50 700 43 100 15 200 9 900
Aktien 11 10 29 100 39 000 8 600 9 300
Private Rentenversicherungen und 
kapitalbildende Lebensversicherungen 47 46 27 200 28 300 11 300 13 500
Sonstiges Finanzvermögen 11 14 11 600 11 800 1 900 1 900

Verschuldung 47 45 57 000 57 000 12 800 15 000
Hypothekenschulden 21 20 110 400 111 000 80 000 76 300
unbesicherte Kredite 35 33 9 600 9 500 3 200 3 500

Quellen: PHF 2010/2011 und PHF 2014.

Deutsche Bundesbank

22 Während im Querschnitt der Anteil der Haushalte mit 
Wohneigentum konstant blieb, ist er für die Panel-Haus-
halte minimal angestiegen. Diese Befunde stehen nicht im 
Widerspruch. Die erneut befragten Haushalte sind zwischen 
2010 und 2014 drei bis vier Jahre älter geworden und hat-
ten Zeit, das für den Kauf nötige Eigenkapital anzusparen 
oder eine Immobilie zu erwerben. Unter den nur 2010 oder 
2014 befragten Haushalten, gibt es dagegen einen größe-
ren Anteil jüngerer Haushalte, die typischerweise noch 
keine Immobilien besitzen.
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Das eher konservative Anlageverhalten der 

Haushalte in Deutschland spiegelt sich auch in 

den Ergebnissen für die mehrfach befragten 

Teilnehmer der PHF-Studie wider. Der Anteil die-

ser Haushalte, der Sparanlagen oder Bauspar-

verträge besitzt, ist zwar um 4 Prozentpunkte 

gefallen, lag 2014 mit 75% aber immer noch 

deutlich über den Anteilen für andere Anlage-

formen. Gleichzeitig ging auch der Anteil von 

erneut befragten Haushalten mit Wertpapieren 

zurück. Fonds und Schuldverschreibungen be-

saßen noch 15% beziehungsweise 3% der 

Haushalte (jeweils – 3 Prozentpunkte), Aktien 

11% (– 1 Prozentpunkt).

Verschuldungssituation 
der Haushalte

Im Zuge der Finanzkrise rückte die Verschul-

dungssituation der Haushalte in das Interesse 

der Politik. Die PHF-Studie erhebt bereits seit 

der ersten Erhebungswelle umfassende Zahlen 

zu den Krediten und anderen Verbindlichkeiten 

der Haushalte in Deutschland.23) Die verfüg-

baren Informationen erlauben es nicht nur, die 

Inzidenz der Verschuldung zu untersuchen, son-

dern ermöglichen auch eine Abschätzung der 

Schuldentragfähigkeit, zum Beispiel gemessen 

als Anteil des Schuldendienstes am Einkommen.

Etwa die Hälfte der Haushalte war 2014 ver-

schuldet (45%). Den meisten Verbindlichkeiten 

standen entsprechend hohe Vermögenswerte 

gegenüber. Zudem waren die ausstehenden Be-

träge für unbesicherte Kredite 24) vergleichs-

weise gering. Für mehr als die Hälfte der Haus-

halte mit Schulden lag deren Wert unter 

3 500  €. Bedeutender für die Schuldenhöhe 

waren erwartungsgemäß die Hypotheken-

kredite. Der Median der Verschuldung für Haus-

halte mit dieser Kreditart lag bei rund 76 300 €.

Gemessen am Anteil der Zinsen und Tilgungs-

leistungen am Nettoeinkommen der Haushalte 

scheint die Schuldentragfähigkeit für die Mehr-

zahl der verschuldeten Haushalte 2014 gegeben 

gewesen zu sein. Weniger als 10% der verschul-

deten Haushalte mussten mehr als die Hälfte 

ihres Nettoeinkommens für Tilgung und Zinsen 

aufwenden. Etwa 60% der Haushalte wendeten 

weniger als 20% ihres Nettoeinkommens für 

den Schuldendienst auf. Absolut gesehen ist der 

durchschnittliche Schuldendienst für verschul-

dete Haushalte zwischen 2010 und 2014 von 

etwa 7 900 € auf 9 000 € pro Jahr gestiegen. 

Unbesicherte 
Kredite mit 
geringem 
Volumen

Schuldentrag-
fähigkeit für die 
meisten Haus-
halte gegeben

Verteilung des Schuldendienstes als Anteil am Nettoeinkommen
für verschuldete Haushalte

Quellen: PHF 2010/2011, PHF 2014; Datenstand 3/2016.

Deutsche Bundesbank
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23 Ein Beispiel für die Verwendung der PHF-Daten in die-
sem Zusammenhang findet sich in: Deutsche Bundesbank, 
Risiken aus der Verschuldung deutscher Haushalte mit 
Immobilienkrediten, Finanzstabilitätsbericht 2013, S. 68.
24 Zu den unbesicherten Krediten zählen u. a. Konsumen-
tenkredite, BAföG-Darlehen, revolvierende Kreditkarten-
schulden.
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Beide Werte entsprechen etwa 20% des mitt-

leren Netto-Jahreseinkommens eines verschulde-

ten Haushalts im jeweiligen Jahr. Einen Großteil 

des Schuldendienstes wendeten die Haushalte 

für Hypothekenkredite auf. Berücksichtigt man 

nur Haushalte mit Hypothekenkrediten und den 

Schuldendienst für diese Art von Krediten, dann 

lag der Anteil des Schuldendienstes am Einkom-

men 2014 im Durchschnitt bei etwa 23%, ein 

Rückgang um 2 Prozentpunkte gegenüber 2010. 

Dieser Rückgang könnte den niedrigen Nominal-

zinsen für Hypothekenkredite geschuldet sein, in 

deren Genuss die Haushalte gekommen sind, 

die neue Hypothekenkredite aufnahmen oder 

Hypothekenkredite mit auslaufender oder flexib-

ler Zinsbindung besaßen.

Zusammenfassung 
und Ausblick 

Dieser Aufsatz dokumentiert die Ergebnisse der 

zweiten Erhebungswelle der PHF-Studie. Die Er-

gebnisse der Erhebung aus dem Jahr 2014 be-

stätigen in vielerlei Hinsicht die Ergebnisse der 

ersten Erhebungswelle,25) und dies trotz so 

unterschiedlicher, für das Vermögen relevanter 

Entwicklungen wie die erfolgten Zinssenkungen 

und die Wertsteigerungen bei Immobilien und 

Aktien. Das Nettovermögen der privaten Haus-

halte in Deutschland war 2014 ungleich verteilt, 

der Median der Nettovermögen im internatio-

nalen Vergleich niedrig und das Anlageverhal-

ten der Haushalte eher konservativ. Die Wieder-

holung der Befragung liefert aber auch neue 

Erkenntnisse. So zeigt sich, dass die Vermögens-

verteilung zwischen 2010 und 2014 stabil war 

und die Haushalte in ihrem Anlageverhalten bis-

her kaum auf sich verändernde Vermögens-

preise und Nominalzinsen reagiert haben.

In diesem Aufsatz wurde ausschließlich das Ver-

mögen betrachtet, das die Haushalte direkt be-

sitzen. Die Situation der privaten Haushalte wird 

aber auch von anderen Sektoren geprägt, zum 

Beispiel der Verschuldung und dem Vermögen 

des Staates. Zudem sollte bei der Diskussion der 

Vermögensverteilung berücksichtigt werden, 

dass Vermögen nur einen Teil der finanziellen 

Lage eines Haushalts abbildet. Es gibt zum Bei-

spiel durchaus eine Anzahl von Haushalten mit 

geringem Vermögen, aber hohem Einkommen.

Die nächste Erhebungswelle der PHF-Studie ist 

für das Jahr 2017 vorgesehen. Dann sollen 

erneut gut 5 000 Haushalte zu ihrem Vermögen 

befragt werden. Für einen Teil der Haushalte 

wird es dann schon die dritte Befragung sein. 

Vorher werden noch die Ergebnisse der Ver-

mögenserhebungen im Euro-Raum veröffent-

licht. Insbesondere wird dabei ein Vergleich der 

Entwicklung der Vermögensverteilungen in 

Deutschland mit der Entwicklung im Euro-Raum 

von Interesse sein.

Tabellenanhang

In dem Aufsatz zu den Ergebnissen der PHF-Stu-

die konnte nur eine kleine Auswahl von Kenn-

zahlen zur finanziellen Lage der deutschen Haus-

halte präsentiert werden. Im folgenden Anhang 

werden weitere Tabellen zur Verfügung gestellt. 

Diese zeigen jeweils den Anteil der Haushalte, 

die im Besitz des jeweiligen Vermögensgegen-

standes oder verschuldet sind (Prävalenzraten), 

den bedingten Mittelwert und den bedingten 

Median. „Bedingt“ bedeutet in diesem Zusam-

menhang, dass die Mittelwerte und Mediane 

jeweils nur für die Haushalte berechnet werden, 

die einen bestimmten Vermögensgegenstand 

besitzen beziehungsweise auf eine bestimmte 

Art verschuldet sind. Ist keine Prävalenzrate an-

gegeben, so liegt diese bei 100%, und die Mit-

telwerte und Mediane beziehen sich auf alle 

Haushalte. Diese drei Kennzahlen werden 

sowohl insgesamt als auch jeweils aufgegliedert 

nach dem Alter, der Nationalität, der sozialen 

Stellung, der schulischen sowie der beruflichen 

Bildung der Referenzperson,26) dem Haushalts-

typ, der Region, in der ein Haushalt lebt, und 

25 Vgl. Deutsche Bundesbank (2013), a. a. O.
26 Die Referenzperson ist dabei immer die Person mit dem 
höchsten Einkommen im Haushalt. Haben zwei oder meh-
rere Haushaltsmitglieder ein gleich hohes Einkommen, wird 
eine Person zufällig ausgewählt.
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dessen Wohnsituation dargestellt. Zusätzlich 

werden die Haushalte noch nach ihrer Position 

in der Netto-Vermögens- und Brutto-Einkom-

mensverteilung unterschieden.

Prävalenzrate, Mittelwert und bedingte Verteilung von Brutto-, Netto-, Sach-,
Finanzvermögen und Verschuldung sowie jährlichem Brutto- und Nettoeinkommen

PHF 2014; Datenstand 3/2016; Angaben in €

Position
Brutto-
vermögen

Netto-
vermögen

Ver-
schuldung

Sach-
vermögen 
(brutto)

Finanz-
vermögen 
(brutto)

Brutto-
einkommen 
(jährlich)

Netto-
einkommen 
(jährlich,
Selbst ein-
schät zung)

Prävalenzrate in % 100 100 45 81 99 100 100

Mittelwert (bedingt) 240 200 214 500 57 000 230 800 54 200 44 600 29 600

Bedingte Verteilung
 5. Perzentil 100 – 3 000 200 600 0 6 800 7 500
10. Perzentil 700 0 500 1 500 200 9 700 9 600
20. Perzentil 5 200 2 400 1 800 5 000 1 600 15 200 14 300
30. Perzentil 14 200 10 700 3 600 10 000 4 600 20 400 17 800
40. Perzentil 33 200 27 100 8 000 32 600 9 400 25 900 21 100
50. Perzentil 77 200 60 400 15 000 90 600 16 600 32 000 23 900
60. Perzentil 142 700 111 900 30 300 149 000 27 800 39 600 27 800
70. Perzentil 216 100 174 900 56 800 201 500 44 700 48 400 33 100
80. Perzentil 315 600 274 700 91 500 287 200 74 200 60 600 39 600
90. Perzentil 522 000 468 000 166 700 451 900 128 400 84 900 50 300
95. Perzentil 816 500 722 000 217 300 731 200 209 500 113 900 60 000
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Brutto- und Nettovermögen sowie Verschuldung gesamt und 
nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand 3/2016; Angaben in €

Position

Bruttovermögen Nettovermögen Verschuldung

Mittelwert Median Mittelwert Median
Prävalenz-
rate in %

bedingter 
Mittelwert

bedingter 
Median

Alle Haushalte 240 200 77 200 214 500 60 400 45 57 000 15 000

Region
Ost 1) 112 600 29 700 96 100 24 800 49 33 800 5 800
West 274 100 106 100 246 000 80 000 44 63 800 19 900

davon: Region 1 2) 283 700 100 400 253 200 67 200 47 64 600 25 000
Region 2 3) 311 200 130 900 283 900 112 500 41 67 700 22 500
Region 3 4) 221 200 74 100 193 500 55 700 47 59 100 15 700

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 495 200 271 200 482 500 262 200 23 54 300 14 700
Eigentümer mit Hypothek 427 000 255 800 311 500 146 500 100 115 400 81 600
Mieter 57 300 12 200 51 800 10 100 40 13 900 3 400

Haushaltstyp
Alleinlebende 136 000 27 700 124 100 24 000 34 35 400 5 500
Alleinerziehende 120 900 3 100 101 900 2 500 56 34 100 3 300
Paare ohne Kinder 357 700 161 800 328 400 130 300 46 63 800 19 300
Paare mit Kindern 294 300 145 400 238 600 79 300 69 80 700 49 000
Sonstige 139 300 45 300 122 900 32 000 44 37 100 14 700

Alter der Referenzperson
16 – 24 42 700 6 900 37 500 3 500 46 11 100 3 600
25 – 34 66 300 14 300 50 700 11 800 53 29 300 5 600
35 – 44 221 600 91 000 174 600 52 700 62 76 200 33 800
45 – 54 291 500 149 300 251 400 98 100 58 69 900 40 100
55 – 64 403 200 147 700 374 400 129 600 47 61 700 19 500
65 – 74 287 400 131 700 270 400 118 900 30 55 600 9 600
75 + 184 000 88 800 180 800 88 400 14 23 100 2 700

Soziale  Stellung der Referenzperson
Selbstständige 817 600 261 000 749 200 187 700 63 109 100 55 500
Beamte 344 400 268 700 284 300 174 700 62 97 700 49 500
Angestellte 231 000 81 700 196 500 59 700 57 60 300 19 400
Arbeiter 5) 127 300 57 200 104 300 35 100 54 42 800 14 500
Arbeitslose 57 900 2 500 46 900 1 400 38 28 900 3 400
Nichterwerbs tätige 6) 198 600 62 900 189 200 58 600 27 34 600 5 800

Rentner 208 400 87 400 202 400 83 300 21 28 400 3 700
Pensionäre 356 600 291 300 338 800 289 900 30 58 700 36 400

Schulbildung der Referenzperson
ohne Schulabschluss 36 300 600 29 300 200 28 25 100 800
Haupt-/Volksschule 185 500 49 600 173 100 44 900 35 35 500 8 100
Realschule 7) 217 800 81 300 189 500 57 900 54 52 400 16 100
(Fach-)Hochschulreife 339 400 145 700 299 100 100 900 50 80 900 29 600
ohne Angabe 108 300 2 000 89 400 1 400 60 31 800 500

Berufl iche  Bildung der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 65 300 5 200 56 700 3 700 37 23 100 3 700
Berufl ich-betrieblicher Abschluss 8) 201 000 72 600 179 100 57 800 46 47 700 13 100
Fachschul abschluss 448 800 208 000 409 700 158 700 51 75 900 34 400
Fachhochschulabschluss 362 200 169 400 319 100 118 200 49 87 300 40 100
Hochschul abschluss 9) 404 500 181 000 360 300 152 000 44 101 000 45 400

Natio nalität der Referenzperson
deutsch 251 400 87 600 225 200 65 500 45 58 500 17 200
andere Nationalität 111 200 18 500 91 300 15 100 48 41 200 9 100

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 13 700 700 – 5 500 0 57 33 600 5 000
20 –  40% 17 000 12 500 11 700 10 800 37 14 300 2 800
40 –  60% 90 200 70 700 63 700 60 800 45 58 700 27 300
60 –  80% 212 200 201 000 182 300 175 300 45 65 800 41 100
80 –  90% 392 800 379 000 357 700 352 000 37 93 700 56 800
90 – 100% 1 345 800 768 200 1 285 100 722 200 45 133 900 83 800

Bruttoeinkommen (Quantile)
 0 –  20% 55 900 4 900 52 700 3 500 26 12 200 2 700
20 –  40% 116 600 23 500 107 100 19 300 39 24 300 3 200
40 –  60% 158 800 69 500 140 200 53 300 46 41 000 11 500
60 –  80% 223 500 139 400 193 800 102 500 55 54 300 22 400
80 –  90% 391 000 260 100 344 200 197 000 59 79 200 54 100
90 – 100% 903 300 425 200 815 000 354 600 61 144 000 96 100

1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)
Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufs-
ausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Sachvermögen (brutto) und Finanzvermögen (brutto) gesamt und
nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Sachvermögen (brutto) Finanzvermögen (brutto)

Prävalenz-
rate in %

bedingter  
Mittelwert

bedingter 
Median

Prävalenz-
rate in %

bedingter  
Mittelwert

bedingter 
Median

Alle Haushalte 81 230 800 90 600 99 54 200 16 600

Region
Ost 1) 72 114 900 25 800 100 30 200 10 700
West 84 257 300 112 400 99 60 600 19 000

davon: Region 1 2) 79 299 300 140 000 99 47 000 13 300
Region 2 3) 88 271 000 114 900 99 73 300 30 000
Region 3 4) 80 213 400 96 600 99 52 500 11 600

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 100 399 500 200 900 100 98 300 42 500
Eigentümer mit Hypothek 100 372 900 209 900 100 54 300 29 300
Mieter 66 39 000 5 800 99 31 900 6 700

Haushaltstyp
Alleinlebende 67 145 500 31 200 99 40 500 9 900
Alleinerziehende 54 199 200 3 500 96 14 600 2 100
Paare ohne Kinder 94 303 500 134 100 100 73 200 25 800
Paare mit Kindern 94 249 100 126 400 100 60 200 23 500
Sonstige 79 133 700 65 400 100 33 200 8 500

Alter der Referenzperson
16 – 24 59 53 700 4 800 100 10 800 2 400
25 – 34 71 63 100 8 900 99 22 000 6 700
35 – 44 87 200 300 87 700 100 48 300 17 100
45 – 54 87 264 900 132 400 100 63 200 27 100
55 – 64 87 375 200 138 100 100 76 100 27 100
65 – 74 84 257 800 141 800 99 70 900 18 300
75 + 72 185 400 106 900 99 50 500 14 700

Soziale  Stellung der Referenzperson
Selbstständige 97 731 300 209 900 100 118 700 39 600
Beamte 95 275 400 186 000 100 82 200 43 500
Angestellte 88 200 700 72 800 100 53 500 21 200
Arbeiter 5) 83 117 300 60 600 99 30 300 9 000
Arbeitslose 46 93 500 15 500 96 16 000 1 000
Nichterwerbs tätige 6) 74 198 900 103 400 99 52 500 11 900

Rentner 76 197 500 106 600 99 58 500 15 600
Pensionäre 96 276 000 216 100 100 92 800 42 200

Schulbildung der Referenzperson
ohne Schulabschluss 45 56 000 9 400 92 12 100 500
Haupt-/Volksschule 76 194 000 79 300 99 38 700 10 000
Realschule 7) 86 198 700 85 000 99 46 400 16 600
(Fach-)Hochschulreife 85 304 700 131 200 100 82 100 30 900
ohne Angabe 48 176 900 500 98 23 900 100

Berufl iche  Bildung der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 53 93 100 9 200 98 16 500 2 200
Berufl ich-betrieblicher Abschluss 8) 85 182 500 79 900 100 46 600 14 200
Fachschul abschluss 95 399 900 167 800 100 69 900 33 300
Fachhochschulabschluss 87 322 000 149 800 98 83 000 40 100
Hochschul abschluss 9) 90 340 500 151 400 100 104 700 45 500

Natio nalität der Referenzperson
deutsch 82 239 800 100 000 99 56 400 18 000
andere Nationalität 73 114 700 27 900 98 28 000 3 000

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 37 30 000 1 300 97 6 100 500
20 –  40% 76 11 000 4 900 100 8 600 7 000
40 –  60% 93 62 200 35 600 100 32 600 27 700
60 –  80% 99 159 400 154 100 100 53 800 38 500
80 –  90% 99 294 200 291 900 100 101 400 85 300
90 – 100% 100 1 109 800 613 100 100 236 000 146 800

Bruttoeinkommen (Quantile)
 0 –  20% 47 79 900 12 700 97 18 900 2 400
20 –  40% 77 116 800 25 600 100 26 800 5 800
40 –  60% 89 137 100 57 600 100 37 100 14 200
60 –  80% 94 181 400 107 700 100 52 200 27 100
80 –  90% 97 314 000 197 800 100 85 100 45 100
90 – 100% 99 734 000 320 200 100 185 000 85 400

1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)
Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufs-
ausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Eigentum am Hauptwohnsitz und sonstigen Immobilien gesamt und
nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Eigentum am Hauptwohnsitz Sonstige Immobilien

Prävalenz-
rate in %

bedingter  
Mittelwert

bedingter 
Median

Prävalenz-
rate in %

bedingter  
Mittelwert

bedingter 
Median

Alle Haushalte 44 231 400 159 800 20 228 900 89 300

Region
Ost 1) 35 145 200 101 900 13 96 800 43 700
West 47 248 300 178 000 22 249 600 97 100

davon: Region 1 2) 50 268 800 163 600 20 193 600 103 800
Region 2 3) 48 275 200 199 300 26 251 100 100 400
Region 3 4) 44 196 800 149 200 19 282 000 83 500

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 100 224 400 153 700 36 265 500 96 400
Eigentümer mit Hypothek 100 243 200 176 500 27 251 100 99 400
Mieter 0 – – 10 146 900 73 300

Haushaltstyp
Alleinlebende 30 185 600 132 800 17 161 200 79 300
Alleinerziehende 18 364 300 179 700 7 168 800 82 400
Paare ohne Kinder 60 241 000 175 600 27 288 000 100 000
Paare mit Kindern 52 278 100 199 500 19 201 300 79 500
Sonstige 45 164 400 149 100 11 193 700 84 000

Alter der Referenzperson
16 – 24 6 123 100 102 600 10 137 100 51 300
25 – 34 12 182 000 140 400 10 153 200 60 000
35 – 44 42 239 100 169 300 15 209 700 99 800
45 – 54 54 245 400 177 000 23 197 600 82 100
55 – 64 58 255 700 157 700 30 310 000 111 700
65 – 74 57 220 800 174 900 26 261 600 100 200
75 + 49 197 100 148 200 17 156 300 67 100

Soziale  Stellung der Referenzperson
Selbstständige 59 444 400 245 100 41 501 600 209 800
Beamte 64 266 500 214 300 20 232 500 136 200
Angestellte 42 235 200 176 200 19 201 200 99 300
Arbeiter 5) 44 150 300 128 400 20 115 900 52 300
Arbeitslose 20 126 100 82 900 8 162 200 49 400
Nichterwerbs tätige 6) 45 206 500 155 000 19 199 800 78 700

Rentner 50 196 200 149 800 19 202 400 74 700
Pensionäre 71 246 200 178 800 38 185 400 120 900

Schulbildung der Referenzperson
ohne Schulabschluss 22 82 100 60 100 11 46 400 24 600
Haupt-/Volksschule 44 190 600 145 800 17 200 300 70 600
Realschule 7) 46 229 100 157 900 20 149 500 77 900
(Fach-)Hochschulreife 45 285 500 200 500 25 313 100 138 800
ohne Angabe 28 256 300 226 700 . . .

Berufl iche  Bildung der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 21 151 600 98 500 9 127 700 55 700
Berufl ich-betrieblicher Abschluss 8) 47 195 200 149 700 18 185 600 78 300
Fachschul abschluss 64 319 900 197 300 33 235 900 91 000
Fachhochschulabschluss 52 271 900 197 800 26 221 700 114 100
Hochschul abschluss 9) 48 304 900 232 100 31 357 000 126 300

Natio nalität der Referenzperson
deutsch 46 234 100 166 900 20 241 000 93 300
andere Nationalität 25 173 200 135 800 23 108 900 72 200

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 6 122 300 77 100 2 225 000 39 700
20 –  40% 5 70 400 52 100 4 18 400 4 500
40 –  60% 42 94 700 76 800 15 57 100 38 500
60 –  80% 81 152 400 146 600 27 79 200 68 100
80 –  90% 86 247 900 242 800 39 140 600 103 000
90 – 100% 91 513 800 367 600 67 503 300 250 800

Bruttoeinkommen (Quantile)
 0 –  20% 19 146 700 123 400 7 95 000 50 600
20 –  40% 35 157 000 118 200 15 119 300 75 400
40 –  60% 44 174 500 136 700 19 136 300 81 100
60 –  80% 54 198 800 156 400 23 150 000 75 500
80 –  90% 63 311 000 210 600 31 195 400 110 300
90 – 100% 76 389 900 291 400 45 524 700 211 400

1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)
Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufs-
ausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Betriebsvermögen und Fahrzeuge bzw. wertvolle Gegenstände gesamt und
nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Betriebsvermögen Fahrzeuge und wertvolle Gegenstände

Prävalenz-
rate in %

bedingter  
Mittelwert

bedingter 
Median

Prävalenz-
rate in %

bedingter  
Mittelwert

bedingter 
Median

Alle Haushalte 10 348 100 19 700 75 13 200 6 900

Region
Ost 1) 8 171 300 16 600 66 8 200 4 900
West 10 388 500 23 200 78 14 300 7 200

davon: Region 1 2) 9 642 400 55 900 73 12 200 6 000
Region 2 3) 11 287 200 24 000 81 16 900 8 000
Region 3 4) 8 397 800 9 000 76 12 100 6 000

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 12 630 900 45 200 89 16 100 8 800
Eigentümer mit Hypothek 15 351 300 36 600 92 15 700 9 700
Mieter 6 74 100 9 100 63 10 100 5 000

Haushaltstyp
Alleinlebende 6 181 500 12 500 57 11 000 4 800
Alleinerziehende 3 929 400 0 49 3 700 2 100
Paare ohne Kinder 12 465 600 24 900 91 16 300 9 000
Paare mit Kindern 15 301 600 36 500 92 11 800 7 900
Sonstige 6 55 000 17 900 72 9 900 5 400

Alter der Referenzperson
16 – 24 4 220 600 700 55 6 000 4 100
25 – 34 8 29 400 2 300 67 9 900 7 000
35 – 44 12 278 800 28 200 83 11 500 5 800
45 – 54 14 339 800 25 900 83 12 800 7 700
55 – 64 15 606 500 17 200 83 16 000 8 700
65 – 74 6 174 600 20 600 76 19 900 7 900
75 + 1 409 400 88 800 62 10 000 4 800

Soziale  Stellung der Referenzperson
Selbstständige 71 355 400 24 300 82 25 900 8 300
Beamte 11 293 700 56 200 95 15 100 11 300
Angestellte 8 461 900 21 200 85 11 800 7 800
Arbeiter 5) 3 30 400 4 700 81 8 400 5 500
Arbeitslose . . . 36 10 300 6 400
Nichterwerbs tätige 6) 3 181 000 9 600 66 14 100 5 300

Rentner 2 159 700 19 300 67 14 800 5 800
Pensionäre 4 33 300 0 86 18 800 9 900

Schulbildung der Referenzperson
ohne Schulabschluss . . . 40 4 400 3 100
Haupt-/Volksschule 5 550 900 37 200 69 10 300 5 600
Realschule 7) 10 263 100 12 900 82 12 800 6 700
(Fach-)Hochschulreife 15 330 400 19 700 79 16 900 8 900
ohne Angabe 14 19 300 9 000 46 7 800 4 500

Berufl iche  Bildung der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 3 138 800 7 300 49 5 900 3 500
Berufl ich-betrieblicher Abschluss 8) 7 309 400 28 300 79 11 400 5 900
Fachschul abschluss 20 441 200 22 800 88 15 300 9 500
Fachhochschulabschluss 16 436 200 14 200 82 16 300 9 000
Hochschul abschluss 9) 15 330 900 13 900 82 22 300 9 800

Natio nalität der Referenzperson
deutsch 9 372 300 23 900 76 13 200 7 000
andere Nationalität 10 71 000 7 500 67 13 500 5 400

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 3 2 700 0 35 3 100 1 000
20 –  40% 4 8 000 5 700 75 5 400 3 900
40 –  60% 9 26 900 7 400 85 9 400 6 400
60 –  80% 8 29 800 9 800 90 13 100 8 900
80 –  90% 13 49 300 19 100 91 18 000 11 100
90 – 100% 35 910 900 222 500 93 35 800 18 400

Bruttoeinkommen (Quantile)
 0 –  20% 4 19 200 3 400 38 5 700 2 700
20 –  40% 6 173 200 9 500 70 10 300 3 600
40 –  60% 7 190 600 8 800 83 10 700 5 900
60 –  80% 9 254 200 8 800 91 12 300 7 700
80 –  90% 17 259 800 46 900 93 16 600 11 300
90 – 100% 28 705 900 63 000 94 26 500 15 000

1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)
Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufs-
ausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Girokonten, Sparkonten (ohne private Altersvorsorge) und Bausparverträge gesamt und 
nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Girokonten
Sparkonten (inkl. Bausparkonten, 
ohne private AV) darunter: Bausparverträge

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Alle Haushalte 99 4 300 1 100 72 29 400 8 800 34 9 100 3 900

Region
Ost 1) 99 3 300 1 100 67 19 400 7 000 29 5 900 3 100
West 99 4 600 1 100 74 31 800 9 600 35 9 800 4 000

davon: Region 1 2) 99 4 300 1 000 72 27 000 7 500 32 11 700 4 500
Region 2 3) 99 5 600 1 600 80 35 800 11 700 42 10 800 4 700
Region 3 4) 98 3 600 900 66 28 800 7 600 30 6 600 3 300

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 100 7 300 2 100 86 47 400 18 400 41 10 000 4 100
Eigentümer mit Hypothek 100 3 800 1 700 85 17 300 8 100 57 8 800 4 800
Mieter 98 3 000 700 61 21 900 5 700 24 8 500 3 100

Haushaltstyp
Alleinlebende 98 3 500 900 64 27 300 7 100 23 9 000 3 700
Alleinerziehende 96 1 000 300 57 13 200 4 000 28 6 700 2 800
Paare ohne Kinder 100 5 500 1 700 80 34 600 11 700 40 8 300 3 900
Paare mit Kindern 100 4 900 1 500 79 27 200 7 900 48 11 300 4 800
Sonstige 100 2 800 800 68 17 800 4 900 35 6 800 3 900

Alter der Referenzperson
16 – 24 99 2 300 900 65 9 300 2 000 30 5 300 2 400
25 – 34 98 3 000 900 68 14 000 4 400 37 6 500 2 700
35 – 44 100 4 200 1 300 73 24 100 6 900 40 7 800 4 000
45 – 54 99 4 600 1 000 71 28 600 7 700 40 13 500 4 100
55 – 64 100 5 300 1 400 74 39 000 10 800 40 9 000 4 000
65 – 74 98 4 800 1 400 74 42 600 14 500 27 7 500 4 000
75 + 99 4 500 1 400 74 31 800 12 700 19 7 600 5 000

Soziale  Stellung 
der Referenzperson
Selbstständige 100 11 100 2 000 71 37 500 7 900 28 23 300 5 600
Beamte 100 5 300 2 400 92 36 300 15 100 51 10 300 5 500
Angestellte 100 4 100 1 400 78 25 900 7 900 45 8 300 3 500
Arbeiter 5) 99 2 600 800 65 21 200 5 900 39 11 500 4 400
Arbeitslose 94 1 700 100 36 8 600 2 600 8 7 400 5 600
Nichterwerbs tätige 6) 98 4 000 1 000 71 34 400 10 700 25 6 500 3 900

Rentner 98 4 300 1 200 75 35 500 12 700 23 6 600 4 000
Pensionäre 100 6 200 2 500 85 55 600 21 300 38 9 000 6 600

Schulbildung 
der Referenzperson
ohne Schulabschluss 86 700 100 39 14 500 5 200 23 7 700 4 100
Haupt-/Volksschule 99 3 300 800 66 25 600 7 300 27 8 100 3 500
Realschule 7) 99 3 600 1 000 74 24 800 7 900 40 7 900 3 600
(Fach-)Hochschulreife 100 6 500 2 000 80 37 500 10 900 38 11 100 4 700
ohne Angabe 98 1 400 100 41 22 400 2 400 22 5 000 4 000

Berufl iche  Bildung 
der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 96 2 300 200 49 13 100 3 500 19 5 900 3 100
Berufl ich-betrieblicher  
Abschluss 8) 100 3 500 1 000 75 27 000 7 500 36 9 400 3 400
Fachschul abschluss 100 5 700 2 000 76 33 700 15 200 43 9 500 5 000
Fachhochschulabschluss 98 7 700 2 600 82 43 600 14 800 39 9 200 4 000
Hochschul abschluss 9) 100 7 400 2 100 81 40 900 14 600 36 9 600 5 800

Natio nalität 
der Referenzperson
deutsch 99 4 300 1 200 74 29 600 9 000 35 9 200 3 900
andere Nationalität 98 4 300 500 47 25 100 5 900 20 7 000 3 700

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 96 600 100 32 4 100 500 9 5 100 1 100
20 –  40% 100 1 900 800 70 4 900 3 000 26 3 100 2 100
40 –  60% 99 3 700 1 500 83 16 300 9 600 44 7 300 4 500
60 –  80% 100 4 400 1 800 87 27 000 12 300 46 10 200 4 600
80 –  90% 100 7 000 3 000 88 54 600 30 400 50 8 900 4 600
90 – 100% 100 14 800 5 000 88 91 500 39 600 43 19 500 7 400

Bruttoeinkommen 
(Quantile)
 0 –  20% 96 1 600 400 50 16 400 4 500 14 4 900 3 100
20 –  40% 99 3 000 600 65 22 700 5 600 24 6 300 2 800
40 –  60% 100 3 200 1 000 77 24 100 7 400 36 8 000 2 900
60 –  80% 100 3 900 1 800 80 24 700 10 000 45 8 000 3 900
80 –  90% 100 5 500 2 900 89 39 900 12 400 51 9 300 5 200
90 – 100% 100 14 200 3 700 89 61 200 20 900 51 17 300 6 000

1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)
Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufs-
ausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Fondsanteile (ohne private Altersvorsorge), Aktien sowie Rentenwerte gesamt und 
nach Eigenschaften des Haushalts
PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Fondsanteile 
(ohne private Altersvorsorge) Aktien Rentenwerte

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Alle Haushalte 13 39 700 14 700 10 39 000 9 300 4 43 100 9 900

Region
Ost 1) 10 28 800 15 500 6 16 900 5 600 2 26 100 8 400
West 14 41 700 14 000 11 42 100 9 600 5 45 200 9 900

davon: Region 1 2) 12 24 600 11 400 9 26 500 5 800 3 51 000 14 900
Region 2 3) 18 41 700 14 500 13 44 600 9 700 6 39 900 7 400
Region 3 4) 11 52 400 12 700 8 47 900 10 300 4 52 000 10 100

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 18 61 900 23 800 15 52 600 11 300 7 55 000 19 300
Eigentümer mit Hypothek 17 21 200 7 600 11 24 800 5 400 2 33 300 6 900
Mieter 10 28 700 10 100 6 29 900 5 700 3 32 600 4 300

Haushaltstyp
Alleinlebende 11 35 500 16 500 8 31 200 8 300 4 35 200 4 300
Alleinerziehende . . . . . . . . .
Paare ohne Kinder 16 51 900 14 900 12 45 200 9 900 5 61 300 20 800
Paare mit Kindern 13 23 400 7 200 10 43 400 5 000 3 16 100 4 900
Sonstige 12 17 400 12 500 8 19 900 2 500 3 17 400 7 300

Alter der Referenzperson
16 – 24 1 6 400 5 100 3 10 500 5 500 2 16 700 5 000
25 – 34 10 8 700 3 500 6 7 600 3 200 1 4 200 900
35 – 44 15 12 600 4 800 9 31 400 4 900 4 10 700 1 400
45 – 54 15 32 600 14 100 12 24 900 8 300 5 28 100 8 100
55 – 64 14 47 900 18 400 10 52 000 7 500 4 59 100 10 300
65 – 74 15 69 900 29 500 14 59 300 14 400 7 54 200 35 400
75 + 11 71 600 45 600 8 49 100 14 700 5 75 400 37 600
Soziale  Stellung der 
Referenzperson
Selbstständige 16 55 000 13 700 14 74 600 10 600 5 70 200 27 800
Beamte 23 29 100 14 600 17 13 100 4 000 12 46 800 4 400
Angestellte 17 20 600 7 700 12 29 400 6 000 4 16 200 4 500
Arbeiter 5) 4 18 400 7 500 2 9 300 4 200 . . .
Arbeitslose 6 41 200 23 600 3 29 400 9 600 . . .
Nichterwerbs tätige 6) 12 65 500 29 400 9 47 700 13 700 5 62 800 32 600

Rentner 13 71 600 30 200 10 52 000 14 200 5 70 100 43 700
Pensionäre 24 56 800 24 400 21 44 300 13 800 9 52 100 13 600

Schulbildung 
der Referenzperson
ohne Schulabschluss . . . . . . . . .
Haupt-/Volksschule 7 64 300 29 600 6 30 800 11 800 3 45 700 19 200
Realschule 7) 10 30 200 11 600 7 32 500 5 000 3 32 100 4 900
(Fach-)Hochschulreife 24 34 800 11 500 17 44 500 9 600 7 45 700 10 800
ohne Angabe . . . . . . . . .
Berufl iche  Bildung 
der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 5 29 700 14 000 2 74 400 11 100 1 45 700 32 300
Berufl ich-betrieblicher  
Abschluss 8) 10 37 900 14 200 7 29 400 7 000 4 43 500 8 300
Fachschul abschluss 15 49 900 11 600 15 31 700 6 900 4 46 100 18 500
Fachhochschulabschluss 25 23 100 11 800 17 24 800 5 900 6 18 800 6 900
Hochschul abschluss 9) 28 48 600 14 800 22 56 900 10 100 9 53 900 13 200
Natio nalität 
der Referenzperson
deutsch 14 40 100 14 700 10 38 300 8 900 4 43 900 9 700
andere Nationalität 5 28 500 10 700 3 62 600 15 500 2 21 100 12 500
Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 2 28 200 2 200 1 132 500 900 . . .
20 –  40% 4 3 700 1 900 2 3 000 800 . . .
40 –  60% 13 16 200 7 900 7 4 800 2 200 3 4 800 1 500
60 –  80% 18 19 200 9 400 11 13 300 6 900 4 16 200 6 300
80 –  90% 25 32 500 22 600 21 25 600 10 200 9 28 400 11 100
90 – 100% 32 98 400 41 200 32 81 800 18 700 16 84 800 45 200
Bruttoeinkommen 
(Quantile)
 0 –  20% 6 44 700 33 200 3 14 200 10 700 1 42 300 6 800
20 –  40% 6 25 300 11 400 5 30 300 12 800 3 33 100 7 400
40 –  60% 10 27 800 13 900 6 19 900 4 200 4 29 000 12 700
60 –  80% 16 29 800 8 600 10 23 700 7 300 5 32 400 4 500
80 –  90% 22 37 300 12 100 17 27 900 6 400 5 62 400 32 900
90 – 100% 32 62 800 14 900 30 70 900 10 200 11 62 200 11 700

1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)
Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufs-
ausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Zertifi kate, sonstiges Finanzvermögen *) sowie Geldschulden  gegenüber dem Haushalt 
gesamt und nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Zertifi kate Sonstiges Finanzvermögen
Geldschulden 
gegenüber dem Haushalt

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Alle Haushalte 1 24 300 4 700 14 11 800 1 900 13 10 100 1 900

Region
Ost 1) 1 6 400 3 800 11 5 700 1 900 14 5 100 1 700
West 2 28 100 4 600 15 12 900 1 900 13 11 500 1 900

davon: Region 1 2) 0 – – 14 8 300 1 700 12 11 800 2 100
Region 2 3) 2 28 300 4 800 19 15 800 2 100 14 12 000 1 900
Region 3 4) 1 29 000 2 400 10 10 100 1 400 14 10 700 1 500

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 2 31 800 5 900 18 15 900 2 200 9 25 500 9 900
Eigentümer mit Hypothek 1 35 400 4 200 14 7 700 1 400 8 18 700 4 400
Mieter 1 16 400 4 500 12 10 100 1 700 17 4 900 1 100

Haushaltstyp
Alleinlebende 2 8 800 3 700 13 10 700 1 900 17 9 000 1 300
Alleinerziehende . . . 4 15 700 900 10 3 300 300
Paare ohne Kinder 2 44 900 4 900 18 14 000 1 900 10 14 300 3 300
Paare mit Kindern 1 14 400 16 000 13 9 400 1 900 12 6 800 1 900
Sonstige . . . 11 2 600 400 11 11 200 4 900

Alter der Referenzperson
16 – 24 . . . 5 9 000 1 900 17 1 200 300
25 – 34 2 5 700 4 600 12 6 500 900 22 2 900 700
35 – 44 1 6 600 3 000 14 14 200 1 700 15 7 800 1 700
45 – 54 1 8 300 1 300 13 10 000 1 800 11 7 800 2 900
55 – 64 1 80 100 10 000 15 12 500 2 000 14 11 200 2 500
65 – 74 3 42 200 20 900 21 14 400 2 000 11 23 600 7 600
75 + 1 15 600 3 900 12 11 900 1 500 7 26 400 7 100

Soziale  Stellung 
der Referenzperson
Selbstständige 3 28 400 4 100 28 23 200 2 200 26 15 900 3 900
Beamte . . . 22 7 500 900 16 13 300 1 900
Angestellte 2 10 500 3 000 14 8 800 1 500 14 5 900 1 800
Arbeiter 5) . . . 8 13 300 1 900 11 2 400 900
Arbeitslose . . . 6 8 900 1 100 20 2 700 500
Nichterwerbs tätige 6) 1 35 100 10 300 14 10 500 1 900 11 16 800 3 600

Rentner 2 38 500 11 000 15 11 800 1 900 9 22 900 6 700
Pensionäre 1 11 500 9 000 21 12 600 1 800 8 16 200 7 000

Schulbildung 
der Referenzperson
ohne Schulabschluss . . . . . . 19 2 700 500
Haupt-/Volksschule . . . 12 8 700 1 400 10 10 000 1 300
Realschule 7) 1 42 000 8 600 12 13 100 1 800 13 9 900 1 800
(Fach-)Hochschulreife . . . 19 13 600 2 600 18 10 800 2 000
ohne Angabe . . . . . . . . .

Berufl iche  Bildung 
der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss . . . 6 3 600 1 400 13 6 800 600
Berufl ich-betrieblicher  
Abschluss 8) 1 36 600 3 200 12 11 000 1 500 12 10 600 1 800
Fachschul abschluss 1 8 700 10 300 22 9 200 1 800 14 10 100 3 000
Fachhochschulabschluss 1 15 300 9 600 22 8 200 1 800 13 5 200 1 700
Hochschul abschluss 9) 6 22 400 4 700 22 19 300 2 900 19 13 200 2 900

Natio nalität 
der Referenzperson
deutsch 1 25 800 4 700 15 11 700 1 900 13 10 600 1 900
andere Nationalität 1 3 300 0 5 14 600 2 200 12 3 000 1 200

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% . . . 3 2 000 800 14 900 500
20 –  40% . . . 11 1 400 900 16 2 700 1 000
40 –  60% 2 11 700 3 300 15 6 700 1 500 14 7 600 1 900
60 –  80% 1 7 700 4 100 13 11 800 3 400 10 13 100 6 400
80 –  90% 2 4 400 1 800 21 8 000 1 600 11 19 500 8 100
90 – 100% 6 49 000 11 200 36 26 000 4 500 16 35 700 14 200

Bruttoeinkommen 
(Quantile)
 0 –  20% 1 5 900 2 700 8 7 100 1 500 14 5 900 500
20 –  40% 0 – – 10 6 300 1 200 11 10 900 2 500
40 –  60% 1 21 300 9 200 13 7 900 1 500 11 7 100 1 600
60 –  80% 2 15 000 3 600 15 12 400 1 700 16 6 300 1 700
80 –  90% 2 50 400 13 300 23 11 600 1 600 13 7 000 3 000
90 – 100% 4 31 700 3 500 25 22 500 3 700 15 32 100 14 300

* U. a. Gold, Derivate, Genossenschaftsanteile. 1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 
2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen. 3  Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-West falen, Rheinland-
Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder 
gleich wertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufsausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Private Altersvorsorge und kapitalbildende Lebensversicherungen insgesamt sowie 
Riester/Rürup-Altersvorsorgeprodukte gesamt und nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Private Altersvorsorge insgesamt (inkl. 
kapitalbildender Lebensversicherungen)

Darunter: 
Riester/Rürup-Altersvorsorgeprodukte

Prävalenz-
rate in %

bedingter 
Mittelwert

bedingter 
Median

Prävalenz-
rate in %

bedingter 
Mittelwert

bedingter 
Median

Alle Haushalte 46 28 300 13 500 23 9 500 4 400

Region
Ost 1) 41 20 600 10 500 20 8 700 3 800
West 48 30 100 14 500 23 9 600 4 500

davon: Region 1 2) 45 26 200 11 500 23 8 800 3 000
Region 2 3) 53 32 100 16 400 26 9 900 5 300
Region 3 4) 43 29 200 13 200 21 9 700 5 100

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 44 43 200 26 200 19 13 900 7 700
Eigentümer mit Hypothek 73 34 000 20 400 35 11 000 5 600
Mieter 40 17 100 7 400 21 6 600 3 000

Haushaltstyp
Alleinlebende 31 23 500 10 800 9 8 400 3 600
Alleinerziehende 44 9 500 3 100 30 3 700 1 000
Paare ohne Kinder 49 34 500 18 300 22 12 500 6 100
Paare mit Kindern 77 28 000 13 000 53 8 300 4 600
Sonstige 55 22 000 8 000 31 6 800 3 000

Alter der Referenzperson
16 – 24 23 4 500 1 300 16 2 400 1 000
25 – 34 56 11 200 4 700 36 4 500 2 100
35 – 44 66 22 500 12 500 40 7 700 4 200
45 – 54 67 37 400 23 900 34 13 300 7 000
55 – 64 52 42 500 23 800 19 14 000 8 500
65 – 74 20 25 100 11 200 2 10 200 5 500
75 + 12 17 400 9 200 2 6 100 2 800

Soziale  Stellung der Referenzperson
Selbstständige 63 54 900 28 200 22 17 000 8 600
Beamte 75 31 100 20 900 36 13 200 8 600
Angestellte 67 27 800 13 800 40 9 000 4 400
Arbeiter 5) 51 22 300 10 500 24 8 700 4 000
Arbeitslose 29 21 000 5 300 18 3 800 2 100
Nichterwerbs tätige 6) 21 21 900 9 100 5 8 300 3 200

Rentner 17 21 000 9 200 1 11 500 6 700
Pensionäre 22 36 400 18 300 1 9 000 2 200

Schulbildung der Referenzperson
ohne Schulabschluss 10 13 700 6 100 . . .
Haupt-/Volksschule 32 24 600 12 900 14 8 900 4 100
Realschule 7) 57 25 400 10 700 29 7 600 3 300
(Fach-)Hochschulreife 56 33 600 16 700 29 11 500 6 000
ohne Angabe 19 29 200 10 200 . . .

Berufl iche  Bildung der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 26 12 400 4 500 13 6 300 2 100
Berufl ich-betrieblicher Abschluss 8) 47 25 900 12 400 23 7 900 3 600
Fachschul abschluss 55 34 000 20 200 26 10 300 5 600
Fachhochschulabschluss 60 35 000 18 100 30 12 700 8 700
Hochschul abschluss 9) 57 37 700 19 700 27 14 100 7 200

Natio nalität der Referenzperson
deutsch 48 28 800 14 100 23 9 600 4 500
andere Nationalität 30 19 500 8 400 14 7 700 3 300

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 17 4 200 1 300 11 2 900 1 000
20 –  40% 42 5 900 4 800 24 4 000 2 600
40 –  60% 56 19 100 13 100 26 7 300 3 500
60 –  80% 59 28 900 21 400 25 11 100 6 200
80 –  90% 58 43 400 33 500 29 14 400 9 300
90 – 100% 59 75 700 46 800 27 20 200 15 300

Bruttoeinkommen (Quantile)
 0 –  20% 19 18 900 8 000 5 4 600 1 300
20 –  40% 30 11 100 4 500 14 4 500 1 900
40 –  60% 45 17 800 8 300 21 6 400 2 700
60 –  80% 63 25 600 14 200 33 8 300 4 200
80 –  90% 70 33 300 21 200 34 10 500 6 200
90 – 100% 79 57 800 33 300 47 17 200 10 600

1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2 Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)
Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufs-
ausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.

Deutsche Bundesbank

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
März 2016 
84



Hypothekenkredite für selbstgenutzte und  sonstige Immobilien sowie unbesicherte 
Kredite *) gesamt und nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Hypothekenkredite für  
selbstgenutzte Immobilien

Hypothekenkredite für 
sonstige Immobilien Unbesicherte Kredite

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Präva-
lenz rate 
in %

beding-
ter  
Mittel-
wert

beding-
ter 
Median

Alle Haushalte 17 97 600 73 700 6 113 600 70 600 33 9 500 3 500

Region
Ost 1) 12 74 300 59 700 4 112 100 90 200 40 8 200 2 900
West 18 101 900 76 400 6 113 700 67 600 31 9 900 3 900

davon: Region 1 2) 20 99 400 77 600 6 125 800 67 700 32 8 500 2 700
Region 2 3) 16 111 000 78 900 6 116 000 81 700 27 10 300 5 100
Region 3 4) 18 93 700 68 800 7 104 500 54 400 35 10 300 3 000

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek – – – 9 118 800 73 400 17 15 200 4 900
Eigentümer mit Hypothek 100 97 600 73 700 11 119 600 74 800 42 10 400 4 800
Mieter – – – 3 96 900 44 900 38 7 900 3 000

Haushaltstyp
Alleinlebende 7 91 600 57 600 4 87 500 54 300 27 7 200 2 800
Alleinerziehende 11 120 700 105 400 . . . 44 7 000 1 200
Paare ohne Kinder 19 85 100 64 800 7 138 700 95 900 32 11 000 4 200
Paare mit Kindern 35 120 000 99 700 8 101 500 62 800 47 11 800 5 900
Sonstige 22 58 200 40 300 1 142 500 80 500 32 5 500 2 700

Alter der Referenzperson
16 – 24 . . . . . . 45 6 100 3 000
25 – 34 6 139 400 128 700 3 118 700 68 100 49 8 100 4 500
35 – 44 30 115 600 88 300 6 122 200 70 900 43 12 500 3 800
45 – 54 28 95 000 78 000 9 111 800 70 400 38 10 900 3 600
55 – 64 21 77 600 53 100 9 114 400 70 600 30 7 900 4 300
65 – 74 10 80 700 37 600 6 116 100 72 300 20 10 600 2 100
75 + 1 81 500 65 900 2 81 600 54 100 11 3 200 2 100

Soziale  Stellung 
der Referenzperson
Selbstständige 29 118 200 79 300 18 155 400 107 900 40 15 300 7 500
Beamte 40 111 600 68 100 6 154 100 134 100 29 19 300 10 300
Angestellte 23 103 500 78 100 6 100 800 49 500 42 9 200 3 600
Arbeiter 5) 19 83 700 70 600 6 65 000 51 500 41 8 000 3 200
Arbeitslose 7 74 200 63 200 1 276 100 116 000 35 6 200 900
Nichterwerbs tätige 6) 6 68 400 34 400 3 112 200 66 600 21 7 400 2 700

Rentner 4 47 100 19 400 3 101 100 54 500 16 6 600 1 900
Pensionäre 12 53 400 37 600 12 84 400 66 400 14 9 900 9 100

Schulbildung 
der Referenzperson
ohne Schulabschluss . . . . . . 26 24 700 700
Haupt-/Volksschule 11 74 200 64 700 3 63 500 49 700 27 7 800 2 900
Realschule 7) 20 91 400 70 200 6 102 200 62 600 40 9 200 3 800
(Fach-)Hochschulreife 21 117 800 88 700 8 144 900 96 800 33 10 700 4 900
ohne Angabe . . . . . . 39 800 100

Berufl iche  Bildung 
der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 7 80 200 66 300 1 39 900 16 000 33 8 300 2 700
Berufl ich-betrieblicher  
Abschluss 8) 17 84 900 67 400 5 96 500 61 700 34 8 600 3 000
Fachschul abschluss 22 109 500 75 800 11 103 700 70 400 32 11 300 5 300
Fachhochschulabschluss 24 103 700 74 900 11 139 100 89 700 30 10 100 4 800
Hochschul abschluss 9) 20 134 600 95 100 9 151 400 94 700 27 14 000 6 500

Natio nalität 
der Referenzperson
deutsch 17 97 700 71 600 6 115 700 72 200 32 9 100 3 500
andere Nationalität 12 95 300 91 100 4 78 200 34 200 40 12 900 3 000

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 5 159 900 135 400 . . . 56 11 000 3 700
20 –  40% 3 94 600 72 700 . . . 36 4 400 2 300
40 –  60% 22 88 400 70 700 5 87 600 62 200 33 8 400 3 000
60 –  80% 30 78 600 63 300 6 61 700 48 300 23 11 300 5 800
80 –  90% 23 104 600 79 900 10 103 300 50 700 15 9 800 3 200
90 – 100% 23 128 600 92 500 20 139 000 100 900 18 19 100 3 600

Bruttoeinkommen 
(Quantile)
 0 –  20% 2 48 000 23 900 1 115 700 87 400 24 5 400 2 400
20 –  40% 6 73 400 54 400 2 81 700 50 300 34 8 800 2 100
40 –  60% 15 70 500 57 600 5 96 000 61 200 35 9 100 3 600
60 –  80% 24 90 600 69 000 7 73 200 42 700 38 8 700 5 000
80 –  90% 34 98 200 80 800 9 103 100 86 700 33 14 900 9 900
90 – 100% 38 140 000 118 000 18 167 200 104 300 33 14 000 5 800

* U. a. Konsumentenkredite, Bafög-Darlehen, revolvierende Kreditkartenschulden. 1 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, 
Berlin, Thüringen, Sachsen. 2  Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen. 3  Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 
4 Nordrhein-West falen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5 Inkl. Landwirtschaft. 6 Inkl. (Früh-)Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, 
Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse POS. 8 Berufsausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Brutto- und Nettoeinkommen *) gesamt und nach Eigenschaften des Haushalts

PHF 2014; Datenstand: 3/2016; Angaben in €

Position

Bruttoeinkommen (jährlich, 
aus Komponenten berechnet)

Nettoeinkommen (jährlich, 
Selbsteinschätzung)

Mittelwert Median Mittelwert Median

Alle Haushalte 44 600 32 000 29 600 23 900

Region
Ost 1) 34 200 26 100 26 200 21 100
West 47 300 33 900 30 500 24 800

davon: Region 1 2) 44 500 30 600 30 600 23 600
Region 2 3) 51 700 36 300 32 300 26 000
Region 3 4) 43 500 32 800 28 200 24 000

Wohnsituation
Eigentümer ohne Hypothek 51 600 36 100 33 100 26 300
Eigentümer mit Hypothek 72 000 55 200 46 200 37 600
Mieter 32 900 24 500 23 000 19 400

Haushaltstyp
Alleinlebende 25 600 18 000 18 900 16 500
Alleinerziehende 23 600 19 300 19 400 17 300
Paare ohne Kinder 57 200 43 100 38 000 29 900
Paare mit Kindern 68 600 52 100 41 100 35 900
Sonstige 44 600 31 400 25 800 23 100

Alter der Referenzperson
16 – 24 17 700 10 900 15 100 12 800
25 – 34 34 400 29 100 25 200 22 800
35 – 44 56 300 43 100 34 000 29 800
45 – 54 60 000 43 800 35 000 29 500
55 – 64 52 000 37 500 34 900 26 300
65 – 74 37 000 23 600 26 900 21 500
75 + 26 800 21 500 22 200 19 900

Soziale  Stellung der Referenzperson
Selbstständige 80 400 43 700 39 300 27 800
Beamte 66 700 61 000 46 800 44 500
Angestellte 57 600 45 400 35 600 29 700
Arbeiter 5) 36 600 33 500 27 500 23 600
Arbeitslose 24 300 16 800 15 100 12 200
Nichterwerbs tätige 6) 29 000 21 000 23 000 19 000

Rentner 28 000 20 600 22 900 19 100
Pensionäre 53 600 46 800 37 900 34 700

Schulbildung der Referenzperson
ohne Schulabschluss 18 400 13 300 15 200 12 700
Haupt-/Volksschule 30 800 24 300 23 200 20 300
Realschule 7) 46 200 35 300 30 700 25 000
(Fach-)Hochschulreife 61 200 47 200 37 100 30 400
ohne Angabe 29 900 18 300 24 800 19 500

Berufl iche  Bildung der Referenzperson
ohne berufl ichen Abschluss 23 400 16 900 18 100 14 400
Berufl ich-betrieblicher Abschluss 8) 40 300 31 100 27 500 23 900
Fachschul abschluss 54 200 43 200 37 500 30 900
Fachhochschulabschluss 64 800 47 900 38 600 33 300
Hochschul abschluss 9) 71 200 52 800 42 000 35 000

Natio nalität der Referenzperson
deutsch 45 300 32 400 30 000 24 000
andere Nationalität 36 000 26 700 25 500 21 500

Nettovermögen (Quantile)
 0 –  20% 22 000 16 800 16 700 14 000
20 –  40% 30 600 26 100 21 600 20 200
40 –  60% 40 300 34 800 28 100 25 500
60 –  80% 48 100 39 400 32 100 27 100
80 –  90% 67 000 49 400 44 400 34 900
90 – 100% 97 000 70 200 54 900 47 100

Bruttoeinkommen (Quantile)
 0 –  20% 9 100 9 700 12 300 10 900
20 –  40% 20 400 20 400 19 000 17 900
40 –  60% 32 100 32 000 26 500 24 000
60 –  80% 49 000 48 400 33 300 32 500
80 –  90% 71 200 70 200 44 700 42 800
90 – 100% 153 700 114 200 69 300 56 900

* Das Bruttoeinkommen ergibt sich als Summe der abgefragten Einkommensbestandteile. Das Nettoeinkommen dagegen als Selbst-
einschätzung der Gesamtsumme. Bei der Abfrage des Nettoeinkommens als Aggregat kann der sog. „Aggregation bias“ auftreten, d. h. 
die Einkommen werden unterschätzt, da bestimmte Einkommensbestandteile eher vergessen werden, als wenn gezielt nach ihnen gefragt 
wird. 1   Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Thüringen, Sachsen. 2  Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 
Hamburg,  Bremen. 3 Bayern, Baden-Württemberg, Hessen. 4 Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 5  Inkl. Landwirtschaft. 
6 Inkl. (Früh-)Rentner/Pensionäre, Schüler, Wehrdienstleistende, Hausfrauen, Sonstige, usw. 7 Oder gleichwertiger Abschluss/ 10. Klasse 
POS. 8 Berufsausbildung im dualen System. 9 Bzw. Promotion.
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Zur Bedeutung und Wirkung des  
Agreement on Net Financial Assets (ANFA) 
für die Implementierung der Geldpolitik

Neben ihren in der ESZB-Satzung verankerten gemeinsamen Aufgaben können die nationalen 

Zentralbanken des Eurosystems auch eigenständig Aufgaben auf Basis nationaler Rechtsgrund-

lagen wahrnehmen. Die Unterscheidung zwischen gemeinsamer Geldpolitik und in nationaler Ver-

antwortung liegenden nicht geldpolitischen Tätigkeiten ist eine Besonderheit der Europäischen 

Währungsunion und nicht vergleichbar mit dem institutionellen Gefüge anderer Währungsräume.

Eine wichtige Bestimmungsgröße für die effiziente Durchführung der gemeinsamen Geldpolitik im 

Euro-Währungsgebiet ist die strukturelle Liquiditätsposition des Bankensektors gegenüber dem 

Eurosystem. Sowohl durch geldpolitische Operationen als auch durch nicht geldpolitische 

Geschäfte der nationalen Zentralbanken kann Zentralbankgeld geschaffen werden. Beide Arten 

von Geschäften verändern die Liquiditätsposition des Bankensektors.

Um in diesem besonderen Umfeld sicherzustellen, dass die nicht geldpolitischen Aktivitäten der 

nationalen Zentralbanken mit der gemeinsamen Geldpolitik des Eurosystems vereinbar sind, haben 

die nationalen Zentralbanken des Eurosystems und die EZB eine vertragliche Absprache getroffen – 

das Agreement on Net Financial Assets (ANFA). Es regelt in Verbindung mit den vom EZB-Rat 

festgelegten geldpolitischen Parametern den maximal zulässigen Gesamtumfang nicht geld-

politischer Bilanzaktivitäten (Netto-Finanzaktiva) im Eurosystem und verteilt diesen auf die 

nationalen Zentralbanken. In der Vergangenheit wurde dadurch sichergestellt, dass das Banken-

system gegenüber dem Eurosystem ein strukturelles Liquiditätsdefizit aufwies.

Die Bundesbank hat bislang lediglich in vergleichsweise geringem Umfang nicht geldpolitische 

Netto-Finanzaktiva gehalten. Zum Jahresende 2015 überstieg das Volumen der nicht geld-

politischen Passivpositionen sogar das Volumen der nicht geldpolitischen Aktivpositionen, sodass 

die Netto-Finanzaktiva per saldo mit – 50 Mrd € negativ waren.

Das ANFA ist ein sinnvolles Instrument, um die Vereinbarkeit der Geschäfte der nationalen Zentral-

banken auf nationaler Rechtsgrundlage mit der Aufgabenerfüllung des Eurosystems im Rahmen 

der gemeinsamen Geldpolitik zu gewährleisten. Die Veröffentlichung des ANFA durch die EZB 

Anfang Februar 2016 ist zu begrüßen, denn Transparenz fördert die Glaubwürdigkeit von Zentral-

banken und damit das Vertrauen in die Nachhaltigkeit ihrer geldpolitischen Aufgabenerfüllung.
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Besonderheiten einer Wäh-
rungsunion – zur Notwen-
digkeit einer Vereinbarung 
über nicht geldpolitische 
Netto-Finanzaktiva

Die EZB hat Anfang Februar 2016 das Agree-

ment on Net Financial Assets1) (ANFA) ver-

öffentlicht, das eine vertragliche Absprache aller 

Zentralbanken des Eurosystems ist. Übergeord-

netes Ziel des ANFA ist es, sicherzustellen, dass 

die nicht geldpolitischen Aktivitäten der natio-

nalen Zentralbanken mit der gemeinsamen 

Geldpolitik des Eurosystems vereinbar sind. Die 

Unterscheidung zwischen geldpolitischen Auf-

gaben, die gemeinsam und nach einheitlichen 

Regeln vom Eurosystem wahrgenommen wer-

den, und nicht geldpolitischen Operationen, die 

sonstige nationale Aufgaben einer einzelnen 

Zentralbank widerspiegeln, ist eine Besonder-

heit der Europäischen Währungsunion und 

nicht vergleichbar mit dem institutionellen Rah-

men anderer, einzelstaatlicher Währungsräume. 

Das Entstehen und die Ausgestaltung des ANFA 

lassen sich auf besondere rechtliche und öko-

nomische Entstehungsgründe zurückführen.

Bei Gründung der Währungsunion beschlossen 

die Mitgliedstaaten, nur die Aufgaben und 

Funktionen der Zentralbanken auf die Gemein-

schaftsebene zu übertragen, die zur Durchfüh-

rung einer einheitlichen Geldpolitik im gesam-

ten Euro-Raum erforderlich sind. Dies bedeutet, 

dass die nationalen Zentralbanken als unabhän-

gige Institutionen neben ihren in der ESZB-Sat-

zung verankerten gemeinsamen Aufgaben auch 

nationale Aufgaben auf Basis nationaler Rechts-

grundlagen eigenständig wahrnehmen können. 

Diese nationalen Aufgaben können beispiels-

weise auf der Aktivseite der Notenbankbilanz 

den Erwerb nicht geldpolitischer Wertpapiere 

für allgemeine Anlagezwecke oder auf der Pas-

sivseite die Hereinnahme von Einlagen öffent-

licher Haushalte oder anderer Notenbanken 

und internationaler Institutionen umfassen.2)

Gemäß Artikel 14.4 ESZB-Satzung müssen aber 

alle nicht geldpolitischen Tätigkeiten mit den 

Aufgaben und Zielen des ESZB vereinbar sein.3) 

Sofern die Geschäfte der nationalen Zentralban-

ken auf eigene Rechnung Liquiditätswirkung 

haben, können sie in Konflikt mit der geldpoli-

tisch gewünschten Liquiditätsposition4) stehen. 

Würde der EZB-Rat (mit einer Zweidrittelmehr-

heit) bestimmte Geschäfte nationaler Zentral-

banken auf eigene Rechnung beispielsweise 

als  nicht vereinbar mit der Ausrichtung der 

Geldpolitik einschätzen, müsste er diese nach 

Artikel 14.4 ESZB-Satzung untersagen. In die-

sem Zusammenhang kann das ANFA als freiwil-

liges, selbstbindendes Abkommen der Eurosys-

tem-Notenbanken interpretiert werden. Es trägt 

präventiv dazu bei, dass EZB-Ratsbeschlüsse auf 

Basis von Artikel 14.4 ESZB-Satzung in der Regel 

nicht notwendig werden, indem es einen be-

schränkenden Rahmen für den aus nicht geld-

politischen Tätigkeiten resultierenden Liquidi-

tätseffekt liefert. Dennoch bleibt die jederzei-

tige Möglichkeit zum Einschreiten des EZB-Rats 

nach Artikel 14.4 ESZB-Satzung unberührt.

Zu Beginn der Währungsunion 1999 hatte das 

Eurosystem eine aggregierte Bilanzsumme von 

knapp 700 Mrd €. Knapp drei Viertel dieses Be-

trages entfielen auf nicht geldpolitische Aktiva 

(vgl. Schaubild auf S. 90), die sich in unterschied-

licher Höhe auf die einzelnen nationalen Zen-

tralbanken verteilten. Auch die offiziellen Wäh-

rungsreserven (d. h. nicht in Euro denominierte 

Wahrnehmung 
nationaler 
Aufgaben auf 
eigene Rechnung 
wurde bei 
Gründung der 
Währungsunion 
bewusst 
zugelassen, …

… darf aber die 
Durchfüh rung 
der Geldpolitik 
nicht beein-
trächtigen

Entstehungs-
gründe für das 
Halten von 
Finanzanlagen 
für nicht geld-
politische 
Zwecke gehen 
auf die Zeit vor 
Euro-Einführung 
zurück

1 Vgl.: EZB, Agreement of 19 November 2014 on Net Fi-
nancial Assets (https://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/
en_anfa_agreement_19nov2014_f_sign.pdf).
2 Daneben führt die Bundesbank auch nationale Aufgaben 
aus, die nicht bilanzwirksam sind. Hierzu zählt z. B. die 
Marktpflege für Bundeswertpapiere als Fiskalagent für den 
Bund.
3 Vgl.: Art. 14.4 ESZB-Satzung: „Die nationalen Zentralban-
ken können andere als die in dieser Satzung bezeichneten 
Aufgaben wahrnehmen, es sei denn, der EZB-Rat stellt mit 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen fest, dass 
diese Aufgaben nicht mit den Zielen und Aufgaben des 
ESZB vereinbar sind. Derartige Aufgaben werden von den 
nationalen Zentralbanken in eigener Verantwortung und 
auf eigene Rechnung wahrgenommen und gelten nicht als 
Aufgaben des ESZB.“
4 Die Liquiditätsposition des Bankensystems ist ein zentra-
ler Ansatzpunkt für die Durchführung der Geldpolitik, vgl.: 
Deutsche Bundesbank, Strukturelle Liquiditätsposition des 
Bankensystems, Monatsbericht, Juni 2015, S. 36 f.
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Aktiva) der nationalen Zentralbanken, die auf 

Grundlage des Unionsrechts vom Eurosystem 

gehalten und verwaltet werden, fallen in der 

Logik des ANFA in diese Kategorie. Sie machten 

seinerzeit mit rund 337 Mrd €5) den wesent-

lichen Anteil an der aggregierten Bilanz des 

Eurosystems aus. Neben den geldpolitischen 

Geschäften für den einheitlichen Euro-Wäh-

rungsraum in Höhe von damals 185 Mrd € 

machten zu diesem Zeitpunkt auch in Euro 

denominierte Wertpapiere, die für nicht geld-

politische Zwecke gehalten wurden, einen sig-

nifikanten Teil der Eurosystem-Bilanz aus. Die 

historischen Entstehungsgründe für das Halten 

dieser Portfolios werden im Folgenden näher 

erläutert.

Die von nationalen Zentralbanken vor Stufe 3 

der Europäischen Wirtschafts- und Währungs-

union (EWWU)6) gehaltenen, in den Vorgänger-

währungen des Euro denominierten Finanzanla-

gen lassen sich grob in drei Kategorien eintei-

len.

Erstens hielten die nationalen Zentralbanken 

Wertpapiere mit engem Bezug zu ihrer in 

Stufe 2 der EWWU durchgeführten Geldpolitik. 

Dabei handelte es sich vornehmlich um geld-

politische Wertpapierbestände in Form von 

Staatsanleihen (denominiert in jeweiliger hei-

mischer Währung) sowie um Wertpapier-

bestände, die als Währungsreserven gehalten 

wurden und in den Währungen späterer Euro-

Mitgliedsländer denominiert waren (insbeson-

dere auf D-Mark und Französische Francs 

lautende Papiere). In Stufe 2 der EWWU wur-

den die Geldpolitiken der Mitgliedstaaten zwar 

enger koordiniert, verblieben aber in nationaler 

Verantwortung. Mit EWWU-Eintritt verloren 

diese Wertpapierbestände den Charakter natio-

naler geldpolitischer Papiere beziehungsweise 

Währungsreserven: Für die Durchführung der 

Geldpolitik benötigte das Eurosystem zu Beginn 

der EWWU keine Wertpapiere, da der ursprüng-

liche geldpolitische Implementierungsansatz 

ausschließlich auf befristeten Refinanzierungs-

geschäften beruhte. Daher wurden diese Wert-

papiere mit Einführung der Gemeinschaftswäh-

rung als „heimische, nicht geldpolitische Aktiva“ 

deklariert. Der Wertpapierbestand, der originär 

aufgrund eines Bezugs zur Geldpolitik vor der 

Währungsunion entstanden ist, belief sich auf 

rund 22 Mrd €. Er wurde im aggregierten 

Bilanzausweis des Eurosystems in der dama-

ligen Aktivposition 6 „Wertpapiere in Euro von 

Ansässigen im Euro-Währungsgebiet“ ausge-

wiesen.7)

Zweitens wiesen manche nationale Zentralban-

ken auch in ihrer jeweiligen Heimatwährung 

denominierte „heimische Aktiva“ ohne direkten 

Bezug zur Geldpolitik aus. Diese wurden zum 

Beispiel zu Zwecken der Wertpapierleihe oder 

zur Marktpflege verwendet. Daneben hielten 

manche nationale Zentralbanken schon vor 

Stufe  3 der EWWU Portfolios zu Anlage-

zwecken, die explizit als Gegenposten zum 

Grundkapital, den Rücklagen und Pensionsrück-

stellungen deklariert waren. Im aggregierten 

Bilanzausweis des Eurosystems sind diese soge-

nannten „Eigenmittelportfolios“ Bestandteil der 

Finanzanlagen im damaligen Aktivposten  8 

5 Währungsreserven werden hier aus Vereinfachungsgrün-
den in einer weiten bilanziellen Abgrenzung definiert und 
umfassen die Aktivpositionen 1 „Gold und Goldforderun-
gen“, 2 „Forderungen in Fremdwährung an Ansässige 
außerhalb des Euro-Währungsgebiets“ und 3 „Forderungen 
in Fremdwährung an Ansässige im Euro-Währungsgebiet“. 
Zur genauen statistischen Abgrenzung der Währungsreser-
ven vgl.: EZB (2000), Statistical Treatment of the Eurosys-
tem´s international reserves (https://www.ecb.europa.eu/
pub/pdf/other/statintreservesen.pdf).
6 Die Verwirklichung der EWWU verlief ab dem 1. Juli 1990 
in drei Stufen. Vgl.: https://www.ecb.europa.eu/ecb/history/
emu/html/index.de.html. Mit Beginn der 3. Stufe der 
EWWU am 1.  Januar 1999 wurde der Euro als Gemein-
schaftswährung eingeführt und die Durchführung der ge-
meinsamen Geldpolitik auf das Europäische System der Zen-
tralbanken übertragen.
7 Vgl.: EZB, Konsolidierte Eröffnungsbilanz des Eurosystems 
vom 1. Januar 1999 (http://www.ecb.europa.eu/press/pdf/
wfs/ 1999/fs990101en.pdf) sowie die dazugehörigen Erläu-
terungen (http://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/ 1999/
html/pr990105_1.en.html). Zu Aktivposition 6 wird ausge-
führt: „Partly related to previous monetary policy operations 
are also holdings of marketable securities issued by euro 
area residents and denominated in euro (asset item 6) 
which amounted to € 21.6 billion“. Gemäß dem derzeit  
gültigen Bilanzgliederungsschema entspricht dies der  
Aktivposition 7.2. Die Bundesbank hat beim Eintritt in die 
EWWU keine solchen Wertpapiere gehalten, vgl. Eröff-
nungsbilanz vom 1. Januar 1999 (http://www.bundesbank.
de/Redaktion/DE/Downloads/Veroeffentlichungen/
Geschaeftsberichte/ 1998_geschaeftsbericht.pdf).
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„Sonstige Aktiva“.8) Die gesamten sonstigen 

Aktiva beliefen sich zu Beginn der Währungs-

union Eurosystem-weit auf 85 Mrd €, wobei die 

Finanzanlagen einen nicht unerheblichen Teil 

davon ausmachten.

Drittens hielten manche nationale Zentralban-

ken auch Altbestände aus der Umwandlung 

ehemaliger, nicht handelbarer oder den Markt-

bedingungen nicht entsprechender Forderun-

gen gegen die öffentliche Hand in lang lau-

fende, marktfähige Staatstitel. Die letzt-

genannte Position resultierte aus dem Über-

gang zu den Anforderungen des Artikels 104 

Maastricht-Vertrag (heute: Art. 123 AEUV), der 

seit 1994 eine Einstellung der Kreditvergabe der 

Notenbank an den Staat gebietet (Verbot der 

monetären Staatsfinanzierung). Diese Papiere 

beliefen sich Eurosystem-weit auf rund 60 

Mrd € und wurden im aggregierten Bilanzaus-

weis des Eurosystems im Aktivposten 7 „Forde-

rungen in Euro an öffentliche Haushalte“ aus-

gewiesen.9) Die jeweiligen Staaten haben sich 

mittels individueller Abbaupfade verpflichtet, 

diese Schuld gegenüber ihren Notenbanken 

graduell abzuschmelzen.

Diese historischen Entstehungsgründe spielen 

heute nur noch eine untergeordnete Rolle, 

denn in der Folgezeit hat ein Großteil der 

Notenbanken des Eurosystems auf Basis natio-

naler Rechtsgrundlagen den Aufbau ihrer nicht 

geldpolitischen Aktivpositionen – auch für all-

gemeine Anlage- und Ertragszwecke – betrie-

ben. Am aktuellen Rand belaufen sich die nicht 

geldpolitischen Aktivpositionen im Eurosystem 

auf rund 1 400 Mrd € und machen einen Anteil 

von knapp über 50% der konsolidierten Bilanz-

summe aus (vgl. nebenstehendes Schaubild).

Den nationalen Zentralbanken gesteht das 

ANFA eine selbständige Verwaltung nationaler 

Portfolios zu. Der Aufbau solcher Portfolios 

führt im Ergebnis genauso zur Bereitstellung 

von Zentralbankgeld, das heißt Schaffung von 

Liquidität, wie die Durchführung geldpolitischer 

Geschäfte. Solange sichergestellt ist, dass die 

Zinssätze und insbesondere die Liquidität am 

Markt weiterhin mit dem zur Verfügung stehen-

ANFA zum 
Schutz der  
Geldpolitik

Geldpolitische und nicht geldpolitische 
Aktivpositionen des Eurosystems

Quelle: EZB.
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8 Vgl.: EZB, a. a. O. In den Erläuterungen zu Aktivposition 8 
heißt es: „The position other assets is a collective item in-
cluding, in particular, […] and other financial assets (e. g. 
equity shares, participating interests, investment portfolios 
related to central banks’ own funds, pension funds and sev-
erance schemes or securities held due to statutory require-
ments) […].“ Gemäß dem derzeit gültigen Bilanzgliede-
rungsschema werden Eigenmittelportfolios in der Unter-
position „Finanzanlagen“ der Aktiva 11 abgebildet. Die Bun-
desbank hat beim Eintritt in die EWWU kein Eigenmittel-
portfolio gehalten.
9 Vgl.: EZB, a. a. O. In den Erläuterungen zu Aktivposition 7 
heißt es: „General government debt denominated in euro 
shows outstanding non-marketable claims on euro area 
governments stemming from before 1 January 1994, from 
which date onwards EU NCBs could no longer provide 
credit facilities to governments or make direct purchases of 
debt instruments from governments. This debt will have to 
be redeemed by governments in due course.“ Gemäß dem 
derzeit gültigen Bilanzgliederungsschema entspricht dies 
der Aktivposition 8. Die Bundesbank hat beim Eintritt in die 
EWWU eine Forderung gegenüber dem Bund in Höhe von 
rd. 4,4 Mrd € ausgewiesen. Deren Entstehung geht auf die 
Währungsreform im Jahr 1948 zurück. In Zusammenhang 
mit Art. 104 des Maastricht-Vertrages ist festgelegt worden, 
dass die Ausgleichsforderungen ab dem Jahr 2024 in zehn 
Jahresraten getilgt werden (vgl. auch: Deutsche Bundes-
bank, Ausgleichsforderungen aus der Währungsreform von 
1948 und Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforderungen, 
Monatsbericht, November 1995, S. 55 – 69).
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den geldpolitischen Instrumentarium in an-

gemessener Weise beeinflusst werden können, 

ist dies für die Liquiditätssteuerung nicht pro-

blematisch.10) Die aus dem Aufbau von nicht 

geldpolitischen Portfolios zur Verfügung ge-

stellte Liquidität deckt einen Teil des Liquiditäts-

bedarfs des Bankensystems im Euro-Raum, was 

bei der volumenmäßigen Kalibrierung zutei-

lungsbegrenzter geldpolitischer Operationen 

entsprechend berücksichtigt wird. Grundsätz-

lich beeinflussen jedoch nicht nur Wertpapier-

geschäfte, sondern alle bilanzwirksamen nicht 

geldpolitischen Geschäfte einer Zentralbank die 

Liquiditätsposition des Bankensektors. Um zu 

verhindern, dass die Liquidität am Markt durch 

diese Geschäfte in einem geldpolitisch nicht ge-

wünschten Umfang steigt, ist es erforderlich, 

die Veränderung aller nicht geldpolitischen Posi-

tionen zu überwachen.

In den Anfangsjahren der Währungsunion hat 

sich daher eine umfassendere Sicht auf die 

Liquiditätseffekte aus nicht geldpolitischen 

Tätig keiten entwickelt. Im Jahr 2002, also drei 

Jahre nach Beginn der Währungsunion, kam 

der EZB-Rat zu dem Schluss, dass künftig eine 

gemeinsame Koordinierung nicht nur der Ent-

wicklung der in Euro denominierten Wert-

papierpositionen, sondern aller nicht geldpoli-

tischen Bilanzpositionen der nationalen Zentral-

banken vorteilhaft wäre. Um die Geldpolitik 

wirksam zu schützen, schlossen die an der 

Währungsunion teilnehmenden nationalen 

Zentralbanken und die EZB daher Anfang 2003 

die Vereinbarung über Netto-Finanzaktiva 

(ANFA).

Grundsätzliche Rolle des 
ANFA im Zusammenhang  
mit der Implementierung  
der Geldpolitik

Die Zentralbank kann die kurzfristigen Zinsen 

am Markt dadurch steuern, dass sie den Ge-

schäftsbanken geldpolitische Kredite zu einem 

bestimmten Zinssatz (dem Leitzins) anbietet. 

Das Eurosystem bezeichnet solche Kreditopera-

tionen als liquiditätsbereitstellende Operationen 

oder Refinanzierungsgeschäfte. Die Geschäfts-

banken haben ein besonderes Interesse an der 

Nutzung dieser Geschäfte, wenn sich das Ban-

kensystem in einem sogenannten strukturellen 

Liquiditätsdefizit gegenüber dem Eurosystem 

befindet.11) Zentralbankguthaben und Bank-

noten sind Bestandteile des sogenannten Zen-

tralbankgeldes. Der Banknotenumlauf trägt 

grundsätzlich zur strukturellen Liquiditätsnach-

frage des Bankensystems bei. Bargeldabhebun-

gen der Bankkundschaft führen dazu, dass die 

Geschäftsbanken sich neue Bargeldvorräte bei 

der Zentralbank beschaffen müssen, wodurch 

ihre Zentralbankguthaben abnehmen. Auch die 

vom Eurosystem festgesetzte Mindestreserve-

pflicht trägt zu einer Liquiditätsnachfrage des 

Bankensystems bei.

Im Grundsatz wird die Umsetzung der Geldpoli-

tik über ein strukturelles Liquiditätsdefizit ange-

strebt.12) Die Zentralbank kann ein bestehendes 

strukturelles Liquiditätsdefizit des Bankensys-

tems dadurch bewahren, dass sie den Umfang 

nicht geldpolitischer Aktivpositionen in der 

Notenbankbilanz begrenzt. Der Banknoten-

umlauf auf der Passivseite ist dabei ein wich-

tiger Bestimmungsfaktor für die Länge der Zen-

Strukturelles 
Liquiditätsdefizit 
als ursprüng-
licher Ansatz-
punkt für die 
Durchführung 
der Geldpolitik 
durch das  
Eurosystem

10 Instrumente zur Durchführung von Offenmarktgeschäf-
ten sollen ein ordnungsgemäßes Funktionieren des Geld-
markts gewährleisten und den Banken helfen, ihren Liqui-
ditätsbedarf reibungslos und in gut organisierter Weise zu 
decken. Vgl.: Leitlinie (EU) 2015/ 510 der Europäischen Zen-
tralbank vom 19. Dezember 2014 über die Umsetzung des 
geldpolitischen Handlungsrahmens des Eurosystems (EZB/ 
2014/ 60), Erwägungsgründe 9 und 13 (http://www.ecb.
europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2015_091_r_0002_de_txt.
pdf).
11 Die strukturelle Liquiditätsposition des Bankensystems 
gegenüber dem Eurosystem lässt sich über die Zentralbank-
bilanz ermitteln. Übersteigt die Höhe der liquiditätsabsor-
bierenden Faktoren (z. B. Banknotenumlauf und Mindest-
reserve) die Höhe der liquiditätsbereitstellenden Faktoren 
(d. h. autonome Faktoren und geldpolitische Wertpapier-
portfolios), besitzt das Bankensystem ein strukturelles Liqui-
ditätsdefizit, das durch geldpolitische Refinanzierungs-
geschäfte gedeckt wird. Vgl.: Deutsche Bundesbank, Struk-
turelle Liquiditätsposition des Bankensystems, Monats-
bericht, Juni 2015, S. 36 f.
12 Vgl.: Agreement of 19 November 2014 on Net Financial 
Assets, Präambel (1): „The implementation of the single 
monetary policy is more efficiently achieved if the euro area 
banking sector has a liquidity deficit vis-à-vis the Eurosys-
tem. A Iiquidity deficit allows for the continuous provision 
of liquidity by way of Eurosystem monetary policy oper-
ations.”

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 

März 2016 
91



tralbankbilanz und auch ihr Wachstum im Zeit-

verlauf. Auf der Aktivseite verändert sich ent-

sprechend der Umfang der geldpolitischen, 

liquiditätsbereitstellenden Operationen.13) 

Wären in der Vergangenheit die nicht geldpoli-

tischen Wertpapierbestände der nationalen 

Zentralbanken übermäßig angewachsen, hätte 

sich im Euro-Raum ein struktureller Liquiditäts-

überschuss ergeben können. Zwar kann das 

Eurosystem auch in einem solchen Umfeld wie-

der ein strukturelles Liquiditätsdefizit erzeugen, 

indem es die Mindestreserve erhöht oder struk-

turelle liquiditätsabsorbierende Geschäfte an-

bietet (etwa durch die Emission von Zentral-

bankschuldverschreibungen). Doch würde es 

dadurch die Kosten der gemeinsamen Geldpoli-

tik erhöhen, während die zusätzlichen Einnah-

men aus den nationalen Anlageportfolios allein 

den nationalen Zentralbanken zufließen wür-

den.

Die geldpolitische Steuerung der kurzfristigen 

Zinsen wird durch ein strukturelles Liquiditäts-

defizit vereinfacht, weil Banken damit in eine 

Refinanzierung bei der Zentralbank gezwungen 

werden. Die konkrete Höhe des dafür erforder-

lichen strukturellen Liquiditätsdefizits wird im 

Euro-Währungsgebiet vom EZB-Rat aus geld-

politischen Erwägungen bestimmt.14) Grund-

sätzlich können Zentralbanken ein bestehendes 

Liquiditätsdefizit des Bankensystems durch ver-

schiedenartige geldpolitische Geschäfte decken. 

Alternativ zu revolvierend angebotenen Kredit-

operationen kann eine Zentralbank auch durch 

endgültige Ankäufe von längerfristigen Wert-

papieren Liquidität bereitstellen und das Liqui-

ditätsdefizit verringern. So steuerte beispiels-

weise das Federal Reserve System in der Ver-

gangenheit die strukturelle Liquiditätsposition 

aktiv durch tägliche Ankäufe beziehungsweise 

Verkäufe von Anleihen des Zentralstaates.15) 

Grundsätzlich wäre es auch für das Eurosystem 

möglich, das Liquiditätsdefizit mit strukturellen 

geldpolitischen Maßnahmen, etwa längerfris-

tigen Kreditgeschäften oder endgültigen An-

käufen von Wertpapieren, zu steuern. Das Euro-

system machte seinerzeit von dieser Möglich-

keit jedoch keinen Gebrauch.

Mit den umfangreichen geldpolitischen Wert-

papierankäufen im Rahmen des Programms 

zum Ankauf von Vermögenswerten (expanded 

Asset Purchase Programme: APP) hat die Geld-

politik des Eurosystems auch bezüglich der 

strukturellen Liquiditätsposition des Bankensys-

tems eine neue Situation herbeigeführt: An-

stelle des bisherigen strukturellen Liquiditäts-

defizits verfügt das Bankensystem über einen 

strukturellen Liquiditätsüberschuss. Auch die 

gezielten längerfristigen Refinanzierungs-

geschäfte mit Laufzeiten von bis zu vier Jahren 

haben in hohem Umfang Liquidität bereit-

gestellt und die konsolidierte Bilanz des Euro-

systems stark verlängert. Diese geldpolitischen 

Sondermaßnahmen sollen über verschiedene 

Kanäle der geldpolitischen Transmission auf die 

Preisentwicklung wirken.16)

Auch in diesem Umfeld ist es weiterhin notwen-

dig, die Liquiditätszufuhr aus nicht geldpoli-

tischen Geschäften zu begrenzen. Während in 

der Vergangenheit im Rahmen des ANFA das 

Ziel im Mittelpunkt stand, ein strukturelles Liqui-

ditätsdefizit zu wahren, regelt es im aktuellen 

Umfeld den aus geldpolitischen Überlegungen 

abgeleiteten maximalen strukturellen Liquidi-

tätsüberschuss.17) Damit wird gewährleistet, 

dass operative geldpolitische Zielsetzungen des 

EZB-Rats hinsichtlich der Bilanzsummenentwick-

lung des Eurosystems mittels geldpolitischer Ins-

trumente – und nicht durch nicht geldpolitische 

Höhe des  
notwendigen 
strukturellen 
Liquiditäts-
defizits aus  
geldpolitischen 
Erwägungen 
abgeleitet

Paradigmen-
wechsel der 
Geldpolitik führt 
aktuell zur 
Steuerung eines 
maximal zuläs-
sigen Liquiditäts-
überschusses

13 Vgl.: U. Bindseil (2004), Monetary Policy Implementa-
tion, Oxford University Press, S. 49 ff.; sowie D. Gros und 
F. Schobert (1999), Excess Foreign Exchange Reserves and 
Overcapitalisation in the Eurosystem, IFO Schnelldienst 
19/99, S. 25 – 35.
14 Vgl.: Agreement of 19 November 2014 on Net Financial 
Assets, Präambel (2): „The liquidity deficit needs to be pre-
served at a Ievel that is sufficient to efficiently implement 
monetary policy and the Governing Council is competent to 
determine this Ievel.”
15 Die Bundesbank hat dagegen in der Vergangenheit den 
Aufbau eines größeren Bestandes langfristiger Staatsanlei-
hen weitgehend vermieden, um nicht den Verdacht der 
Finanzierung öffentlicher Haushaltsdefizite zu erwecken.
16 Zu den Transmissionskanälen der Sondermaßnahmen 
siehe EZB Wirtschaftsbericht, 7/ 2015, Kasten 1.
17 Vgl.: Agreement of 19 November 2014 on Net Financial 
Assets, Präambel (12): „If monetary policy operations are 
conducted with the explicit intention to actively create a 
 Iiquidity surplus situation, the Governing Council may con-
sider setting a Eurosystem maximum liquidity surplus to be 
used as the basis for the annual calibration exercise.“
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Aktivitäten nationaler Zentralbanken – erreicht 

werden.

Wirkungen und Kalibrie-
rungsmechanik des ANFA

Um im besonderen Kontext der EWWU sicher-

zustellen, dass die nicht geldpolitischen Aktivi-

täten der nationalen Zentralbanken mit der ge-

meinsamen Geldpolitik des Eurosystems verein-

bar sind, wurden verschiedene Regelungen 

erlassen.

Das ANFA erlegt den nationalen Zentralbanken 

des Eurosystems generelle Obergrenzen für ihre 

nicht geldpolitischen Bilanzaktivitäten auf. Die 

aus solchen Aktivitäten resultierenden soge-

nannten Netto-Finanzaktiva umfassen alle nicht 

geldpolitischen Aktivpositionen abzüglich der 

nicht geldpolitischen Passivpositionen des Euro-

systems. Im Fokus stehen die aus diesen Posi-

tionen resultierenden aggregierten Liquiditäts-

effekte für den einheitlichen Währungsraum.

Einzelne Transaktionen oder Geschäftsarten 

unterliegen hingegen nicht dem ANFA, sondern 

unter anderem der Richtlinie zum Management 

heimischer, das heißt in Euro denominierter, 

Aktiva und Passiva (DALM-Leitlinie)18). In der 

DALM-Leitlinie werden diverse Melde- und Zu-

stimmungspflichten für bestimmte, auf Euro 

lautende nicht geldpolitische Transaktionen der 

nationalen Zentralbanken festgelegt. Die so ge-

nerierten Informationen sollen dem Eurosystem 

die Steuerung der Liquiditätsposition des Ban-

kensektors erleichtern, was wiederum essenziell 

für die volumenmäßige Kalibrierung befristeter 

zuteilungsbegrenzter geldpolitischer Opera-

tionen ist.19) Des Weiteren ist für nicht geldpoli-

tische Transaktionen der nationalen Zentralban-

ken, deren Netto-Liquiditätseffekt innerhalb 

eines Geschäftstages 200 Mio € übersteigt, im 

Vorfeld eine interne Abstimmung mit der EZB 

(„prior approval“) vorzunehmen (vgl. Art. 7 (1) 

i. V. m. Art. 8 und Anhang 1 der DALM). Zudem 

finden sich in dieser Leitlinie Bestimmungen, 

wonach die Verzinsung von Einlagen öffent-

licher Haushalte bei den nationalen Zentralban-

ken nicht rentierlicher sein darf als vergleichbare 

marktübliche Sätze. Dies soll unter anderem An-

reize für die öffentliche Hand schaffen, diese 

Gelder im Markt anzulegen und somit das Liqui-

ditätsmanagement des Eurosystems verein-

fachen.

Das ANFA regelt in Verbindung mit den vom 

EZB-Rat festgelegten geldpolitischen Parame-

tern den maximal zulässigen Gesamtumfang 

der Netto-Finanzaktiva des Eurosystems und 

verteilt sie auf die nationalen Zentralbanken. 

Der jährliche Verteilungsprozess (sog. Kalibrie-

rung) erfolgt in zwei Schritten.20)

Zunächst wird das insgesamt zur Verfügung ste-

hende Volumen der Netto-Finanzaktiva definiert 

und proportional gemäß dem jeweiligen Anteil 

der nationalen Zentralbanken am EZB-Kapital 

auf diese verteilt. Hieraus ergeben sich die so-

genannten Erstansprüche („entitlements“) einer 

nationalen Zentralbank auf Netto-Finanzaktiva. 

In einem zweiten Schritt wird die geplante Nut-

zung dieser Spielräume durch die nationalen 

Zentralbanken erhoben, da es sowohl Zentral-

banken geben kann, deren gewünschte Netto-

Finanzaktiva für das nächste Jahr über den zu-

geteilten Erstansprüchen liegen, als auch Zen-

tralbanken, die nur in geringerem Umfang 

Netto-Finanzaktiva halten wollen. Innerhalb be-

stimmter Grenzen findet daher eine temporäre 

Umverteilung ungenutzter Spielräume für die 

Haltung von Netto-Finanzaktiva an solche na-

tionale Zentralbanken statt, die gemessen am 

ANFA legt Ober-
grenze für nicht 
geldpolitische 
Netto-Finanz-
aktiva des Euro-
systems fest, …

… während  
Einzeltrans-
aktionen der 
nationalen Zen-
tralbanken einer 
gesonderten 
Leitlinie 
unterliegen

Jährliche ANFA-
Kalibrierung

18 Vgl.: EZB, Guideline of the European Central Bank of 
20 February 2014 on domestic asset and liability manage-
ment operations by the national central banks, Präambel (1): 
„[…] when carrying out operations in domestic assets and 
liabilities on their own initiative, such operations should not 
interfere with the single monetary policy.“ (https://www.
ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/en_ecb_2014_9__f_sign.pdf).
19 Ein solches Liquiditätsmanagement im Eurosystem hat 
eine besondere Relevanz für die Ermittlung des Benchmark-
Zuteilungsbetrages in befristeten Refinanzierungsopera-
tionen. Vgl.: https://www.ecb.europa.eu/mopo/implement/
omo/pdf/How_to_calculate_the_benchmark.pdf. Dies gilt 
insbesondere für ein Umfeld, in dem statt eines Mengen-
tenders mit Vollzuteilung Liquidität rationiert zugeteilt wird. 
Dies war im Eurosystem bis Oktober 2008 der Fall.
20 Vgl.: Agreement of 19 November 2014 on Net Financial 
Assets, Art. 2 i. V. m. Anhang 2.
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EZB-Kapitalschlüssel überproportional hohe Be-

stände an Netto-Finanzaktiva halten wollen. 

Sollte eine ihren Spielraum nicht nutzende Zen-

tralbank diesen in den Folgejahren nutzen wol-

len, kann sie dies innerhalb der vom ANFA vor-

gesehenen Mechanismen tun. Zudem verbleibt 

ein gewisser Puffer bei den Netto-Finanzaktiva 

abgebenden nationalen Zentralbanken. Dieser 

dient als Sicherheit, falls im Laufe des Jahres die 

erwarteten Bestände an Netto-Finanzaktiva 

doch höher ausfallen, was zum Beispiel durch 

nicht direkt kontrollierbare Entwicklungen auf 

der Passivseite der Zentralbankbilanz geschehen 

kann.

Aus beiden Schritten ergeben sich letztlich die 

endgültigen Obergrenzen für Netto-Finanz-

aktiva („ceilings“), die die nationalen Zentral-

banken im Jahresdurchschnitt nicht überschrei-

ten dürfen. Mit dem beschriebenen Verteilungs-

mechanismus für Netto-Finanzaktiva und der 

daraus resultierenden Festlegung der Obergren-

zen soll sichergestellt werden, dass die nationa-

len Zentralbanken in ihrer Bilanzautonomie 

– bezogen auf nicht geldpolitische Geschäfte – 

nicht mehr beschränkt werden, als es geldpoli-

tische Erwägungen erfordern. Gleichzeitig ist 

aber gewährleistet, dass die Netto-Finanzaktiva 

im Aggregat den aus geldpolitischen Erwägun-

gen ermittelten zulässigen Gesamtumfang nicht 

überschreiten.

Entwicklung der  
Netto-Finanzaktiva  
bei der Bundesbank

In der Vergangenheit hat die Bundesbank in 

einem vergleichsweise geringen Umfang Netto-

Finanzaktiva gehalten. Sie hat so dazu beigetra-

gen, ein ausreichendes strukturelles Liquiditäts-

defizit für die Geldpolitik aufrechtzuerhalten. 

Die Netto-Finanzaktiva der Bundesbank ent-

wickelten sich im Zeitraum 2002 bis 2010 relativ 

stabil und lagen durchschnittlich bei 46 Mrd € 

(vgl. nebenstehendes Schaubild). Ab dem Jahr 

2011 nahmen die Netto-Finanzaktiva der Bun-

desbank dann deutlich ab und erreichten im 

Jahr 2015 einen negativen Durchschnittswert 

von – 17 Mrd €. Stichtagsbezogen lagen sie per 

31. De zember 2015 bei – 50 Mrd €.

Im Vergleich dazu stiegen die Netto-Finanz-

aktiva des Eurosystems (einschl. der Bundes-

bank) zwischen 2002 und 2011 kontinuierlich 

von 267 Mrd € auf 600 Mrd €. Danach redu-

zierten sie sich wieder und lagen Ende 2015 

noch bei 490 Mrd €.

Um die Entwicklung der Netto-Finanzaktiva der 

Bundesbank genauer zu erläutern, ist ein Blick 

auf die Aktiv- und Passivpositionen der Bilanz 

notwendig (vgl. Schaubild auf S. 95). Für den 

negativen Betrag der Netto-Finanzaktiva der 

Bundesbank Ende 2015 waren vor allem passiv-

seitige Entwicklungen verantwortlich, die von 

ihr nicht direkt steuerbar sind. Dazu zählen Ver-

änderungen in Euro denominierter Einlagen von 

Institutionen und Notenbanken außerhalb des 

Währungsraumes sowie von Einlagen öffent-

licher Haushalte und sonstiger Finanzinter-

mediäre im Euro-Währungsgebiet. So verdop-

pelten sich in Euro denominierte Einlagen von 

nicht im Euro-Raum ansässigen Institutionen 

und Notenbanken21) im Jahresverlauf auf 27 

Mrd €. Diese Entwicklung wurde von einem 

kontinuierlichen Anstieg der Einlagen öffent-

Bundesbank 
weist grund-
sätzlich ver-
gleichsweise 
geringe Netto-
Finanzaktiva 
auf, …

… die sich über-
wiegend durch 
passivseitige 
Transaktionen 
verändern

Netto-Finanzaktiva der Deutschen 
Bundesbank und des Eurosystems

Quelle: EZB und eigene Berechnungen.
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21 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Geschäftsbericht 2015, 
Bilanz zum 31. Dezember 2015, Passivposition 5 „Verbind-
lichkeiten in Euro gegenüber Ansässigen außerhalb des 
Euro-Währungsgebiets“.
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licher Haushalte und sonstiger Finanzinter-

mediäre 22) begleitet, die zum 31.  Dezember 

2015 ein Volumen in Höhe von 72 Mrd € auf-

wiesen. Die Erhöhung resultiert vorwiegend aus 

gestiegenen Einlagen des Bundes, der Bundes-

anstalt für Finanzmarktstabilisierung und des 

Europäischen Stabilitätsmechanismus.

Auf der Aktivseite weist die Bundesbank im Jahr 

2015 als größte Position von Netto-Finanzaktiva 

Währungsreserven in Höhe von 160 Mrd € auf, 

die sowohl Gold 23) als auch Devisenreserven 

und Forderungen an den Internationalen Wäh-

rungsfonds 24) umfassen. Auf der Passivseite 

standen diesen Aktivpositionen größtenteils 

Ausgleichsposten aus der Neubewertung 25) in 

Höhe von 106 Mrd € gegenüber. Ändert sich 

beispielsweise der Goldpreis und damit der 

Wert der Goldbestände der Bundesbank, so 

wird auch der Ausgleichsposten angepasst, 

sodass solche Bewertungsänderungen keine 

Auswirkungen auf das Gesamtvolumen der 

Netto-Finanzaktiva haben. Zudem hält die Bun-

desbank auf der Aktivseite ein nicht geldpoli-

tisches Euro-Portfolio26), dessen Wert sich zum 

31. Dezember 2015 zu fortgeführten Anschaf-

fungskosten auf 12,3 Mrd € belief. Davon ent-

fallen 9,6 Mrd € auf deutsche Pfandbriefe und 

2,7 Mrd € auf gedeckte Schuldverschreibungen 

französischer Emittenten. Diese Wertpapiere bil-

den einen Gegenposten zum Grundkapital, zur 

gesetzlichen Rücklage, zur Rückstellung für all-

gemeine Wagnisse und zu den langfristigen 

Pensions- und Beihilferückstellungen.27) Darüber 

hinaus hält die Bundesbank keine weiteren in 

Bestandteile und Struktur der Netto-Finanzaktiva der Deutschen Bundesbank
auf Aktiv- und Passivseite der Bilanz
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22 Vgl.: Deutsche Bundesbank, a. a. O., Passivposition 4 
„Verbindlichkeiten in Euro gegenüber sonstigen Ansässigen 
im Euro-Währungsgebiet“.
23 Vgl.: Deutsche Bundesbank, a. a. O., Aktivposition 1 
„Gold und Goldforderungen“.
24 Vgl.: Deutsche Bundesbank, a. a. O., Aktivposition 2 
„Forderungen in Fremdwährung an Ansässige außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets“.
25 Vgl.: Deutsche Bundesbank, a. a. O., Passivposition 13 
„Ausgleichsposten aus Neubewertung“.
26 Vgl.: Deutsche Bundesbank, a. a. O., Aktivposition 11 
„Sonstige Aktiva“ Unterposition A11.3 „Finanzanlagen“
27 Vgl.: Deutsche Bundesbank, a. a. O., Passivpositionen 12 
„Rückstellungen“ und 14 „Grundkapital und Rücklage“.
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Euro denominierten Wertpapiere zu Anlage-

zwecken.28)

Die nicht geldpolitischen Wertpapierportfolios 

anderer nationaler Zentralbanken des Eurosys-

tems haben tendenziell einen vergleichsweise 

größeren Umfang und somit auch einen größe-

ren Einfluss auf die Entwicklung ihrer Netto-

Finanzaktiva.

Die Netto-Finanzaktiva der Bundesbank sind, 

wie beschrieben, zurzeit stark durch das Passiv-

geschäft geprägt und können insoweit nicht 

genau gesteuert werden. Im Zuge einer Norma-

lisierung der Geldpolitik und damit möglicher-

weise einhergehender Verbesserungen des An-

lageumfelds am Geldmarkt wäre davon auszu-

gehen, dass die zeitweise recht hohen Einlagen 

von Nichtbanken bei der Bundesbank auch wie-

der zurückgehen dürften. Rein bilanzmecha-

nisch würde dies zu einer Erhöhung der Netto-

Finanzaktiva der Bundesbank führen, sodass 

diese künftig wieder positive Werte annehmen 

könnten.

Nicht geldpolitische  
Wertpapierportfolios der  
nationalen Zentral banken 
und Verbot der monetären 
Staats finanzierung

Im Verlauf der jüngsten öffentlichen Diskussion 

um nicht geldpolitische Wertpapierbestände 

sahen  sich Zentralbanken des Eurosystems teil-

weise dem Vorwurf der Intransparenz ausge-

setzt. So wurden nicht geldpolitische Ankäufe 

insbesondere von heimischen Staatsanleihen 

durch die jeweiligen nationalen Zentralbanken 

mit einer durch die europäischen Verträge ver-

botenen monetären Staatsfinanzierung 29) in 

Verbindung gebracht – insbesondere, soweit 

die Ausweitung solcher Portfolios parallel zur 

europäischen Staatsschuldenkrise erfolgte.

Tatsächlich berichten nationale Zentralbanken 

in unterschiedlicher Granularität über die Art 

und Zusammensetzung ihrer nicht geldpoli-

tischen Wertpapierportfolios. Dabei hat Trans-

parenz nachvollziehbare Grenzen: So wäre es 

nicht wünschenswert, wenn fälschlicherweise 

der Eindruck entstünde, dass einzelne Emitten-

ten ein herausgehobenes Vertrauen von Zen-

tralbanken genießen, wenn ihre Emissionen teil-

weise auch von Zentralbanken gehalten wer-

den. Andererseits ist es berechtigt, wenn die 

Öffentlichkeit die Bilanzen und Finanzausweise 

der Zentralbanken des Eurosystems in Augen-

schein nimmt und genauere Erläuterungen ein-

fordert, wo es möglicherweise an Verständlich-

keit und Nachvollziehbarkeit mangelt. Dies 

ist  vollkommen legitim und Anzeichen für 

ein  funktionierendes demokratisches Ge-

meinwesen. Die EZB ihrerseits überwacht die 

Einhaltung des Verbots der monetären Staats-

finanzierung und berichtet regelmäßig darü-

ber.30)

Die insbesondere in Deutschland vergleichs-

weise intensiv geführte Debatte um nicht geld-

politische Anleihekäufe von nationalen Zentral-

banken des Eurosystem illustriert einmal mehr, 

dass Staatsanleihekäufe durch die Zentralbank 

in einer Währungsunion umso erklärungs-

bedürftiger sind, je größer ihr Umfang und je 

weniger für Außenstehende erkennbar ist, wel-

28 Vgl.: Deutsche Bundesbank, a. a. O., Aktivposition 7 
„Wertpapiere in Euro von Ansässigen im Euro-Währungs-
gebiet“ Unterposition 7.2 „Sonstige Wertpapiere“.
29 Gemäß Art. 123 AEUV dürfen die EZB und die nationa-
len Zentralbanken keine Staatsanleihen am Primärmarkt 
erwerben. Darüber hinaus darf, wie auch die Verordnung 
(EG) Nr.  3603/ 93 des Rates klargestellt, der Erwerb von 
Staatsanleihen am Sekundärmarkt nicht genutzt werden, 
um die Ziele dieses Verbots zu umgehen, und der Erwerb 
von Staatsanleihen am Sekundärmarkt darf in der Praxis 
nicht die gleiche Wirkung haben wie der unmittelbare 
Erwerb von Staatsanleihen am Primärmarkt. Siehe dazu 
auch EuGH, Rs. C-62/ 14, Gauweiler, Rn. 97 ff. Ziel des Ver-
bots der monetären Staatfinanzierung ist insbesondere, die 
Mitgliedstaaten dazu anzuhalten, eine gesunde Haushalts-
politik zu verfolgen.
30 Vgl.: EZB, Jahresbericht 2014, Kapitel 2.6.4: „Die EZB 
überwacht ferner die durch die Zentralbanken der EU-Mit-
gliedstaaten am Sekundärmarkt getätigten Käufe von 
Schuldtiteln der öffentlichen Hand – also Käufe inländischer 
Staatspapiere sowie Käufe von Schuldtiteln, die von ande-
ren Mitgliedstaaten oder von Organen bzw. Einrichtungen 
der EU begeben wurden. […] Die für 2014 durchgeführte 
Überwachung bestätigte, dass die Bestimmungen von 
Artikel 123 und 124 des VAEU und die diesbezüglichen 
Ratsverordnungen im Allgemeinen eingehalten wurden.“
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che Motivlagen und Zielsetzungen den Wert-

papierkäufen im Einzelnen zugrunde liegen.

Bei aller sachlich begründeten Kritik und öffent-

lichen Debatte über geeignete geldpolitische 

Maßnahmen des Eurosystems und nicht geld-

politische Aktivitäten der nationalen Zentralban-

ken sollte jedoch Konsens darüber bestehen, 

dass das Eurosystem wie jede andere Zentral-

bank Vermögensgegenstände – einschließlich 

Kreditforderungen und Wertpapieren – erwer-

ben können muss, um den Liquiditätsbedarf des 

Bankensystems zu beeinflussen und bei Bedarf 

darüber hinausgehende geldpolitische Zielset-

zungen zu erreichen.

Fazit

Das ANFA ist eine vertragliche Absprache zwi-

schen den Zentralbanken des Eurosystems, das 

heißt den nationalen Zentralbanken und der 

EZB. Es handelt sich dabei um eine Selbstbe-

schränkung, die der effizienten Implementie-

rung der Geldpolitik dient. Das ANFA trägt der 

Besonderheit der Währungsunion Rechnung, in 

der nationale Zentralbanken weiterhin natio-

nale Aufgaben wahrnehmen. Vor dem Hinter-

grund des Vorrangs der Geldpolitik ist das ANFA 

ein sinnvolles Instrument, um die Vereinbarkeit 

der Geschäfte der nationalen Zentralbanken auf 

nationaler Rechtsgrundlage mit der Aufgaben-

erfüllung des Eurosystems im Rahmen der ge-

meinsamen Geldpolitik zu gewährleisten. Un-

abhängig von dieser vertraglichen Absprache 

besteht jederzeit das Recht des EZB-Rats, der 

Wahrnehmung nationaler Aufgaben durch die 

nationalen Zentralbanken zu widersprechen, 

wenn diese nach Feststellung des EZB-Rats 

nicht mit den Zielen und Aufgaben des Eurosys-

tems vereinbar sind.

Die Entscheidung für eine Veröffentlichung des 

ANFA bringt den Willen der Zentralbanken des 

Eurosystems zum Ausdruck, ihr Handeln trans-

parenter zu machen. Die nationalen Zentralban-

ken des Eurosystems können im Rahmen der 

ihnen zugestandenen Bilanzautonomie selbst 

entscheiden, inwiefern sie die Zusammenset-

zung ihrer nicht geldpolitischen Forderungen 

und Verbindlichkeiten veröffentlichen. Dabei 

gilt es abzuwägen, was im Sinne der Trans-

parenz veröffentlicht werden kann, ohne ver-

trauliche Informationen zu ihrer Geschäfts-

politik, etwa zu ihrem künftigen Anlageverhal-

ten, preiszugeben. Solange dies gewährleistet 

ist, strebt die Bundesbank in ihren Geschäfts-

berichten und anderen Publikationen größt-

mögliche Transparenz an. Denn Transparenz 

fördert die Glaubwürdigkeit von Zentralbanken 

und damit das Vertrauen in die Nachhaltigkeit 

ihrer geldpolitischen Aufgabenerfüllung.

ANFA als sinn-
volle freiwillige 
Selbstbeschrän-
kung zum Schutz 
der Geldpolitik

ANFA-Veröffent-
lichung als wei-
tere Stufe einer 
gestiegenen 
Transparenz
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I. Wichtige Wirtschaftsdaten für die Europäische Währungsunion
 
1. Monetäre Entwicklung und Zinssätze
 
 
 

 Bestimmungsfaktoren der
 Geldmenge in verschiedenen Abgrenzungen 1) 2) Geldmengenentwicklung 1) Zinssätze

 M3 3) Umlaufs-
MFI-Kredite an rendite

gleitender Unternehmen europäischer
Dreimonats- MFI-Kredite und Geldkapital- 3-Monats- Staats-

M1 M2 durchschnitt insgesamt Privatpersonen bildung 4) EONIA 5) 7) EURIBOR 6) 7) anleihen 8)

Zeit Veränderung gegenüber Vorjahr in % % p. a. im Monatsdurchschnitt

2014         Mai 5,0 2,1 1,1 1,2 − 2,5 − 2,7 − 1,3 0,25 0,32 2,2
         Juni 5,4 2,4 1,6 1,5 − 2,4 − 2,3 − 1,6 0,08 0,24 2,0

         Juli 5,5 2,4 1,8 1,8 − 1,8 − 1,8 − 1,3 0,04 0,21 1,9
         Aug. 5,9 2,7 2,0 2,1 − 1,8 − 1,9 − 1,1 0,02 0,19 1,7
         Sept. 6,2 3,0 2,5 2,3 − 1,6 − 1,9 − 1,1 0,01 0,10 1,6

         Okt. 6,1 2,7 2,5 2,7 − 1,3 − 1,6 − 1,7 0,00 0,08 1,6
         Nov. 7,0 3,3 3,1 3,1 − 1,0 − 1,5 − 1,9 − 0,01 0,08 1,5
         Dez. 8,1 3,8 3,8 3,6 − 0,1 − 0,7 − 2,1 − 0,03 0,08 1,3

2015         Jan. 9,0 4,0 3,9 3,9 0,2 − 0,4 − 2,1 − 0,05 0,06 1,1
         Febr. 9,2 4,1 4,1 4,2 0,3 − 0,2 − 2,2 − 0,04 0,05 1,0
         März 10,1 4,6 4,7 4,7 0,7 0,1 − 2,6 − 0,05 0,03 0,8

         April 10,6 4,9 5,4 5,0 1,1 0,3 − 2,9 − 0,07 0,00 0,8
         Mai 11,3 5,0 5,0 5,1 1,4 0,7 − 2,9 − 0,11 − 0,01 1,3
         Juni 11,8 5,2 4,9 5,1 1,4 0,4 − 3,0 − 0,12 − 0,01 1,6

         Juli 12,2 5,4 5,2 5,0 1,9 0,9 − 3,0 − 0,12 − 0,02 1,5
         Aug. 11,5 5,1 4,9 5,0 2,3 1,1 − 3,1 − 0,12 − 0,03 1,3
         Sept. 11,7 5,2 4,9 5,0 2,2 0,8 − 3,3 − 0,14 − 0,04 1,3

         Okt. 11,6 5,4 5,2 5,1 2,4 1,1 − 3,4 − 0,14 − 0,05 1,1
         Nov. 11,1 5,2 5,0 5,0 2,7 1,2 − 3,3 − 0,13 − 0,09 1,1
         Dez. 10,8 5,3 4,7 4,9 2,3 0,7 − 3,0 − 0,20 − 0,13 1,2

2016         Jan. 10,5 5,4 5,0 ... 2,6 0,9 − 3,3 − 0,24 − 0,15 1,1
         Febr. ... ... ... ... ... ... ... − 0,24 − 0,18 1,0

1 Quelle: EZB. 2 Saisonbereinigt. 3 Unter Ausschaltung der von Ansässigen außer- Nicht-MFIs.  5 Euro OverNight Index Average. 6 Euro Interbank Offered Rate. 7 
halb des Euro-Währungsgebiets gehaltenen Geldmarktfondsanteile, Geldmarkt- Siehe auch Anmerkungen zu Tab. VI.4, S.43  8 BIP-gewichtete Rendite zehnjähriger
papiere sowie Schuldverschreibungen mit einer Laufzeit bis zu 2 Jahren. 4 Länger- Staatsanleihen. Einbezogene Länder:DE,FR,NL,BE,AT,FI,IE,PT,ES,IT,GR, (nach
fristige Verbindlichkeiten der MFIs gegenüber im Euro-Währungsgebiet ansässigen Umschuldung im März 2012 Neuemission). 

  
  
2. Außenwirtschaft  *)

  
  
  

Ausgewählte Posten der Zahlungsbilanz der EWU Wechselkurse des Euro 1)

Leistungsbilanz Kapitalbilanz effektiver Wechselkurs 3)

darunter: Wertpapier- Finanz- Übriger Währungs-Direktinvesti-
Saldo Warenhandel Saldo tionen anlagen derivate 2) reserven Dollarkurs nominal realKapitalverkehr

Zeit Mio € 1. Vj. 1999=1001 EUR = ... USD

2014         Mai + 2 473 + 20 844 − 995 + 4 187 − 69 498 + 3 471 + 60 364 + 482 1,3732 103,6 99,5
         Juni + 18 325 + 21 050 + 45 030 + 10 545 − 37 278 + 385 + 71 825 − 447 1,3592 102,7 98,7

         Juli + 30 806 + 26 038 + 18 542 + 3 769 + 26 006 + 301 − 10 823 − 712 1,3539 102,3 98,2
         Aug. + 13 249 + 10 496 + 2 256 − 8 281 + 2 017 + 3 932 + 3 323 + 1 264 1,3316 101,5 97,5
         Sept. + 32 885 + 25 217 + 81 682 + 8 961 + 86 324 + 13 435 − 25 091 − 1 946 1,2901 99,9 95,9

         Okt. + 29 523 + 28 798 + 50 650 − 4 478 + 65 587 + 4 628 − 16 133 + 1 045 1,2673 99,1 95,0
         Nov. + 26 054 + 24 662 + 54 199 + 10 067 + 5 736 + 3 138 + 34 561 + 698 1,2472 99,0 94,9
         Dez. + 40 139 + 26 439 − 42 181 − 10 391 + 19 910 + 2 234 − 55 055 + 1 121 1,2331 99,0 94,8

2015         Jan. + 8 609 + 12 724 − 55 148 − 7 044 − 53 249 + 4 683 − 874 + 1 336 1,1621 95,2 91,1
         Febr. + 14 600 + 26 215 − 18 593 + 21 223 − 40 608 + 9 513 − 12 928 + 4 209 1,1350 93,3 89,5
         März + 31 183 + 26 745 + 109 208 + 90 326 − 18 922 + 8 420 + 29 135 + 250 1,0838 90,6 86,9

         April + 24 020 + 27 940 − 54 154 − 13 639 + 23 102 + 4 636 − 64 462 − 3 791 1,0779 89,7 86,1
         Mai + 7 803 + 24 936 + 32 447 − 8 142 + 46 655 + 3 059 − 7 315 − 1 809 1,1150 91,6 87,9
         Juni + 34 593 + 32 463 + 59 630 − 20 925 + 56 938 − 6 390 + 26 783 + 3 224 1,1213 92,3 88,5

         Juli + 38 756 + 36 851 − 10 846 − 12 780 + 78 512 + 9 944 − 79 531 − 6 990 1,0996 91,3 87,5
         Aug. + 17 722 + 17 080 + 6 918 − 14 323 + 22 283 − 7 785 + 5 378 + 1 365 1,1139 93,0 89,0
         Sept. + 34 183 + 28 123 + 49 031 − 4 293 + 20 349 − 3 830 + 28 507 + 8 297 1,1221 93,8 89,7

         Okt. + 27 547 + 31 158 + 37 523 − 3 943 + 25 939 − 693 + 22 224 − 6 004 1,1235 93,6 89,6
         Nov. + 30 290 + 29 762 + 18 943 − 393 + 30 176 + 9 779 − 23 090 + 2 471 1,0736 91,1 87,1
         Dez. + 41 384 + 28 052 + 40 930 + 6 703 + 78 268 + 7 307 − 59 475 + 8 127 1,0877 92,5 88,3

2016         Jan. ... ... ... ... ... ... ... ... 1,0860 93,6 p) 89,1
         Febr. ... ... ... ... ... ... ... ... 1,1093 94,7 p) 90,0

* Quelle: EZB, gemäß den internationalen Standards des Balance of Payments XII.10 und 12, S. 81  / 82  2 Einschl. Mitarbeiteraktienoptionen. 3 Gegenüber den
Manual in der 6. Auflage des Internationalen Währungsfonds. 1 Siehe auch Tab. Währungen der EWK-19-Gruppe. 



Deutsche Bundesbank

6  

Monatsbericht

März 2016

I. Wichtige Wirtschaftsdaten für die Europäische Währungsunion 
 

3. Allgemeine Wirtschaftsindikatoren
 
 

                   

Zeit EWU Belgien Deutschland Estland Finnland Frankreich Griechenland Irland Italien Lettland

 

Reales Bruttoinlandsprodukt 1)2)3)

 
2013 − 0,3 0,0 0,3 1,6 − 0,8 0,7 − 3,2 1,4 − 1,7 3,0
2014 0,9 1,3 1,6 2,9 − 0,7 0,2 0,6 5,2 − 0,3 2,4
2015 1,6 1,4 1,7 1,1 ... 1,2 − 0,2 ... 0,8 2,7

2014         3.Vj. 0,8 1,5 1,2 2,7 − 0,9 0,1 1,6 3,7 − 0,3 2,3
         4.Vj. 1,0 1,2 1,6 3,4 − 0,8 0,2 0,6 6,0 − 0,4 2,1

2015         1.Vj. 1,3 1,2 1,3 1,1 0,0 1,1 0,3 7,3 0,2 1,8
         2.Vj. 1,6 1,5 1,6 1,5 0,7 1,2 1,3 6,8 0,9 2,8
         3.Vj. 1,6 1,3 1,7 1,0 0,2 1,1 − 1,7 7,0 0,8 3,5
         4.Vj. 1,6 1,4 2,1 0,7 0,8 1,4 − 0,7 ... 1,1 2,7

 

Industrieproduktion 1)4)

 
2013 − 0,6 1,0 0,2 4,2 − 3,2 − 0,4 − 3,2 − 2,2 − 3,1 − 0,3
2014 0,8 1,0 1,3 4,3 − 1,9 − 0,7 − 2,0 20,9 − 0,6 − 0,9
2015 1,6 p) − 0,1 p) 0,9 − 2,4 − 1,0 1,9 0,6 17,6 1,0 3,6

2014         3.Vj. 0,6 0,1 0,7 4,7 − 1,8 0,0 − 3,0 21,6 − 1,4 − 0,8
         4.Vj. 0,4 − 1,5 0,7 6,8 − 0,9 − 0,9 0,1 25,9 − 1,4 − 0,7

2015         1.Vj. 1,6 0,0 0,7 1,9 − 3,4 1,9 2,4 24,9 − 0,2 1,6
         2.Vj. 1,4 − 1,7 1,7 − 1,7 − 1,1 2,0 − 3,0 10,0 1,0 5,7
         3.Vj. 1,9 0,2 1,6 − 4,0 − 0,1 1,4 1,3 20,2 2,0 3,8
         4.Vj. 1,3 p) 1,1 p) − 0,2 − 5,5 0,1 2,3 2,1 16,0 1,2 3,0

 

Kapazitätsauslastung in der Industrie 5)

 
2013 78,3 76,6 82,1 71,3 78,4 80,9 65,0 − 71,6 72,0
2014 80,4 79,3 83,9 73,0 79,0 81,9 67,7 − 73,7 72,2
2015 81,2 79,7 84,5 71,4 79,2 82,7 66,2 − 75,5 71,5

2014         4.Vj. 80,5 79,4 84,4 73,2 77,9 82,0 66,7 − 73,9 73,3

2015         1.Vj. 81,0 79,7 84,8 71,2 78,6 81,9 69,2 − 74,6 71,3
         2.Vj. 81,2 79,8 84,4 70,7 79,1 82,6 67,7 − 76,1 72,2
         3.Vj. 81,1 80,0 84,0 72,7 79,0 82,9 63,5 − 75,5 71,4
         4.Vj. 81,5 79,2 84,6 71,0 80,1 83,4 64,2 − 75,9 71,0

2016         1.Vj. 81,9 80,0 85,0 72,5 79,5 82,8 65,5 − 77,1 72,3
 

Standardisierte Arbeitslosenquote 6)7)

 
2013 12,0 8,4 5,2 8,6 8,2 10,3 27,5 13,1 12,1 11,9
2014 11,6 8,5 5,0 7,4 8,7 10,3 26,5 11,3 12,7 10,8
2015 10,9 8,3 4,6 ... 9,4 10,4 ... 9,4 ... 9,9

2015         Aug. 10,7 8,1 4,5 5,8 9,5 10,6 24,6 9,1 11,4 10,0
         Sept. 10,6 7,9 4,4 6,0 9,4 10,4 24,7 9,0 11,5 9,9

         Okt. 10,6 7,8 4,5 6,3 9,4 10,2 24,7 8,9 11,5 9,9
         Nov. 10,5 7,9 4,5 6,5 9,4 10,1 24,6 8,8 11,5 10,0
         Dez. 10,4 7,9 4,7 6,3 9,4 10,1 ... 8,8 11,6 10,1

2016         Jan. 10,3 7,9 4,2 ... 9,4 10,2 ... 8,6 11,5 10,4
 

Harmonisierter Verbraucherpreisindex 1)

 
2013 1,4 1,2 1,6 3,2 2,2 1,0 − 0,9 0,5 1,2 0,0
2014 8) 0,4 0,5 0,8 0,5 1,2 0,6 − 1,4 0,3 0,2 0,7
2015 9) 0,0 0,6 0,1 0,1 − 0,2 0,1 − 1,1 0,0 0,1 0,2

2015         Sept. − 0,1 0,9 − 0,1 − 0,3 − 0,7 0,1 − 0,8 − 0,1 0,2 − 0,4

         Okt. 0,1 1,2 0,2 0,0 − 0,3 0,2 − 0,1 − 0,1 0,3 − 0,1
         Nov. 0,1 1,4 0,2 0,5 − 0,2 0,1 − 0,1 − 0,1 0,1 0,0
         Dez. 0,2 1,5 0,2 − 0,2 − 0,2 0,3 0,4 0,2 0,1 0,4

2016         Jan. 0,3 1,8 0,4 0,1 0,0 0,3 − 0,1 0,0 0,4 − 0,3
         Febr. s) − 0,2 1,1 − 0,2 0,4 − 0,1 − 0,1 0,1 − 0,2 − 0,2 − 0,6

 

Staatlicher Finanzierungssaldo 10)

 
2012 − 3,7 − 4,1 − 0,1 − 0,3 − 2,1 − 4,8 − 8,8 − 8,0 − 3,0 − 0,8
2013 − 3,0 − 2,9 − 0,1 − 0,1 − 2,5 − 4,1 − 12,4 − 5,7 − 2,9 − 0,9
2014 − 2,6 − 3,1 0,3 0,7 − 3,3 − 3,9 − 3,6 − 3,9 − 3,0 − 1,5

 

Staatliche Verschuldung 10)

 
2012 89,3 104,1 79,7 9,5 52,9 89,6 159,4 120,2 123,2 41,4
2013 91,1 105,1 77,4 9,9 55,6 92,3 177,0 120,0 128,8 39,1
2014 92,1 106,7 74,9 10,4 59,3 95,6 178,6 107,5 132,3 40,6

Quellen: Nationale Statistiken, Europäische Kommission, Eurostat, Europäische Zentral- beitendes Gewerbe, Bergbau und Energie; arbeitstäglich bereinigt. 5  Verarbeitendes
bank. Aktuelle Angaben beruhen teilweise auf Pressemeldungen und sind vorläufig. Gewerbe, in Prozent; saisonbereinigt; Vierteljahreswerte jeweils erster Monat im
1  Veränderung gegen Vorjahrszeitraum in Prozent. 2  Bruttoinlandsprodukt des Quartal. 6  In Prozent der zivilen Erwerbspersonen; saisonbereinigt. 7  Standardisierte
EWU-Aggregats aus saisonbereinigten Werten berechnet. 3  ESVG  2010. 4  Verar- Arbeitslosenquote Deutschland: Eigene Berechnung auf Basis von Ursprungs-
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Slowakische
Litauen Luxemburg Malta Niederlande Österreich Portugal Republik Slowenien Spanien Zypern   Zeit

 

Reales Bruttoinlandsprodukt 1)2)3)

 
3,6 4,3 4,1 − 0,5 0,3 − 1,1 1,4 − 1,1 − 1,7 − 5,9 2013
3,0 4,1 3,7 1,0 0,4 0,9 2,5 3,0 1,4 − 2,5 2014
1,6 ... 6,3 1,9 0,9 1,5 3,6 2,9 3,2 1,6 2015

2,6 3,8 3,0 1,2 0,3 1,4 2,4 3,6 1,6 − 2,1 2014         3.Vj.
1,7 6,7 5,6 1,6 − 0,2 0,3 2,8 2,8 1,8 − 1,8          4.Vj.

1,2 5,5 6,2 2,5 0,5 1,5 2,9 2,8 2,7 0,2 2015         1.Vj.
1,4 6,2 6,9 1,8 0,9 1,5 3,4 2,7 3,3 1,4          2.Vj.
1,7 5,5 6,5 1,9 1,0 1,5 3,7 2,6 3,5 2,3          3.Vj.
1,9 ... 5,7 1,6 1,1 1,4 4,3 3,3 3,3 2,5          4.Vj.

 

Industrieproduktion 1)4)

 
3,2 − 3,2 − 5,3 0,5 0,8 0,5 3,8 − 1,4 − 1,7 − 13,5 2013
0,3 4,4 − 5,7 − 3,0 0,9 1,8 8,7 1,7 1,3 − 0,9 2014
4,5 0,9 6,2 − 2,7 p) 1,8 1,7 7,0 p) 4,5 3,4 p) 3,3 2015

− 0,6 3,8 − 5,5 0,4 − 0,3 1,8 8,2 2,7 0,8 − 0,2 2014         3.Vj.
3,6 3,3 − 1,1 − 2,4 0,4 − 0,2 9,9 2,3 0,5 − 0,8          4.Vj.

4,2 3,5 4,5 3,9 1,7 0,3 12,6 5,6 1,6 0,2 2015         1.Vj.
4,5 0,9 8,3 − 4,5 0,6 1,9 4,7 4,9 3,2 3,1          2.Vj.
4,0 − 1,4 7,4 − 7,3 2,8 2,4 6,1 4,7 4,2 4,2          3.Vj.
5,3 0,5 4,4 − 4,0 p) 2,0 2,3 5,0 p) 3,1 4,8 p) 5,3          4.Vj.

 

Kapazitätsauslastung in der Industrie 5)

 
73,2 64,5 77,0 76,7 83,6 73,5 77,1 78,3 73,3 49,3 2013
74,9 66,2 78,1 80,2 84,3 75,6 80,7 80,3 75,8 53,9 2014
74,2 68,3 78,6 81,8 84,0 77,7 82,4 83,6 77,8 58,2 2015

75,1 66,9 78,1 80,3 83,7 75,5 81,1 81,2 76,9 54,5 2014         4.Vj.

74,4 66,4 80,5 80,6 84,1 78,0 81,0 85,1 78,1 54,9 2015         1.Vj.
74,4 65,6 78,7 82,3 84,2 77,6 79,1 83,4 77,2 60,3          2.Vj.
73,6 69,0 77,2 82,2 84,4 77,7 86,2 83,6 77,6 56,4          3.Vj.
74,3 72,2 77,9 82,2 83,4 77,6 83,4 82,3 78,1 61,1          4.Vj.

75,9 72,4 77,8 81,4 85,0 77,0 85,4 83,2 79,0 56,9 2016         1.Vj.
 

Standardisierte Arbeitslosenquote 6)7)

 
11,8 5,9 6,4 7,3 5,4 16,4 14,2 10,1 26,1 15,9 2013
10,7 6,0 5,8 7,4 5,6 14,1 13,2 9,7 24,5 16,1 2014

9,1 6,1 5,3 6,9 ... 12,6 11,5 9,1 22,1 15,6 2015

9,0 6,0 5,2 6,8 5,7 12,3 11,4 9,0 21,7 15,2 2015         Aug.
8,9 6,0 5,2 6,8 5,7 12,4 11,3 8,9 21,4 15,1          Sept.

8,9 6,0 5,2 6,9 5,7 12,4 11,1 8,8 21,2 15,3          Okt.
8,8 5,9 5,1 6,7 5,9 12,2 10,8 8,8 20,9 15,6          Nov.
8,9 6,0 5,1 6,6 5,9 12,2 10,6 8,9 20,7 15,7          Dez.

9,0 5,8 5,1 6,5 5,9 12,2 10,3 8,9 20,5 15,3 2016         Jan.
 

Harmonisierter Verbraucherpreisindex 1)

 
1,2 1,7 1,0 2,6 2,1 0,4 1,5 1,9 1,5 0,4 2013
0,2 0,7 0,8 0,3 1,5 − 0,2 − 0,1 0,4 − 0,2 − 0,3 2014

− 0,7 0,1 1,2 0,2 0,8 0,5 − 0,3 − 0,8 − 0,6 − 1,5 2015

− 0,8 − 0,2 1,6 0,3 0,6 0,9 − 0,5 − 1,0 − 1,1 − 1,9 2015         Sept.

− 0,4 − 0,1 1,6 0,4 0,7 0,7 − 0,5 − 1,2 − 0,9 − 1,8          Okt.
− 0,5 0,4 1,3 0,4 0,5 0,6 − 0,4 − 0,9 − 0,4 − 1,5          Nov.
− 0,2 0,9 1,3 0,5 1,1 0,3 − 0,5 − 0,6 − 0,1 − 0,6          Dez.

0,7 0,5 0,8 0,2 1,4 0,7 − 0,6 − 0,8 − 0,4 − 1,1 2016         Jan.
0,5 − 0,3 1,0 0,3 ... 0,2 − 0,3 − 0,9 − 1,0 ...          Febr.

 

Staatlicher Finanzierungssaldo 10)

 
− 3,1 0,2 − 3,6 − 3,9 − 2,2 − 5,7 − 4,2 − 4,1 − 10,4 − 5,8 2012
− 2,6 0,7 − 2,6 − 2,4 − 1,3 − 4,8 − 2,6 − 15,0 − 6,9 − 4,9 2013
− 0,7 1,4 − 2,1 − 2,4 − 2,7 − 7,2 − 2,8 − 5,0 − 5,9 − 8,9 2014

 

Staatliche Verschuldung 10)

 
39,8 22,1 67,6 66,4 81,6 126,2 51,9 53,7 85,4 79,3 2012
38,8 23,4 69,6 67,9 80,8 129,0 54,6 70,8 93,7 102,5 2013
40,7 23,0 68,3 68,2 84,2 130,2 53,5 80,8 99,3 108,2 2014

werten des Statistischen Bundesamtes. 8  Ab 2014 einschl. Lettland. gliedstaaten außer Deutschland: letzte Datenveröffentlichung im Rahmen des
9  Ab 2015 einschl. Litauen. 10  In Prozent des Bruttoinlandsprodukts (Maast- Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit (Eurostat). Deutschland: aktueller
richt-Definition). EWU-Aggregat: Europäische Zentralbank, regelmäßig aktualisiert. Mit- Datenstand gemäß Statistischem Bundesamt und eigenen Berechnungen. 
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II. Bankstatistische Gesamtrechnungen in der Europäischen Währungsunion
 

1. Entwicklung der Geldbestände im Bilanzzusammenhang *)

a) Europäische Währungsunion1)

 
Mrd €

I. Kredite an Nichtbanken (Nicht-MFIs) II. Nettoforderungen gegenüber III. Geldkapitalbildung bei Monetären
im Euro-Währungsgebiet dem Nicht-Euro-Währungsgebiet Finanzinstituten (MFIs) im Euro-Währungsgebiet

Unternehmen öffentliche Einlagen Schuldver-
und Privatpersonen Haushalte Verbind- Einlagen mit verein- schreibun-

Forde- barter gen mitlichkeiten mit verein-
rungen gegen- barter Kündi- Laufzeit
an das über dem Laufzeit von Kapitalgungsfrist

darunter darunter von mehr von mehr mehr als undNicht-Euro- Nicht-Euro-
Wert- Wert- Währungs- Währungs- als als 3 Mo- 2 Jahren Rück-

Zeit insgesamt zusammen papiere zusammen papiere insgesamt gebiet gebiet insgesamt 2 Jahren naten lagen 3)(netto) 2)

2014         Juni 9,3 23,6 − 12,9 − 14,3 − 6,4 69,3 − 34,0 − 103,4 − 15,4 − 10,6 − 1,4 − 22,3 18,8

         Juli − 25,9 − 15,7 6,4 − 10,2 − 17,8 27,2 61,1 34,0 − 6,8 − 12,4 0,6 − 10,3 15,2
         Aug. − 45,7 − 51,0 − 15,6 5,3 15,9 − 1,3 − 5,8 − 4,5 0,2 − 5,0 1,3 − 5,9 9,8
         Sept. 34,8 26,2 − 14,5 8,6 9,2 − 25,0 − 17,7 7,3 − 6,0 − 16,5 0,3 − 12,0 22,1

         Okt. 5,0 − 24,0 − 9,0 29,0 23,1 10,4 − 4,0 − 14,4 − 37,0 − 13,9 − 0,2 − 26,5 3,6
         Nov. 33,7 25,6 5,5 8,1 5,2 60,2 76,5 16,3 − 13,3 1,1 − 0,4 − 13,1 − 0,9
         Dez. − 45,0 − 9,1 − 12,2 − 35,9 − 43,7 − 10,0 − 115,3 − 105,4 − 29,4 − 2,9 2,3 − 30,9 2,2

2015         Jan. 93,9 19,2 5,1 74,7 52,5 − 14,5 196,7 211,2 − 1,8 − 12,3 0,5 − 9,0 19,0
         Febr. 11,0 21,3 2,4 − 10,3 − 0,5 − 23,6 − 18,7 4,9 − 14,6 − 8,8 − 1,4 − 9,8 5,3
         März 77,4 44,4 − 1,1 32,9 29,8 11,2 − 29,2 − 40,4 − 20,5 − 12,4 − 1,3 − 26,1 19,4

         April 53,8 17,0 16,9 36,8 32,5 − 58,5 37,4 95,9 − 46,6 − 18,8 − 2,1 − 15,8 − 9,8
         Mai 21,9 5,5 − 0,8 16,4 31,2 25,2 − 56,2 − 81,4 − 23,9 − 8,3 − 1,7 − 23,5 9,5
         Juni 9,0 − 14,3 − 28,1 23,3 24,5 55,0 − 86,7 − 141,7 − 21,6 − 13,8 − 1,2 − 13,0 6,5

         Juli 59,9 56,1 50,8 3,7 4,0 − 64,9 − 0,5 64,5 − 5,1 10,4 − 0,9 − 21,4 6,8
         Aug. 11,0 − 27,5 6,9 38,6 47,5 − 22,9 10,1 33,0 − 10,3 − 2,4 − 1,4 − 9,3 2,9
         Sept. 29,4 − 9,9 − 8,8 39,3 45,7 − 7,0 − 95,0 − 88,0 − 20,8 − 3,2 − 0,7 − 26,1 9,2

         Okt. 26,8 4,5 − 15,4 22,2 18,6 9,2 23,9 14,7 − 39,7 − 25,3 − 1,1 − 17,1 3,9
         Nov. 87,2 48,2 2,0 39,1 47,1 3,6 − 15,3 − 18,8 − 6,5 − 13,5 − 1,7 − 4,8 13,5
         Dez. − 113,4 − 74,4 − 2,1 − 39,0 − 33,8 − 9,9 − 195,9 − 186,0 − 8,5 4,0 − 0,6 − 26,6 14,7

2016         Jan. 155,1 45,8 4,8 109,3 94,2 − 43,9 125,8 169,7 − 25,4 − 8,5 − 0,4 − 21,2 4,7

 
b) Deutscher Beitrag

 

I. Kredite an Nichtbanken (Nicht-MFIs) II. Nettoforderungen gegenüber III. Geldkapitalbildung bei Monetären
im Euro-Währungsgebiet dem Nicht-Euro-Währungsgebiet Finanzinstituten (MFIs) im Euro-Währungsgebiet

Unternehmen öffentliche
und Privatpersonen Haushalte Einlagen Schuldver-

Verbind- Einlagen mit verein- schreibun-
Forde- barter gen mitlichkeiten mit verein-
rungen gegen- barter Kündi- Laufzeit
an das über dem Laufzeit von Kapitalgungsfrist

darunter: darunter: von mehr von mehr mehr als undNicht-Euro- Nicht-Euro-
Wert- Wert- Währungs- Währungs- als als 3 Mo- 2 Jahren Rück-

Zeit insgesamt zusammen papiere zusammen papiere insgesamt gebiet gebiet insgesamt 2 Jahren naten lagen 3)(netto) 2)

2014         Juni − 7,2 0,5 − 0,9 − 7,8 0,6 34,6 12,3 − 22,3 5,5 − 3,1 − 1,1 − 3,0 12,7

         Juli 10,3 3,2 3,3 7,1 4,1 21,8 23,5 1,7 − 1,2 − 4,3 0,7 − 0,7 3,1
         Aug. − 6,4 0,8 − 3,4 − 7,2 − 2,0 − 16,9 − 11,4 5,5 − 2,7 − 1,3 0,9 − 2,8 0,5
         Sept. 10,2 6,2 2,1 4,0 4,8 − 16,6 − 14,1 2,5 − 3,2 − 0,7 0,5 − 4,5 1,5

         Okt. 5,3 − 4,2 − 4,5 9,5 2,4 16,5 10,9 − 5,6 − 1,7 − 2,8 − 0,2 1,2 0,1
         Nov. 14,1 15,3 6,0 − 1,2 1,9 12,8 30,9 18,1 0,1 − 2,7 − 0,4 1,5 1,8
         Dez. − 15,5 1,5 5,4 − 17,1 − 10,0 − 5,7 − 33,1 − 27,4 − 17,5 − 7,3 0,2 − 8,1 − 2,2

2015         Jan. 28,5 13,0 7,0 15,4 6,5 − 57,6 52,2 109,8 − 0,8 − 3,4 − 0,0 1,8 0,8
         Febr. 9,4 4,6 − 1,1 4,8 1,7 2,9 − 11,1 − 13,9 1,8 − 1,5 − 1,3 2,3 2,3
         März 15,2 9,7 8,4 5,6 7,2 − 12,1 − 19,0 − 6,9 − 15,3 − 4,8 − 1,3 − 9,1 − 0,1

         April 17,3 3,3 0,7 14,0 4,9 7,7 33,9 26,2 − 13,2 − 10,0 − 2,2 − 0,6 − 0,4
         Mai − 3,5 4,5 − 4,8 − 8,0 4,4 1,1 − 11,7 − 12,8 − 14,6 − 1,6 − 1,6 − 11,7 0,4
         Juni − 0,9 − 2,7 − 5,7 1,7 5,1 16,2 − 25,0 − 41,1 0,4 − 3,8 − 1,4 1,8 3,7

         Juli 31,5 22,9 21,3 8,6 6,4 − 27,6 − 8,7 19,0 12,5 16,5 − 1,5 − 0,6 − 1,9
         Aug. 12,9 7,2 − 1,5 5,7 9,0 − 20,7 − 0,9 19,9 − 6,5 0,5 − 1,5 − 4,5 − 1,0
         Sept. 11,5 4,1 − 2,6 7,3 8,7 15,9 − 2,0 − 17,9 − 11,7 − 2,5 − 1,4 − 7,4 − 0,4

         Okt. 3,4 − 3,8 − 9,4 7,1 3,5 − 8,5 − 13,1 − 4,6 − 10,7 − 9,0 − 1,3 0,7 − 1,1
         Nov. 27,3 21,3 7,8 6,0 10,6 − 13,0 − 35,7 − 22,7 − 12,8 − 3,6 − 1,2 − 3,9 − 4,1
         Dez. − 19,9 − 11,6 − 5,8 − 8,2 − 2,8 5,2 − 52,1 − 57,3 − 24,0 − 3,9 − 0,9 − 22,1 2,9

2016         Jan. 18,0 5,6 − 3,3 12,5 8,9 − 20,7 24,8 45,5 − 1,0 − 1,3 − 1,3 2,8 − 1,1

* Die Angaben der Übersicht beruhen auf der Konsolidierten Bilanz der Monetären MFI-Beteiligungen. 4 Einschl. Gegenposten für monetäre Verbindlichkeiten der Zentral-
Finanzinstitute (MFIs) (Tab. II.2); statistische Brüche sind in den Veränderungswerten staaten. 5 Einschl. monetärer Verbindlichkeiten der Zentralstaaten (Post, Schatz-
ausgeschaltet (siehe dazu auch die „Hinweise zu den Zahlenwerten“ in den ämter). 6 In Deutschland nur Spareinlagen. 7 Unter Ausschaltung der von Ansässigen
methodischen Erläuterungen im Statistischen Beiheft zum Monatsbericht 1, außerhalb des Euro-Währungsgebiets gehaltenen Papiere. 8 Abzüglich Bestände
S. 112   ). 1 Quelle: EZB. 2 Abzüglich Bestand der MFIs. 3 Nach Abzug der Inter- deutscher MFIs an von MFIs im Euro-Währungsgebiet emittierten Papiere.
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II. Bankstatistische Gesamtrechnungen in der Europäischen Währungsunion
 
 

a) Europäische Währungsunion
 
 

V. Sonstige Einflüsse VI. Geldmenge M3 (Saldo I + II - III - IV - V)

darunter: Geldmenge M2 Schuldver-
Intra- schreibun-
Eurosystem- Geldmenge M1 Einlagen gen mit
Verbindlich- Einlagen mit ver- Geld- Laufz. bis
keit/Forde- mit ver- einbarter markt- zu 2 Jahren

IV. Ein- einbarter fonds- (einschl.rung aus der Kündigungs-
lagen von Begebung täglich Laufzeit frist bis zu anteile Geldmarkt-    
Zentral- ins- von Bank- Bargeld- fällige bis zu 2 3 Mona- Repo- (netto) pap.)(netto)    
staaten gesamt 4) noten insgesamt zusammen zusammen umlauf Jahren 5) ten 5) 6) geschäfte 2) 7) 8) 2) 7)    ZeitEinlagen 5)

26,4 51,1 − 16,6 23,1 44,4 6,4 38,0 − 19,4 − 1,9 28,1 − 12,9 2,4 2014         Juni

− 23,1 2,4 − 28,8 15,0 10,3 9,4 0,9 6,4 − 1,6 2,7 16,9 − 7,3          Juli
− 46,4 − 48,2 − 47,5 40,7 34,9 2,0 32,8 3,5 2,4 2,9 3,7 2,4          Aug.
− 6,1 22,8 − − 0,8 14,7 33,4 0,3 33,1 − 12,8 − 5,8 − 18,3 − 11,6 6,0          Sept.

− 6,5 33,8 − 25,2 8,8 38,3 3,5 34,8 − 20,6 − 8,9 25,6 14,6 − 4,3          Okt.
25,9 − 11,4 − 92,7 90,5 100,6 6,2 94,4 − 14,5 4,4 − 2,7 5,6 0,6          Nov.

− 50,1 − 0,1 − 24,6 36,3 52,7 23,8 28,9 − 12,7 − 3,7 − 13,4 − 17,7 19,5          Dez.

80,8 − 45,4 − 45,8 25,1 54,4 − 2,7 57,1 − 37,0 7,7 23,7 20,2 − 4,3 2015         Jan.
− 28,6 − 15,3 − 45,8 21,5 28,4 4,1 24,3 − 8,6 1,6 38,0 8,7 2,2          Febr.

22,6 53,1 − 33,4 57,2 54,6 7,7 46,9 − 5,4 7,9 1,8 − 9,5 − 7,4          März

− 43,3 − 26,9 − 112,0 76,9 90,6 8,8 81,8 − 15,5 1,8 − 17,5 21,9 6,3          April
44,1 − 0,6 − 27,6 61,4 91,9 6,7 85,2 − 35,2 4,8 − 6,8 − 9,1 − 6,8          Mai
14,0 64,9 − 6,7 40,4 65,9 10,7 55,2 − 25,5 0,0 − 22,6 − 17,6 8,2          Juni

− 42,3 − 29,6 − 71,9 40,9 40,0 14,2 25,8 1,4 − 0,6 1,5 24,4 − 12,2          Juli
− 14,8 − 1,6 − 14,8 10,7 12,5 − 1,9 14,4 − 5,4 3,6 − 2,8 11,0 − 4,5          Aug.

28,7 34,0 − − 19,5 7,2 24,0 − 2,8 26,8 − 8,4 − 8,5 − 4,2 − 15,3 − 0,7          Sept.

33,0 − 60,0 − 102,6 68,6 83,6 2,2 81,3 − 10,1 − 4,8 − 6,1 21,8 0,9          Okt.
− 17,2 61,0 − 53,5 54,7 58,9 5,7 53,1 − 2,0 − 2,2 4,0 15,1 1,0          Nov.
− 72,5 − 42,4 − 0,1 54,0 45,4 14,4 30,9 7,7 0,9 − 31,1 − 23,7 − 10,8          Dez.

87,7 − 22,1 − 71,0 33,6 33,5 − 11,4 44,8 − 10,3 10,4 22,8 14,4 8,1 2016         Jan.

 
b) Deutscher Beitrag

 

V. Sonstige Einflüsse VI. Geldmenge M3, ab Januar 2002 ohne Bargeldumlauf (Saldo I + II - III - IV - V) 10)

darunter: Komponenten der Geldmenge

Intra-Euro- Schuldverschrei-
system-Ver- Bargeld- bungen mit
bindlichkeit/ umlauf Einlagen mit Laufzeit bis zu
Forderung (bis Dezem- vereinbarter 2 Jahren

IV. Ein- aus der ber 2001 Einlagen mit Kündigungs- (einschl.
lagen von Begebung in der Geld- täglich vereinbarter frist bis zu Geldmarkt- Geldmarkt-    
Zentral- ins- von Bank- menge M3 fällige Laufzeit bis 3 Monaten Repo- fondsanteile papiere)    
staaten gesamt noten 9) 11) enthalten) insgesamt Einlagen zu 2 Jahren 6) geschäfte (netto) 7) 8) (netto) 7)    Zeit

− 0,9 30,9 2,8 1,9 − 8,1 − 8,3 − 2,5 − 0,4 0,4 − 0,1 2,7 2014         Juni

1,3 24,4 4,5 2,4 7,6 5,5 0,0 − 0,9 3,2 − 0,0 − 0,2          Juli
− 4,8 − 38,5 3,7 − 0,1 22,7 15,8 2,9 0,6 1,7 − 0,3 2,1          Aug.

1,5 − 4,0 3,8 0,3 − 0,7 6,1 − 4,8 0,1 − 2,7 0,0 0,6          Sept.

− 1,3 6,5 3,2 0,8 18,2 25,6 − 9,3 − 0,3 1,8 − 0,0 0,4          Okt.
− 0,3 0,8 2,5 1,2 26,2 26,6 0,3 − 0,4 0,4 − 0,0 − 0,8          Nov.
− 1,3 12,2 3,6 5,0 − 14,6 − 18,1 8,2 2,2 − 6,2 − 0,1 − 0,6          Dez.

6,3 − 59,5 2,4 − 0,8 24,9 26,3 − 5,1 − 1,1 3,4 0,0 1,4 2015         Jan.
− 6,7 − 11,4 2,1 0,8 28,6 23,5 0,7 0,9 1,2 0,0 2,3          Febr.

2,9 10,3 2,3 2,2 5,2 5,5 0,3 − 0,9 − 0,4 − 0,0 0,8          März

− 2,7 5,0 2,2 1,8 35,9 29,6 − 1,2 − 0,2 3,8 − 0,1 4,1          April
1,4 − 4,8 2,4 1,1 15,5 28,1 − 3,3 0,2 − 6,4 0,1 − 3,1          Mai
2,2 12,7 0,9 3,5 − 0,1 5,6 − 3,5 − 0,3 − 1,6 0,1 − 0,3          Juni

− 3,2 − 18,6 4,7 3,3 13,1 12,9 − 0,0 − 0,4 1,2 0,0 − 0,6          Juli
− 0,3 − 13,1 2,4 − 0,5 12,1 14,7 − 3,8 0,3 2,0 0,1 − 1,2          Aug.

1,8 16,8 2,8 − 0,8 20,5 14,4 − 3,4 0,8 0,5 0,5 7,8          Sept.

− 0,6 − 25,3 3,0 − 0,3 31,4 30,7 − 3,8 1,3 − 0,5 − 0,0 3,7          Okt.
− 1,2 − 15,2 2,0 1,8 43,4 34,3 6,8 0,9 − 0,5 − 0,1 2,1          Nov.

10,3 15,2 2,6 2,3 − 16,2 − 21,3 6,3 3,0 − 3,6 − 0,4 − 0,2          Dez.

− 0,7 − 25,7 − 0,7 − 1,9 24,7 27,7 − 5,6 0,9 0,3 0,3 1,1 2016         Jan.

9 Einschl. noch im Umlauf befindlicher DM-Banknoten. 10 Die deutschen Beiträge zu sächlich von der Bundesbank emittierten Euro-Banknoten und dem Ausweis des Bank-
den monetären Aggregaten des Eurosystems sind keinesfalls als eigene nationale Geld- notenumlaufs entsprechend dem vom Eurosystem gewählten Rechnungslegungs-
mengenaggregate zu interpretieren und damit auch nicht mit den früheren deut- verfahren (siehe dazu auch Anm. 2 zum Banknotenumlauf in der Tab. III.2). 
schen Geldbeständen M1, M2 oder M3 vergleichbar. 11 Differenz zwischen den tat-
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2. Konsolidierte Bilanz der Monetären Finanzinstitute (MFIs) *)

 
 
 

Aktiva

Kredite an Nichtbanken (Nicht-MFIs) im Euro-Währungsgebiet

Unternehmen und Privatpersonen öffentliche Haushalte

Aktiva
gegenüber

Aktien und dem
Stand am Aktiva / Schuld- sonstige Schuld- Nicht-Euro- sonstige
Jahres- bzw. Passiva Buch- verschrei- Dividenden- Buch- verschrei- Währungs- Aktiv-
Monatsende insgesamt insgesamt zusammen kredite bungen 2) werte zusammen kredite bungen 3) gebiet positionen

 Europäische Währungsunion (Mrd €) 1)

 
2013         Dez. 24 648,0 16 161,5 12 802,4 10 649,6 1 360,8 792,1 3 359,1 1 097,3 2 261,8 4 487,3 3 999,1

2014         Jan. 25 041,7 16 241,9 12 803,5 10 640,4 1 368,4 794,7 3 438,5 1 118,5 2 320,0 4 680,4 4 119,3
         Febr. 24 985,6 16 222,0 12 771,6 10 635,6 1 343,7 792,3 3 450,4 1 110,2 2 340,1 4 671,5 4 092,2
         März 24 905,6 16 233,6 12 772,9 10 638,7 1 330,0 804,2 3 460,6 1 108,0 2 352,6 4 638,6 4 033,4

         April 25 042,7 16 233,3 12 767,4 10 647,1 1 294,8 825,6 3 465,9 1 107,7 2 358,2 4 697,2 4 112,3
         Mai 25 173,8 16 217,0 12 733,6 10 585,5 1 333,1 815,0 3 483,4 1 109,4 2 373,9 4 770,8 4 186,0
         Juni 25 131,3 16 209,3 12 730,5 10 606,7 1 318,3 805,5 3 478,8 1 100,9 2 377,9 4 751,1 4 170,9

         Juli 25 303,6 16 176,1 12 701,1 10 574,2 1 321,3 805,7 3 475,0 1 110,1 2 364,8 4 853,0 4 274,6
         Aug. 25 538,7 16 141,2 12 650,4 10 537,6 1 310,1 802,7 3 490,8 1 099,5 2 391,3 4 877,2 4 520,3
         Sept. 25 682,8 16 184,8 12 682,5 10 580,6 1 297,7 804,2 3 502,3 1 099,2 2 403,2 4 988,6 4 509,4

         Okt. 25 677,5 16 174,0 12 646,8 10 556,0 1 290,2 800,5 3 527,2 1 106,5 2 420,7 4 969,1 4 534,4
         Nov. 26 010,6 16 221,2 12 675,7 10 573,1 1 296,8 805,9 3 545,5 1 109,7 2 435,8 5 040,3 4 749,1
         Dez. 25 873,2 16 227,8 12 671,7 10 633,1 1 271,8 766,8 3 556,1 1 132,4 2 423,6 4 972,7 4 672,7

2015         Jan. 26 921,9 16 393,3 12 750,4 10 698,9 1 275,7 775,8 3 642,8 1 158,4 2 484,4 5 398,4 5 130,2
         Febr. 26 862,4 16 418,0 12 779,9 10 717,8 1 278,1 783,9 3 638,1 1 143,7 2 494,5 5 392,8 5 051,6
         März 27 245,0 16 513,4 12 834,2 10 767,4 1 275,4 791,4 3 679,2 1 148,2 2 531,0 5 467,9 5 263,6

         April 26 913,6 16 538,0 12 833,1 10 751,5 1 274,3 807,3 3 705,0 1 152,3 2 552,7 5 406,5 4 969,1
         Mai 26 749,2 16 549,3 12 840,9 10 760,4 1 275,8 804,7 3 708,4 1 137,8 2 570,7 5 400,4 4 799,6
         Juni 26 192,4 16 510,5 12 804,4 10 760,4 1 253,6 790,4 3 706,1 1 136,2 2 569,9 5 261,1 4 420,8

         Juli 26 415,5 16 595,0 12 866,7 10 765,3 1 299,7 801,6 3 728,4 1 134,8 2 593,6 5 281,4 4 539,0
         Aug. 26 257,4 16 567,1 12 809,3 10 720,3 1 302,2 786,8 3 757,7 1 126,0 2 631,8 5 232,4 4 458,0
         Sept. 26 202,2 16 595,6 12 784,6 10 710,8 1 302,5 771,3 3 811,0 1 120,5 2 690,6 5 148,9 4 457,7

         Okt. 26 413,7 16 658,2 12 815,4 10 745,3 1 287,6 782,5 3 842,8 1 124,5 2 718,3 5 242,1 4 513,3
         Nov. 26 729,6 16 773,0 12 885,4 10 799,2 1 295,0 791,3 3 887,6 1 116,6 2 771,0 5 304,9 4 651,7
         Dez. 25 927,6 16 619,2 12 781,6 10 707,6 1 295,5 778,5 3 837,6 1 109,7 2 728,0 5 020,5 4 287,9

2016         Jan. 26 493,4 16 767,9 12 810,9 10 739,0 1 306,0 765,9 3 957,1 1 127,5 2 829,5 5 133,7 4 591,7

 Deutscher Beitrag (Mrd €) 

2013         Dez. 5 571,3 3 644,0 2 884,1 2 498,8 145,3 240,0 759,9 371,4 388,5 1 065,2 862,1

2014         Jan. 5 651,4 3 659,6 2 893,1 2 498,5 144,8 249,8 766,6 377,8 388,8 1 111,0 880,7
         Febr. 5 617,5 3 654,6 2 886,9 2 500,6 143,2 243,1 767,7 373,9 393,7 1 111,8 851,1
         März 5 600,4 3 658,2 2 894,0 2 501,7 144,3 247,9 764,3 369,2 395,0 1 105,8 836,3

         April 5 631,0 3 679,4 2 914,4 2 508,2 145,2 261,0 765,0 369,8 395,2 1 112,1 839,6
         Mai 5 688,2 3 679,0 2 910,7 2 513,9 146,5 250,4 768,2 371,2 397,0 1 136,0 873,2
         Juni 5 697,3 3 670,8 2 910,9 2 515,1 145,8 250,0 759,9 362,6 397,3 1 150,9 875,5

         Juli 5 765,7 3 681,2 2 914,0 2 515,6 143,9 254,6 767,2 365,7 401,5 1 183,5 900,9
         Aug. 5 843,8 3 675,7 2 915,6 2 520,4 142,6 252,7 760,1 360,4 399,7 1 179,0 989,0
         Sept. 5 843,6 3 688,5 2 924,1 2 526,7 144,0 253,5 764,4 359,8 404,6 1 182,8 972,4

         Okt. 5 864,9 3 695,6 2 922,0 2 528,3 141,7 251,9 773,6 366,9 406,8 1 192,8 976,5
         Nov. 5 960,0 3 711,2 2 938,5 2 537,3 145,5 255,7 772,6 363,9 408,7 1 225,3 1 023,5
         Dez. 5 973,4 3 696,4 2 931,4 2 527,7 143,6 260,1 764,9 364,1 400,8 1 209,1 1 068,0

2015         Jan. 6 233,3 3 728,3 2 948,0 2 536,5 142,2 269,2 780,4 372,4 408,0 1 313,5 1 191,4
         Febr. 6 174,3 3 739,4 2 953,8 2 542,4 142,3 269,1 785,5 375,5 410,0 1 301,2 1 133,7
         März 6 272,2 3 758,2 2 967,1 2 546,4 144,1 276,5 791,2 374,0 417,2 1 306,4 1 207,5

         April 6 202,9 3 772,6 2 966,9 2 546,0 135,6 285,3 805,7 382,9 422,8 1 317,1 1 113,2
         Mai 6 140,5 3 770,8 2 972,2 2 555,9 135,0 281,3 798,6 370,7 427,9 1 317,8 1 052,0
         Juni 5 995,7 3 767,1 2 967,3 2 557,3 133,3 276,7 799,9 367,0 432,9 1 279,1 949,4

         Juli 6 058,3 3 803,0 2 993,0 2 561,0 153,8 278,2 810,0 368,0 442,0 1 274,1 981,2
         Aug. 6 026,6 3 813,0 2 996,1 2 567,6 155,4 273,1 816,9 364,9 452,0 1 260,5 953,1
         Sept. 6 041,7 3 824,0 2 996,1 2 572,5 157,2 266,4 827,9 364,5 463,4 1 257,0 960,7

         Okt. 6 041,6 3 832,0 2 994,6 2 578,6 150,5 265,6 837,4 368,4 469,0 1 257,1 952,5
         Nov. 6 104,5 3 864,8 3 019,5 2 594,8 153,5 271,2 845,3 363,9 481,3 1 236,6 1 003,2
         Dez. 5 924,8 3 839,8 3 003,6 2 586,5 155,7 261,3 836,3 358,3 477,9 1 166,4 918,6

2016         Jan. 6 057,2 3 856,2 3 004,6 2 592,7 155,0 256,9 851,6 362,0 489,6 1 191,3 1 009,7

* Zu den Monetären Finanzinstituten (MFIs) zählen die Banken (einschl. Bausparkas- nehmen. 3 Einschl. Schatzwechsel und sonstige Geldmarktpapiere von öffentlichen
sen), Geldmarktfonds sowie Europäische Zentralbank und Zentralnotenbanken Haushalten. 4 Euro-Bargeldumlauf (siehe auch Anm. 8, S. 12  ) Ohne Kassenbestände
(Eurosystem). 1 Quelle: EZB. 2 Einschl. Geldmarktpapiere von Unter- (in Euro) der MFIs. Für deutschen Beitrag: enthält den Euro-Banknotenumlauf der
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Passiva

Einlagen von Nichtbanken (Nicht-MFIs) im Euro-Währungsgebiet

Unternehmen und Privatpersonen

mit vereinbarter mit vereinbarter
Laufzeit Kündigungsfrist 6)

von über
1 Jahr   Stand am

Bargeld- darunter: auf täglich bis zu bis zu von mehr bis zu von mehr als   Jahres- bzw.
umlauf 4) insgesamt Euro 5) zusammen fällig 1 Jahr 2 Jahren als 2 Jahren 3 Monaten 3 Monaten   Monatsende

Europäische Währungsunion (Mrd €) 1)

 
921,2 10 900,4 10 351,8 10 401,3 4 310,6 1 153,6 431,3 2 334,9 2 084,5 86,4 2013         Dez.

908,3 10 919,1 10 348,6 10 399,4 4 304,6 1 132,1 442,6 2 337,6 2 096,5 86,0 2014         Jan.
910,2 10 949,2 10 338,5 10 382,8 4 307,7 1 129,1 445,4 2 319,8 2 094,6 86,2          Febr.
916,5 10 966,6 10 355,6 10 399,0 4 332,6 1 129,0 441,5 2 311,4 2 098,5 86,1          März

921,8 10 948,1 10 350,7 10 394,3 4 364,8 1 124,3 442,6 2 280,1 2 096,5 86,0          April
928,9 11 020,7 10 387,2 10 425,8 4 414,7 1 121,4 439,4 2 266,3 2 098,4 85,6          Mai
935,3 11 050,7 10 387,6 10 424,2 4 447,5 1 104,4 434,9 2 255,8 2 097,2 84,4          Juni

944,7 11 022,8 10 378,1 10 420,0 4 448,9 1 115,3 430,6 2 244,8 2 095,2 85,0          Juli
946,8 11 015,1 10 414,4 10 454,5 4 478,1 1 124,0 427,2 2 241,3 2 097,5 86,3          Aug.
947,0 11 017,4 10 417,6 10 466,0 4 522,5 1 115,0 422,6 2 227,3 2 091,9 86,7          Sept.

950,6 11 004,8 10 402,5 10 465,5 4 557,8 1 109,4 415,2 2 212,0 2 084,5 86,5          Okt.
956,8 11 109,7 10 480,5 10 532,6 4 637,2 1 099,7 407,6 2 213,2 2 088,7 86,1          Nov.
980,6 11 155,3 10 549,3 10 627,7 4 728,8 1 089,3 399,5 2 217,4 2 105,6 87,0          Dez.

979,1 11 302,4 10 590,2 10 692,0 4 817,5 1 073,8 389,1 2 213,3 2 109,9 88,4 2015         Jan.
983,2 11 285,4 10 597,4 10 694,0 4 837,6 1 039,2 389,0 2 230,9 2 110,1 87,2          Febr.
990,9 11 355,8 10 634,9 10 744,0 4 893,4 1 040,0 384,7 2 221,9 2 118,1 85,9          März

999,8 11 349,3 10 679,2 10 777,4 4 964,7 1 030,6 378,6 2 200,3 2 119,3 83,9          April
1 006,4 11 442,8 10 720,8 10 814,5 5 039,6 1 001,7 374,0 2 193,0 2 123,9 82,3          Mai
1 017,1 11 464,0 10 721,4 10 820,3 5 088,6 977,6 370,2 2 178,6 2 124,1 81,2          Juni

1 031,3 11 461,0 10 752,2 10 865,9 5 125,0 983,3 367,9 2 187,5 2 121,8 80,4          Juli
1 029,4 11 444,7 10 749,1 10 857,1 5 126,4 981,6 362,4 2 183,4 2 124,2 79,1          Aug.
1 026,5 11 479,7 10 764,9 10 865,3 5 152,8 977,2 358,8 2 179,5 2 118,7 78,3          Sept.

1 028,8 11 577,8 10 817,6 10 927,7 5 244,5 973,5 356,8 2 161,0 2 114,5 77,3          Okt.
1 034,5 11 602,2 10 851,4 10 947,9 5 288,6 971,2 350,3 2 150,5 2 111,6 75,7          Nov.
1 048,9 11 561,7 10 889,3 10 997,9 5 325,1 981,2 349,1 2 152,3 2 115,0 75,2          Dez.

1 037,4 11 681,1 10 923,8 11 022,9 5 360,9 972,2 348,6 2 143,1 2 123,9 74,2 2016         Jan.

 Deutscher Beitrag (Mrd €) 

226,6 3 140,9 3 075,9 2 955,8 1 403,8 197,6 33,6 710,9 532,2 77,8 2013         Dez.

213,5 3 136,4 3 074,8 2 960,6 1 414,2 195,0 32,8 709,6 531,7 77,3 2014         Jan.
213,7 3 149,6 3 084,0 2 965,9 1 419,3 198,7 32,4 705,8 532,1 77,6          Febr.
215,6 3 139,6 3 074,6 2 954,0 1 410,5 200,0 32,0 703,1 530,9 77,5          März

217,0 3 164,3 3 101,6 2 984,7 1 446,5 200,8 31,5 699,3 529,2 77,4          April
218,3 3 182,1 3 116,5 2 992,7 1 455,0 203,1 32,0 696,8 528,6 77,2          Mai
220,3 3 165,8 3 101,0 2 972,3 1 446,5 195,6 32,1 693,6 528,3 76,1          Juni

222,6 3 168,9 3 102,0 2 976,7 1 455,9 195,5 31,5 689,5 527,5 76,8          Juli
222,5 3 183,4 3 120,4 2 992,8 1 467,7 199,8 31,3 688,2 528,0 77,7          Aug.
222,8 3 187,6 3 124,3 2 997,3 1 479,1 191,5 32,7 687,6 528,2 78,2          Sept.

223,6 3 199,5 3 133,6 3 020,0 1 507,0 189,9 32,5 684,8 527,9 78,1          Okt.
224,8 3 222,7 3 157,5 3 038,6 1 531,2 186,7 33,4 682,2 527,4 77,7          Nov.
229,7 3 207,5 3 142,6 3 019,1 1 507,1 191,8 32,3 680,6 531,0 76,4          Dez.

228,9 3 233,6 3 156,6 3 045,0 1 541,7 188,3 31,3 677,5 528,8 77,4 2015         Jan.
229,7 3 249,6 3 172,0 3 062,0 1 562,7 187,1 31,0 675,4 529,6 76,1          Febr.
232,0 3 253,1 3 175,8 3 062,6 1 569,0 187,1 31,4 671,6 528,7 74,8          März

233,8 3 265,4 3 191,1 3 080,3 1 598,9 187,3 31,7 661,3 528,5 72,7          April
234,9 3 289,4 3 214,1 3 094,6 1 620,0 183,7 31,9 659,5 528,5 71,1          Mai
238,3 3 287,5 3 208,9 3 090,0 1 626,3 178,9 32,2 654,6 528,3 69,7          Juni

241,6 3 312,5 3 236,6 3 120,9 1 643,3 179,8 32,4 669,3 527,9 68,2          Juli
241,2 3 321,2 3 246,0 3 123,4 1 651,0 175,8 32,2 669,5 528,2 66,7          Aug.
240,3 3 330,8 3 253,8 3 131,7 1 667,0 172,0 31,7 666,7 529,0 65,3          Sept.

240,1 3 349,1 3 271,6 3 154,0 1 698,6 170,8 32,9 657,5 530,3 64,0          Okt.
241,9 3 386,8 3 309,9 3 182,3 1 732,8 168,6 33,2 653,8 531,1 62,8          Nov.
244,2 3 379,0 3 293,1 3 168,8 1 711,8 176,9 34,4 649,6 534,1 61,9          Dez.

242,2 3 398,2 3 312,6 3 191,1 1 739,0 172,7 35,8 647,9 535,1 60,7 2016         Jan.

Bundesbank entsprechend dem vom Eurosystem gewählten Rechnungslegungsverfah- der Position „Intra-Eurosystem- Verbindlichkeit/Forderung aus der Begebung von Bank-
ren (siehe dazu Anm. 2 zum Banknotenumlauf in Tabelle III.2). Das von der Bundes- noten“ ermitteln (siehe „sonstige Passivpositionen“). 5 Ohne Einlagen von Zentral-
bank tatsächlich in Umlauf gebrachte Bargeldvolumen lässt sich durch Addition mit staaten. 6 In Deutschland nur Spareinlagen. 
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noch: 2. Konsolidierte Bilanz der Monetären Finanzinstitute (MFIs) *)

 
 
 

noch: Passiva

noch: Einlagen von Nichtbanken (Nicht-MFIs) im Euro-Währungsgebiet  
 

öffentliche Haushalte Repogeschäfte mit Begebene Schuld-
Nichtbanken im

sonstige öffentliche Haushalte Euro-Währungsgebiet

mit vereinbarter mit vereinbarter
Laufzeit Kündigungsfrist 2) darunter:

mit
von über Unterneh- Geldmarkt-

Stand am 1 Jahr von von men und fonds-
Jahres- bzw. Zentral- täglich bis zu bis zu mehr als bis zu mehr als Privat- anteile darunter:
Monatsende staaten zusammen fällig 1 Jahr 2 Jahren 2 Jahren 3 Monaten 3 Monaten insgesamt personen (netto) 3) insgesamt auf Euro

 Europäische Währungsunion (Mrd €) 1)

 
2013         Dez. 214,8 284,4 121,3 92,0 8,5 45,1 12,2 5,2 294,5 287,7 404,8 2 586,5 1 978,6

2014         Jan. 236,4 283,2 120,9 89,6 8,6 45,1 13,4 5,6 287,8 279,3 422,6 2 581,8 1 969,1
         Febr. 272,5 293,8 127,5 91,0 9,1 45,5 15,2 5,6 306,7 295,2 421,8 2 556,5 1 956,7
         März 267,2 300,4 128,2 95,9 9,1 45,4 16,4 5,5 293,9 285,4 404,1 2 558,8 1 961,5

         April 256,5 297,4 130,2 91,0 9,3 45,4 16,0 5,4 285,0 276,2 409,3 2 544,4 1 948,4
         Mai 289,6 305,3 130,0 99,0 9,4 45,4 16,2 5,3 271,3 262,6 405,2 2 563,1 1 948,7
         Juni 315,9 310,5 133,6 101,3 9,4 45,3 15,6 5,2 299,4 285,1 392,2 2 533,2 1 919,9

         Juli 292,8 310,0 132,6 101,9 9,2 45,0 16,1 5,2 302,3 293,4 409,0 2 524,2 1 898,5
         Aug. 246,4 314,2 138,0 100,3 9,3 45,0 16,4 5,2 305,3 296,2 412,7 2 521,4 1 888,8
         Sept. 240,6 310,8 132,1 102,9 9,1 45,2 16,4 5,1 287,6 272,5 414,4 2 526,9 1 878,0

         Okt. 236,2 303,1 133,1 95,0 9,3 45,1 15,5 5,1 313,2 302,7 428,9 2 489,0 1 839,8
         Nov. 262,2 315,0 142,1 97,0 10,1 44,9 15,8 5,1 310,5 301,4 434,4 2 474,9 1 824,9
         Dez. 216,7 310,9 138,0 100,5 11,5 39,5 16,4 5,1 297,0 290,7 414,2 2 479,0 1 820,8

2015         Jan. 300,7 309,7 134,9 99,3 11,3 39,9 18,8 5,4 321,6 311,4 438,6 2 505,8 1 797,1
         Febr. 272,1 319,3 142,1 99,8 11,6 40,0 20,3 5,3 359,6 349,5 447,3 2 502,9 1 782,8
         März 294,7 317,1 139,7 100,2 12,7 39,2 20,1 5,3 361,8 355,6 437,8 2 492,0 1 761,8

         April 251,4 320,6 144,8 97,9 12,8 39,5 20,4 5,1 344,0 336,3 459,7 2 461,1 1 742,4
         Mai 295,5 332,7 157,0 97,0 13,1 39,9 20,7 5,0 337,4 330,8 450,6 2 442,8 1 718,3
         Juni 309,5 334,1 157,1 97,6 13,1 40,9 20,5 4,9 314,6 311,1 433,0 2 430,8 1 703,8

         Juli 267,3 327,8 148,2 100,3 13,4 38,8 22,3 4,9 316,3 313,1 457,4 2 403,0 1 680,3
         Aug. 252,6 335,1 154,3 100,4 13,4 38,8 23,4 4,8 313,2 308,1 455,9 2 372,3 1 670,8
         Sept. 281,7 332,7 152,4 101,4 13,2 39,4 21,5 4,8 309,0 301,4 450,5 2 342,0 1 658,9

         Okt. 316,6 333,5 156,3 98,6 13,2 39,6 20,9 4,7 303,1 293,6 472,2 2 335,3 1 638,6
         Nov. 299,4 354,9 167,1 108,5 13,0 39,7 21,9 4,7 307,5 302,3 487,3 2 364,8 1 644,3
         Dez. 227,3 336,6 154,4 104,6 13,7 39,7 19,5 4,7 276,1 274,2 463,8 2 317,0 1 632,1

2016         Jan. 315,0 343,2 160,8 102,1 14,3 39,8 21,0 5,2 298,8 297,2 472,8 2 301,5 1 617,2

 Deutscher Beitrag (Mrd €) 

2013         Dez. 19,0 166,1 44,4 73,8 5,7 38,7 2,9 0,7 6,7 5,1 3,9 550,0 309,5

2014         Jan. 15,9 159,9 39,7 72,3 5,7 38,7 2,8 0,7 7,9 7,1 4,1 545,0 304,4
         Febr. 18,7 165,0 42,7 73,7 6,1 38,9 2,9 0,7 8,0 6,5 4,0 543,2 303,5
         März 17,1 168,5 43,6 76,5 6,1 38,7 2,8 0,7 5,2 4,5 3,8 538,2 305,3

         April 14,9 164,7 43,4 72,8 6,2 38,8 2,8 0,7 7,7 7,1 3,8 525,9 293,7
         Mai 16,8 172,6 46,7 77,5 6,1 38,8 2,8 0,7 4,8 4,8 3,7 540,8 296,7
         Juni 15,9 177,6 46,8 82,4 6,1 38,9 2,8 0,7 5,2 5,2 3,7 540,3 294,3

         Juli 17,3 174,9 43,6 83,2 5,9 38,7 2,8 0,7 8,4 7,7 3,7 543,2 291,5
         Aug. 12,4 178,2 47,8 82,1 6,0 38,8 2,8 0,6 10,1 9,0 3,4 541,2 289,6
         Sept. 13,9 176,4 43,8 84,6 5,8 38,8 2,7 0,6 7,4 5,8 3,4 546,0 285,7

         Okt. 12,6 166,8 41,6 77,1 5,8 38,9 2,8 0,6 9,1 8,4 3,4 549,3 287,7
         Nov. 12,4 171,7 44,0 79,2 6,4 38,7 2,8 0,6 9,6 9,0 3,4 550,5 285,7
         Dez. 11,3 177,1 50,7 82,3 7,6 32,8 3,0 0,7 3,4 3,1 3,3 547,3 280,7

2015         Jan. 18,7 170,0 44,7 81,2 7,5 32,9 3,1 0,7 6,8 4,7 3,3 566,9 283,7
         Febr. 12,0 175,7 47,5 82,9 8,1 33,5 3,1 0,7 8,0 5,6 3,3 573,3 287,6
         März 14,7 175,8 47,7 82,3 9,2 32,8 3,1 0,7 7,6 5,2 3,3 573,0 285,6

         April 12,0 173,1 46,9 80,2 9,3 33,0 3,1 0,7 11,4 8,7 3,2 567,3 280,9
         Mai 13,4 181,4 54,6 80,0 9,7 33,3 3,2 0,6 5,0 3,8 3,3 557,3 272,4
         Juni 15,6 181,8 53,2 80,8 9,7 34,4 3,1 0,6 3,3 2,2 3,4 555,5 269,8

         Juli 12,4 179,3 49,8 83,6 9,8 32,3 3,1 0,6 4,5 3,3 3,4 558,4 267,2
         Aug. 12,1 185,7 56,0 83,8 9,8 32,5 3,1 0,6 6,6 4,6 3,5 547,0 266,9
         Sept. 14,0 185,1 54,4 84,5 9,7 32,8 3,1 0,6 7,0 4,9 4,0 547,0 272,6

         Okt. 13,4 181,6 54,1 80,9 9,8 33,1 3,1 0,6 6,6 5,0 3,9 555,3 275,2
         Nov. 12,3 192,2 55,6 90,2 9,5 33,2 3,1 0,6 6,1 4,5 3,8 562,5 270,9
         Dez. 22,6 187,6 54,3 86,0 10,2 33,4 3,1 0,5 2,5 2,0 3,4 533,4 254,9

2016         Jan. 21,9 185,2 54,5 83,0 10,5 33,6 3,1 0,5 2,8 2,7 3,7 535,0 257,0

* Zu den Monetären Finanzinstituten (MFIs) zählen die Banken (einschl. Bausparkas- ligungen. 7 Die deutschen Beiträge zu den monetären Aggregaten des Eurosystems
sen), Geldmarktfonds sowie die Europäische Zentralbank und die Zentralnotenban- sind keinesfalls als eigene nationale Geldmengenaggregate zu interpretieren und
ken (Eurosystem). 1 Quelle: EZB. 2 In Deutschland nur Spareinlagen. 3 Ohne damit auch nicht mit den früheren deutschen Geldbeständen M1, M2 oder M3 ver-
Bestände der MFIs; für deutschen Beitrag: abzüglich Bestände deutscher MFIs an von gleichbar. 8 Einschl. noch im Umlauf befindlicher DM-Banknoten (siehe auch Anm. 4,
MFIs im Euro-Währungsgebiet emittierten Papieren. 4 In Deutschland zählen Bank- S. 10  ). 9 Für deutschen Beitrag: Differenz zwischen den tatsächlich von der Bundes-
schuldverschreibungen mit Laufzeit bis zu 1 Jahr zu den Geldmarktpapieren. 5 Ohne bank emittierten Euro-Banknoten und dem Ausweis des Banknotenumlaufs
Verbindlichkeiten aus begebenen Wertpapieren. 6 Nach Abzug der Inter-MFI-Betei-



Deutsche Bundesbank

13  

Monatsbericht

März 2016

II. Bankstatistische Gesamtrechnungen in der Europäischen Währungsunion
 
 
 
 
 

 Nachrichtlich

 Geldmengenaggregate 7)sonstige Passivpositionen
 (Für deutschen Beitrag ab
verschreibungen (netto) 3) Januar 2002 ohne Bargeldumlauf)

Monetäre
mit Laufzeit Verbind- darunter: Verbind-

lichkeiten Intra- lich-
gegen- Eurosystem- keiten
über Über- Verbindlich- der
dem schuss keit/Forde- Zentral-

von über Nicht- Kapital der Inter- staatenrung aus der
1 Jahr von mehr Euro- und MFI- Begebung Geld- (Post,   Stand am

bis zu bis zu 2 als Rück- Verbind- ins- von Bank- kapital- Schatz-   Jahres- bzw.Währungs-
1 Jahr 4) Jahren 2 Jahren gebiet 5) lagen 6) lichkeiten gesamt 8) noten 9) M1 10) M2 11) M3 12) ämter) 14)   Monatsendebildung 13)

Europäische Währungsunion (Mrd €) 1)

 
38,5 49,1 2 498,9 3 309,4 2 340,0 − 62,6 3 953,9 − 5 444,5 9 249,4 9 852,3 7 310,4 114,1 2013         Dez.

42,3 43,9 2 495,6 3 474,4 2 384,6 − 44,8 4 108,0 − 5 418,6 9 224,2 9 854,7 7 354,6 107,7 2014         Jan.
42,1 39,1 2 475,3 3 428,5 2 405,2 − 31,4 4 039,0 − 5 427,9 9 235,1 9 866,7 7 337,6 105,3          Febr.
49,1 35,4 2 474,4 3 392,4 2 422,0 − 30,0 3 981,3 − 5 461,0 9 273,8 9 879,1 7 344,7 106,1          März

37,8 32,6 2 474,0 3 463,5 2 433,5 − 23,1 4 060,2 − 5 498,8 9 301,1 9 903,1 7 324,3 104,5          April
43,7 35,1 2 484,3 3 477,3 2 426,9 − 35,6 4 116,1 − 5 556,5 9 362,8 9 970,8 7 313,8 105,4          Mai
44,4 35,9 2 452,8 3 375,2 2 456,9 − 50,4 4 138,9 − 5 600,8 9 386,0 9 986,6 7 300,5 106,7          Juni

37,6 35,2 2 451,4 3 438,4 2 469,0 − 46,1 4 239,4 − 5 611,4 9 402,4 10 016,6 7 300,4 107,8          Juli
41,0 34,2 2 446,2 3 451,1 2 493,6 − 59,1 4 451,8 − 5 648,2 9 445,8 10 067,0 7 317,6 108,3          Aug.
38,7 33,1 2 455,2 3 577,8 2 508,5 − 67,6 4 470,9 − 5 688,1 9 468,9 10 079,0 7 327,9 109,4          Sept.

30,8 36,9 2 421,3 3 563,2 2 491,2 − 83,4 4 520,1 − 5 726,9 9 478,2 10 104,8 7 261,3 107,8          Okt.
29,7 38,8 2 406,4 3 573,4 2 504,1 − 68,5 4 715,3 − 5 827,3 9 568,3 10 197,2 7 259,8 113,3          Nov.
61,6 42,8 2 374,7 3 561,6 2 459,6 − 45,1 4 570,9 − 5 938,9 9 682,5 10 313,4 7 183,3 112,3          Dez.

58,7 42,3 2 404,8 3 905,6 2 554,9 − 98,6 5 012,6 − 6 021,1 9 744,4 10 401,9 7 306,8 110,6 2015         Jan.
58,8 43,3 2 400,7 3 933,0 2 547,8 − 114,8 4 917,9 − 6 051,2 9 742,2 10 423,2 7 312,0 109,1          Febr.
51,7 44,3 2 396,1 3 964,9 2 577,1 − 64,7 5 129,3 − 6 113,1 9 809,3 10 468,1 7 325,4 109,5          März

55,3 45,8 2 360,0 3 992,7 2 544,2 − 72,3 4 835,2 − 6 196,1 9 876,4 10 568,8 7 233,0 107,6          April
52,5 42,1 2 348,2 3 949,1 2 552,5 − 65,8 4 633,5 − 6 292,2 9 943,4 10 602,4 7 220,9 110,0          Mai
56,9 44,8 2 329,1 3 782,7 2 534,4 − 57,2 4 273,0 − 6 353,4 9 978,2 10 602,3 7 169,2 112,4          Juni

44,2 45,1 2 313,7 3 879,8 2 533,6 − 67,6 4 400,7 − 6 397,4 10 028,1 10 683,2 7 158,9 114,8          Juli
33,9 47,4 2 291,0 3 874,1 2 532,0 − 67,0 4 302,7 − 6 404,5 10 031,7 10 674,5 7 129,2 116,3          Aug.
30,9 46,5 2 264,6 3 798,5 2 536,0 − 53,5 4 313,5 − 6 427,4 10 039,7 10 662,6 7 102,7 117,3          Sept.

30,5 47,0 2 257,8 3 858,6 2 562,2 − 75,3 4 350,9 − 6 524,2 10 123,0 10 779,1 7 102,6 115,7          Okt.
29,2 49,2 2 286,4 3 912,9 2 567,0 − 76,6 4 530,0 − 6 591,4 10 188,6 10 843,8 7 123,9 121,9          Nov.
20,9 47,9 2 248,2 3 661,3 2 553,4 − 45,6 4 091,0 − 6 630,8 10 234,5 10 836,8 7 073,5 123,0          Dez.

29,3 50,2 2 222,1 3 811,7 2 580,2 − 73,8 4 383,6 − 6 662,1 10 265,6 10 902,4 7 064,6 124,3 2016         Jan.

 Deutscher Beitrag (Mrd €) 

8,9 5,9 535,1 610,6 490,2 − 652,9 1 422,0 224,3 1 448,1 2 293,9 2 319,4 1 853,4 − 2013         Dez.

8,4 4,3 532,3 658,5 498,1 − 638,1 1 439,4 234,7 1 453,9 2 294,3 2 319,0 1 856,7 − 2014         Jan.
9,1 5,1 528,9 634,6 502,7 − 633,8 1 409,2 237,1 1 462,0 2 307,9 2 334,2 1 854,6 −          Febr.
8,0 4,0 526,2 615,1 501,1 − 601,5 1 398,8 238,7 1 454,1 2 302,5 2 323,5 1 847,3 −          März

7,5 4,6 513,8 622,3 500,8 − 594,4 1 400,7 240,8 1 489,9 2 333,2 2 356,9 1 830,8 −          April
7,3 5,7 527,8 636,4 504,7 − 618,1 1 433,7 243,8 1 501,7 2 351,8 2 373,3 1 846,1 −          Mai
9,1 6,6 524,6 613,8 521,8 − 591,5 1 438,1 246,7 1 493,3 2 340,6 2 365,2 1 855,7 −          Juni

9,2 6,4 527,7 619,9 526,1 − 570,3 1 465,8 251,2 1 499,4 2 345,9 2 373,5 1 859,5 −          Juli
10,3 7,4 523,5 628,4 531,3 − 607,0 1 553,1 254,8 1 515,6 2 365,6 2 396,8 1 860,1 −          Aug.
11,3 7,4 527,4 641,5 532,3 − 621,5 1 546,9 258,7 1 522,9 2 368,4 2 397,9 1 865,0 −          Sept.

11,3 7,8 530,2 636,4 529,7 − 620,1 1 557,6 261,8 1 548,6 2 384,5 2 416,2 1 862,2 −          Okt.
10,4 7,9 532,2 654,2 532,9 − 621,3 1 608,0 264,4 1 575,2 2 411,1 2 442,4 1 864,4 −          Nov.
10,3 7,7 529,4 633,4 535,7 − 605,7 1 648,7 267,9 1 557,8 2 405,7 2 430,3 1 855,6 −          Dez.

11,8 8,2 546,9 763,4 553,3 − 674,0 1 780,3 270,3 1 586,4 2 426,5 2 456,5 1 888,6 − 2015         Jan.
14,3 7,9 551,0 751,7 550,7 − 678,0 1 715,9 272,4 1 610,2 2 452,0 2 485,5 1 887,4 −          Febr.
14,9 8,5 549,6 755,9 557,2 − 670,7 1 793,0 274,7 1 616,8 2 458,5 2 492,8 1 886,7 −          März

18,9 8,3 540,2 770,7 553,7 − 666,9 1 698,4 276,9 1 645,8 2 485,8 2 527,5 1 861,4 −          April
18,6 5,6 533,1 764,2 556,8 − 676,8 1 641,5 279,3 1 674,6 2 511,5 2 544,0 1 854,4 −          Mai
18,5 5,4 531,7 718,1 555,8 − 670,9 1 543,2 280,2 1 679,6 2 512,5 2 543,1 1 846,8 −          Juni

18,2 5,2 535,1 742,1 552,4 − 692,2 1 577,2 284,9 1 693,1 2 529,7 2 561,0 1 857,9 −          Juli
16,2 5,9 524,9 754,9 552,8 − 711,7 1 552,8 287,3 1 707,0 2 539,8 2 571,9 1 847,1 −          Aug.
21,9 8,0 517,2 736,7 553,5 − 709,5 1 572,5 290,1 1 721,4 2 551,4 2 592,3 1 836,0 −          Sept.

25,8 7,8 521,7 737,2 558,6 − 735,5 1 566,6 293,1 1 752,7 2 580,5 2 624,6 1 835,4 −          Okt.
26,4 9,6 526,5 724,9 553,7 − 754,5 1 621,4 295,2 1 788,4 2 624,1 2 670,0 1 830,6 −          Nov.
26,3 9,3 497,8 659,6 552,5 − 742,7 1 537,4 297,8 1 766,1 2 610,8 2 652,3 1 795,8 −          Dez.

25,8 10,8 498,4 702,5 560,8 − 766,2 1 620,7 297,1 1 793,4 2 633,6 2 676,7 1 801,9 − 2016         Jan.

entsprechend dem vom Eurosystem gewählten Rechnungslegungsverfahren (siehe sowie (für EWU) monetäre Verbindlichkeiten der Zentralstaaten mit solcher Befrist-
auch Anm. 2 zum Banknotenumlauf in Tabelle III.2). 10 Täglich fällige Einlagen (ohne ung. 12 M2 zuzüglich Repogeschäfte, Geldmarktfondsanteile und Geldmarktpapiere
Einlagen von Zentralstaaten) und (für EWU) Bargeldumlauf sowie täglich fällige mone- sowie Schuldverschreibungen bis zu 2 Jahren. 13 Einlagen mit vereinbarter Laufzeit
täre Verbindlichkeiten der Zentralstaaten, die in der Konsolidierten Bilanz nicht ent- von mehr als 2 Jahren und vereinbarter Kündigungsfrist von mehr als 3 Monaten,
halten sind. 11 M1 zuzüglich Einlagen mit vereinbarter Laufzeit bis zu 2 Jahren und Schuldverschreibungen mit Laufzeit von mehr als 2 Jahren, Kapital und Rückla-
vereinbarter Kündigungsfrist bis zu 3 Monaten (ohne Einlagen von Zentralstaaten) gen. 14 Kommen in Deutschland nicht vor. 
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3. Liquiditätsposition des Bankensystems *)

Bestände
  

Mrd €; Periodendurchschnitte errechnet aus Tageswerten

Liquiditätszuführende Faktoren Liquiditätsabschöpfende Faktoren

Geldpolitische Geschäfte des Eurosystems
Guthaben
der Kredit-
institute

Ende der Länger- Sonstige auf Giro-
Mindest- Haupt- fristige Spitzen- Sonstige liquiditäts- konten
reserve- Nettoaktiva refinan- Refinan- refinan- liquiditäts- ab- Bank- Einlagen Sonstige (einschl.
Erfüllungs- in Gold zierungs- zierungs- zierungs- zuführende Einlage- schöpfende noten- von Zentral- Faktoren Mindest-
periode 1) und Devisen geschäfte geschäfte fazilität Geschäfte 3) fazilität Geschäfte 4) umlauf 5) regierungen (netto)6) reserven) 7) Basisgeld 8)

Eurosystem  2)

  
2013         Okt. 538,2 96,2 674,6 0,2 248,2 58,9 189,8 918,3 80,1 41,9 268,4 1 245,6
         Nov. 550,9 90,8 652,4 0,1 244,6 52,1 187,2 920,4 70,9 63,4 244,9 1 217,4
         Dez. 550,8 91,6 625,3 0,1 241,5 48,3 177,4 925,9 80,2 57,2 220,2 1 194,4

2014         Jan. 532,7 129,3 592,1 0,3 236,8 60,1 149,3 947,9 61,2 24,7 248,1 1 256,0
         Febr. 510,3 105,4 576,4 0,3 232,5 42,1 164,4 931,8 83,4 − 12,9 216,0 1 190,0
         März 510,4 91,8 570,4 0,3 229,5 29,5 175,5 932,1 81,8 − 17,6 201,1 1 162,8

         April 518,9 105,4 534,6 0,7 227,5 29,2 175,5 938,4 73,8 − 25,0 195,2 1 162,8
         Mai 536,4 128,1 519,6 0,2 222,6 29,7 152,4 947,9 87,7 − 2,1 191,2 1 168,8
         Juni 536,8 148,1 507,8 0,1 215,9 28,3 126,0 951,0 111,6 − 0,5 192,3 1 171,6

         Juli 540,0 111,7 460,1 0,1 209,0 23,9 27,2 958,1 110,0 − 12,5 214,3 1 196,3
         Aug. 547,6 106,6 414,7 0,3 202,2 24,6 0,0 967,6 92,4 − 23,6 210,2 1 202,5
         Sept. 547,8 114,7 387,4 0,2 196,3 25,2 0,0 971,8 66,2 − 27,0 210,1 1 207,1

         Okt. 552,0 98,9 398,2 0,2 194,7 24,3 0,0 971,3 78,4 − 22,6 192,6 1 188,2
         Nov. 562,0 95,2 412,5 0,3 193,3 31,0 0,0 973,6 76,1 − 5,7 188,3 1 192,8
         Dez. 564,3 103,3 396,1 0,2 202,0 27,3 0,0 979,8 71,7 1,8 185,4 1 192,5

2015         Jan. 576,4 119,0 454,4 0,5 217,9 50,2 0,0 1 005,5 66,3 9,8 236,3 1 292,1
         Febr. . . . . . . . . . . . .
         März 589,2 142,6 375,0 0,4 230,8 42,4 0,0 1 005,4 62,1 2,7 225,3 1 273,1

         April 625,9 118,9 386,1 0,2 290,6 68,6 0,0 1 015,9 70,2 5,1 261,8 1 346,4
         Mai . . . . . . . . . . . .
         Juni 655,7 95,9 406,6 0,1 383,1 99,7 0,0 1 027,4 76,5 34,5 303,4 1 430,5

         Juli 642,9 82,4 443,2 0,3 471,8 103,1 0,0 1 042,7 96,3 17,2 381,4 1 527,2
         Aug. . . . . . . . . . . . .
         Sept. 627,4 72,4 462,2 0,6 550,8 148,0 0,0 1 055,3 63,4 18,1 428,4 1 631,8

         Okt. 619,1 70,2 462,1 0,1 643,2 152,8 0,0 1 052,4 95,2 28,9 465,3 1 670,5
         Nov. . . . . . . . . . . . .
         Dez. 612,2 66,1 459,3 0,1 730,7 173,1 0,0 1 056,5 93,5 51,5 493,8 1 723,4

2016         Jan. 611,6 71,6 466,9 0,2 811,8 196,6 0,0 1 072,8 82,5 53,2 557,1 1 826,5
         Febr. . . . . . . . . . . . .

Deutsche Bundesbank

2013         Okt. 138,3 0,2 10,1 0,1 58,9 15,8 63,4 229,2 1,3 − 195,0 92,9 337,9
         Nov. 142,5 0,2 8,8 0,0 57,9 15,1 61,4 229,0 1,6 − 176,2 78,4 322,5
         Dez. 142,3 0,3 8,5 0,0 57,0 12,9 66,7 230,0 1,4 − 170,0 67,1 310,0

2014         Jan. 136,4 18,3 13,2 0,1 56,0 11,0 60,2 231,1 1,9 − 155,2 75,1 317,1
         Febr. 128,8 13,5 10,7 0,0 54,7 9,5 58,7 219,4 1,3 − 145,3 64,1 293,0
         März 128,5 4,5 11,0 0,1 53,8 9,1 52,5 221,0 1,4 − 147,1 61,0 291,1

         April 130,9 5,5 11,6 0,1 53,2 8,2 49,0 222,6 1,4 − 138,4 58,6 289,4
         Mai 136,2 19,3 13,8 0,1 52,0 7,9 46,8 225,0 1,4 − 115,6 55,8 288,7
         Juni 136,2 28,4 18,1 0,0 50,7 7,7 41,9 226,0 1,4 − 99,0 55,5 289,2

         Juli 136,9 10,0 16,1 0,1 48,9 8,4 9,0 228,1 1,6 − 99,6 64,6 301,0
         Aug. 138,8 6,2 11,3 0,0 47,4 6,8 0,0 230,5 0,9 − 96,7 62,3 299,5
         Sept. 138,7 4,1 10,0 0,1 45,9 8,7 0,0 231,1 1,0 − 103,5 61,5 301,2

         Okt. 139,4 5,6 12,2 0,0 45,5 9,0 0,0 231,7 1,2 − 102,2 63,1 303,8
         Nov. 141,0 8,0 14,9 0,1 45,5 9,0 0,0 231,4 0,9 − 89,5 57,6 298,0
         Dez. 140,8 6,6 16,6 0,0 47,3 9,3 0,0 232,4 0,9 − 86,7 55,5 297,2

2015         Jan. 141,9 13,4 30,7 0,0 50,4 14,9 0,0 237,3 1,2 − 92,3 75,3 327,5
         Febr. . . . . . . . . . . . .
         März 143,2 6,6 30,9 0,0 52,4 12,4 0,0 237,0 1,5 − 92,6 74,7 324,1

         April 151,5 5,6 29,5 0,1 64,8 21,2 0,0 239,9 1,1 − 100,3 89,4 350,5
         Mai . . . . . . . . . . . .
         Juni 159,2 3,6 28,8 0,0 83,9 28,6 0,0 242,5 2,0 − 100,4 102,8 373,9

         Juli 155,4 2,1 36,4 0,0 102,5 25,5 0,0 246,2 3,4 − 101,4 122,8 394,4
         Aug. . . . . . . . . . . . .
         Sept. 151,2 1,8 40,0 0,0 119,1 42,4 0,0 249,5 2,9 − 118,3 135,9 427,7

         Okt. 148,4 2,8 40,8 0,0 138,2 40,8 0,0 248,8 5,2 − 115,9 151,2 440,9
         Nov. . . . . . . . . . . . .
         Dez. 146,1 3,2 43,3 0,0 156,3 56,1 0,0 249,1 9,3 − 116,3 150,7 455,9

2016         Jan. 144,8 3,6 48,4 0,1 174,0 50,0 0,0 252,4 18,0 − 124,0 174,4 476,8
         Febr. . . . . . . . . . . . .

Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. * Die Liquiditätsposition des füllungsperiode. In diesen Fällen gibt es keine Werte. 2 Quelle: EZB. 3 Einschl. der
Bankensystems besteht aus den Euro-Guthaben auf den Girokonten der Kreditinsti- geldpolitischen Wertpapierankaufprogramme des Eurosystems. 4 Ab Aug. 2009
tute des Euro-Währungsgebiets beim Eurosystem. Die Angaben sind dem konsolidier- einschl. der durch Devisenswapgeschäfte des Eurosystems abgeschöpften Liquidität.
ten Ausweis des Eurosystems bzw. dem Ausweis der Bundesbank entnommen. 5 Ab 2002 Euro-Banknoten sowie noch im Umlauf befindliche, von den nationalen
1 Werte sind Tagesdurchschnitte der in dem jeweiligen Monat endenden Mindestre- Zentralbanken des Eurosystems ausgegebene Banknoten. Entsprechend dem vom
serve-Erfüllungsperiode. Seit Umstellung auf den neuen, sechswöchigen Zyklus der Eurosystem gewählten Rechnungslegungsverfahren für die Ausgabe von Euro-Bank-
geldpolitischen EZB-Ratssitzungen endet nicht in jedem Monat eine Mindestreserve-Er- noten wird der EZB auf monatlicher Basis ein Anteil von 8% des Gesamtwerts
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Veränderungen

  

Liquiditätszuführende Faktoren Liquiditätsabschöpfende Faktoren

Geldpolitische Geschäfte des Eurosystems
Guthaben-
der Kredit-
institute

Länger- Sonstige auf Giro- Ende der
Haupt- fristige Spitzen- Sonstige liquiditäts- konten Mindest-

Nettoaktiva refinan- Refinan- refinan- liquiditäts- ab- Bank- Einlagen Sonstige (einschl. reserve-
in Gold zierungs- zierungs- zierungs- zuführende Einlage- schöpfende noten- von Zentral- Faktoren Mindest- Erfüllungs-
und Devisen geschäfte geschäfte fazilität Geschäfte 3) fazilität Geschäfte 4) umlauf 5) regierungen (netto) 6) reserven) 7) Basisgeld 8) periode 1)

Eurosystem  2)

  
+ 6,4 − 1,3 − 17,7 − 0,2 − 2,9 − 20,3 − 1,9 − 2,1 + 7,5 + 7,2 − 6,1 − 28,6 2013         Okt.
+ 12,7 − 5,4 − 22,2 − 0,1 − 3,6 − 6,8 − 2,6 + 2,1 − 9,2 + 21,5 − 23,5 − 28,2          Nov.
− 0,1 + 0,8 − 27,1 + 0,0 − 3,1 − 3,8 − 9,8 + 5,5 + 9,3 − 6,2 − 24,7 − 23,0          Dez.

− 18,1 + 37,7 − 33,2 + 0,2 − 4,7 + 11,8 − 28,1 + 22,0 − 19,0 − 32,5 + 27,9 + 61,6 2014         Jan.
− 22,4 − 23,9 − 15,7 + 0,0 − 4,3 − 18,0 + 15,1 − 16,1 + 22,2 − 37,6 − 32,1 − 66,0          Febr.
+ 0,1 − 13,6 − 6,0 + 0,0 − 3,0 − 12,6 + 11,1 + 0,3 − 1,6 − 4,7 − 14,9 − 27,2          März

+ 8,5 + 13,6 − 35,8 + 0,4 − 2,0 − 0,3 + 0,0 + 6,3 − 8,0 − 7,4 − 5,9 + 0,0          April
+ 17,5 + 22,7 − 15,0 − 0,5 − 4,9 + 0,5 − 23,1 + 9,5 + 13,9 + 22,9 − 4,0 + 6,0          Mai
+ 0,4 + 20,0 − 11,8 − 0,1 − 6,7 − 1,4 − 26,4 + 3,1 + 23,9 + 1,6 + 1,1 + 2,8          Juni

+ 3,2 − 36,4 − 47,7 + 0,0 − 6,9 − 4,4 − 98,8 + 7,1 − 1,6 − 12,0 + 22,0 + 24,7          Juli
+ 7,6 − 5,1 − 45,4 + 0,2 − 6,8 + 0,7 − 27,2 + 9,5 − 17,6 − 11,1 − 4,1 + 6,2          Aug.
+ 0,2 + 8,1 − 27,3 − 0,1 − 5,9 + 0,6 + 0,0 + 4,2 − 26,2 − 3,4 − 0,1 + 4,6          Sept.

+ 4,2 − 15,8 + 10,8 + 0,0 − 1,6 − 0,9 + 0,0 − 0,5 + 12,2 + 4,4 − 17,5 − 18,9          Okt.
+ 10,0 − 3,7 + 14,3 + 0,1 − 1,4 + 6,7 + 0,0 + 2,3 − 2,3 + 16,9 − 4,3 + 4,6          Nov.
+ 2,3 + 8,1 − 16,4 − 0,1 + 8,7 − 3,7 + 0,0 + 6,2 − 4,4 + 7,5 − 2,9 − 0,3          Dez.

+ 12,1 + 15,7 + 58,3 + 0,3 + 15,9 + 22,9 + 0,0 + 25,7 − 5,4 + 8,0 + 50,9 + 99,6 2015         Jan.
. . . . . . . . . . . .          Febr.

+ 12,8 + 23,6 − 79,4 − 0,1 + 12,9 − 7,8 + 0,0 − 0,1 − 4,2 − 7,1 − 11,0 − 19,0          März

+ 36,7 − 23,7 + 11,1 − 0,2 + 59,8 + 26,2 + 0,0 + 10,5 + 8,1 + 2,4 + 36,5 + 73,3          April
. . . . . . . . . . . .          Mai

+ 29,8 − 23,0 + 20,5 − 0,1 + 92,5 + 31,1 + 0,0 + 11,5 + 6,3 + 29,4 + 41,6 + 84,1          Juni

− 12,8 − 13,5 + 36,6 + 0,2 + 88,7 + 3,4 + 0,0 + 15,3 + 19,8 − 17,3 + 78,0 + 96,7          Juli
. . . . . . . . . . . .          Aug.

− 15,5 − 10,0 + 19,0 + 0,3 + 79,0 + 44,9 + 0,0 + 12,6 − 32,9 + 0,9 + 47,0 + 104,6          Sept.

− 8,3 − 2,2 − 0,1 − 0,5 + 92,4 + 4,8 + 0,0 − 2,9 + 31,8 + 10,8 + 36,9 + 38,7          Okt.
. . . . . . . . . . . .          Nov.

− 6,9 − 4,1 − 2,8 − 0,0 + 87,5 + 20,3 + 0,0 + 4,1 − 1,7 + 22,6 + 28,5 + 52,9          Dez.

− 0,6 + 5,5 + 7,6 + 0,1 + 81,1 + 23,5 + 0,0 + 16,3 − 11,0 + 1,7 + 63,3 + 103,1 2016         Jan.
. . . . . . . . . . . .          Febr.

Deutsche Bundesbank

+ 2,0 + 0,0 − 0,5 + 0,0 − 0,8 − 6,6 − 8,8 − 0,0 + 0,6 + 11,2 + 4,2 − 2,4 2013         Okt.
+ 4,2 − 0,0 − 1,3 − 0,0 − 1,0 − 0,7 − 2,0 − 0,2 + 0,3 + 18,8 − 14,5 − 15,3          Nov.
− 0,2 + 0,2 − 0,2 − 0,0 − 0,9 − 2,2 + 5,3 + 1,0 − 0,2 + 6,2 − 11,2 − 12,5          Dez.

− 5,9 + 17,9 + 4,7 + 0,0 − 1,0 − 1,9 − 6,5 + 1,1 + 0,5 + 14,8 + 7,9 + 7,1 2014         Jan.
− 7,6 − 4,7 − 2,5 − 0,0 − 1,3 − 1,5 − 1,4 − 11,6 − 0,5 + 9,9 − 11,0 − 24,1          Febr.
− 0,3 − 9,1 + 0,3 + 0,0 − 0,9 − 0,4 − 6,3 + 1,6 + 0,0 − 1,8 − 3,1 − 1,9          März

+ 2,4 + 1,1 + 0,7 + 0,0 − 0,6 − 0,9 − 3,5 + 1,6 + 0,1 + 8,7 − 2,4 − 1,7          April
+ 5,3 + 13,7 + 2,2 − 0,0 − 1,2 − 0,3 − 2,2 + 2,4 − 0,0 + 22,8 − 2,8 − 0,7          Mai
+ 0,0 + 9,1 + 4,3 − 0,0 − 1,4 − 0,2 − 5,0 + 1,0 − 0,0 + 16,6 − 0,3 + 0,5          Juni

+ 0,7 − 18,4 − 2,0 + 0,1 − 1,7 + 0,7 − 32,9 + 2,1 + 0,2 − 0,6 + 9,1 + 11,9          Juli
+ 1,9 − 3,8 − 4,8 − 0,1 − 1,5 − 1,6 − 9,0 + 2,4 − 0,6 + 2,9 − 2,3 − 1,5          Aug.
− 0,2 − 2,0 − 1,3 + 0,1 − 1,6 + 1,9 + 0,0 + 0,6 + 0,1 − 6,8 − 0,7 + 1,7          Sept.

+ 0,8 + 1,5 + 2,2 − 0,0 − 0,4 + 0,4 + 0,0 + 0,6 + 0,2 + 1,3 + 1,6 + 2,5          Okt.
+ 1,5 + 2,4 + 2,7 + 0,1 − 0,1 + 0,0 + 0,0 − 0,3 − 0,3 + 12,7 − 5,5 − 5,8          Nov.
− 0,1 − 1,4 + 1,7 − 0,1 + 1,8 + 0,3 + 0,0 + 1,0 − 0,0 + 2,8 − 2,0 − 0,8          Dez.

+ 1,1 + 6,7 + 14,1 − 0,0 + 3,1 + 5,6 + 0,0 + 4,9 + 0,3 − 5,7 + 19,8 + 30,4 2015         Jan.
. . . . . . . . . . . .          Febr.

+ 1,2 − 6,7 + 0,2 + 0,0 + 2,0 − 2,5 + 0,0 − 0,3 + 0,3 − 0,2 − 0,7 − 3,5          März

+ 8,3 − 1,1 − 1,4 + 0,0 + 12,4 + 8,8 + 0,0 + 3,0 − 0,4 − 7,8 + 14,7 + 26,4          April
. . . . . . . . . . . .          Mai

+ 7,7 − 2,0 − 0,7 − 0,0 + 19,2 + 7,4 + 0,0 + 2,6 + 0,8 − 0,0 + 13,5 + 23,4          Juni

− 3,8 − 1,5 + 7,6 − 0,0 + 18,6 − 3,1 + 0,0 + 3,7 + 1,4 − 1,0 + 19,9 + 20,5          Juli
. . . . . . . . . . . .          Aug.

− 4,1 − 0,3 + 3,7 + 0,0 + 16,6 + 16,9 + 0,0 + 3,2 − 0,4 − 17,0 + 13,1 + 33,2          Sept.

− 2,9 + 0,9 + 0,8 − 0,0 + 19,1 − 1,5 + 0,0 − 0,6 + 2,3 + 2,4 + 15,4 + 13,2          Okt.
. . . . . . . . . . . .          Nov.

− 2,3 + 0,4 + 2,5 − 0,0 + 18,1 + 15,2 + 0,0 + 0,3 + 4,1 − 0,4 − 0,6 + 15,0          Dez.

− 1,3 + 0,5 + 5,1 + 0,1 + 17,7 − 6,0 + 0,0 + 3,3 + 8,7 − 7,6 + 23,7 + 21,0 2016         Jan.
. . . . . . . . . . . .          Febr.

des Euro-Banknotenumlaufs zugeteilt. Der Gegenposten dieser Berichtigung wird tige Faktoren“ ausgewiesen. Ab 2003 nur Euro-Banknoten. 6 Restliche Positionen
unter „Sonstige Faktoren“ ausgewiesen. Die verbleibenden 92% des Werts an in Um- des konsolidierten Ausweises des Eurosystems bzw. des Ausweises der Bundesbank.
lauf befindlichen Euro-Banknoten werden ebenfalls auf monatlicher Basis auf die 7 Entspricht der Differenz zwischen der Summe der liquiditätszuführenden Faktoren
NZBen aufgeteilt, wobei jede NZB in ihrer Bilanz den Anteil am Euro-Banknotenum- und der Summe der liquiditätsabschöpfenden Faktoren. 8 Berechnet als Summe der
lauf ausweist, der ihrem eingezahlten Anteil am Kapital der EZB entpricht. Die Diffe- Positionen „Einlagefazilität“, „Banknotenumlauf“ und „Guthaben der Kreditinstitute
renz zwischen dem Wert der einer NZB zugeteilten Euro-Banknoten und dem Wert auf Girokonten“. 
der von dieser NZB in Umlauf gegebenen Euro-Banknoten wird ebenfalls unter „Sons-
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1. Aktiva *)

 
 

Mrd €

Forderungen in Fremdwährung an Ansässige Forderungen in Euro an Ansässige außerhalb
außerhalb des Euro-Währungsgebiets des Euro-Währungsgebiets

 
 

Guthaben bei
Banken, Wert- Forderungen
papieranlagen, in Fremdwäh- Guthaben bei Forderungen

  Stand am Auslandskre- rung an Banken, Wert- aus der Kredit-
  Ausweis- Gold dite und Ansässige im papieran- fazilität im

Aktiva und Gold- Forderungen sonstige Euro-Wäh- lagen und Rahmen des  stichtag/Mo-
  natsende 1) insgesamt forderungen insgesamt an den IWF Auslandsaktiva rungsgebiet insgesamt Kredite WKM II

 Eurosystem 2)

 
2015 Juli                 3. 2 497,0 364,5 292,8 80,5 212,3 38,4 20,1 20,1 −
                              10. 2 508,2 364,5 292,1 80,5 211,6 38,8 21,0 21,0 −
                              17. 2 519,0 364,5 290,6 80,5 210,2 40,0 21,3 21,3 −
                              24. 2 525,2 364,5 289,4 78,4 210,9 40,0 21,3 21,3 −
                              31. 2 536,6 364,5 287,8 78,5 209,4 40,5 20,3 20,3 −

         Aug.                 7. 2 536,6 364,5 290,3 79,1 211,2 39,9 20,0 20,0 −
                              14. 2 541,9 364,5 290,2 79,1 211,1 39,1 19,7 19,7 −
                              21. 2 549,3 364,5 292,3 79,2 213,1 36,9 19,4 19,4 −
                              28. 2 558,8 364,5 289,5 79,2 210,3 41,0 19,3 19,3 −

         Sept.                 4. 2 568,3 364,5 289,6 79,1 210,4 40,7 19,5 19,5 −
                              11. 2 587,3 364,5 288,8 79,1 209,6 42,0 21,1 21,1 −
                              18. 2 602,3 364,5 290,2 79,1 211,1 41,0 20,6 20,6 −
                              25. 2 620,6 364,5 291,6 79,2 212,5 39,9 21,1 21,1 −

         Okt.                 2. 2 626,8 348,8 287,9 78,9 209,0 41,0 21,5 21,5 −
                                9. 2 632,3 348,8 288,4 78,8 209,5 39,5 19,9 19,9 −
                              16. 2 640,6 348,8 286,4 78,6 207,8 41,8 19,2 19,2 −
                              23. 2 653,2 348,8 287,3 78,6 208,7 41,5 19,4 19,4 −
                              30. 2 665,0 348,9 289,9 78,8 211,1 38,9 20,2 20,2 −

         Nov.                 6. 2 668,9 348,9 288,4 78,6 209,8 42,2 20,7 20,7 −
                              13. 2 682,4 348,9 290,6 78,6 212,0 40,3 20,4 20,4 −
                              20. 2 692,4 348,9 292,3 78,6 213,7 38,4 20,7 20,7 −
                              27. 2 706,7 348,9 292,1 78,7 213,4 38,2 20,5 20,5 −

2015 Dez.                 4. 2 718,7 348,9 294,5 78,7 215,8 36,3 19,8 19,8 −
                              11. 2 731,9 348,9 296,2 78,7 217,5 33,9 19,6 19,6 −
                              18. 2 759,3 348,9 295,4 79,0 216,4 35,4 19,7 19,7 −
                              25. 2 767,8 348,9 298,2 79,1 219,1 32,2 20,5 20,5 −

2016 Jan.                 1. 2 781,1 338,7 307,1 80,4 226,7 31,1 20,2 20,2 −
                                8. 2 766,9 338,7 308,8 80,4 228,4 29,2 19,9 19,9 −
                              15. 2 778,3 338,7 308,4 80,4 228,0 29,9 21,5 21,5 −
                              22. 2 794,5 338,7 308,0 80,4 227,6 31,8 21,6 21,6 −
                              29. 2 808,3 338,7 305,5 80,5 225,0 33,3 22,4 22,4 −

         Febr.                 5. 2 811,9 338,7 304,8 79,3 225,5 31,9 22,7 22,7 −
                              12. 2 827,6 338,7 304,5 78,6 225,9 32,0 22,3 22,3 −
                              19. 2 837,6 338,7 305,1 78,1 227,0 31,0 21,3 21,3 −
                              26. 2 850,3 338,7 307,3 79,7 227,6 31,5 21,6 21,6 −

         März                 4. 2 859,8 338,7 306,9 79,7 227,2 32,6 21,8 21,8 −

 Deutsche Bundesbank
2014         April 770,6 102,2 48,6 21,0 27,6 0,1 − − −
         Mai 764,9 102,1 48,0 20,9 27,0 0,1 − − −
         Juni 725,5 104,6 48,4 20,8 27,6 0,1 − − −

         Juli 697,1 104,6 48,8 20,9 27,9 0,1 − − −
         Aug. 712,0 104,6 49,0 20,8 28,2 0,1 − − −
         Sept. 738,3 104,6 51,7 21,9 29,9 − − − −

         Okt. 736,9 104,6 51,9 21,7 30,2 − − − −
         Nov. 734,0 104,6 52,0 21,6 30,3 − − − −
         Dez. 771,0 107,5 51,3 20,6 30,6 − − − −

2015         Jan. 805,7 107,5 51,6 20,4 31,2 − − − −
         Febr. 800,2 107,5 51,9 20,3 31,6 − − − −
         März 847,9 120,0 56,9 21,3 35,7 − − − −

         April 856,5 120,0 56,9 21,2 35,6 0,0 − − −
         Mai 860,3 120,0 56,8 21,1 35,7 0,0 − − −
         Juni 880,1 113,8 54,5 20,6 33,8 − − − −

         Juli 903,5 113,8 53,3 19,9 33,4 − − − −
         Aug. 930,8 113,8 53,1 20,2 32,9 − − − −
         Sept. 936,9 109,0 53,0 20,1 32,8 − − − −

         Okt. 956,3 109,0 53,1 20,1 33,0 − − − −
         Nov. 1 002,6 109,0 52,6 20,0 32,6 0,0 − − −
         Dez. 1 011,5 105,8 53,7 20,3 33,4 − 0,0 0,0 −

2016         Jan. 1 018,5 105,8 53,6 20,4 33,2 0,0 − − −
         Febr. 1 043,7 105,8 55,0 22,0 33,0 0,0 − − −

 
* Der konsolidierte Ausweis des Eurosystems umfasst den Ausweis der Europäischen staaten (NZBen) des Euro-Währungsgebiets. Die Ausweispositionen für Devisen, Wert-
Zentralbank (EZB) und die Ausweise der nationalen Zentralbanken der EU-Mitglied- papiere, Gold und Finanzinstrumente werden am Quartalsende zu Marktkursen und
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Forderungen aus geldpolitischen Operationen in Euro an Kreditinstitute Wertpapiere in Euro von
im Euro-Währungsgebiet Ansässigen im Euro-Währungsgebiet

Sonstige
Forde-
rungen
in Euro an Forde-

Länger- Fein- Struktu- Forde- Kreditin- Wert- rungen
Hauptre- fristige steue- relle be- Spitzenre- rungen stitute papiere für an   Stand am
finanzie- Refinanzie- rungs- fristete finanzie- aus dem des Euro- geld- sonstige öffentliche   Aus-
rungsge- rungsge- opera- Opera- rungs- Margen- Währungs- politische Wert- Haushalte/ Sonstige   weisstichtag/

insgesamt schäfte schäfte tionen tionen fazilität ausgleich gebiets insgesamt Zwecke papiere Bund Aktiva   Monatsende 1)

Eurosystem 2)

 
544,1 76,4 467,1 − − 0,6 − 134,9 845,1 477,6 367,5 25,7 231,5 2015 Juli                 3.
541,8 74,5 467,1 − − 0,2 − 137,0 857,5 491,9 365,6 25,6 229,9                               10.
542,7 75,5 467,1 − − 0,1 − 139,4 866,2 505,2 361,0 25,6 228,5                               17.
542,6 75,2 467,1 − − 0,3 − 139,7 875,2 514,7 360,5 25,2 227,4                               24.
543,6 80,0 463,5 − − 0,1 − 138,2 888,2 528,3 360,0 25,2 228,3                               31.

534,7 71,0 463,5 − − 0,2 − 137,7 899,2 540,9 358,3 25,2 225,2          Aug.                 7.
534,0 69,7 463,5 − − 0,8 − 133,4 911,9 552,8 359,1 25,2 224,0                               14.
533,2 69,6 463,5 − − 0,1 − 130,0 919,0 560,8 358,2 25,2 228,8                               21.
528,5 70,1 456,2 − − 2,2 − 131,8 931,7 572,5 359,2 25,2 227,3                               28.

527,4 71,0 456,2 − − 0,1 − 130,5 945,1 585,6 359,5 25,2 225,9          Sept.                 4.
527,2 70,9 456,2 − − 0,1 − 134,1 961,1 602,8 358,3 25,2 223,4                               11.
527,0 70,7 456,2 − − 0,1 − 136,6 975,5 617,2 358,3 25,2 221,8                               18.
527,3 71,1 456,2 − − 0,0 − 138,4 990,0 631,1 358,9 25,2 222,6                               25.

539,5 72,6 466,3 − − 0,6 − 137,1 1 001,7 642,5 359,1 25,2 224,1          Okt.                 2.
536,9 70,6 466,3 − − 0,0 − 135,5 1 015,9 656,7 359,2 25,2 222,2                                 9.
535,9 69,5 466,3 − − 0,1 − 136,9 1 028,1 668,9 359,1 25,2 218,3                               16.
532,3 65,9 466,3 − − 0,1 − 137,0 1 043,3 683,2 360,2 25,2 218,3                               23.
531,2 68,5 462,7 − − 0,0 − 138,7 1 053,8 695,7 358,1 25,2 218,3                               30.

524,2 61,5 462,7 − − 0,0 − 134,9 1 065,6 707,7 357,9 25,2 218,9          Nov.                 6.
525,3 62,5 462,7 − − 0,0 − 135,4 1 080,2 721,9 358,2 25,2 216,2                               13.
523,3 60,5 462,7 − − 0,0 − 135,9 1 094,7 736,1 358,6 25,2 213,1                               20.
525,2 73,8 451,4 − − 0,1 − 129,0 1 111,2 752,2 359,0 25,2 216,5                               27.

521,4 69,8 451,4 − − 0,2 − 127,5 1 129,0 770,7 358,2 25,2 216,2 2015 Dez.                 4.
520,6 69,1 451,4 − − 0,2 − 124,1 1 145,4 786,3 359,1 25,2 218,0                               11.
538,2 68,6 469,5 − − 0,1 − 122,5 1 157,2 798,6 358,7 25,2 216,7                               18.
542,5 72,9 469,5 − − 0,0 − 111,8 1 163,3 805,3 358,1 25,2 225,3                               25.

559,0 89,0 469,5 − − 0,5 − 107,9 1 161,2 803,1 358,0 25,1 230,8 2016 Jan.                 1.
540,2 70,6 469,5 − − 0,0 − 110,6 1 169,1 812,4 356,7 25,1 225,3                                 8.
535,4 65,7 469,5 − − 0,1 − 111,8 1 185,4 829,7 355,7 25,1 221,9                               15.
534,8 65,2 469,5 − − 0,0 − 114,7 1 202,1 846,7 355,4 25,1 217,7                               22.
534,0 69,0 465,0 − − 0,1 − 114,1 1 218,1 864,3 353,8 25,1 217,0                               29.

526,2 61,2 465,0 − − 0,0 − 113,2 1 231,6 878,9 352,8 27,1 215,7          Febr.                 5.
525,1 60,2 464,9 − − 0,0 − 115,9 1 246,1 893,9 352,2 27,1 216,0                               12.
526,7 61,8 464,9 − − 0,1 − 114,2 1 260,0 907,6 352,3 27,1 213,4                               19.
522,6 65,8 456,7 − − 0,1 − 114,7 1 272,8 921,4 351,3 27,1 214,0                               26.

518,0 61,3 456,7 − − 0,0 − 114,4 1 288,2 936,8 351,4 27,1 212,2          März                 4.

 Deutsche Bundesbank
51,4 38,2 12,9 − − 0,2 − 5,7 51,6 51,6 − 4,4 506,7 2014         April
60,0 41,5 18,5 − − 0,0 − 3,8 50,7 50,7 − 4,4 495,8          Mai
26,1 7,4 16,1 − − 2,6 − 2,3 49,0 49,0 − 4,4 490,6          Juni

17,8 7,1 10,5 − − 0,2 − 1,6 47,4 47,4 − 4,4 472,3          Juli
14,3 4,0 9,7 − − 0,6 − 1,1 45,7 45,7 − 4,4 492,7          Aug.
21,6 6,3 14,9 − − 0,3 − 1,8 45,5 45,5 − 4,4 508,6          Sept.

31,3 15,2 15,2 − − 0,9 − 1,7 45,3 45,3 − 4,4 497,5          Okt.
27,2 8,5 18,5 − − 0,2 − 1,5 47,7 47,7 − 4,4 496,6          Nov.
65,6 32,5 32,9 − − 0,1 − 2,0 50,2 50,2 − 4,4 490,0          Dez.

43,1 11,2 31,9 − − 0,0 − 3,2 52,1 52,1 − 4,4 543,7 2015         Jan.
37,3 8,6 28,7 − − 0,0 − 4,6 52,9 52,9 − 4,4 541,5          Febr.
37,2 7,3 29,7 − − 0,1 − 3,6 65,7 65,7 − 4,4 560,0          März

33,7 4,7 29,1 − − − − 4,2 77,1 77,1 − 4,4 560,2          April
31,0 3,4 27,6 − − 0,0 − 3,7 90,3 90,3 − 4,4 554,2          Mai
43,3 2,5 40,7 − − 0,1 − 3,3 102,1 102,1 − 4,4 558,7          Juni

42,2 2,1 40,0 − − 0,1 − 5,1 114,6 114,6 − 4,4 570,1          Juli
41,6 1,8 39,7 − − 0,1 − 4,6 124,4 124,4 − 4,4 588,9          Aug.
46,3 4,1 42,2 − − 0,0 − 4,2 136,8 136,8 − 4,4 583,2          Sept.

45,8 4,1 41,7 − − 0,0 − 3,8 149,1 149,1 − 4,4 591,2          Okt.
50,2 3,1 47,1 − − 0,0 − 3,5 161,7 161,7 − 4,4 621,2          Nov.
58,1 9,1 48,6 − − 0,3 − 3,5 172,3 172,3 − 4,4 613,7          Dez.

51,2 2,6 48,5 − − 0,0 − 2,8 185,0 185,0 − 4,4 615,7 2016         Jan.
44,9 1,9 43,0 − − 0,0 − 2,3 197,6 197,6 − 4,4 633,6          Febr.

 
-preisen bewertet. 1 Für Eurosystem: Ausweis für Wochenstichtage; für Bundesbank:  
Ausweis für Monatsultimo. 2 Quelle: EZB. 
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2. Passiva *)

 
 

Mrd €

Verbindlichkeiten in Euro aus geldpolitischen Operationen Verbindlichkeiten in Euro
gegenüber Kreditinstituten im Euro-Währungsgebiet gegenüber sonstigen Ansässigen

Sonstige im Euro-Währungsgebiet
 Verbind-

Einlagen Verbind- lichkeiten Verbind-
auf Giro- in Euro lichkeitenlichkeiten
konten aus Ge- gegenüber aus der Einlagen
(einschl. schäften Kreditin- Bege- von

Stand am Mindest- mit Rück- Einlagen stituten bung von öffent-
Aus- Bank- reserve- nahme- aus dem des Euro- Schuld- lichen Sonstige
weisstichtag/ Passiva notenum- gut- Einlage- Termin- verein- Margen- Währungs- verschrei- Haus- Verbind-
Monatsende 1) insgesamt lauf 2) insgesamt haben) fazilität einlagen barung ausgleich gebiets bungen insgesamt halten lichkeiten

 Eurosystem 4)

 
2015 Juli                 3. 2 497,0 1 047,4 504,8 392,2 112,5 − − 0,1 5,0 − 164,1 98,4 65,8
                              10. 2 508,2 1 050,6 507,3 383,4 123,8 − − 0,1 5,1 − 165,0 96,9 68,1
                              17. 2 519,0 1 052,5 533,2 414,4 118,6 − − 0,2 5,2 − 145,0 74,4 70,6
                              24. 2 525,2 1 052,4 503,8 386,5 117,1 − − 0,1 5,3 − 181,4 120,3 61,1
                              31. 2 536,6 1 057,0 549,5 412,4 137,0 − − 0,1 5,2 − 141,7 75,9 65,8

         Aug.                 7. 2 536,6 1 059,4 581,8 443,9 137,7 − − 0,1 5,2 − 105,7 39,1 66,6
                              14. 2 541,9 1 058,8 578,3 424,0 154,2 − − 0,1 5,5 − 121,9 52,8 69,1
                              21. 2 549,3 1 054,5 597,9 428,6 169,1 − − 0,1 5,2 − 116,9 50,1 66,8
                              28. 2 558,8 1 053,2 593,0 438,5 154,4 − − 0,1 4,8 − 132,2 67,0 65,3

         Sept.                 4. 2 568,3 1 055,1 616,8 449,7 167,0 − − 0,1 4,6 − 116,3 49,7 66,6
                              11. 2 587,3 1 053,9 626,5 466,5 159,9 − − 0,1 4,8 − 125,2 58,1 67,1
                              18. 2 602,3 1 051,9 609,0 469,4 139,5 − − 0,1 4,8 − 155,4 80,3 75,0
                              25. 2 620,6 1 051,6 580,6 457,5 123,0 − − 0,1 4,9 − 194,0 115,4 78,6

         Okt.                 2. 2 626,8 1 054,2 621,8 473,3 148,3 − − 0,2 5,0 − 167,6 88,7 78,9
                                9. 2 632,3 1 054,6 644,3 472,3 171,8 − − 0,2 4,9 − 163,2 83,6 79,6
                              16. 2 640,6 1 052,8 622,1 462,9 159,1 − − 0,2 4,9 − 195,6 114,4 81,2
                              23. 2 653,2 1 050,6 613,8 444,2 169,4 − − 0,2 5,0 − 216,4 131,6 84,8
                              30. 2 665,0 1 053,9 632,7 474,5 157,8 − − 0,4 5,0 − 199,2 112,0 87,2

         Nov.                 6. 2 668,9 1 055,4 679,1 492,0 187,0 − − 0,2 5,1 − 154,3 64,9 89,4
                              13. 2 682,4 1 055,6 676,0 488,2 187,6 − − 0,2 5,0 − 172,4 81,6 90,8
                              20. 2 692,4 1 053,7 644,6 474,2 170,2 − − 0,2 5,1 − 215,0 115,7 99,3
                              27. 2 706,7 1 057,7 658,1 498,9 159,0 − − 0,2 5,1 − 211,4 114,8 96,6

2015 Dez.                 4. 2 718,7 1 066,2 697,9 520,4 177,3 − − 0,2 5,0 − 177,5 79,8 97,7
                              11. 2 731,9 1 069,4 733,3 559,2 174,0 − − 0,1 5,2 − 155,3 69,4 85,9
                              18. 2 759,3 1 074,7 739,5 550,5 188,8 − − 0,1 5,1 − 172,3 86,9 85,4
                              25. 2 767,8 1 083,4 757,1 579,9 177,1 − − 0,1 5,1 − 152,2 70,1 82,1

2016 Jan.                 1. 2 781,1 1 083,5 768,4 555,9 212,4 − − 0,1 5,2 − 141,8 59,3 82,5
                                8. 2 766,9 1 073,9 773,7 563,4 210,1 − − 0,1 4,9 − 149,4 67,5 82,0
                              15. 2 778,3 1 065,6 763,7 547,5 216,0 − − 0,2 4,9 − 178,4 95,4 83,0
                              22. 2 794,5 1 061,5 757,2 549,6 207,4 − − 0,2 5,1 − 204,9 117,4 87,4
                              29. 2 808,3 1 062,6 778,4 556,5 221,8 − − 0,1 5,1 − 195,8 107,9 87,9

         Febr.                 5. 2 811,9 1 065,0 788,0 555,2 232,7 − − 0,1 5,0 − 180,8 90,0 90,8
                              12. 2 827,6 1 064,1 782,1 562,3 219,7 − − 0,1 4,9 − 196,1 105,9 90,2
                              19. 2 837,6 1 061,6 752,9 529,4 223,4 − − 0,1 4,8 − 243,7 153,0 90,7
                              26. 2 850,3 1 062,6 786,1 563,6 222,4 − − 0,1 5,0 − 220,4 128,0 92,3

         März                 4. 2 859,8 1 065,5 811,3 564,3 246,8 − − 0,1 4,9 − 199,4 102,8 96,7

 Deutsche Bundesbank
2014         April 770,6 224,5 112,6 68,4 7,8 36,4 − − − − 26,6 1,4 25,2
         Mai 764,9 225,7 103,4 62,2 7,2 34,0 − − − − 24,7 0,9 23,9
         Juni 725,5 227,0 65,5 60,0 5,5 − − − − − 18,9 1,2 17,7

         Juli 697,1 229,4 56,5 49,9 6,6 − − − − − 14,2 0,8 13,4
         Aug. 712,0 229,8 68,8 59,9 9,0 − − − − − 12,8 0,7 12,1
         Sept. 738,3 229,8 85,1 81,1 4,0 − − − − − 15,1 1,1 13,9

         Okt. 736,9 230,7 72,3 62,5 9,7 − − − − − 21,8 0,8 21,0
         Nov. 734,0 232,1 63,1 54,1 9,0 − − 0,0 − − 24,7 0,7 23,9
         Dez. 771,0 240,5 90,2 81,2 9,0 − − − − − 9,9 1,9 7,9

2015         Jan. 805,7 236,1 76,0 69,0 7,1 − − − − − 19,1 0,8 18,2
         Febr. 800,2 236,8 77,3 71,0 6,2 − − − − − 28,8 1,1 27,7
         März 847,9 239,0 115,5 99,5 16,0 − − − − − 35,1 1,7 33,4

         April 856,5 241,4 120,1 93,5 26,6 − − − − − 38,6 1,3 37,3
         Mai 860,3 242,7 122,3 97,6 24,7 − − − − − 42,0 0,7 41,2
         Juni 880,1 245,1 141,6 115,5 26,1 − − 0,0 − − 45,9 3,2 42,7

         Juli 903,5 248,6 155,8 118,0 37,8 − − − − − 44,3 2,3 42,0
         Aug. 930,8 248,0 185,8 135,3 50,6 − − − − − 42,2 1,9 40,3
         Sept. 936,9 247,5 173,5 139,4 34,1 − − 0,0 − − 56,8 2,3 54,5

         Okt. 956,3 247,9 184,3 140,9 43,3 − − 0,0 − − 65,5 2,8 62,7
         Nov. 1 002,6 249,0 212,4 154,3 58,0 − − 0,0 − − 79,3 2,9 76,4
         Dez. 1 011,5 254,8 208,7 155,1 53,6 − − 0,0 − − 71,9 11,6 60,2

2016         Jan. 1 018,5 249,9 228,7 172,7 56,0 − − − − − 75,6 10,7 64,8
         Febr. 1 043,7 250,1 231,5 165,9 65,6 − − − − − 88,2 18,7 69,5

 
* Der konsolidierte Ausweis des Eurosystems umfasst den Ausweis der Europäischen Ausweis für Monatsultimo. 2 Entsprechend dem vom Eurosystem gewählten
Zentralbank (EZB) und die Ausweise der nationalen Zentralbanken der EU-Mitglied- Rechnungslegungsverfahren für die Ausgabe von Euro-Banknoten wird der EZB auf
staaten (NZBen) des Euro-Währungsgebiets. Die Ausweispositionen für Devisen, Wert- monatlicher Basis ein Anteil von 8 % des Gesamtwerts des Euro-Banknotenumlaufs
papiere, Gold und Finanzinstrumente werden am Quartalsende zu Marktkursen und zugeteilt. Der Gegenposten dieser Berichtigung wird als „Intra-Eurosystem-Verbind-
-preisen bewertet. 1 Für Eurosystem: Ausweis für Wochenstichtage; für Bundesbank: lichkeit aus der Begebung von Euro-Banknoten ausgewiesen. Die verbleibenden
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III. Konsolidierter Ausweis des Eurosystems
 
 
 
 
 

Verbindlichkeiten in Fremdwährung
gegenüber Ansässigen außerhalb des
Euro-Währungsgebiets

Verbind-
lichkeiten
in Euro Verbindlich- Verbind- Intra-Euro-
gegenüber keiten in lichkeiten system-Ver-
Ansässigen Fremdwährung Einlagen, aus der Ausgleichs- bindlichkeit
außerhalb gegenüber An- Guthaben Kredit- posten aus der Be-   Stand am
des Euro- sässigen im und andere fazilität für zugeteilte gebung von Grundkapital   Aus-
Währungs- Euro-Währungs- Verbind- im Rahmen Sonder- Sonstige Euro-Bank- Neubewer- und   weisstichtag/
gebiets gebiet insgesamt lichkeiten des WKM II ziehungsrechte Passiva 3) noten 2) tungskonten Rücklage   Monatsende 1)

Eurosystem 4)

 
32,0 2,0 5,7 5,7 − 59,5 210,7 − 367,4 98,4 2015 Juli                 3.
36,8 2,3 5,2 5,2 − 59,5 210,7 − 367,4 98,4                               10.
40,2 2,3 4,9 4,9 − 59,5 210,5 − 367,4 98,4                               17.
38,0 2,5 5,3 5,3 − 59,5 211,2 − 367,4 98,4                               24.
38,2 3,0 3,9 3,9 − 59,5 212,7 − 367,4 98,4                               31.

41,4 2,7 5,3 5,3 − 59,5 209,9 − 367,4 98,4          Aug.                 7.
40,8 2,4 5,2 5,2 − 59,5 203,8 − 367,4 98,4                               14.
35,0 2,4 4,5 4,5 − 59,5 207,6 − 367,4 98,4                               21.
33,9 2,4 4,6 4,6 − 59,5 210,6 − 367,4 97,2                               28.

34,7 2,3 4,1 4,1 − 59,5 210,3 − 367,4 97,2          Sept.                 4.
33,6 2,2 4,8 4,8 − 59,5 212,2 − 367,4 97,2                               11.
35,9 2,3 5,1 5,1 − 59,5 213,7 − 367,4 97,2                               18.
40,3 2,1 5,3 5,3 − 59,5 217,8 − 367,4 97,2                               25.

47,3 2,0 4,3 4,3 − 59,2 217,4 − 350,7 97,2          Okt.                 2.
39,6 2,0 4,0 4,0 − 59,2 212,5 − 350,7 97,2                                 9.
39,8 2,0 4,2 4,2 − 59,2 212,0 − 350,7 97,2                               16.
38,3 2,1 4,9 4,9 − 59,2 215,0 − 350,7 97,2                               23.
43,0 2,2 5,0 5,0 − 59,2 216,9 − 350,7 97,2                               30.

41,5 2,1 6,6 6,6 − 59,2 217,6 − 350,7 97,2          Nov.                 6.
41,3 2,0 6,4 6,4 − 59,2 216,5 − 350,7 97,2                               13.
42,1 2,3 5,6 5,6 − 59,2 216,8 − 350,7 97,2                               20.
41,0 2,2 5,1 5,1 − 59,2 219,0 − 350,7 97,2                               27.

39,4 2,1 5,3 5,3 − 59,2 218,0 − 350,7 97,2 2015 Dez.                 4.
37,1 2,0 4,8 4,8 − 59,2 217,7 − 350,7 97,2                               11.
37,2 2,0 4,3 4,3 − 59,2 217,1 − 350,7 97,2                               18.
40,8 2,8 4,1 4,1 − 58,2 216,2 − 350,7 97,2                               25.

54,5 2,8 3,7 3,7 − 59,2 218,6 − 346,2 97,2 2016 Jan.                 1.
38,9 2,8 5,1 5,1 − 59,2 215,6 − 346,2 97,2                                 8.
38,2 4,5 4,2 4,2 − 59,2 215,9 − 346,2 97,6                               15.
39,1 6,3 3,7 3,7 − 59,2 213,9 − 346,2 97,6                               22.
40,5 5,8 3,1 3,1 − 59,2 214,1 − 346,2 97,6                               29.

46,5 4,8 3,8 3,8 − 59,2 214,9 − 346,2 97,7          Febr.                 5.
52,3 3,6 4,3 4,3 − 59,2 216,7 − 346,2 98,2                               12.
49,9 3,9 4,5 4,5 − 59,2 212,8 − 346,2 98,2                               19.
52,3 5,3 5,0 5,0 − 59,2 210,2 − 346,2 98,2                               26.

54,5 7,2 4,1 4,1 − 59,2 209,4 − 346,2 98,2          März                 4.

 Deutsche Bundesbank
27,4 0,0 1,0 1,0 − 13,5 23,8 240,8 95,4 5,0 2014         April
28,9 0,0 0,5 0,5 − 13,5 24,0 243,8 95,4 5,0          Mai
25,4 0,0 0,7 0,7 − 13,7 24,4 246,7 98,3 5,0          Juni

3,4 0,0 1,0 1,0 − 13,7 24,5 251,2 98,3 5,0          Juli
2,7 0,0 1,4 1,4 − 13,7 24,6 254,8 98,3 5,0          Aug.
3,6 0,0 1,1 1,1 − 14,2 25,0 258,7 100,8 5,0          Sept.

3,6 0,0 1,4 1,4 − 14,2 25,2 261,8 100,8 5,0          Okt.
2,9 0,0 1,6 1,6 − 14,2 25,2 264,4 100,8 5,0          Nov.

12,3 0,0 0,8 0,8 − 14,4 25,5 267,9 104,5 5,0          Dez.

54,0 0,0 1,3 1,3 − 14,4 25,0 270,3 104,5 5,0 2015         Jan.
33,9 0,0 1,9 1,9 − 14,4 25,2 272,4 104,5 5,0          Febr.
17,1 0,0 2,1 2,1 − 15,5 23,0 274,7 121,0 5,0          März

12,9 0,0 2,1 2,1 − 15,5 23,1 276,9 121,0 5,0          April
7,2 0,0 2,2 2,2 − 15,5 23,2 279,3 121,0 5,0          Mai
9,2 0,0 1,3 1,3 − 15,2 23,5 280,2 113,1 5,0          Juni

12,1 0,0 0,9 0,9 − 15,2 23,6 284,9 113,1 5,0          Juli
10,0 0,0 0,5 0,5 − 15,2 23,7 287,3 113,1 5,0          Aug.
16,2 0,0 0,5 0,5 − 15,1 24,0 290,1 108,2 5,0          Sept.

12,4 0,0 0,8 0,8 − 15,1 24,1 293,1 108,2 5,0          Okt.
13,9 0,0 0,4 0,4 − 15,1 24,2 295,2 108,2 5,0          Nov.
27,2 0,0 0,6 0,6 − 15,3 24,4 297,8 105,7 5,0          Dez.

16,0 0,0 0,1 0,1 − 15,3 25,0 297,1 105,7 5,0 2016         Jan.
28,0 0,0 0,2 0,2 − 15,3 22,0 297,7 105,7 5,0          Febr.

 
92 % des Wertes am in Umlauf befindliche Euro-Banknoten werden ebenfalls auf von dieser NZB in Umlauf gegebenen Euro-Banknoten wird ebenfalls als „Intra-Euro-
monatlicher Basis auf die NZBen aufgeteilt, wobei jede NZB in ihrer Bilanz den Anteil system-Forderung/Verbindlichkeit aus der Begebung von Euro-Banknoten“ aus-
am Euro-Banknotenumlauf ausweist, der ihrem eingezahlten Anteil am Kapital der gewiesen. 3 Für Deutsche Bundesbank: einschl. noch im Umlauf befindlicher
EZB entspricht. Die Differenz zwischen dem Wert der einer NZB zugeteilten Euro-Bank- DM-Banknoten. 4 Quelle: EZB. 
noten gemäß dem oben erwähnten Rechnungslegungsverfahren und dem Wert der
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IV. Banken
 

1. Aktiva und Passiva der Monetären Finanzinstitute (ohne Deutsche Bundesbank) in Deutschland *)

   Aktiva
 

Mrd €

Kredite an Banken (MFIs) im Euro-Währungsgebiet Kredite an Nichtbanken (Nicht-MFIs) im

an Banken im Inland an Nichtbanken im Inlandan Banken in anderen Mitgliedsländern

Unternehmen und
personen

Wert- Wert-
papiere papiere

Bilanz- Kassen- zu- Buch- von zu- Buch- von zu- zu- Buch-
Zeit summe 1) bestand insgesamt sammen kredite Banken sammen kredite Banken insgesamt sammen sammen kredite

 Stand am Jahres- bzw. Monatsende
 

2007 7 592,4 17,8 2 523,4 1 847,9 1 290,4 557,5 675,4 421,6 253,8 3 487,3 3 061,8 2 556,0 2 288,8
2008 7 892,7 17,8 2 681,8 1 990,2 1 404,3 585,8 691,6 452,9 238,8 3 638,2 3 163,0 2 686,9 2 357,3
2009 7 436,1 17,2 2 480,5 1 813,2 1 218,4 594,8 667,3 449,5 217,8 3 638,3 3 187,9 2 692,9 2 357,5

2010 8 304,8 16,5 2 361,6 1 787,8 1 276,9 510,9 573,9 372,8 201,0 3 724,5 3 303,0 2 669,2 2 354,7
2011 8 393,3 16,4 2 394,4 1 844,5 1 362,2 482,2 550,0 362,3 187,7 3 673,5 3 270,5 2 709,4 2 415,1
2012 8 226,6 19,2 2 309,0 1 813,2 1 363,8 449,4 495,9 322,2 173,7 3 688,6 3 289,4 2 695,5 2 435,7
2013 7 528,9 18,7 2 145,0 1 654,8 1 239,1 415,7 490,2 324,6 165,6 3 594,3 3 202,1 2 616,3 2 354,0
2014 7 802,3 19,2 2 022,8 1 530,5 1 147,2 383,3 492,3 333,9 158,4 3 654,5 3 239,4 2 661,2 2 384,8

2015 7 665,2 19,5 2 013,6 1 523,8 1 218,0 305,8 489,8 344,9 144,9 3 719,9 3 302,5 2 727,4 2 440,0

2014         April 7 543,0 15,5 2 107,4 1 616,2 1 212,2 404,1 491,1 325,6 165,6 3 630,9 3 228,6 2 644,2 2 359,8
         Mai 7 619,9 15,4 2 126,3 1 632,2 1 229,5 402,7 494,1 329,1 165,0 3 630,4 3 225,2 2 637,6 2 364,9
         Juni 7 589,2 14,9 2 089,4 1 595,1 1 196,2 398,9 494,2 330,2 164,0 3 623,8 3 219,0 2 637,4 2 367,1

         Juli 7 657,0 15,0 2 089,5 1 580,6 1 184,2 396,4 508,9 345,9 163,0 3 635,3 3 227,8 2 639,9 2 366,6
         Aug. 7 750,2 15,5 2 103,8 1 596,1 1 201,4 394,8 507,7 345,2 162,5 3 631,4 3 226,7 2 643,3 2 372,4
         Sept. 7 746,4 15,3 2 100,2 1 593,1 1 198,5 394,5 507,1 344,3 162,9 3 644,2 3 237,5 2 653,9 2 380,5

         Okt. 7 755,6 15,4 2 084,1 1 579,2 1 188,8 390,4 505,0 344,4 160,6 3 653,0 3 241,6 2 649,8 2 378,9
         Nov. 7 840,0 15,6 2 074,1 1 563,1 1 174,4 388,8 510,9 351,4 159,6 3 668,7 3 251,5 2 662,4 2 389,2
         Dez. 7 802,3 19,2 2 022,8 1 530,5 1 147,2 383,3 492,3 333,9 158,4 3 654,5 3 239,4 2 661,2 2 384,8

2015         Jan. 8 125,6 15,4 2 107,0 1 582,4 1 198,1 384,3 524,6 363,3 161,3 3 686,5 3 263,3 2 674,4 2 389,2
         Febr. 8 061,5 15,4 2 096,3 1 578,2 1 195,7 382,4 518,2 362,5 155,7 3 698,4 3 275,9 2 680,8 2 397,4
         März 8 173,0 15,5 2 123,5 1 608,3 1 224,8 383,5 515,2 360,7 154,5 3 708,5 3 283,5 2 690,5 2 400,0

         April 8 084,0 16,1 2 105,0 1 587,5 1 209,5 378,0 517,5 364,5 153,1 3 715,9 3 292,4 2 691,1 2 397,8
         Mai 8 004,0 16,4 2 097,4 1 584,0 1 209,8 374,2 513,4 361,4 151,9 3 706,2 3 279,2 2 693,9 2 407,4
         Juni 7 799,5 15,3 2 040,3 1 561,8 1 197,9 363,9 478,5 329,7 148,8 3 695,7 3 271,8 2 691,9 2 413,0

         Juli 7 867,6 15,6 2 049,3 1 569,4 1 209,5 359,9 479,9 332,5 147,4 3 722,3 3 299,7 2 716,2 2 415,5
         Aug. 7 840,0 15,5 2 059,4 1 574,0 1 220,8 353,2 485,3 340,0 145,3 3 726,2 3 301,6 2 716,9 2 421,1
         Sept. 7 829,3 15,8 2 042,0 1 547,5 1 200,0 347,6 494,5 348,7 145,8 3 728,0 3 301,1 2 716,7 2 426,3

         Okt. 7 856,5 16,5 2 082,1 1 584,2 1 240,4 343,8 497,9 352,0 145,9 3 727,4 3 302,2 2 716,0 2 431,7
         Nov. 7 940,1 15,9 2 106,9 1 613,7 1 275,3 338,4 493,2 347,0 146,2 3 751,3 3 319,2 2 733,8 2 446,0
         Dez. 7 665,2 19,5 2 013,6 1 523,8 1 218,0 305,8 489,8 344,9 144,9 3 719,9 3 302,5 2 727,4 2 440,0

2016         Jan. 7 823,3 16,5 2 057,5 1 562,5 1 257,8 304,8 494,9 352,3 142,6 3 725,6 3 305,7 2 728,8 2 443,0

 Veränderungen 3)

2008 313,3 − 0,1 183,6 164,3 127,5 36,9 19,3 33,7 − 14,4 140,4 102,6 130,9 65,5
2009 − 454,5 − 0,5 − 189,0 − 166,4 − 182,2 15,8 − 22,5 − 1,8 − 20,7 17,4 38,3 17,0 6,6

2010 − 136,3 − 0,7 − 111,6 − 15,6 58,5 − 74,1 − 95,9 − 80,9 − 15,1 96,4 126,0 − 13,7 0,7
2011 54,1 − 0,1 32,6 58,7 91,7 − 33,0 − 26,0 − 12,1 − 13,9 − 51,8 − 35,3 38,7 56,7
2012 − 129,2 2,9 − 81,9 − 28,4 3,0 − 31,4 − 53,5 − 39,7 − 13,8 27,5 27,7 17,0 28,8
2013 − 703,6 − 0,5 − 257,1 − 249,2 − 216,5 − 32,7 − 7,9 1,6 − 9,5 13,6 16,6 23,6 21,6
2014 206,8 0,4 − 126,2 − 128,6 − 95,3 − 33,4 2,4 7,2 − 4,8 55,1 40,0 52,3 36,8

2015 − 179,5 0,3 − 16,0 − 11,0 66,8 − 77,8 − 5,0 7,7 − 12,7 66,4 64,9 68,8 57,3

2014         Mai 67,8 − 0,1 17,3 15,2 16,8 − 1,6 2,1 2,8 − 0,7 − 1,8 − 4,0 − 7,1 4,7
         Juni − 30,3 − 0,5 − 36,5 − 36,7 − 33,2 − 3,5 0,2 1,1 − 0,9 − 6,0 − 5,6 0,2 2,4

         Juli 57,7 0,1 − 1,6 − 15,4 − 12,6 − 2,7 13,8 14,9 − 1,1 11,5 8,9 2,8 − 0,7
         Aug. 86,5 0,5 13,5 15,3 17,1 − 1,8 − 1,8 − 1,2 − 0,6 − 4,7 − 1,4 3,0 5,3
         Sept. − 27,7 − 0,2 − 7,5 − 5,0 − 4,1 − 0,9 − 2,4 − 2,7 0,2 10,2 9,6 9,6 7,1

         Okt. 8,0 0,1 − 12,3 − 13,9 − 9,8 − 4,0 1,6 2,6 − 1,0 6,5 5,3 − 3,0 − 0,6
         Nov. 84,4 0,2 − 8,8 − 16,0 − 14,5 − 1,5 7,2 7,2 0,0 14,4 9,7 12,5 10,8
         Dez. − 54,1 3,6 − 53,3 − 33,9 − 28,0 − 6,0 − 19,4 − 18,4 − 1,0 − 15,5 − 12,7 2,9 − 0,8

2015         Jan. 278,4 − 3,8 75,6 46,7 46,9 − 0,2 28,9 26,3 2,6 28,5 21,9 12,1 3,6
         Febr. − 70,0 − 0,0 − 11,8 − 4,8 − 2,5 − 2,2 − 7,0 − 1,2 − 5,8 10,6 12,1 5,8 8,3
         März 86,5 0,1 23,5 28,4 27,5 0,9 − 4,9 − 3,5 − 1,3 6,1 4,4 6,9 1,0

         April − 63,9 0,6 − 14,1 − 18,8 − 13,9 − 4,9 4,7 5,7 − 1,0 11,3 11,9 3,2 − 0,2
         Mai − 92,5 0,3 − 9,5 − 4,5 − 0,5 − 4,0 − 5,0 − 3,9 − 1,2 − 10,6 − 13,4 2,7 9,0
         Juni − 191,7 − 1,1 − 55,0 − 20,9 − 11,2 − 9,8 − 34,0 − 31,0 − 3,0 − 7,8 − 5,9 − 0,8 6,7

         Juli 57,5 0,3 7,3 6,7 11,1 − 4,3 0,6 2,0 − 1,4 24,8 26,9 22,3 0,8
         Aug. − 8,8 − 0,1 13,0 6,1 12,3 − 6,1 6,8 8,7 − 1,9 7,9 4,4 3,3 7,2
         Sept. − 7,3 0,3 − 17,3 − 26,7 − 20,8 − 5,9 9,3 8,8 0,6 4,0 1,1 2,3 6,7

         Okt. 25,1 0,7 39,8 36,4 40,4 − 4,0 3,4 3,3 0,1 − 2,1 0,4 − 0,9 6,1
         Nov. 59,7 − 0,6 21,2 27,7 33,7 − 6,0 − 6,5 − 6,8 0,3 20,0 14,7 15,6 12,6
         Dez. − 252,6 3,6 − 88,8 − 87,4 − 56,1 − 31,3 − 1,3 − 0,6 − 0,8 − 26,5 − 13,7 − 3,6 − 4,5

2016         Jan. 162,4 − 3,1 43,7 39,2 39,7 − 0,5 4,5 6,5 − 2,1 9,4 5,4 3,5 3,9

* Diese Übersicht dient als Ergänzung zu den Bankstatistischen Gesamtrechnungen neben den Meldedaten der Banken (einschl. Bausparkassen) auch Angaben der
im Abschnitt II. Abweichend von den anderen Tabellen im Abschnitt IV sind hier Geldmarktfonds enthalten. 1 Siehe Tabelle IV.2, Fußnote 1. 2 Einschl. Schuldver-
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Euro-Währungsgebiet Aktiva gegenüber
dem Nicht-Euro-

an Nichtbanken in anderen Mitgliedsländern Währungsgebiet

Privat- öffentliche Unternehmen und öffentliche
 Haushalte Privatpersonen Haushalte

darunter darunter Sonstige
Wert- zu- Buch- Wert- zu- zu- Buch- zu- Buch- Wert- ins- Buch- Aktivposi-
papiere sammen kredite sammen sammen kredite sammen kredite papiere gesamt kredite tionen 1)    Zeitpapiere 2)

Stand am Jahres- bzw. Monatsende
 

267,3 505,8 360,7 145,0 425,5 294,6 124,9 130,9 26,0 104,9 1 339,5 1 026,9 224,4 2007
329,6 476,1 342,8 133,4 475,1 348,1 172,1 127,0 27,6 99,4 1 279,2 1 008,6 275,7 2008
335,4 495,0 335,1 160,0 450,4 322,2 162,9 128,2 23,5 104,7 1 062,6 821,1 237,5 2009

314,5 633,8 418,4 215,3 421,6 289,2 164,2 132,4 24,8 107,6 1 021,0 792,7 1 181,1 2010
294,3 561,1 359,8 201,2 403,1 276,9 161,2 126,2 32,6 93,6 995,1 770,9 1 313,8 2011
259,8 594,0 350,3 243,7 399,2 275,1 158,1 124,1 30,4 93,7 970,3 745,0 1 239,4 2012
262,3 585,8 339,2 246,6 392,3 267,6 144,6 124,6 27,8 96,9 921,2 690,5 849,7 2013
276,4 578,2 327,9 250,4 415,0 270,0 142,7 145,0 31,9 113,2 1 050,1 805,0 1 055,8 2014

287,4 575,1 324,5 250,6 417,5 276,0 146,4 141,5 29,4 112,1 1 006,5 746,3 905,6 2015

284,3 584,4 336,7 247,7 402,4 270,0 148,1 132,4 28,7 103,7 961,7 732,7 827,4 2014         April
272,7 587,6 338,2 249,5 405,2 273,0 148,8 132,2 28,6 103,6 986,8 754,4 861,0          Mai
270,2 581,7 330,2 251,4 404,8 273,3 147,8 131,4 27,9 103,5 997,6 762,8 863,5          Juni

273,4 587,8 333,0 254,8 407,5 273,9 148,8 133,6 28,2 105,4 1 028,4 793,4 888,9          Juli
270,9 583,4 327,4 256,0 404,7 272,1 147,8 132,6 28,6 104,0 1 022,4 786,3 977,2          Aug.
273,4 583,6 326,9 256,7 406,7 270,0 145,9 136,7 28,4 108,3 1 026,1 784,3 960,6          Sept.

270,9 591,9 333,3 258,6 411,3 272,0 149,3 139,3 29,2 110,2 1 038,4 799,6 964,8          Okt.
273,1 589,1 330,8 258,3 417,2 276,0 147,9 141,3 28,7 112,6 1 070,0 827,9 1 011,6          Nov.
276,4 578,2 327,9 250,4 415,0 270,0 142,7 145,0 31,9 113,2 1 050,1 805,0 1 055,8          Dez.

285,2 588,8 336,7 252,1 423,2 273,3 147,1 149,9 31,2 118,7 1 136,5 885,6 1 180,2 2015         Jan.
283,4 595,1 339,8 255,3 422,5 272,8 144,8 149,7 31,3 118,4 1 128,8 880,6 1 122,6          Febr.
290,5 593,0 339,0 253,9 425,0 276,3 146,2 148,7 30,5 118,2 1 129,2 872,6 1 196,3          März

293,3 601,3 347,6 253,7 423,5 275,6 148,0 147,8 30,9 117,0 1 145,0 890,4 1 101,9          April
286,6 585,3 336,3 249,0 427,0 278,1 148,3 148,9 29,9 119,0 1 143,6 887,2 1 040,4          Mai
278,9 579,9 332,5 247,4 423,9 275,2 144,1 148,7 30,0 118,7 1 110,5 851,9 937,6          Juni

300,7 583,5 333,2 250,3 422,6 276,6 145,3 146,0 30,4 115,6 1 110,7 854,8 969,6          Juli
295,8 584,7 330,3 254,4 424,6 278,9 146,2 145,7 30,1 115,5 1 097,3 843,1 941,6          Aug.
290,4 584,3 330,1 254,2 426,9 279,2 146,0 147,7 30,0 117,8 1 094,7 841,4 948,8          Sept.

284,3 586,1 333,2 252,9 425,2 278,4 146,7 146,8 30,8 116,1 1 090,1 833,3 940,4          Okt.
287,8 585,4 329,5 255,9 432,0 285,5 148,6 146,6 30,0 116,6 1 075,0 813,3 991,0          Nov.
287,4 575,1 324,5 250,6 417,5 276,0 146,4 141,5 29,4 112,1 1 006,5 746,3 905,6          Dez.

285,7 577,0 328,4 248,6 419,9 275,6 149,5 144,2 29,2 115,1 1 026,3 765,1 997,5 2016         Jan.

Veränderungen 3)

65,4 − 28,4 − 16,9 − 11,5 37,8 42,3 40,4 − 4,5 1,6 − 6,1 − 40,3 − 7,6 29,7 2008
10,5 21,3 − 5,1 26,4 − 20,9 − 20,9 − 7,1 0,0 − 3,9 3,9 − 182,5 − 162,3 − 99,8 2009

− 14,3 139,7 83,4 56,3 − 29,6 − 36,4 0,2 6,8 3,1 3,7 − 74,1 − 61,9 − 46,3 2010
− 18,0 − 74,0 − 59,1 − 14,9 − 16,6 − 13,8 − 5,5 − 2,7 8,0 − 10,7 − 39,5 − 34,9 112,9 2011
− 11,8 10,7 − 10,5 21,2 − 0,2 − 0,7 − 1,5 0,5 − 2,2 2,7 − 15,5 − 17,7 − 62,2 2012

2,0 − 7,0 − 10,9 3,9 − 3,0 − 3,4 − 9,3 0,5 − 2,6 3,1 − 38,8 − 47,2 − 420,8 2013
15,5 − 12,3 − 15,1 2,9 15,1 0,4 − 4,0 14,6 0,9 13,8 83,6 72,0 194,0 2014

11,5 − 3,9 − 4,2 0,3 1,4 5,1 2,4 − 3,7 − 0,9 − 2,7 − 80,1 − 93,5 − 150,1 2015

− 11,8 3,1 1,4 1,7 2,3 2,4 0,2 − 0,2 − 0,1 − 0,1 18,7 15,9 33,7 2014         Mai
− 2,2 − 5,8 − 7,6 1,9 − 0,4 0,3 − 0,9 − 0,8 − 0,7 − 0,1 12,3 9,1 0,5          Juni

3,5 6,1 2,7 3,4 2,5 0,4 0,6 2,2 0,3 1,8 23,6 23,9 24,1          Juli
− 2,3 − 4,5 − 5,5 1,1 − 3,2 − 2,2 − 1,1 − 1,0 0,4 − 1,4 − 11,1 − 11,7 88,4          Aug.

2,5 − 0,0 − 0,6 0,6 0,6 − 3,4 − 3,0 4,0 − 0,2 4,2 − 12,8 − 17,7 − 17,4          Sept.

− 2,4 8,3 6,4 1,9 1,2 − 1,3 0,9 2,4 0,7 1,7 10,8 14,3 2,8          Okt.
1,7 − 2,8 − 2,4 − 0,4 4,6 2,8 − 1,5 1,8 − 0,6 2,4 31,3 28,1 47,4          Nov.
3,7 − 15,6 − 7,2 − 8,4 − 2,8 − 1,4 − 3,0 − 1,4 0,2 − 1,6 − 30,9 − 33,1 42,1          Dez.

8,5 9,9 8,2 1,6 6,5 1,0 2,5 5,5 0,6 4,9 53,7 49,4 124,4 2015         Jan.
− 2,5 6,3 3,0 3,2 − 1,5 − 1,2 − 2,5 − 0,2 0,1 − 0,3 − 11,2 − 7,8 − 57,6          Febr.

5,8 − 2,4 − 0,9 − 1,5 1,6 2,8 0,3 − 1,2 − 0,7 − 0,4 − 17,0 − 24,3 73,7          März

3,4 8,7 8,7 0,0 − 0,6 0,0 2,8 − 0,6 0,5 − 1,1 32,6 34,1 − 94,4          April
− 6,3 − 16,1 − 11,4 − 4,6 2,7 1,8 0,3 1,0 − 1,0 1,9 − 11,1 − 12,2 − 61,5          Mai
− 7,5 − 5,1 − 3,7 − 1,5 − 1,8 − 1,8 − 3,7 0,0 0,3 − 0,3 − 25,1 − 28,1 − 102,8          Juni

21,5 4,6 1,8 2,8 − 2,1 0,6 0,8 − 2,7 0,4 − 3,0 − 7,0 − 3,9 32,0          Juli
− 3,9 1,1 − 3,0 4,1 3,6 3,9 1,5 − 0,3 − 0,2 − 0,1 − 1,6 − 1,2 − 28,0          Aug.
− 4,4 − 1,2 − 1,0 − 0,2 2,9 1,8 0,1 1,1 − 0,4 1,5 − 1,5 − 1,0 7,2          Sept.

− 7,1 1,4 2,9 − 1,5 − 2,5 − 1,5 0,8 − 1,0 0,8 − 1,8 − 4,9 − 7,9 − 8,4          Okt.
3,0 − 0,9 − 3,8 2,9 5,3 5,7 0,9 − 0,4 − 0,8 0,4 − 31,5 − 35,3 50,6          Nov.
0,9 − 10,1 − 4,9 − 5,2 − 12,8 − 8,0 − 1,3 − 4,8 − 0,6 − 4,2 − 55,6 − 55,3 − 85,4          Dez.

− 0,4 1,9 3,8 − 1,9 4,0 1,2 4,1 2,8 − 0,2 3,0 20,5 18,8 91,9 2016         Jan.

schreibungen aus dem Umtausch von Ausgleichsforderungen. 3 Stat. Brüche sind in
den Veränderungswerten ausgeschaltet (siehe auch Anmerkung * in Tabelle II,1). 
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IV. Banken
 

1. Aktiva und Passiva der Monetären Finanzinstitute (ohne Deutsche Bundesbank) in Deutschland *)

   Passiva
 

Mrd €

Einlagen von Banken (MFIs) Einlagen von Nichtbanken (Nicht-MFIs) im Euro-Währungsgebiet
im Euro-Währungsgebiet

Einlagen von Nichtbanken im Inland Einlagen von Nicht-

mit vereinbarter mit vereinbarter
von Banken Laufzeit Kündigungsfrist

 
darunter darunterin anderen

Bilanz- ins- im ins- zu- täglich zu- bis zu 2 zu- bis zu zu- täglichMitglieds-
Zeit summe 1) gesamt Inland ländern gesamt sammen fällig sammen Jahren sammen 3 Monaten sammen fällig

 Stand am Jahres- bzw. Monatsende
 

2007 7 592,4 1 778,6 1 479,0 299,6 2 633,6 2 518,3 769,6 1 193,3 477,9 555,4 446,0 75,1 19,6
2008 7 892,7 1 827,7 1 583,0 244,7 2 798,2 2 687,3 809,5 1 342,7 598,7 535,2 424,8 74,2 22,4
2009 7 436,1 1 589,7 1 355,6 234,0 2 818,0 2 731,3 997,8 1 139,1 356,4 594,4 474,4 63,9 17,7

2010 8 304,8 1 495,8 1 240,1 255,7 2 925,8 2 817,6 1 089,1 1 110,3 304,6 618,2 512,5 68,4 19,3
2011 8 393,3 1 444,8 1 210,3 234,5 3 033,4 2 915,1 1 143,3 1 155,8 362,6 616,1 515,3 78,8 25,9
2012 8 226,6 1 371,0 1 135,9 235,1 3 091,4 2 985,2 1 294,9 1 072,8 320,0 617,6 528,4 77,3 31,2
2013 7 528,9 1 345,4 1 140,3 205,1 3 130,5 3 031,5 1 405,3 1 016,2 293,7 610,1 532,4 81,3 33,8
2014 7 802,3 1 324,0 1 112,3 211,7 3 197,7 3 107,4 1 514,3 985,4 298,1 607,7 531,3 79,7 34,4

2015 7 665,2 1 267,8 1 065,9 201,9 3 307,1 3 215,1 1 670,2 948,4 291,5 596,4 534,5 80,8 35,3

2014         April 7 543,0 1 376,0 1 153,3 222,7 3 137,7 3 043,0 1 427,3 1 009,0 296,3 606,6 529,3 80,7 36,9
         Mai 7 619,9 1 378,3 1 163,9 214,5 3 157,4 3 061,4 1 442,9 1 012,5 302,7 605,9 528,8 79,9 34,7
         Juni 7 589,2 1 370,1 1 143,3 226,8 3 146,9 3 053,8 1 438,8 1 010,4 303,4 604,5 528,4 78,1 36,5

         Juli 7 657,0 1 376,8 1 134,7 242,1 3 154,6 3 061,7 1 450,4 1 006,9 303,9 604,3 527,6 76,3 35,5
         Aug. 7 750,2 1 361,0 1 124,7 236,3 3 170,6 3 079,8 1 468,1 1 005,9 304,8 605,8 528,1 78,9 35,3
         Sept. 7 746,4 1 349,9 1 117,3 232,6 3 172,6 3 079,6 1 470,2 1 002,9 300,5 606,5 528,2 80,1 38,6

         Okt. 7 755,6 1 353,0 1 123,0 230,0 3 177,6 3 085,6 1 490,7 988,8 290,9 606,0 528,0 80,1 36,6
         Nov. 7 840,0 1 348,2 1 116,1 232,1 3 198,0 3 105,3 1 514,5 985,5 290,7 605,3 527,6 81,0 36,6
         Dez. 7 802,3 1 324,0 1 112,3 211,7 3 197,7 3 107,4 1 514,3 985,4 298,1 607,7 531,3 79,7 34,4

2015         Jan. 8 125,6 1 383,4 1 138,5 244,9 3 214,5 3 114,1 1 530,7 976,8 292,7 606,6 529,1 82,4 37,2
         Febr. 8 061,5 1 368,7 1 134,4 234,3 3 220,8 3 126,5 1 543,4 977,0 294,6 606,1 530,0 83,3 38,9
         März 8 173,0 1 382,3 1 134,8 247,5 3 218,1 3 120,2 1 542,4 973,8 295,3 603,9 529,1 84,8 40,8

         April 8 084,0 1 367,5 1 118,0 249,5 3 226,8 3 129,0 1 565,9 961,6 292,7 601,5 528,8 86,9 42,4
         Mai 8 004,0 1 343,4 1 103,5 239,9 3 247,4 3 148,5 1 592,3 956,2 289,1 600,0 529,0 86,1 40,9
         Juni 7 799,5 1 303,2 1 090,5 212,7 3 241,5 3 140,1 1 594,8 947,1 283,6 598,3 528,6 88,9 42,0

         Juli 7 867,6 1 294,3 1 080,0 214,3 3 268,2 3 169,4 1 608,2 964,8 288,6 596,4 528,2 88,5 42,7
         Aug. 7 840,0 1 281,1 1 072,9 208,1 3 279,0 3 182,1 1 625,2 961,8 286,7 595,1 528,5 86,5 41,3
         Sept. 7 829,3 1 281,8 1 076,3 205,5 3 274,0 3 174,2 1 624,8 954,9 283,2 594,5 529,3 87,9 41,9

         Okt. 7 856,5 1 295,4 1 096,9 198,5 3 283,6 3 187,7 1 650,4 942,7 278,9 594,6 530,6 85,1 39,5
         Nov. 7 940,1 1 312,0 1 108,5 203,5 3 307,5 3 215,4 1 672,6 948,6 287,1 594,2 531,5 82,8 39,5
         Dez. 7 665,2 1 267,8 1 065,9 201,9 3 307,1 3 215,1 1 670,2 948,4 291,5 596,4 534,5 80,8 35,3

2016         Jan. 7 823,3 1 266,7 1 066,4 200,3 3 322,6 3 225,5 1 686,4 943,0 286,9 596,0 535,4 85,3 41,5

 Veränderungen 4)

2008 313,3 65,8 121,7 − 55,8 162,3 173,1 38,7 154,6 123,5 − 20,2 − 21,2 − 7,5 − 0,1
2009 − 454,5 − 235,4 − 224,6 − 10,8 31,9 43,9 205,0 − 220,4 − 259,3 59,3 50,3 − 9,6 − 4,1

2010 − 136,3 − 75,2 − 99,4 24,2 72,3 59,7 88,7 − 53,0 − 52,2 24,0 38,3 − 4,4 2,2
2011 54,1 − 48,4 − 28,8 − 19,6 102,1 97,4 52,4 47,6 58,8 − 2,6 1,3 4,8 6,5
2012 − 129,2 − 68,7 − 70,0 1,3 57,8 67,1 156,1 − 90,4 − 50,2 1,5 14,1 − 1,4 5,4
2013 − 703,6 − 106,2 − 73,9 − 32,3 39,1 47,8 111,5 − 56,3 − 26,6 − 7,3 4,0 2,6 3,3
2014 206,8 − 28,4 − 32,2 3,9 62,7 71,6 106,0 − 32,1 3,1 − 2,4 − 2,4 − 2,5 − 0,0

2015 − 179,5 − 61,1 − 49,6 − 11,5 104,9 105,5 153,7 − 36,9 − 10,0 − 11,3 4,2 − 0,2 − 0,3

2014         Mai 67,8 1,5 10,0 − 8,5 19,0 17,8 15,1 3,4 6,3 − 0,7 − 0,5 − 0,9 − 2,2
         Juni − 30,3 − 8,1 − 20,5 12,4 − 10,5 − 7,6 − 4,1 − 2,1 0,7 − 1,4 − 0,4 − 1,8 1,8

         Juli 57,7 5,6 − 9,2 14,9 7,1 7,4 11,0 − 3,5 0,6 − 0,2 − 0,8 − 1,9 − 1,1
         Aug. 86,5 − 16,6 − 10,4 − 6,2 15,5 17,7 17,4 − 1,1 0,9 1,5 0,6 2,5 − 0,2
         Sept. − 27,7 − 13,1 − 8,4 − 4,7 0,4 − 1,7 1,0 − 3,3 − 4,5 0,6 0,1 0,9 3,2

         Okt. 8,0 2,9 5,6 − 2,7 5,0 5,9 20,5 − 14,1 − 9,7 − 0,4 − 0,3 − 0,0 − 2,0
         Nov. 84,4 − 4,9 − 7,0 2,1 20,4 19,8 23,8 − 3,3 − 0,2 − 0,7 − 0,4 0,9 − 0,0
         Dez. − 54,1 − 25,6 − 5,4 − 20,2 − 1,3 1,5 − 0,9 − 0,0 7,3 2,4 2,2 − 1,5 − 2,4

2015         Jan. 278,4 54,3 23,1 31,3 13,8 5,2 14,5 − 8,2 − 4,7 − 1,2 − 1,1 2,2 2,5
         Febr. − 70,0 − 14,9 − 4,3 − 10,7 5,9 12,1 12,4 0,2 1,8 − 0,5 0,8 0,8 1,7
         März 86,5 10,9 − 1,2 12,0 − 4,6 − 8,0 − 1,9 − 4,0 0,2 − 2,2 − 0,9 1,2 1,8

         April − 63,9 − 11,7 − 15,3 3,7 9,7 10,2 24,5 − 11,9 − 2,3 − 2,4 − 0,2 1,7 1,0
         Mai − 92,5 − 25,5 − 15,3 − 10,2 19,8 18,8 25,9 − 5,6 − 3,8 − 1,5 0,2 − 0,9 − 1,7
         Juni − 191,7 − 39,1 − 12,4 − 26,7 − 5,2 − 7,8 2,9 − 9,0 − 5,3 − 1,7 − 0,4 2,9 1,2

         Juli 57,5 − 9,9 − 11,0 1,1 25,9 28,6 12,9 17,6 1,0 − 1,9 − 0,4 − 0,5 0,6
         Aug. − 8,8 − 11,6 − 6,1 − 5,5 11,9 13,6 17,7 − 2,8 − 1,8 − 1,3 0,3 − 1,8 − 1,3
         Sept. − 7,3 0,8 3,6 − 2,8 − 4,9 − 7,7 − 0,4 − 6,7 − 3,3 − 0,6 0,8 1,4 0,6

         Okt. 25,1 13,7 20,6 − 7,0 9,5 13,5 25,6 − 12,2 − 4,3 0,1 1,3 − 2,8 − 2,5
         Nov. 59,7 14,4 10,3 4,1 22,2 26,3 21,0 5,6 8,0 − 0,3 0,9 − 2,6 − 0,2
         Dez. − 252,6 − 42,5 − 41,5 − 1,0 1,0 0,9 − 1,4 0,1 4,5 2,2 3,0 − 1,8 − 4,1

2016         Jan. 162,4 − 1,1 0,5 − 1,6 15,5 10,4 16,1 − 5,4 − 4,7 − 0,4 0,9 4,5 6,3

* Diese Übersicht dient als Ergänzung zu den Bankstatistischen Gesamtrechnungen neben den Meldedaten der Banken (einschl. Bausparkassen) auch Angaben der
im Abschnitt II. Abweichend von den anderen Tabellen im Abschnitt IV sind hier Geldmarktfonds enthalten. 1 Siehe Tabelle IV. 2, Fußnote 1. 2 Ohne Einlagen von
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 Begebene Schuld-
verschreibungen 3)

banken in anderen Mitgliedsländern 2) Einlagen von Verbind-
Zentralstaaten lichkeiten

mit vereinbarter mit vereinbarter aus Repo- Passiva
Laufzeit Kündigungsfrist gegenübergeschäften

darunter demmit Nicht-
darunter banken mit Nicht- Sonstige

darunter darunter im Euro- Laufzeit Euro- Kapital Passiv-inländische Geldmarkt-
zu- bis zu 2 zu- bis zu ins- Zentral- Währungs- fonds- ins- bis zu Währungs- und posi-
sammen Jahren sammen 3 Monaten gesamt staaten gebiet gesamt gebiet Rücklagen tionen 1)    Zeitanteile 3) 2 Jahren 3)

Stand am Jahres- bzw. Monatsende
 

53,2 22,0 2,3 1,8 40,1 38,3 26,6 28,6 1 637,6 182,3 661,0 428,2 398,2 2007
49,5 24,9 2,4 1,8 36,6 34,8 61,1 16,4 1 609,9 233,3 666,3 461,7 451,5 2008
43,7 17,0 2,5 2,0 22,8 22,2 80,5 11,4 1 500,5 146,3 565,6 454,8 415,6 2009

46,4 16,1 2,8 2,2 39,8 38,7 86,7 9,8 1 407,8 82,3 636,0 452,6 1 290,2 2010
49,6 18,4 3,3 2,5 39,5 37,9 97,1 6,2 1 345,7 75,7 561,5 468,1 1 436,6 2011
42,3 14,7 3,8 2,8 28,9 25,9 80,4 7,3 1 233,1 56,9 611,4 487,3 1 344,7 2012
44,0 16,9 3,5 2,7 17,6 16,0 6,7 4,1 1 115,2 39,0 479,5 503,0 944,5 2013
42,0 15,9 3,3 2,7 10,6 10,5 3,4 3,5 1 077,6 39,6 535,3 535,4 1 125,6 2014

42,2 16,0 3,3 2,8 11,3 9,6 2,5 3,5 1 017,7 48,3 526,2 569,3 971,1 2015

40,4 14,9 3,4 2,7 14,0 13,2 7,7 4,0 1 078,9 35,4 511,2 508,3 919,0 2014         April
41,8 16,0 3,4 2,7 16,1 10,9 4,8 4,0 1 091,2 36,7 519,8 516,8 947,6          Mai
38,3 12,8 3,4 2,7 15,0 12,8 5,2 3,9 1 085,5 39,7 498,9 531,8 946,9          Juni

37,5 12,3 3,4 2,7 16,6 11,8 8,4 3,9 1 084,0 39,0 524,2 537,7 967,4          Juli
40,3 14,4 3,3 2,7 11,8 10,6 10,1 3,7 1 079,7 41,0 523,9 550,3 1 051,1          Aug.
38,1 14,1 3,3 2,7 12,9 11,5 7,4 3,7 1 084,7 42,1 537,3 550,2 1 040,6          Sept.

40,2 14,5 3,3 2,6 12,0 11,2 9,1 3,6 1 083,0 41,9 536,9 545,3 1 047,1          Okt.
41,1 15,0 3,3 2,6 11,7 10,6 9,6 3,6 1 084,8 41,3 562,0 540,1 1 093,7          Nov.
42,0 15,9 3,3 2,7 10,6 10,5 3,4 3,5 1 077,6 39,6 535,3 535,4 1 125,6          Dez.

41,8 15,5 3,4 2,7 18,0 12,7 6,8 3,5 1 103,7 44,2 614,3 543,2 1 256,2 2015         Jan.
41,0 14,5 3,4 2,7 11,0 8,9 8,0 3,5 1 104,3 44,7 610,1 557,4 1 188,7          Febr.
40,5 14,7 3,4 2,7 13,1 9,2 7,6 3,5 1 108,0 46,2 624,5 565,4 1 263,6          März

41,1 15,7 3,4 2,7 10,9 9,4 11,4 3,3 1 098,8 47,6 647,9 563,4 1 164,9          April
41,9 16,2 3,4 2,7 12,8 9,5 5,0 3,4 1 087,3 42,9 645,6 567,6 1 104,3          Mai
43,5 18,0 3,4 2,8 12,5 10,9 3,3 3,5 1 076,1 41,2 605,9 564,7 1 001,3          Juni

42,4 16,9 3,4 2,7 10,3 8,9 4,5 3,5 1 077,7 39,0 627,0 565,1 1 027,2          Juli
41,8 14,9 3,4 2,8 10,4 9,7 6,6 3,5 1 061,0 36,3 634,9 573,2 1 000,8          Aug.
42,6 14,8 3,4 2,7 12,0 10,5 7,0 4,1 1 060,5 43,6 606,7 577,1 1 018,1          Sept.

42,2 15,5 3,4 2,8 10,8 8,7 6,6 4,1 1 069,9 48,1 609,1 578,5 1 009,4          Okt.
40,0 14,3 3,4 2,8 9,3 7,8 6,1 3,9 1 075,9 50,6 599,6 574,7 1 060,4          Nov.
42,2 16,0 3,3 2,8 11,3 9,6 2,5 3,5 1 017,7 48,3 526,2 569,3 971,1          Dez.

40,4 15,0 3,3 2,7 11,9 8,4 2,8 3,8 1 021,3 49,7 583,4 566,3 1 056,5 2016         Jan.

Veränderungen 4)

− 7,5 0,6 0,1 − 0,0 − 3,3 − 3,2 36,1 − 12,2 − 33,9 50,2 − 0,1 39,3 56,1 2008
− 5,7 − 7,7 0,1 0,2 − 2,4 − 0,8 19,4 − 5,0 − 104,6 − 87,1 − 95,3 − 0,3 − 65,0 2009

− 6,8 − 5,8 0,3 0,3 17,0 16,5 6,2 − 1,6 − 106,7 − 63,2 54,4 − 7,1 − 78,6 2010
− 2,2 1,7 0,5 0,3 − 0,1 − 0,7 10,0 − 3,7 − 76,9 − 6,6 − 80,5 13,7 137,8 2011
− 7,2 − 3,6 0,5 0,3 − 7,9 − 9,2 − 19,6 1,2 − 107,0 − 18,6 54,2 21,0 − 68,5 2012
− 0,5 2,2 − 0,3 − 0,1 − 11,3 − 10,0 4,1 − 3,2 − 104,9 − 17,6 − 134,1 18,9 − 417,1 2013
− 2,3 − 1,2 − 0,2 − 0,1 − 6,4 − 4,8 − 3,4 − 0,6 − 63,7 − 0,2 35,9 26,1 178,3 2014

− 0,0 0,0 0,0 0,1 − 0,4 − 1,9 − 0,9 − 0,0 − 80,5 9,3 − 26,6 28,0 − 143,3 2015

1,3 1,0 − 0,0 − 0,0 2,2 − 2,3 − 3,0 − 0,0 8,6 1,2 5,7 7,6 28,4 2014         Mai
− 3,5 − 3,2 − 0,0 − 0,0 − 1,1 1,9 0,4 − 0,1 − 5,6 3,0 − 20,7 15,1 − 0,8          Juni

− 0,8 − 0,5 − 0,0 − 0,0 1,6 − 1,0 3,2 − 0,0 − 5,5 − 0,8 22,1 5,0 20,3          Juli
2,8 2,1 − 0,0 − 0,0 − 4,8 − 1,1 1,7 − 0,2 − 6,8 1,9 − 2,5 12,1 83,4          Aug.

− 2,2 − 0,3 − 0,0 − 0,0 1,1 0,8 − 2,7 0,0 − 4,4 0,8 5,7 − 2,6 − 10,9          Sept.

2,0 0,4 − 0,0 − 0,0 − 0,9 − 0,3 1,8 − 0,1 − 2,1 − 0,2 − 0,9 − 4,9 6,3          Okt.
0,9 0,5 − 0,0 − 0,0 − 0,3 − 0,6 0,4 − 0,0 2,2 − 0,6 25,3 − 5,1 46,1          Nov.
0,9 0,8 0,0 0,0 − 1,4 − 0,3 − 6,2 − 0,1 − 13,5 − 1,9 − 31,8 − 6,2 30,6          Dez.

− 0,4 − 0,4 0,1 0,0 6,4 1,2 3,4 0,0 8,1 4,0 63,5 3,9 131,3 2015         Jan.
− 0,9 − 1,1 0,0 0,0 − 7,0 − 3,8 1,2 − 0,0 − 1,7 0,5 − 5,7 13,6 − 68,4          Febr.
− 0,5 0,1 − 0,0 − 0,0 2,2 0,4 − 0,4 − 0,0 − 6,5 1,2 6,4 5,4 75,3          März

0,7 1,1 0,0 0,0 − 2,2 0,2 3,8 − 0,2 0,4 1,7 31,8 0,6 − 98,3          April
0,7 0,5 0,0 0,0 1,9 0,1 − 6,4 0,1 − 16,7 − 4,9 − 7,1 2,8 − 59,4          Mai
1,6 1,8 0,0 0,0 − 0,3 1,5 − 1,6 0,1 − 7,2 − 1,6 − 36,0 − 1,8 − 100,8          Juni

− 1,1 − 1,1 − 0,0 − 0,0 − 2,1 − 2,0 1,2 − 0,0 − 3,1 − 2,4 17,4 − 0,7 26,6          Juli
− 0,5 − 2,0 − 0,0 0,0 0,1 0,8 2,0 0,1 − 10,3 − 2,6 13,0 9,7 − 23,6          Aug.

0,8 − 0,1 − 0,0 − 0,0 1,4 0,6 0,5 0,5 − 0,2 7,3 − 27,9 4,0 19,9          Sept.

− 0,3 0,7 − 0,0 0,0 − 1,1 − 1,8 − 0,4 0,0 10,8 5,9 2,3 0,0 − 10,7          Okt.
− 2,4 − 1,2 − 0,0 − 0,0 − 1,5 − 0,9 − 0,5 − 0,1 − 4,0 2,3 − 16,8 − 6,7 51,2          Nov.

2,3 1,8 − 0,0 0,0 2,0 1,8 − 3,6 − 0,5 − 50,1 − 2,1 − 67,8 − 2,8 − 86,4          Dez.

− 1,7 − 1,0 − 0,0 − 0,0 0,6 − 1,2 0,3 0,3 3,0 0,8 57,2 − 2,4 89,6 2016         Jan.

Zentralregierungen. 3 In Deutschland zählen Bankschuldverschreibungen mit Laufzeit 2002 zusammen mit den Geldmarktfondsanteilen veröffentlicht. 4 Statistische Brüche
bis zu einem Jahr zu den Geldmarktpapieren; diese wurden bis Monatsbericht Januar sind in den Veränderungswerten ausgeschaltet (siehe a. Anm. * in Tabelle II,1). 
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2. Wichtige Aktiva und Passiva der Banken (MFIs) in Deutschland nach Bankengruppen *)

 
 

Mrd €

   
 Kredite an Banken (MFIs) Kredite an Nichtbanken (Nicht-MFIs)
 
 darunter: darunter:
 
 Kassenbe- Buchkredite
 stand und mit Befristung
Anzahl Guthaben Wert-
der bei Wert- papiere Sonstige

Stand am berich- Zentral- Guthaben papiere von Aktiv-
Monats- tenden Bilanz- noten- und Buch- von über Nicht- Beteili- posi-bis 1 Jahr
ende Institute summe 1) banken insgesamt kredite Banken insgesamt einschl. 1 Jahr Wechsel banken gungen tionen 1)

Alle Bankengruppen
 

2015         Aug. 1 789 7 888,4 168,3 2 558,9 1 991,4 559,3 3 992,4 373,9 2 812,7 0,6 797,4 127,6 1 041,3
         Sept. 1 783 7 877,1 172,0 2 537,5 1 974,4 556,4 3 991,6 376,1 2 814,5 0,6 792,6 127,5 1 048,5

         Okt. 1 778 7 903,9 172,4 2 559,9 2 000,4 554,5 4 004,2 382,3 2 828,5 0,6 785,2 127,4 1 039,9
         Nov. 1 776 7 987,6 183,9 2 551,3 1 995,7 550,2 4 033,8 366,2 2 858,7 0,6 800,4 127,1 1 091,4
         Dez. 1 775 7 708,3 186,6 2 413,4 1 893,2 517,3 3 985,4 338,1 2 849,9 0,7 788,6 120,4 1 002,5

2016         Jan. 1 773 7 866,1 198,6 2 449,2 1 930,9 514,3 4 005,4 358,8 2 852,0 0,7 784,2 119,9 1 093,0

Kreditbanken 6)

2015         Dez. 271 2 985,2 109,9 972,2 890,2 81,4 1 124,7 168,4 712,1 0,5 238,0 58,2 720,3
2016         Jan. 270 3 123,2 125,8 985,6 903,3 81,8 1 147,4 186,7 716,5 0,4 236,2 57,9 806,5

   Großbanken 7)

2015         Dez. 4 1 790,7 42,2 558,7 522,5 36,0 453,4 88,2 253,1 0,2 106,6 51,8 684,6
2016         Jan. 4 1 920,8 51,7 575,3 539,2 36,0 471,9 103,8 255,2 0,2 105,9 51,1 770,9

   Regionalbanken und sonstige Kreditbanken

2015         Dez. 159 887,4 32,9 223,1 181,4 41,3 597,0 58,5 419,8 0,2 118,1 5,4 29,1
2016         Jan. 160 898,8 40,5 222,8 181,3 41,2 600,8 60,3 421,6 0,2 118,2 5,7 29,0

   Zweigstellen ausländischer Banken

2015         Dez. 108 307,1 34,8 190,4 186,2 4,1 74,3 21,7 39,1 0,0 13,2 1,1 6,5
2016         Jan. 106 303,7 33,7 187,5 182,8 4,6 74,8 22,6 39,8 0,0 12,1 1,1 6,6

Landesbanken

2015         Dez. 9 947,3 9,4 280,8 204,8 75,1 524,3 49,6 371,0 0,1 102,8 11,2 121,6
2016         Jan. 9 959,8 11,6 290,5 215,0 74,8 520,6 50,7 368,9 0,1 100,5 10,9 126,2

Sparkassen

2015         Dez. 414 1 144,8 21,4 194,5 72,9 121,1 897,8 49,4 695,7 0,1 152,6 14,4 16,7
2016         Jan. 413 1 140,2 18,5 192,8 71,6 120,8 898,7 50,0 696,6 0,1 151,9 14,3 15,8

 

Genossenschaftliche Zentralbanken 
 

2015         Dez. 2 280,4 2,1 157,6 126,6 31,0 65,1 11,2 23,6 0,0 30,3 13,3 42,2
2016         Jan. 2 297,3 0,2 169,3 138,9 30,4 67,9 12,2 23,9 0,0 31,4 13,3 46,5

Kreditgenossenschaften

2015         Dez. 1 023 816,7 13,6 167,4 59,9 107,2 602,2 32,1 472,4 0,1 97,5 14,8 18,7
2016         Jan. 1 023 814,2 12,6 166,7 60,1 106,2 601,9 31,9 472,6 0,1 97,2 14,8 18,2

Realkreditinstitute

2015         Dez. 16 350,4 1,8 73,1 51,6 21,2 264,3 6,4 198,1 − 59,8 0,2 11,0
2016         Jan. 16 348,1 1,6 72,6 51,9 20,3 262,6 6,7 196,2 − 59,7 0,2 11,2

Bausparkassen

2015         Dez. 21 213,6 0,4 60,2 42,7 17,5 148,2 1,4 125,3 . 21,4 0,3 4,6
2016         Jan. 21 213,6 0,2 60,4 42,8 17,6 148,3 1,4 125,3 . 21,6 0,3 4,4

Banken mit Sonderaufgaben

2015         Dez. 19 969,9 27,9 507,8 444,7 62,7 358,8 19,7 251,7 − 86,2 8,0 67,4
2016         Jan. 19 969,7 28,1 511,3 447,2 62,4 358,0 19,2 251,9 − 85,8 8,0 64,2

Nachrichtlich: Auslandsbanken 8)

2015         Dez. 142 944,3 54,8 349,5 310,3 39,1 445,0 61,0 264,1 0,3 117,5 4,4 90,6
2016         Jan. 140 964,3 57,3 353,8 314,3 39,4 448,0 63,8 265,2 0,3 116,3 4,4 100,8

  darunter: Banken im Mehrheitsbesitz ausländischer Banken 9)

2015         Dez. 34 637,1 20,0 159,1 124,0 35,0 370,7 39,3 225,0 0,3 104,3 3,3 84,0
2016         Jan. 34 660,7 23,6 166,4 131,5 34,8 373,2 41,3 225,4 0,2 104,2 3,3 94,2

* Aktiva und Passiva der Monetären Finanzinstitute (MFIs) in Deutschland. Nicht ent- Handelsbestands (Handelsbestandsderivate) i.S. des § 340e Abs. 3 Satz 1 HGB i.V.m.
halten sind Aktiva und Passiva der Auslandsfilialen sowie der − ebenfalls zu den MFIs § 35 Abs. 1 Nr.1a RechKredV. Eine separate Darstellung der Handelsbestandsderivate
zählenden − Geldmarktfonds und der Bundesbank. Für die Abgrenzung der finden Sie im Statistischen Beiheft zum Monatsbericht 1, Bankenstatistik, in den
Positionen siehe Anm. zur Tabelle IV.3. 1 Aufgrund des Gesetzes zur Modernisierung Tabellen I.1 bis I.3. 2 Für „Bausparkassen”: Einschl. Bauspareinlagen; siehe dazu Tab.
des Bilanzrechts vom 25. Mai 2009 enthalten die "sonstigen Aktiv- bzw. Passivposi- IV.12. 3 In den Termineinlagen enthalten. 4 Ohne Bauspareinlagen; siehe auch
tionen" ab dem Meldetermin Dezember 2010 derivative Finanzinstrumente des Anm. 2. 5 Einschl. börsenfähiger nachrangig begebener Inhaberschuldverschrei-
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Einlagen und aufgenommene Kapital
Kredite von Banken (MFIs) Einlagen und aufgenommene Kredite von Nichtbanken (Nicht-MFIs) einschl.

offener
darunter: darunter: Rück-

lagen,
Termineinlagen Nach- Spareinlagen 4) Genuss-
mit Befristung 2) Inhaber- rechts-richtlich:

Verbind- darunter schuld- kapital,
lich- mit drei- Fonds für Sonstigeverschrei-

Termin- keiten bungen Passiv-   Stand ammonatiger allgemeine
Sicht- ein- Sicht- über aus Kündi- Spar- im Bank- posi-   Monats-bis 1 Jahr

insgesamt einlagen lagen insgesamt einlagen einschl. 1 Jahr 2) Repos 3) insgesamt briefe Umlauf 5) risiken tionen 1)   endegungsfrist

Alle Bankengruppen
 

1 754,0 483,5 1 270,4 3 447,4 1 766,0 299,8 709,5 69,3 604,3 536,0 67,9 1 155,0 478,8 1 053,2 2015         Aug.
1 748,0 499,6 1 248,4 3 421,4 1 759,0 284,5 707,3 54,1 603,6 536,8 67,0 1 158,2 478,9 1 070,6          Sept.

1 753,3 513,4 1 239,8 3 441,2 1 790,1 280,7 700,5 62,8 603,6 538,1 66,3 1 169,1 478,9 1 061,5          Okt.
1 757,0 532,1 1 224,9 3 467,9 1 813,2 287,9 697,7 64,2 603,2 538,9 65,9 1 170,9 479,2 1 112,5          Nov.
1 677,6 454,5 1 223,0 3 425,9 1 776,3 284,9 694,4 29,1 605,4 542,0 64,9 1 107,6 479,0 1 018,3          Dez.

1 704,0 497,2 1 206,7 3 471,6 1 818,7 289,2 695,2 59,3 605,0 542,9 63,5 1 108,6 478,5 1 103,4 2016         Jan.

Kreditbanken 6)

718,1 292,6 425,4 1 274,6 771,0 152,3 221,1 21,6 107,4 97,9 22,8 148,7 162,6 681,3 2015         Dez.
738,7 331,2 407,5 1 308,9 798,8 158,5 221,5 44,1 107,0 97,7 23,2 149,9 162,5 763,2 2016         Jan.

Großbanken 7)

427,6 180,1 247,4 531,5 308,0 83,7 66,9 21,0 66,9 65,2 5,9 108,2 97,1 626,4 2015         Dez.
446,8 210,2 236,6 558,0 328,4 89,3 67,9 43,8 66,5 64,9 5,9 109,9 97,0 709,0 2016         Jan.

Regionalbanken und sonstige Kreditbanken

146,2 32,4 113,8 597,2 367,4 48,9 125,0 0,6 40,1 32,5 15,8 39,8 56,8 47,4 2015         Dez.
154,4 45,0 109,5 602,0 373,2 48,1 124,5 0,3 40,1 32,6 16,0 39,2 56,8 46,3 2016         Jan.

Zweigstellen ausländischer Banken

144,3 80,0 64,2 145,9 95,6 19,6 29,1 − 0,4 0,2 1,2 0,8 8,7 7,5 2015         Dez.
137,5 76,0 61,5 148,9 97,2 21,1 29,1 − 0,4 0,2 1,2 0,8 8,6 7,9 2016         Jan.

Landesbanken

269,1 45,2 223,8 292,7 123,1 61,1 94,6 7,0 13,8 10,6 0,0 201,2 56,2 128,1 2015         Dez.
267,1 48,9 218,2 303,4 133,9 60,7 95,0 10,8 13,8 10,6 0,0 202,9 56,2 130,2 2016         Jan.

Sparkassen

136,6 12,6 124,0 855,0 492,7 20,6 14,9 − 296,2 261,5 30,7 13,8 95,3 44,0 2015         Dez.
138,6 12,6 126,0 850,5 489,8 19,6 14,9 − 296,2 262,3 30,0 13,8 95,3 42,1 2016         Jan.

 

Genossenschaftliche Zentralbanken
 

150,1 43,1 107,0 24,1 9,8 3,7 9,0 0,4 − − 1,5 48,7 15,7 41,7 2015         Dez.
157,7 44,7 112,9 28,7 14,2 4,1 8,8 2,9 − − 1,5 48,8 15,7 46,4 2016         Jan.

Kreditgenossenschaften

103,7 2,5 101,2 608,1 360,6 33,1 18,0 − 187,5 171,5 8,8 8,0 64,5 32,4 2015         Dez.
103,3 2,5 100,8 606,6 360,5 32,2 17,7 − 187,5 171,8 8,6 8,1 64,5 31,7 2016         Jan.

Realkreditinstitute

77,1 5,1 72,0 137,4 8,4 9,1 119,8 − 0,1 0,1 . 105,4 14,8 15,7 2015         Dez.
78,2 6,8 71,3 137,5 8,4 9,7 119,2 − 0,1 0,1 . 102,2 14,7 15,5 2016         Jan.

Bausparkassen

23,3 3,3 20,0 164,6 1,0 0,7 161,6 − 0,3 0,3 1,0 2,4 9,9 13,5 2015         Dez.
22,9 3,0 19,9 165,0 1,1 0,8 162,6 − 0,3 0,3 0,2 2,4 9,8 13,5 2016         Jan.

Banken mit Sonderaufgaben

199,7 50,1 149,6 69,4 9,7 4,2 55,5 0,1 − − . 579,3 59,9 61,5 2015         Dez.
197,5 47,5 149,9 71,0 12,1 3,5 55,5 1,4 − − . 580,4 59,9 60,8 2016         Jan.

Nachrichtlich: Auslandsbanken 8)

275,5 123,3 152,2 499,3 340,5 48,9 79,8 5,3 21,2 20,8 8,9 24,2 50,3 95,1 2015         Dez.
278,6 128,3 150,2 506,8 347,6 49,4 79,7 7,2 21,2 20,8 8,7 24,2 50,3 104,6 2016         Jan.

darunter: Banken im Mehrheitsbesitz ausländischer Banken 9)

131,2 43,2 87,9 353,4 244,9 29,2 50,7 5,3 20,8 20,5 7,8 23,4 41,6 87,5 2015         Dez.
141,1 52,4 88,7 357,8 250,5 28,4 50,7 7,2 20,8 20,5 7,6 23,4 41,6 96,7 2016         Jan.

bungen; ohne nicht börsenfähige Inhaberschuldverschreibungen. 6 Die Kreditbanken Bankengruppen enthaltenen Banken im Mehrheitsbesitz ausländischer Banken sowie
umfassen die Untergruppen „Großbanken”, „Regionalbanken und sonstige Kredit- der Gruppe (rechtlich unselbständiger) „Zweigstellen ausländischer Banken”. 9 Aus-
banken” und „Zweigstellen ausländischer Banken”. 7 Deutsche Bank AG, Dresdner gliederung der in anderen Bankengruppen enthaltenen rechtlich selbständigen
Bank AG (bis Nov. 2009), Commerzbank AG, UniCredit Bank AG (vormals Bayerische Banken (MFIs) im Mehrheitsbesitz ausländischer Banken. 
Hypo- und Vereinsbank AG) und Deutsche Postbank AG. 8 Summe der in anderen
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3. Forderungen und Verbindlichkeiten der Banken (MFIs) in Deutschland gegenüber dem Inland *)

 
 

Mrd €

Kredite an inländische Banken (MFIs) Kredite an inländische Nichtbanken (Nicht-MFIs)

Kassen- Schatzwech-
bestand börsen- sel und bör-
an Noten Guthaben fähige senfähige Wert-
und bei der Guthaben Geldmarkt- Wert- Nach- Geldmarkt- papiere
Münzen in Deutschen und papiere papiere papiere von vonrichtlich:
Eurowäh- Bundes- Buch- von von Treuhand- Buch- Nicht- Nicht-

Zeit rungen bank insgesamt kredite Wechsel Banken Banken kredite insgesamt kredite Wechsel banken banken 1)

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2006 16,0 49,4 1 637,8 1 086,3 − 9,3 542,2 1,9 3 000,7 2 630,3 1,9 2,0 366,5
2007 17,5 64,6 1 751,8 1 222,5 0,0 25,3 504,0 2,3 2 975,7 2 647,9 1,6 1,5 324,7
2008 17,4 102,6 1 861,7 1 298,1 0,0 55,7 507,8 2,0 3 071,1 2 698,9 1,2 3,1 367,9
2009 16,9 78,9 1 711,5 1 138,0 − 31,6 541,9 2,2 3 100,1 2 691,8 0,8 4,0 403,5

2010 16,0 79,6 1 686,3 1 195,4 − 7,5 483,5 1,8 3 220,9 2 770,4 0,8 27,9 421,8
2011 15,8 93,8 1 725,6 1 267,9 − 7,1 450,7 2,1 3 197,8 2 774,6 0,8 6,4 415,9
2012 18,5 134,3 1 655,0 1 229,1 − 2,4 423,5 2,4 3 220,4 2 785,5 0,6 2,2 432,1
2013 18,5 85,6 1 545,6 1 153,1 0,0 1,7 390,8 2,2 3 131,6 2 692,6 0,5 1,2 437,2
2014 18,9 81,3 1 425,9 1 065,6 0,0 2,1 358,2 1,7 3 167,3 2 712,2 0,4 0,7 454,0

2015 19,2 155,0 1 346,6 1 062,6 0,0 1,7 282,2 1,7 3 233,9 2 764,0 0,4 0,4 469,0

2014         Aug. 15,3 60,2 1 512,3 1 140,9 0,0 2,3 369,1 1,6 3 155,0 2 699,5 0,3 1,4 453,8
         Sept. 15,0 80,8 1 488,5 1 117,3 0,0 2,2 369,0 1,6 3 165,0 2 707,1 0,3 0,9 456,7

         Okt. 15,2 61,8 1 493,6 1 126,5 0,0 2,3 364,8 1,6 3 169,0 2 711,8 0,3 1,2 455,7
         Nov. 15,4 52,8 1 486,8 1 121,2 0,0 2,3 363,3 1,6 3 178,9 2 719,7 0,3 0,9 458,1
         Dez. 18,9 81,3 1 425,9 1 065,6 0,0 2,1 358,2 1,7 3 167,3 2 712,2 0,4 0,7 454,0

2015         Jan. 15,2 69,3 1 490,7 1 128,5 0,0 2,7 359,4 1,7 3 191,5 2 725,6 0,4 1,1 464,5
         Febr. 15,2 69,7 1 486,0 1 125,7 0,0 3,1 357,2 1,6 3 205,1 2 736,8 0,4 1,3 466,6
         März 15,2 97,5 1 488,9 1 127,0 0,0 3,2 358,6 1,6 3 212,0 2 738,7 0,3 1,5 471,5

         April 15,9 91,7 1 473,6 1 117,3 0,0 3,4 352,8 1,6 3 221,1 2 745,0 0,4 1,5 474,2
         Mai 16,1 95,0 1 466,4 1 114,3 0,0 3,5 348,6 1,6 3 207,9 2 743,3 0,3 1,7 462,5
         Juni 15,1 115,4 1 424,2 1 082,1 0,0 3,3 338,8 1,6 3 200,4 2 745,2 0,3 2,4 452,5

         Juli 15,4 116,6 1 429,7 1 091,8 0,0 2,7 335,2 1,6 3 228,7 2 748,4 0,3 2,4 477,6
         Aug. 15,2 133,6 1 418,0 1 086,8 0,0 2,1 329,1 1,6 3 230,9 2 751,1 0,3 1,9 477,5
         Sept. 15,6 139,8 1 384,6 1 059,7 0,0 2,3 322,7 1,6 3 230,8 2 756,1 0,3 1,7 472,8

         Okt. 16,2 140,0 1 421,3 1 100,0 0,0 2,1 319,1 1,6 3 232,0 2 764,6 0,3 1,5 465,6
         Nov. 15,7 152,2 1 438,4 1 122,6 0,0 2,6 313,2 1,6 3 249,0 2 775,2 0,3 1,0 472,5
         Dez. 19,2 155,0 1 346,6 1 062,6 0,0 1,7 282,2 1,7 3 233,9 2 764,0 0,4 0,4 469,0

2016         Jan. 16,2 170,9 1 368,7 1 086,0 0,0 2,0 280,8 1,6 3 238,7 2 771,0 0,4 0,7 466,5

Veränderungen *)

2007 + 1,5 + 15,2 + 114,8 + 137,6 + 0,0 + 17,0 − 39,8 + 0,4 − 15,9 + 12,1 − 0,3 − 0,5 − 27,2
2008 − 0,1 + 39,4 + 125,9 + 90,1 + 0,0 + 30,6 + 5,2 − 0,8 + 92,0 + 47,3 − 0,4 + 1,8 + 43,3
2009 − 0,5 − 23,6 − 147,2 − 157,3 − 0,0 − 24,1 + 34,3 + 0,2 + 25,7 − 11,2 − 0,4 + 1,4 + 35,9

2010 − 0,9 + 0,6 − 19,3 + 61,5 + 0,0 − 24,0 − 56,8 − 0,3 + 130,5 + 78,7 + 0,0 + 23,8 + 28,0
2011 − 0,2 + 14,2 + 47,3 + 80,5 − − 0,4 − 32,8 − 0,1 − 30,6 − 3,2 + 0,0 − 21,5 − 5,9
2012 + 2,7 + 40,5 − 68,6 − 37,5 − − 4,6 − 26,5 + 0,1 + 21,0 + 9,8 − 0,2 − 4,3 + 15,7
2013 + 0,0 − 48,8 − 204,1 − 170,6 + 0,0 − 0,7 − 32,7 − 0,2 + 4,4 + 0,3 − 0,1 − 0,6 + 4,8
2014 + 0,4 − 4,3 − 119,3 − 87,1 + 0,0 + 0,4 − 32,6 + 0,1 + 36,7 + 20,6 − 0,1 − 0,6 + 16,8

2015 + 0,3 + 73,7 − 80,7 − 4,3 − 0,0 − 0,4 − 75,9 − 0,1 + 68,9 + 54,1 − 0,0 − 0,3 + 15,1

2014         Aug. + 0,5 + 11,6 + 4,3 + 6,0 − − 0,1 − 1,7 − 0,0 − 0,8 + 0,2 − 0,0 − 0,5 − 0,5
         Sept. − 0,2 + 20,6 − 23,7 − 23,5 − − 0,1 − 0,1 + 0,0 + 10,0 + 7,7 − 0,0 − 0,5 + 2,9

         Okt. + 0,1 − 19,0 + 5,1 + 9,2 − + 0,1 − 4,2 + 0,0 + 4,1 + 4,7 − 0,0 + 0,4 − 1,0
         Nov. + 0,2 − 9,0 − 6,9 − 5,3 + 0,0 − 0,0 − 1,6 − 0,0 + 9,9 + 7,9 + 0,0 − 0,4 + 2,4
         Dez. + 3,6 + 28,5 − 60,8 − 55,6 + 0,0 − 0,1 − 5,1 + 0,1 − 11,7 − 7,6 + 0,1 − 0,1 − 4,1

2015         Jan. − 3,8 − 12,0 + 63,8 + 62,0 − 0,0 + 0,6 + 1,3 − 0,1 + 26,4 + 15,6 − 0,1 + 0,4 + 10,5
         Febr. − 0,0 + 0,4 − 4,7 − 2,8 + 0,0 + 0,4 − 2,2 − 0,0 + 13,5 + 11,2 − 0,0 + 0,2 + 2,1
         März + 0,1 + 27,8 + 3,0 + 1,4 − + 0,2 + 1,4 − 0,0 + 7,0 + 1,9 − 0,0 + 0,2 + 4,9

         April + 0,6 − 5,7 − 15,3 − 9,7 − + 0,2 − 5,8 + 0,0 + 9,1 + 6,4 + 0,0 − 0,0 + 2,8
         Mai + 0,3 + 3,3 − 7,2 − 3,0 + 0,0 + 0,1 − 4,3 − 0,1 − 13,1 − 1,5 − 0,0 + 0,2 − 11,7
         Juni − 1,1 + 20,4 − 42,1 − 32,1 − 0,0 − 0,2 − 9,8 + 0,1 − 7,5 + 1,9 − 0,0 + 0,7 − 10,1

         Juli + 0,3 + 1,2 + 5,5 + 9,7 − 0,0 − 0,6 − 3,6 − 0,0 + 28,3 + 3,1 + 0,0 + 0,0 + 25,1
         Aug. − 0,1 + 17,0 − 12,4 − 5,6 + 0,0 − 0,7 − 6,1 + 0,0 + 2,3 + 2,9 + 0,0 − 0,5 − 0,1
         Sept. + 0,3 + 6,3 − 33,3 − 27,1 − + 0,2 − 6,4 − 0,0 − 0,1 + 4,9 + 0,0 − 0,3 − 4,7

         Okt. + 0,7 + 0,1 + 36,6 + 40,3 − 0,0 − 0,2 − 3,5 − 0,0 + 1,2 + 8,5 + 0,0 − 0,1 − 7,2
         Nov. − 0,6 + 12,3 + 17,3 + 22,7 − + 0,5 − 5,9 + 0,0 + 16,7 + 10,3 − 0,0 − 0,5 + 6,9
         Dez. + 3,6 + 2,8 − 91,8 − 59,9 − − 0,9 − 31,0 + 0,1 − 15,1 − 11,1 + 0,1 − 0,6 − 3,5

2016         Jan. − 3,1 + 15,9 + 22,2 + 23,4 − + 0,3 − 1,5 − 0,0 + 4,5 + 6,7 − 0,0 + 0,3 − 2,4

* Siehe Tab. IV. 2, Anm. *; statistische Brüche sind in den Veränderungen ausge- schreibungen aus dem Umtausch von Ausgleichsforderungen; siehe auch
schaltet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu Anm. 2. 2 Einschl. Schuldverschreibungen aus dem Umtausch von Ausgleichsforde-
betrachten. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monats- rungen. 3 Einschl. Verbindlichkeiten aus Namensschuldverschreibungen, Namensgeld-
bericht erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Ohne Schuldver- marktpapieren, nicht börsenfähigen Inhaberschuldverschreibungen; einschl. nach-
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 Einlagen und aufgenommene Kredite Einlagen und aufgenommene Kredite
von inländischen Banken (MFIs) 3) von inländischen Nichtbanken (Nicht-MFIs)

Beteiligun-
gen an in-

Aus- Nach- ländischen Termin- weiter- Nach- Termin- Nach-
gleichs- Banken Sicht- ein- gegebene Sicht- ein- Spar-richtlich: richtlich: richtlich:
forderun- Treuhand- und Unter- einlagen lagen Wechsel Treuhand- ein- lagen ein- Spar- Treuhand-
gen 2) kredite nehmen insgesamt 4) 4) 5) kredite insgesamt lagen 6) lagen 7) briefe 8) kredite   Zeit

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

− 53,0 106,3 1 348,2 125,4 1 222,7 0,0 22,3 2 394,6 747,7 962,8 586,5 97,5 37,8 2006
− 51,1 109,4 1 478,6 122,1 1 356,5 0,0 20,0 2 579,1 779,9 1 125,4 555,4 118,4 36,4 2007
− 47,2 111,2 1 582,5 138,5 1 444,0 0,0 41,6 2 781,4 834,6 1 276,1 535,2 135,4 32,3 2008
− 43,9 106,1 1 355,1 128,9 1 226,2 0,0 35,7 2 829,7 1 029,5 1 102,6 594,5 103,2 43,4 2009

− 33,7 96,8 1 238,3 135,3 1 102,6 0,0 13,8 2 935,2 1 104,4 1 117,1 618,2 95,4 37,5 2010
− 36,3 94,6 1 210,5 114,8 1 095,3 0,0 36,1 3 045,5 1 168,3 1 156,2 616,1 104,8 36,5 2011
− 34,8 90,0 1 135,5 132,9 1 002,6 0,0 36,3 3 090,2 1 306,5 1 072,5 617,6 93,6 34,9 2012
− 31,6 92,3 1 140,3 125,6 1 014,7 0,0 33,2 3 048,7 1 409,9 952,0 610,1 76,6 32,9 2013
− 26,5 94,3 1 111,9 127,8 984,0 0,0 11,7 3 118,2 1 517,8 926,7 607,8 66,0 30,9 2014

− 20,4 89,6 1 065,6 131,1 934,5 0,0 6,1 3 224,7 1 673,7 898,4 596,5 56,1 29,3 2015

− 27,1 94,4 1 124,5 144,1 980,4 0,0 11,8 3 091,6 1 472,1 945,3 605,9 68,4 31,3 2014         Aug.
− 26,9 95,2 1 117,2 155,7 961,5 0,0 11,8 3 092,6 1 474,8 941,9 606,5 69,4 31,2          Sept.

− 26,5 95,2 1 122,7 149,1 973,6 0,0 11,5 3 097,3 1 494,5 928,1 606,1 68,6 31,1          Okt.
− 26,5 95,1 1 116,1 155,8 960,2 0,0 11,5 3 116,4 1 517,9 926,7 605,3 66,5 31,1          Nov.
− 26,5 94,3 1 111,9 127,8 984,0 0,0 11,7 3 118,2 1 517,8 926,7 607,8 66,0 30,9          Dez.

− 26,1 93,1 1 137,9 174,9 963,1 0,0 11,3 3 128,6 1 537,9 919,5 606,6 64,7 30,8 2015         Jan.
− 26,2 92,3 1 133,5 169,2 964,3 0,0 11,3 3 137,7 1 549,4 918,3 606,1 63,8 30,8          Febr.
− 25,9 92,3 1 134,4 178,0 956,4 0,0 11,2 3 131,7 1 548,8 916,0 603,9 63,0 30,7          März

− 25,8 92,5 1 117,5 163,4 954,0 0,0 11,2 3 140,9 1 572,3 905,2 601,5 61,9 30,2          April
− 25,7 92,8 1 103,0 164,4 938,6 0,0 11,1 3 158,8 1 597,3 900,5 600,0 61,0 30,2          Mai
− 25,3 92,5 1 090,2 161,7 928,4 0,0 11,1 3 151,7 1 600,1 892,9 598,3 60,4 29,6          Juni

− 25,0 92,4 1 079,0 152,5 926,5 0,0 10,8 3 179,3 1 612,9 910,4 596,4 59,5 29,5          Juli
− 25,0 92,1 1 072,5 149,0 923,4 0,0 10,8 3 193,8 1 630,7 909,1 595,2 58,8 29,5          Aug.
− 24,9 92,0 1 076,0 153,1 922,9 0,0 10,8 3 186,8 1 630,7 903,5 594,6 58,1 29,5          Sept.

− 24,7 91,9 1 096,4 150,5 945,8 0,0 10,6 3 197,7 1 655,5 890,2 594,6 57,5 29,5          Okt.
− 24,5 92,0 1 108,0 158,2 949,7 0,0 10,5 3 224,8 1 676,9 896,7 594,3 56,8 29,5          Nov.
− 20,4 89,6 1 065,6 131,1 934,5 0,0 6,1 3 224,7 1 673,7 898,4 596,5 56,1 29,3          Dez.

− 20,3 90,0 1 066,1 145,0 921,0 0,0 6,0 3 233,8 1 689,6 893,3 596,1 54,8 29,3 2016         Jan.

Veränderungen *)

− − 2,3 + 3,1 + 132,0 − 3,3 + 135,3 − 0,0 − 2,3 + 181,1 + 31,6 + 160,5 − 31,1 + 20,1 − 2,0 2007
− − 5,4 + 7,8 + 124,3 + 23,0 + 101,3 − 0,0 − 3,6 + 207,6 + 54,3 + 156,6 − 20,2 + 17,0 − 1,3 2008
− − 4,2 + 0,7 − 225,4 − 9,7 − 215,7 − 0,0 − 5,7 + 59,7 + 211,4 − 179,3 + 59,3 − 31,6 − 0,9 2009

− − 2,1 − 9,2 − 96,5 + 22,3 − 119,1 − 0,0 − 0,2 + 77,8 + 76,0 − 18,9 + 24,0 − 3,3 − 1,7 2010
− − 1,1 − 2,2 − 25,0 − 20,0 − 5,1 − 0,0 + 0,1 + 111,2 + 63,7 + 40,9 − 2,6 + 9,3 − 1,1 2011
− − 1,3 − 4,1 − 70,8 + 21,5 − 91,9 − 0,0 + 0,2 + 42,2 + 138,7 − 86,7 + 1,5 − 11,2 − 1,6 2012
− − 3,3 + 2,4 − 79,4 − 24,1 − 55,3 + 0,0 − 3,4 + 40,2 + 118,4 − 53,9 − 7,4 − 17,0 − 1,7 2013
− − 1,9 + 2,0 − 29,0 + 2,2 − 31,2 − 0,0 − 0,6 + 69,7 + 107,9 − 25,3 − 2,4 − 10,6 − 2,0 2014

− − 2,1 − 4,3 − 46,6 + 3,3 − 50,0 + 0,0 − 1,3 + 106,5 + 156,2 − 28,3 − 11,3 − 10,1 − 1,6 2015

− − 0,1 − 0,1 − 10,0 − 23,4 + 13,3 − + 0,0 + 17,7 + 17,1 − 0,1 + 1,5 − 0,8 − 0,0 2014         Aug.
− − 0,2 + 0,7 − 7,1 + 11,6 − 18,7 − − 0,1 + 0,9 + 2,7 − 3,4 + 0,6 + 1,0 − 0,1          Sept.

− − 0,4 + 0,0 + 5,5 − 6,7 + 12,1 − − 0,3 + 4,7 + 19,7 − 13,8 − 0,4 − 0,7 − 0,1          Okt.
− − 0,1 − 0,1 − 6,6 + 6,8 − 13,4 − − 0,0 + 19,2 + 23,4 − 1,4 − 0,7 − 2,1 + 0,0          Nov.
− + 0,1 − 0,8 − 5,0 − 28,0 + 23,0 − + 0,3 + 1,7 − 0,1 − 0,0 + 2,4 − 0,5 − 0,2          Dez.

− − 0,4 − 1,2 + 26,1 + 47,1 − 21,0 − 0,0 − 0,4 + 10,5 + 20,1 − 7,2 − 1,1 − 1,3 − 0,1 2015         Jan.
− + 0,1 − 0,9 − 4,4 − 5,6 + 1,2 − + 0,0 + 9,1 + 11,6 − 1,1 − 0,5 − 0,9 − 0,0          Febr.
− − 0,2 + 0,1 + 0,9 + 8,8 − 7,9 + 0,0 − 0,1 − 6,0 − 0,4 − 2,6 − 2,2 − 0,8 − 0,1          März

− − 0,1 + 0,2 − 17,0 − 14,6 − 2,4 − 0,0 − 0,0 + 9,2 + 23,5 − 10,8 − 2,4 − 1,0 − 0,5          April
− − 0,1 + 0,3 − 14,4 + 1,0 − 15,4 + 0,0 − 0,1 + 17,9 + 25,0 − 4,7 − 1,5 − 0,9 − 0,1          Mai
− − 0,3 − 0,3 − 12,9 − 2,8 − 10,1 − 0,0 − 0,1 − 7,1 + 2,7 − 7,5 − 1,7 − 0,6 − 0,5          Juni

− − 0,3 − 0,2 − 11,1 − 9,2 − 1,9 + 0,0 − 0,2 + 27,5 + 12,9 + 17,7 − 1,9 − 1,1 − 0,1          Juli
− − 0,1 − 0,3 − 7,1 − 3,4 − 3,7 − 0,0 + 0,0 + 14,5 + 17,8 − 1,3 − 1,3 − 0,7 + 0,0          Aug.
− − 0,1 − 0,1 + 3,7 + 4,1 − 0,4 + 0,0 + 0,0 − 7,0 − 0,1 − 5,6 − 0,6 − 0,7 − 0,1          Sept.

− − 0,2 − 0,1 + 20,3 − 2,6 + 22,9 + 0,0 − 0,2 + 10,9 + 24,8 − 13,3 + 0,1 − 0,6 − 0,0          Okt.
− − 0,2 + 0,1 + 11,6 + 7,7 + 3,9 + 0,0 − 0,1 + 27,0 + 21,5 + 6,5 − 0,3 − 0,6 − 0,0          Nov.
− − 0,1 − 2,0 − 42,4 − 27,1 − 15,2 − − 0,1 − 0,0 − 3,2 + 1,7 + 2,2 − 0,7 − 0,2          Dez.

− − 0,1 + 0,4 + 0,5 + 13,9 − 13,4 − 0,0 − 0,1 + 9,1 + 15,8 − 5,7 − 0,4 − 0,6 + 0,0 2016         Jan.

rangiger Verbindlichkeiten. 4 Einschl. Verbindlichkeiten aus geldpolitischen siehe auch Anm. 8. 8 Einschl. Verbindlichkeiten aus nicht börsenfähigen Inhaber-
Geschäften mit der Bundesbank. 5 Eigene Akzepte und Solawechsel im schuldverschreibungen. 
Umlauf. 6 Einschl. Bauspareinlagen; siehe dazu Tab. IV.12. 7 Ohne Bauspareinlagen;
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4. Forderungen und Verbindlichkeiten der Banken (MFIs) in Deutschland gegenüber dem Ausland *)

 
 

Mrd €

Kredite an ausländische Banken (MFIs) Kredite an ausländische Nichtbanken (Nicht-MFIs)

Kassen- Guthaben und Buchkredite, Schatz-
bestand Wechsel börsen- Buchkredite, Wechsel wechsel
an Noten fähige und bör-
und Geld- senfähige Wert-
Münzen mittel- markt- Wert- Nach- mittel- Geldmarkt- papiere
in Nicht- und papiere papiere und papiere von vonrichtlich:
Eurowäh- zu- kurz- lang- von von Treuhand- zu- kurz- lang- Nicht- Nicht-

Zeit rungen insgesamt sammen fristig fristig Banken Banken kredite insgesamt sammen fristig fristig banken banken

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2006 0,4 1 266,9 1 003,2 744,5 258,7 13,3 250,4 0,8 777,0 421,0 156,0 264,9 7,2 348,9
2007 0,3 1 433,5 1 105,9 803,6 302,4 13,4 314,2 0,5 908,3 492,9 197,5 295,4 27,5 387,9
2008 0,3 1 446,6 1 131,6 767,2 364,3 15,6 299,5 1,9 908,4 528,9 151,4 377,5 12,9 366,6
2009 0,3 1 277,4 986,1 643,5 342,6 6,2 285,0 2,9 815,7 469,6 116,9 352,7 9,8 336,3

2010 0,5 1 154,1 892,7 607,7 285,1 2,1 259,3 1,8 773,8 461,4 112,6 348,8 10,1 302,3
2011 0,6 1 117,6 871,0 566,3 304,8 4,6 241,9 2,6 744,4 455,8 102,0 353,8 8,5 280,1
2012 0,8 1 046,0 813,5 545,5 268,1 5,4 227,0 2,6 729,0 442,2 105,1 337,1 9,0 277,8
2013 0,2 1 019,7 782,4 546,6 235,8 7,2 230,1 2,5 701,0 404,9 100,3 304,6 8,2 287,8
2014 0,2 1 125,2 884,8 618,7 266,1 7,9 232,5 1,1 735,1 415,2 94,4 320,8 6,5 313,5

2015 0,3 1 066,9 830,7 555,9 274,7 1,2 235,0 1,0 751,5 424,3 83,8 340,5 7,5 319,7

2014         Aug. 0,2 1 103,8 862,7 624,0 238,6 8,9 232,2 1,1 733,8 430,4 118,2 312,3 9,1 294,2
         Sept. 0,2 1 098,9 855,7 607,3 248,4 8,9 234,3 1,1 741,0 429,9 111,3 318,6 7,4 303,7

         Okt. 0,2 1 119,6 878,5 628,7 249,8 8,6 232,5 1,1 738,3 429,8 110,3 319,5 7,7 300,8
         Nov. 0,2 1 151,0 907,8 658,2 249,7 8,7 234,5 1,1 749,8 433,9 113,5 320,4 8,3 307,6
         Dez. 0,2 1 125,2 884,8 618,7 266,1 7,9 232,5 1,1 735,1 415,2 94,4 320,8 6,5 313,5

2015         Jan. 0,2 1 213,2 966,6 684,2 282,4 10,9 235,7 1,1 770,7 445,3 117,5 327,8 7,0 318,4
         Febr. 0,2 1 198,1 956,6 687,3 269,3 9,3 232,2 1,1 766,7 444,5 115,7 328,9 6,6 315,5
         März 0,3 1 186,6 944,4 654,9 289,5 10,9 231,4 1,1 777,0 447,4 113,2 334,2 7,2 322,4

         April 0,2 1 199,9 958,7 675,5 283,1 10,0 231,3 1,1 780,2 455,7 124,6 331,1 6,1 318,4
         Mai 0,3 1 189,7 948,9 665,0 284,0 9,1 231,7 1,1 787,3 459,0 127,1 331,8 6,3 322,0
         Juni 0,3 1 142,5 903,1 617,1 286,0 8,1 231,3 1,1 765,7 435,1 104,4 330,7 7,5 323,1

         Juli 0,3 1 149,0 911,5 625,0 286,5 6,6 230,9 1,1 760,0 433,4 103,3 330,1 5,0 321,6
         Aug. 0,3 1 140,9 904,7 619,3 285,3 6,1 230,2 1,1 761,5 435,8 106,9 328,8 5,8 319,9
         Sept. 0,3 1 152,8 914,7 627,4 287,4 4,4 233,7 1,1 760,7 434,9 106,6 328,3 6,0 319,8

         Okt. 0,3 1 138,7 900,4 617,1 283,4 2,9 235,3 1,1 772,2 446,5 116,4 330,1 6,1 319,6
         Nov. 0,3 1 112,9 873,2 598,4 274,8 2,8 237,0 1,1 784,8 450,0 103,7 346,4 6,9 327,9
         Dez. 0,3 1 066,9 830,7 555,9 274,7 1,2 235,0 1,0 751,5 424,3 83,8 340,5 7,5 319,7

2016         Jan. 0,3 1 080,5 844,9 570,2 274,8 1,9 233,6 1,0 766,7 440,2 101,3 338,8 8,9 317,7

Veränderungen *)

2007 − 0,0 + 190,3 + 123,7 + 72,9 + 50,8 + 7,5 + 59,1 − 0,4 + 167,7 + 94,3 + 50,1 + 44,2 + 20,1 + 53,3
2008 + 0,0 + 8,5 + 20,2 − 43,0 + 63,2 + 2,1 − 13,7 − 0,0 + 4,3 + 45,1 − 31,9 + 77,0 − 14,5 − 26,3
2009 − 0,0 − 170,0 − 141,3 − 122,5 − 18,8 − 10,3 − 18,4 − 0,2 − 72,8 − 43,8 − 31,7 − 12,1 − 3,3 − 25,7

2010 + 0,1 − 141,5 − 116,2 − 47,3 − 68,9 − 4,8 − 20,4 − 0,2 − 62,0 − 24,5 − 12,6 − 11,9 + 0,4 − 38,0
2011 + 0,1 − 48,4 − 32,6 − 45,3 + 12,7 + 2,5 − 18,4 + 0,0 − 38,9 − 13,6 − 12,8 − 0,9 − 1,6 − 23,6
2012 + 0,1 − 70,1 − 56,8 − 23,1 − 33,7 + 0,9 − 14,1 − 0,1 − 9,4 − 7,5 + 8,3 − 15,9 + 0,6 − 2,5
2013 − 0,5 − 22,7 − 26,9 − 1,3 − 25,6 + 1,8 + 2,4 − 0,0 − 21,2 − 33,1 − 5,8 − 27,2 − 0,7 + 12,6
2014 − 0,0 + 86,1 + 80,1 + 63,2 + 16,8 + 0,7 + 5,3 − 0,6 + 5,7 − 10,2 − 12,8 + 2,7 − 1,8 + 17,7

2015 + 0,1 − 91,8 − 86,0 − 82,2 − 3,8 − 6,7 + 0,8 − 0,1 − 6,1 − 9,2 − 6,5 − 2,7 + 1,1 + 2,0

2014         Aug. − 0,0 − 9,3 − 9,9 − 12,6 + 2,8 + 0,8 − 0,2 + 0,0 − 6,4 − 3,5 − 4,9 + 1,4 − 0,3 − 2,6
         Sept. + 0,0 − 17,7 − 19,4 − 24,7 + 5,3 + 0,0 + 1,8 + 0,0 − 0,8 − 7,1 − 8,4 + 1,3 − 1,8 + 8,0

         Okt. − 0,0 + 23,9 + 24,7 + 23,5 + 1,2 − 0,2 − 0,6 + 0,0 − 6,8 − 2,9 − 3,4 + 0,5 + 0,3 − 4,2
         Nov. + 0,0 + 32,4 + 29,3 + 30,4 − 1,1 + 0,0 + 3,0 + 0,0 + 10,4 + 3,8 + 3,0 + 0,8 + 0,6 + 6,0
         Dez. − 0,0 − 33,1 − 30,7 − 44,4 + 13,6 − 0,8 − 1,6 − 0,0 − 20,8 − 23,1 − 20,2 − 2,9 − 1,9 + 4,1

2015         Jan. + 0,0 + 62,4 + 57,8 + 50,3 + 7,5 + 3,0 + 1,6 − 0,0 + 21,4 + 18,3 + 20,6 − 2,3 + 0,6 + 2,5
         Febr. + 0,0 − 17,1 − 12,0 + 2,2 − 14,2 − 1,5 − 3,6 − − 5,8 − 2,1 − 2,2 + 0,1 − 0,4 − 3,2
         März + 0,0 − 24,0 − 24,5 − 39,9 + 15,4 + 1,5 − 1,1 + 0,0 + 1,9 − 3,7 − 3,9 + 0,2 + 0,5 + 5,1

         April − 0,0 + 25,3 + 26,1 + 27,4 − 1,3 − 0,9 + 0,1 + 0,0 + 10,4 + 14,3 + 12,7 + 1,6 − 1,1 − 2,9
         Mai + 0,0 − 17,8 − 17,3 − 15,2 − 2,0 − 0,9 + 0,3 − 0,0 + 3,3 + 0,3 + 1,5 − 1,2 + 0,2 + 2,9
         Juni + 0,0 − 41,3 − 40,1 − 44,0 + 4,0 − 0,9 − 0,3 − 0,0 − 18,3 − 21,2 − 20,7 − 0,5 + 1,2 + 1,7

         Juli + 0,0 + 1,3 + 3,3 + 4,9 − 1,6 − 1,5 − 0,5 − − 9,1 − 4,4 − 1,7 − 2,7 − 2,5 − 2,2
         Aug. − 0,0 + 0,6 + 1,6 − 0,3 + 1,9 − 0,5 − 0,5 − 0,0 + 6,6 + 6,4 + 4,4 + 2,0 + 0,8 − 0,7
         Sept. + 0,0 + 14,0 + 12,2 + 10,0 + 2,2 − 1,7 + 3,6 − 0,0 − 2,1 − 2,2 − 1,9 − 0,3 + 0,1 − 0,0

         Okt. + 0,0 − 20,2 − 20,2 − 13,9 − 6,3 − 1,5 + 1,5 + 0,0 + 7,7 + 8,5 + 9,1 − 0,6 + 0,1 − 0,9
         Nov. + 0,0 − 38,2 − 39,4 − 25,9 − 13,5 − 0,1 + 1,4 + 0,0 + 4,9 − 2,7 − 5,5 + 2,8 + 0,7 + 6,8
         Dez. − 0,0 − 36,7 − 33,4 − 37,5 + 4,1 − 1,6 − 1,7 − 0,1 − 27,1 − 20,7 − 18,9 − 1,9 + 0,8 − 7,2

2016         Jan. − 0,0 + 16,1 + 16,8 + 15,6 + 1,2 + 0,7 − 1,4 + 0,0 + 18,3 + 18,2 + 18,6 − 0,4 + 1,3 − 1,3

* Siehe Tab. IV. 2, Anm.*; statistische Brüche sind in den Veränderungen ausge- trachten. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monats-
schaltet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu be- bericht erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 
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 Einlagen und aufgenommene Kredite Einlagen und aufgenommene Kredite
von ausländischen Banken (MFIs) von ausländischen Nichtbanken (Nicht-MFIs)

 
Beteili- Termineinlagen Termineinlagen (einschl. Spar-
gungen an (einschl. Sparbriefe) einlagen und Sparbriefe)
auslän-

Nach- dischen mittel- Nach- mittel- Nach-
Banken Sicht- und Sicht- undrichtlich: richtlich: richtlich:

Treuhand- und Unter- ein- zusam- kurz- lang- Treuhand- ein- zusam- kurz- lang- Treuhand-
kredite nehmen insgesamt lagen men fristig fristig kredite insgesamt lagen men fristig fristig kredite   Zeit

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

5,8 50,4 689,7 168,1 521,6 397,3 124,3 0,4 310,1 82,1 228,0 111,5 116,5 1,5 2006
5,7 48,3 738,9 164,7 574,1 461,2 113,0 0,2 303,1 76,0 227,1 122,3 104,8 3,1 2007

25,5 45,1 703,3 218,1 485,1 362,3 122,9 0,3 286,1 92,2 193,9 95,1 98,8 2,5 2008
32,1 45,4 652,6 213,6 439,0 307,4 131,6 0,2 216,3 78,1 138,2 73,7 64,5 1,9 2009

15,6 48,8 741,7 258,7 483,0 349,3 133,6 0,1 227,6 84,8 142,7 76,7 66,0 1,5 2010
32,9 45,0 655,7 242,6 413,1 289,4 123,7 0,1 225,9 92,3 133,6 66,9 66,6 1,3 2011
32,6 46,4 691,1 289,4 401,7 284,6 117,0 0,1 237,6 107,2 130,3 69,1 61,2 1,2 2012
30,8 39,0 515,7 222,6 293,2 196,0 97,2 0,1 257,8 118,1 139,7 76,8 62,9 1,0 2013
14,0 35,6 609,2 277,1 332,1 242,7 89,4 0,1 221,0 113,0 107,9 47,8 60,1 0,7 2014

13,1 30,5 611,9 323,4 288,5 203,8 84,7 0,1 201,1 102,6 98,5 49,3 49,2 0,7 2015

14,7 37,7 592,2 274,2 317,9 230,3 87,6 0,1 258,3 127,7 130,5 70,5 60,1 1,3 2014         Aug.
14,7 37,7 598,2 292,6 305,6 216,9 88,8 0,1 260,2 135,1 125,2 64,9 60,2 1,3          Sept.

14,6 37,8 597,5 289,0 308,5 220,4 88,2 0,1 260,0 137,5 122,5 62,6 59,9 1,3          Okt.
14,7 37,6 627,5 301,3 326,3 238,4 87,8 0,1 258,6 132,1 126,5 65,7 60,8 1,3          Nov.
14,0 35,6 609,2 277,1 332,1 242,7 89,4 0,1 221,0 113,0 107,9 47,8 60,1 0,7          Dez.

14,0 35,8 691,4 338,7 352,6 260,2 92,5 0,1 260,9 141,4 119,5 59,2 60,3 0,7 2015         Jan.
14,0 35,7 672,5 310,8 361,7 269,4 92,3 0,1 263,7 143,1 120,7 61,8 58,9 0,8          Febr.
14,1 36,1 712,5 369,6 342,9 256,1 86,9 0,1 253,6 131,2 122,4 64,7 57,7 0,9          März

13,8 36,0 729,9 348,1 381,8 297,3 84,5 0,1 265,1 146,9 118,2 62,3 55,9 0,9          April
13,8 36,8 714,0 357,6 356,4 270,8 85,7 0,1 265,4 142,7 122,7 70,8 51,9 0,9          Mai
13,6 36,4 671,4 331,2 340,2 256,3 83,9 0,1 240,5 127,7 112,8 61,6 51,2 0,9          Juni

13,6 35,3 690,6 342,8 347,7 266,7 81,0 0,1 244,4 131,9 112,5 62,0 50,5 0,9          Juli
13,7 35,2 681,5 334,5 347,0 264,5 82,5 0,1 253,6 135,3 118,3 65,9 52,4 0,9          Aug.
13,7 35,2 672,0 346,4 325,5 244,3 81,2 0,1 234,5 128,3 106,3 53,2 53,1 0,9          Sept.

13,5 35,2 656,9 362,9 294,0 212,7 81,3 0,1 243,4 134,6 108,8 56,6 52,3 0,8          Okt.
13,6 34,8 649,0 373,8 275,2 190,5 84,6 0,1 243,2 136,3 106,9 55,7 51,2 0,8          Nov.
13,1 30,5 611,9 323,4 288,5 203,8 84,7 0,1 201,1 102,6 98,5 49,3 49,2 0,7          Dez.

13,2 29,6 637,8 352,2 285,7 201,3 84,3 0,1 237,7 129,1 108,6 60,5 48,2 0,8 2016         Jan.

Veränderungen *)

− 0,1 − 0,8 + 67,3 + 1,5 + 65,8 + 74,0 − 8,3 − 0,1 + 4,6 − 5,5 + 10,2 + 16,6 − 6,4 + 1,6 2007
+ 0,7 − 3,1 − 50,1 + 52,2 − 102,3 − 120,7 + 18,5 + 0,1 − 12,4 + 16,1 − 28,5 − 19,4 − 9,1 − 0,6 2008
− 3,2 + 0,1 − 81,4 − 2,1 − 79,3 − 57,5 − 21,7 − 0,2 − 33,5 − 13,3 − 20,1 − 17,0 − 3,1 − 0,6 2009

+ 0,2 + 1,4 + 895,4 + 42,0 + 542,4 + 38,1 + 136,8 − 0,1 − 1,6 + 6,0 − 7,6 − 3,3 − 4,4 − 0,4 2010
− 0,1 − 3,9 − 88,8 − 13,8 − 75,0 − 61,8 − 13,1 − 0,0 − 9,3 + 6,4 − 15,7 − 10,4 − 5,3 − 0,2 2011
− 0,3 + 1,5 + 38,2 + 51,7 − 13,5 − 7,5 − 6,0 − 0,0 + 12,6 + 15,2 − 2,6 + 2,5 − 5,1 − 0,1 2012
− 1,8 − 7,2 − 174,0 − 75,6 − 98,4 − 83,1 − 15,4 − 0,0 + 13,5 + 9,6 + 3,9 + 6,9 − 3,0 − 0,2 2013
+ 0,1 − 3,8 + 76,3 + 47,8 + 28,5 + 39,0 − 10,5 − 0,0 − 43,6 − 8,3 − 35,3 − 30,7 − 4,6 + 0,2 2014

− 0,6 − 6,1 − 15,4 + 40,6 − 56,0 − 48,6 − 7,4 − 0,0 − 26,5 − 13,9 − 12,6 + 0,3 − 13,0 − 0,0 2015

+ 0,4 − 0,0 + 2,7 − 14,0 + 16,7 + 19,8 − 3,1 − − 11,5 − 20,0 + 8,4 + 7,6 + 0,8 + 0,3 2014         Aug.
+ 0,1 − 0,1 − 0,6 + 16,1 − 16,7 − 16,9 + 0,2 − 0,0 − 0,4 + 6,2 − 6,6 − 6,1 − 0,5 + 0,1          Sept.

− 0,1 + 0,1 − 1,1 − 3,7 + 2,7 + 3,3 − 0,7 − − 0,3 + 2,4 − 2,7 − 2,3 − 0,4 − 0,0          Okt.
+ 0,0 − 0,2 + 30,0 + 12,2 + 17,8 + 18,1 − 0,3 − − 1,4 − 5,4 + 4,1 + 3,2 + 0,9 − 0,1          Nov.
− 0,2 − 2,1 − 22,0 − 25,9 + 3,9 + 3,0 + 0,9 − 0,0 − 39,3 − 19,8 − 19,5 − 18,4 − 1,1 − 0,1          Dez.

+ 0,0 − 0,1 + 68,7 + 56,0 + 12,8 + 11,5 + 1,3 − + 35,9 + 26,3 + 9,6 + 10,6 − 1,0 − 0,0 2015         Jan.
− 0,0 − 0,1 − 20,1 − 28,2 + 8,1 + 8,6 − 0,5 − + 2,3 + 1,5 + 0,8 + 2,3 − 1,5 + 0,1          Febr.
+ 0,1 + 0,3 + 32,7 + 56,4 − 23,8 − 17,3 − 6,4 − 0,0 − 12,6 − 13,0 + 0,4 + 2,4 − 2,0 + 0,0          März

− 0,4 − 0,0 + 25,2 − 17,7 + 42,9 + 44,3 − 1,3 − + 12,9 + 16,0 − 3,0 − 1,9 − 1,1 − 0,0          April
+ 0,0 + 0,1 − 20,1 + 8,0 − 28,1 − 28,6 + 0,6 + 0,0 − 0,9 − 4,8 + 3,9 + 8,2 − 4,3 − 0,0          Mai
− 0,2 − 0,3 − 39,2 − 25,0 − 14,1 − 12,8 − 1,3 − 0,0 − 23,9 − 14,5 − 9,3 − 8,9 − 0,5 + 0,0          Juni

+ 0,0 − 1,2 + 16,0 + 10,6 + 5,4 + 8,7 − 3,3 − 0,0 + 3,0 + 3,8 − 0,8 + 0,1 − 0,9 + 0,0          Juli
+ 0,0 + 0,0 − 4,6 − 6,7 + 2,1 + 0,0 + 2,0 − + 10,5 + 4,0 + 6,5 + 4,3 + 2,2 − 0,0          Aug.
+ 0,1 + 0,0 − 9,5 + 12,0 − 21,5 − 20,1 − 1,4 − 0,0 − 18,9 − 7,0 − 11,9 − 12,6 + 0,7 + 0,0          Sept.

− 0,2 − 0,1 − 18,2 + 15,2 − 33,4 − 33,1 − 0,3 − 0,0 + 7,9 + 5,8 + 2,0 + 3,1 − 1,1 − 0,2          Okt.
+ 0,1 − 0,5 − 14,3 + 8,4 − 22,7 − 25,2 + 2,5 − − 2,3 + 0,6 − 2,9 − 1,3 − 1,6 + 0,1          Nov.
− 0,2 − 4,3 − 32,0 − 48,3 + 16,4 + 15,5 + 0,8 − 0,0 − 40,4 − 32,6 − 7,9 − 6,0 − 1,9 − 0,1          Dez.

+ 0,1 − 0,9 + 27,6 + 29,5 − 1,9 − 1,6 − 0,2 − + 36,9 + 26,4 + 10,6 + 11,2 − 0,6 + 0,1 2016         Jan.
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5. Kredite der Banken (MFIs) in Deutschland an inländische Nichtbanken (Nicht-MFIs)*)

 
 

Mrd €

Kurzfristige KrediteKredite an inländische Mittel- und langfristige
Nichtbanken
insgesamt an öffentliche Haushalte an Unter-an Unternehmen und Privatpersonen

   
mit ohne börsen-
börsenfähige(n) Geld- fähige

Geld-marktpapiere(n), Wert- Buchkredite
zu- und markt- zu- Buch- Schatz- zu-papiere(n), Ausgleichs-

Zeit forderungen insgesamt sammen Wechsel papiere sammen kredite wechsel insgesamt sammen

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2006 3 000,7 2 632,2 303,1 269,8 269,3 0,6 33,3 31,9 1,4 2 697,6 2 181,8
2007 2 975,7 2 649,5 331,2 301,8 301,5 0,3 29,4 28,2 1,2 2 644,6 2 168,3
2008 3 071,1 2 700,1 373,0 337,5 335,3 2,2 35,5 34,5 1,0 2 698,1 2 257,8
2009 3 100,1 2 692,6 347,3 306,3 306,2 0,1 41,0 37,1 3,9 2 752,8 2 299,7

2010 3 220,9 2 771,3 428,0 283,0 282,8 0,2 145,0 117,2 27,7 2 793,0 2 305,6
2011 3 197,8 2 775,4 383,3 316,5 316,1 0,4 66,8 60,7 6,0 2 814,5 2 321,9
2012 3 220,4 2 786,1 376,1 316,8 316,3 0,5 59,3 57,6 1,7 2 844,3 2 310,9
2013 3 131,6 2 693,2 269,1 217,7 217,0 0,6 51,4 50,8 0,6 2 862,6 2 328,6
2014 3 167,3 2 712,6 257,5 212,7 212,1 0,6 44,8 44,7 0,1 2 909,8 2 376,8

2015 3 233,9 2 764,4 255,5 207,8 207,6 0,2 47,8 47,5 0,2 2 978,3 2 451,4

2014         Aug. 3 155,0 2 699,8 260,5 212,2 211,6 0,5 48,4 47,5 0,9 2 894,4 2 359,6
         Sept. 3 165,0 2 707,4 270,3 220,9 220,3 0,6 49,4 49,1 0,3 2 894,7 2 360,7

         Okt. 3 169,0 2 712,1 265,6 212,6 211,8 0,8 53,0 52,5 0,5 2 903,4 2 364,9
         Nov. 3 178,9 2 720,0 265,7 214,6 214,1 0,4 51,1 50,7 0,4 2 913,3 2 375,5
         Dez. 3 167,3 2 712,6 257,5 212,7 212,1 0,6 44,8 44,7 0,1 2 909,8 2 376,8

2015         Jan. 3 191,5 2 726,0 267,9 214,7 214,0 0,7 53,1 52,8 0,4 2 923,7 2 388,4
         Febr. 3 205,1 2 737,1 275,8 218,9 217,8 1,0 57,0 56,7 0,2 2 929,2 2 391,5
         März 3 212,0 2 739,0 278,1 220,4 219,4 1,0 57,7 57,1 0,6 2 933,9 2 399,1

         April 3 221,1 2 745,4 284,0 216,6 215,7 1,0 67,3 66,8 0,5 2 937,1 2 403,4
         Mai 3 207,9 2 743,6 272,4 215,8 214,7 1,1 56,6 55,9 0,7 2 935,5 2 407,1
         Juni 3 200,4 2 745,5 279,2 223,8 222,5 1,3 55,4 54,3 1,1 2 921,2 2 397,0

         Juli 3 228,7 2 748,7 273,0 215,4 214,0 1,3 57,6 56,5 1,1 2 955,7 2 430,2
         Aug. 3 230,9 2 751,4 269,4 214,0 212,9 1,1 55,5 54,6 0,9 2 961,4 2 432,5
         Sept. 3 230,8 2 756,4 271,8 218,5 217,6 0,9 53,3 52,5 0,8 2 959,0 2 428,4

         Okt. 3 232,0 2 764,9 268,0 212,4 211,7 0,7 55,6 54,8 0,8 2 964,0 2 433,8
         Nov. 3 249,0 2 775,5 264,2 212,9 212,3 0,6 51,3 50,9 0,4 2 984,8 2 451,1
         Dez. 3 233,9 2 764,4 255,5 207,8 207,6 0,2 47,8 47,5 0,2 2 978,3 2 451,4

2016         Jan. 3 238,7 2 771,4 259,0 208,1 207,7 0,4 50,9 50,5 0,3 2 979,7 2 452,5

Veränderungen *)

2007 − 15,9 + 11,8 + 27,6 + 31,5 + 31,7 − 0,2 − 3,9 − 3,7 − 0,3 − 43,5 − 7,1
2008 + 92,0 + 46,9 + 43,1 + 36,8 + 34,9 + 1,8 + 6,3 + 6,3 − 0,0 + 48,9 + 83,4
2009 + 25,7 − 11,6 − 26,1 − 31,5 − 30,0 − 1,5 + 5,5 + 2,5 + 2,9 + 51,8 + 36,6

2010 + 130,5 + 78,7 + 80,4 − 23,4 − 23,5 + 0,1 + 103,8 + 80,1 + 23,7 + 50,1 + 14,9
2011 − 30,6 − 3,2 − 45,2 + 33,6 + 33,3 + 0,2 − 78,7 − 57,0 − 21,7 + 14,6 + 9,4
2012 + 21,0 + 9,6 − 9,7 − 1,6 − 1,7 + 0,1 − 8,2 − 3,8 − 4,3 + 30,7 + 10,9
2013 + 4,4 + 0,1 − 13,8 − 5,8 − 6,3 + 0,5 − 8,0 − 7,0 − 1,1 + 18,2 + 17,6
2014 + 36,7 + 20,5 − 11,6 − 4,5 − 4,5 − 0,0 − 7,1 − 6,5 − 0,6 + 48,3 + 52,5

2015 + 68,9 + 54,1 + 1,6 − 1,3 − 0,9 − 0,4 + 2,9 + 2,8 + 0,1 + 67,2 + 73,9

2014         Aug. − 0,8 + 0,2 − 7,4 − 3,0 − 2,8 − 0,2 − 4,4 − 4,1 − 0,3 + 6,6 + 6,4
         Sept. + 10,0 + 7,7 + 9,7 + 8,7 + 8,6 + 0,1 + 1,0 + 1,6 − 0,6 + 0,3 + 1,3

         Okt. + 4,1 + 4,7 − 4,7 − 8,3 − 8,5 + 0,2 + 3,6 + 3,4 + 0,2 + 8,7 + 4,1
         Nov. + 9,9 + 7,9 + 0,1 + 2,0 + 2,3 − 0,3 − 1,9 − 1,8 − 0,1 + 9,8 + 10,7
         Dez. − 11,7 − 7,4 − 8,1 − 1,3 − 1,5 + 0,2 − 6,8 − 6,5 − 0,3 − 3,6 + 5,1

2015         Jan. + 26,4 + 15,5 + 10,7 + 2,4 + 2,3 + 0,1 + 8,3 + 8,0 + 0,3 + 15,7 + 13,9
         Febr. + 13,5 + 11,2 + 8,0 + 4,1 + 3,8 + 0,3 + 3,8 + 4,0 − 0,1 + 5,6 + 3,1
         März + 7,0 + 1,9 + 2,3 + 1,5 + 1,6 − 0,1 + 0,7 + 0,4 + 0,3 + 4,7 + 7,6

         April + 9,1 + 6,4 + 5,9 − 3,7 − 3,8 + 0,0 + 9,6 + 9,7 − 0,0 + 3,3 + 4,3
         Mai − 13,1 − 1,6 − 11,4 − 0,7 − 0,8 + 0,1 − 10,7 − 10,9 + 0,1 − 1,6 + 3,8
         Juni − 7,5 + 1,9 + 6,8 + 8,0 + 7,8 + 0,2 − 1,2 − 1,6 + 0,4 − 14,3 − 10,1

         Juli + 28,3 + 3,1 − 6,2 − 8,4 − 8,4 + 0,0 + 2,2 + 2,2 − 0,0 + 34,4 + 31,9
         Aug. + 2,3 + 2,9 − 3,4 − 1,2 − 1,0 − 0,3 − 2,2 − 2,0 − 0,2 + 5,7 + 2,6
         Sept. − 0,1 + 4,9 + 2,4 + 4,5 + 4,7 − 0,2 − 2,1 − 2,1 − 0,1 − 2,4 − 3,4

         Okt. + 1,2 + 8,6 − 3,8 − 6,0 − 5,9 − 0,1 + 2,2 + 2,2 − 0,0 + 5,1 + 5,7
         Nov. + 16,7 + 10,3 − 0,9 + 3,4 + 3,5 − 0,1 − 4,3 − 3,9 − 0,4 + 17,6 + 14,1
         Dez. − 15,1 − 11,0 − 8,6 − 5,1 − 4,7 − 0,4 − 3,5 − 3,3 − 0,2 − 6,5 + 0,3

2016         Jan. + 4,5 + 6,7 + 3,1 + 0,0 − 0,1 + 0,2 + 3,1 + 3,0 + 0,1 + 1,4 + 1,1

* Siehe Tab. IV. 2, Anm.*; statistische Brüche sind in den Veränderungen ausgeschal- ten. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbericht er-
tet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu betrach- scheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Ohne Schuldverschreibungen aus
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Kredite

nehmen und Privatpersonen an öffentliche Haushalte

Buchkredite Buchkredite

Nach- Aus- Nach-
gleichs-richtlich: richtlich:

zu- mittel- lang- Wert- Treuhand- zu- zu- mittel- lang- Wert- forde- Treuhand-
sammen fristig fristig papiere kredite sammen sammen fristig fristig rungen 2) kredite   Zeitpapiere 1)

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

1 972,7 194,5 1 778,1 209,1 48,2 515,8 358,4 31,7 326,6 157,4 − 4,8 2006
1 987,3 207,7 1 779,6 181,1 46,5 476,2 332,5 31,9 300,6 143,7 − 4,7 2007
2 022,0 222,0 1 800,0 235,8 42,8 440,3 308,2 29,7 278,5 132,1 − 4,5 2008
2 051,3 242,7 1 808,6 248,4 39,6 453,1 298,0 32,2 265,8 155,1 − 4,3 2009

2 070,0 238,1 1 831,8 235,7 30,7 487,3 301,2 36,1 265,1 186,1 − 3,1 2010
2 099,5 247,9 1 851,7 222,4 32,7 492,6 299,1 41,1 258,0 193,5 − 3,6 2011
2 119,5 249,7 1 869,8 191,4 31,4 533,4 292,7 39,4 253,3 240,7 − 3,5 2012
2 136,9 248,0 1 888,9 191,7 28,9 534,0 288,4 38,8 249,7 245,6 − 2,7 2013
2 172,7 251,7 1 921,0 204,2 24,4 532,9 283,1 33,5 249,6 249,8 − 2,1 2014

2 232,4 256,0 1 976,3 219,0 18,3 527,0 277,0 27,9 249,0 250,0 − 2,1 2015

2 160,8 250,6 1 910,2 198,8 24,9 534,8 279,9 32,9 247,0 255,0 − 2,1 2014         Aug.
2 160,3 250,3 1 910,0 200,5 24,8 534,0 277,8 32,3 245,5 256,2 − 2,1          Sept.

2 167,0 251,8 1 915,3 197,8 24,4 538,6 280,7 34,5 246,3 257,9 − 2,1          Okt.
2 175,1 252,6 1 922,5 200,5 24,3 537,7 280,1 33,8 246,3 257,6 − 2,1          Nov.
2 172,7 251,7 1 921,0 204,2 24,4 532,9 283,1 33,5 249,6 249,8 − 2,1          Dez.

2 175,2 252,5 1 922,7 213,2 24,0 535,3 284,0 32,7 251,3 251,3 − 2,1 2015         Jan.
2 179,6 251,4 1 928,1 212,0 24,1 537,7 283,1 32,7 250,4 254,6 − 2,1          Febr.
2 180,6 251,7 1 928,9 218,6 23,8 534,8 281,9 32,3 249,5 252,9 − 2,1          März

2 182,1 250,5 1 931,7 221,3 23,7 533,7 280,8 29,5 251,3 252,9 − 2,1          April
2 192,6 253,2 1 939,4 214,5 23,6 528,4 280,4 29,5 250,9 248,0 − 2,1          Mai
2 190,5 251,5 1 939,0 206,5 23,3 524,2 278,3 28,7 249,5 246,0 − 2,0          Juni

2 201,5 250,8 1 950,6 228,7 23,0 525,5 276,6 28,5 248,2 248,9 − 2,0          Juli
2 208,2 251,0 1 957,2 224,4 22,9 528,9 275,7 28,2 247,6 253,1 − 2,0          Aug.
2 208,7 251,2 1 957,4 219,7 22,9 530,6 277,5 29,3 248,2 253,1 − 2,0          Sept.

2 220,0 253,2 1 966,8 213,8 22,7 530,2 278,5 29,3 249,2 251,8 − 2,0          Okt.
2 233,7 256,1 1 977,6 217,4 22,5 533,8 278,6 28,1 250,5 255,1 − 2,0          Nov.
2 232,4 256,0 1 976,3 219,0 18,3 527,0 277,0 27,9 249,0 250,0 − 2,1          Dez.

2 235,3 257,1 1 978,2 217,2 18,2 527,2 277,8 27,7 250,1 249,4 − 2,1 2016         Jan.

Veränderungen *)

+ 9,6 + 10,1 − 0,6 − 16,7 − 2,2 − 36,3 − 25,8 + 0,1 − 26,0 − 10,5 − − 0,1 2007
+ 28,8 + 12,0 + 16,8 + 54,7 − 5,3 − 34,5 − 23,2 − 2,3 − 20,8 − 11,4 − − 0,1 2008
+ 23,5 + 17,3 + 6,3 + 13,1 − 3,9 + 15,2 − 7,6 + 2,5 − 10,2 + 22,8 − − 0,2 2009

+ 18,6 − 4,0 + 22,6 − 3,8 − 1,7 + 35,2 + 3,5 + 3,5 − 0,0 + 31,7 − − 0,3 2010
+ 22,6 + 2,2 + 20,4 − 13,2 − 1,0 + 5,2 − 2,1 + 4,9 − 7,0 + 7,3 − − 0,2 2011
+ 21,6 + 1,5 + 20,1 − 10,7 − 1,1 + 19,8 − 6,6 − 1,9 − 4,7 + 26,4 − − 0,2 2012
+ 17,7 − 0,1 + 17,8 − 0,1 − 2,5 + 0,6 − 4,3 − 0,7 − 3,6 + 4,9 − − 0,8 2013
+ 39,9 + 5,6 + 34,3 + 12,5 − 1,8 − 4,1 − 8,5 − 5,1 − 3,4 + 4,3 − − 0,2 2014

+ 59,0 + 4,5 + 54,6 + 14,8 − 2,1 − 6,6 − 6,9 − 4,8 − 2,0 + 0,2 − + 0,0 2015

+ 8,5 + 1,0 + 7,5 − 2,1 − 0,1 + 0,3 − 1,3 − 0,7 − 0,7 + 1,6 − − 0,0 2014         Aug.
− 0,4 − 0,3 − 0,1 + 1,7 − 0,2 − 0,9 − 2,2 − 0,5 − 1,6 + 1,2 − − 0,0          Sept.

+ 6,8 + 1,5 + 5,3 − 2,7 − 0,4 + 4,6 + 2,9 − 0,0 + 3,0 + 1,7 − − 0,0          Okt.
+ 8,1 + 0,8 + 7,2 + 2,6 − 0,1 − 0,9 − 0,6 − 0,7 + 0,1 − 0,2 − + 0,0          Nov.
+ 1,4 − 0,7 + 2,1 + 3,7 + 0,1 − 8,7 − 0,9 − 0,4 − 0,5 − 7,8 − − 0,0          Dez.

+ 4,8 + 1,6 + 3,2 + 9,1 − 0,4 + 1,8 + 0,4 − 0,9 + 1,2 + 1,5 − − 0,0 2015         Jan.
+ 4,4 − 1,1 + 5,4 − 1,2 + 0,1 + 2,4 − 0,9 − 0,0 − 0,9 + 3,4 − −          Febr.
+ 1,0 + 0,2 + 0,8 + 6,6 − 0,2 − 2,9 − 1,2 − 0,3 − 0,9 − 1,7 − − 0,0          März

+ 1,6 − 1,2 + 2,8 + 2,7 − 0,1 − 1,0 − 1,1 − 1,8 + 0,7 + 0,0 − − 0,0          April
+ 10,6 + 2,8 + 7,8 − 6,8 − 0,1 − 5,5 − 0,5 − 0,1 − 0,5 − 4,9 − − 0,0          Mai
− 2,1 − 1,7 − 0,4 − 8,0 − 0,3 − 4,2 − 2,1 − 0,7 − 1,4 − 2,0 − − 0,1          Juni

+ 9,7 − 0,7 + 10,4 + 22,2 − 0,3 + 2,5 − 0,4 − 0,2 − 0,2 + 2,9 − − 0,0          Juli
+ 6,9 + 0,1 + 6,8 − 4,3 − 0,1 + 3,1 − 1,1 − 0,3 − 0,8 + 4,3 − − 0,0          Aug.
+ 1,3 + 0,6 + 0,7 − 4,7 − 0,1 + 1,0 + 1,0 + 0,9 + 0,2 − 0,1 − − 0,0          Sept.

+ 11,6 + 1,9 + 9,7 − 5,9 − 0,1 − 0,7 + 0,6 − 0,1 + 0,7 − 1,3 − − 0,0          Okt.
+ 10,5 + 2,0 + 8,6 + 3,6 − 0,2 + 3,5 + 0,2 − 1,1 + 1,3 + 3,4 − −          Nov.
− 1,3 − 0,1 − 1,2 + 1,6 − 0,2 − 6,8 − 1,7 − 0,2 − 1,5 − 5,1 − + 0,1          Dez.

+ 2,9 + 0,4 + 2,5 − 1,8 − 0,1 + 0,2 + 0,9 − 0,2 + 1,1 − 0,6 − + 0,0 2016         Jan.

dem Umtausch von Ausgleichsforderungen; siehe auch Anm. 2. 2 Einschl. Schuldver-   
schreibungen aus dem Umtausch von Ausgleichsforderungen.   
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6. Kredite der Banken (MFIs) in Deutschland an inländische Unternehmen und Privatpersonen,
Wohnungsbaukredite, Wirtschaftsbereiche *)

 
Mrd €

Kredite an inländische Unternehmen und Privatpersonen (ohne Bestände an börsenfähigen Geldmarktpapieren und ohne Wertpapierbestände) 1)

darunter:  
 

Kredite für den Wohnungsbau Kredite an Unternehmen und Selbständige
 

Energie-
und

Finan-Wasserver-
sorgung, Handel; Land- zierungs-
Ent- Instand- und institu-

Hypo- sorgung, haltung Forst- Verkehr tionen
thekar- Bergbau und wirt- und (ohne
kredite sonstige darunter und Ge- Reparatur schaft, Lagerei, MFIs) und

Hypo- auf Kredite Kredite winnung von Fischerei Nach- Versiche-
thekar- Wohn- für den für den Verarbei- von Kraft- und richten- rungs-
kredite grund- Woh- Woh- tendes Steinen Bau- fahr- Aqua- über- unter-

Zeit insgesamt insgesamt stücke nungsbau nungsbau Gewerbe und Erden gewerbe zeugen kultur mittlung nehmenzusammen zusammen

Kredite insgesamt Stand am Jahres- bzw. Quartalsende *)
 

2013 2 354,0 1 179,5 1 159,3 935,4 223,9 1 281,1 319,2 127,7 97,3 58,9 124,2 45,7 70,0 104,9

2014         Dez. 2 384,8 1 225,7 1 188,7 984,3 204,4 1 291,6 328,3 122,9 100,1 59,8 123,7 47,8 68,4 124,8

2015         März 2 400,0 1 229,7 1 192,0 987,3 204,7 1 305,7 329,9 127,4 99,6 60,9 125,0 48,2 70,0 129,2
         Juni 2 413,0 1 234,8 1 205,1 992,0 213,1 1 309,4 334,8 128,1 99,4 61,4 123,2 49,1 67,1 130,2
         Sept. 2 426,3 1 244,5 1 218,5 1 001,2 217,3 1 309,0 336,5 127,5 100,6 61,7 125,3 50,0 65,6 129,5
         Dez. 2 440,0 1 253,3 1 230,2 1 010,4 219,8 1 314,2 339,6 127,4 100,9 60,5 125,2 50,0 65,3 130,5

 Kurzfristige Kredite

2013 217,1 . 8,3 . 8,3 180,2 4,1 33,9 6,4 12,0 40,9 3,4 6,4 22,8

2014         Dez. 212,1 . 7,6 . 7,6 177,2 3,9 32,5 6,0 11,8 41,2 3,6 5,9 23,2

2015         März 219,5 − 7,7 − 7,7 184,4 3,9 34,7 6,0 13,0 42,3 3,9 6,3 25,6
         Juni 222,5 − 8,3 − 8,3 188,3 4,2 35,5 5,5 12,9 41,4 4,3 6,0 27,7
         Sept. 217,6 − 8,5 − 8,5 183,3 4,3 34,6 5,3 12,8 43,5 4,4 5,2 26,6
         Dez. 207,6 . 8,5 . 8,5 173,8 4,3 33,7 4,7 11,5 42,0 3,9 5,3 24,1

 Mittelfristige Kredite

2013 248,0 . 35,6 . 35,6 173,6 12,5 24,7 6,0 9,4 16,9 3,9 11,5 35,3

2014         Dez. 251,7 . 35,8 . 35,8 178,4 13,4 23,5 5,4 9,9 16,6 4,2 11,4 39,2

2015         März 251,7 − 35,3 − 35,3 179,1 13,2 24,6 5,3 10,0 16,4 4,2 11,7 39,4
         Juni 251,5 − 35,7 − 35,7 177,9 13,6 24,3 5,2 10,2 16,1 4,3 11,5 39,3
         Sept. 251,2 − 35,5 − 35,5 176,8 13,4 24,0 5,1 10,3 15,8 4,4 11,3 39,3
         Dez. 256,0 . 35,2 . 35,2 181,3 13,3 23,8 5,1 10,4 16,4 4,4 11,7 41,1

 Langfristige Kredite

2013 1 888,9 1 179,5 1 115,4 935,4 180,0 927,2 302,5 69,1 84,9 37,5 66,3 38,4 52,1 46,8

2014         Dez. 1 921,0 1 225,7 1 145,2 984,3 160,9 936,1 310,9 66,9 88,8 38,1 65,8 39,9 51,2 62,3

2015         März 1 928,9 1 229,7 1 149,0 987,3 161,7 942,2 312,9 68,1 88,4 38,0 66,3 40,1 52,1 64,2
         Juni 1 939,0 1 234,8 1 161,1 992,0 169,1 943,3 317,0 68,3 88,8 38,3 65,7 40,5 49,7 63,2
         Sept. 1 957,4 1 244,5 1 174,5 1 001,2 173,3 948,9 318,8 68,8 90,2 38,5 66,0 41,2 49,0 63,6
         Dez. 1 976,3 1 253,3 1 186,4 1 010,4 176,0 959,1 322,0 70,0 91,2 38,5 66,9 41,7 48,3 65,3

 

Kredite insgesamt Veränderungen im Vierteljahr *)
 

2014         4.Vj. + 8,6 + 8,5 + 10,0 + 8,3 + 1,7 + 4,0 + 3,4 − 4,3 + 1,4 − 0,4 − 2,2 − 0,1 − 1,0 + 2,0

2015         1.Vj. + 17,9 + 4,0 + 3,3 + 3,1 + 0,3 + 15,6 + 1,6 + 4,5 + 0,0 + 1,1 + 1,4 + 0,4 + 1,6 + 4,1
         2.Vj. + 13,3 + 4,7 + 12,6 + 7,5 + 5,2 + 4,1 + 4,4 + 0,7 − 0,1 + 0,5 − 1,8 + 1,0 − 2,9 + 1,8
         3.Vj. + 13,2 + 9,8 + 13,6 + 9,3 + 4,3 − 0,6 + 2,0 − 0,5 − 0,1 + 0,1 + 2,1 + 0,9 − 1,4 − 0,6
         4.Vj. + 13,7 + 9,0 + 11,4 + 9,0 + 2,4 + 5,0 + 3,1 − 0,4 + 0,7 − 1,1 − 0,1 + 0,0 − 0,0 + 1,2

 Kurzfristige Kredite

2014         4.Vj. − 7,6 . − 0,3 . − 0,3 − 6,4 − 0,4 − 2,0 + 0,3 − 0,9 − 1,7 − 0,4 − 0,4 − 2,6

2015         1.Vj. + 7,7 − + 0,1 − + 0,1 + 7,5 − 0,0 + 2,2 − 0,0 + 1,2 + 1,1 + 0,3 + 0,4 + 2,3
         2.Vj. + 3,2 − + 0,6 − + 0,6 + 3,9 + 0,3 + 0,7 − 0,5 − 0,0 − 0,9 + 0,4 − 0,3 + 2,1
         3.Vj. − 4,7 − + 0,1 − + 0,1 − 4,8 + 0,0 − 0,8 − 0,2 − 0,2 + 2,0 + 0,0 − 0,7 − 1,2
         4.Vj. − 7,1 . + 0,1 . + 0,1 − 7,1 + 0,0 − 0,7 − 0,1 − 1,3 − 1,1 − 0,5 + 0,3 − 2,2

 Mittelfristige Kredite

2014         4.Vj. + 1,6 . + 0,4 . + 0,4 + 1,8 + 0,5 − 0,9 − 0,2 + 0,2 − 0,3 − 0,0 − 0,3 + 2,0

2015         1.Vj. + 0,8 − − 0,6 − − 0,6 + 1,3 − 0,2 + 1,1 − 0,1 + 0,1 − 0,2 − 0,0 + 0,3 + 0,1
         2.Vj. − 0,1 − + 0,4 − + 0,4 − 1,2 + 0,5 − 0,3 − 0,1 + 0,3 − 0,2 + 0,1 − 0,2 − 0,1
         3.Vj. − 0,0 − − 0,2 − − 0,2 − 0,8 − 0,2 − 0,2 − 0,1 + 0,1 − 0,3 + 0,1 − 0,1 + 0,1
         4.Vj. + 3,8 . − 0,3 . − 0,3 + 3,4 − 0,1 − 0,4 − 0,0 + 0,1 + 0,5 + 0,0 + 0,4 + 1,6

 Langfristige Kredite

2014         4.Vj. + 14,5 + 8,5 + 9,9 + 8,3 + 1,6 + 8,6 + 3,3 − 1,3 + 1,3 + 0,2 − 0,1 + 0,4 − 0,2 + 2,6

2015         1.Vj. + 9,4 + 4,0 + 3,8 + 3,1 + 0,8 + 6,8 + 1,9 + 1,2 + 0,1 − 0,1 + 0,5 + 0,1 + 0,9 + 1,6
         2.Vj. + 10,2 + 4,7 + 11,6 + 7,5 + 4,1 + 1,3 + 3,6 + 0,3 + 0,5 + 0,3 − 0,6 + 0,4 − 2,4 − 0,2
         3.Vj. + 17,9 + 9,8 + 13,7 + 9,3 + 4,4 + 5,0 + 2,2 + 0,5 + 0,2 + 0,2 + 0,3 + 0,7 − 0,5 + 0,6
         4.Vj. + 17,0 + 9,0 + 11,7 + 9,0 + 2,7 + 8,6 + 3,2 + 0,7 + 0,7 + 0,1 + 0,5 + 0,5 − 0,7 + 1,8

* Ohne Kredite der Auslandsfilialen. Aufgliederung der Kredite der Bausparkassen rungen ausgeschaltet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als
nach Bereichen und Branchen geschätzt. Statistische Brüche sind in den Verände- vorläufig zu betrachten; Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im
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 Kredite an
 Kredite an wirtschaftlich unselbständige Organisationen
 und sonstige Privatpersonen ohne Erwerbszweck

nachrichtlich: sonstige KrediteDienstleistungsgewerbe (einschl. freier Berufe)

darunter: darunter:

Debet-
salden auf
Lohn-,
Gehalts-, darunter

Woh- Beteili- Sonstiges Kredite Kredite Renten- Kredite
nungs- gungs- Grund- an Kredite für den und für den
unter- gesell- stücks- Selb- an das Woh- Raten- Pensions- Woh-

zusammen nehmen schaften wesen Handwerk zusammen nungsbau zusammen konten zusammen nungsbau   Zeitständige 2) kredite 3)

Stand am Jahres- bzw. Quartalsende *) Kredite insgesamt 
 

652,4 191,4 37,3 175,2 388,0 49,7 1 059,4 836,6 222,8 147,3 11,9 13,6 3,5 2013

644,1 188,1 33,9 173,8 389,8 47,9 1 078,6 856,6 222,0 150,0 10,7 14,5 3,8 2014         Dez.

645,3 188,6 33,8 173,5 390,9 48,2 1 080,0 858,2 221,8 150,0 11,3 14,4 3,9 2015         März
650,7 190,9 34,8 174,6 393,1 48,1 1 089,6 866,8 222,8 151,6 11,0 14,1 3,5          Juni
649,0 191,5 32,0 175,9 394,7 47,7 1 103,0 878,4 224,6 153,6 11,0 14,2 3,6          Sept.
654,3 193,4 32,4 176,5 395,6 46,8 1 111,6 887,1 224,6 154,4 10,1 14,2 3,5          Dez.

Kurzfristige Kredite

54,5 9,3 6,8 12,1 28,1 6,8 35,8 4,2 31,6 1,8 11,9 1,1 0,0 2013

52,9 8,5 6,1 11,8 26,6 6,2 34,2 3,7 30,5 1,9 10,7 0,7 0,0 2014         Dez.

52,6 8,3 5,9 11,1 27,2 6,6 34,4 3,8 30,6 2,1 11,3 0,7 0,0 2015         März
54,9 8,6 6,9 10,9 27,0 6,6 33,7 4,1 29,5 1,9 11,0 0,6 0,0          Juni
51,0 8,6 6,2 10,4 26,1 6,3 33,8 4,2 29,6 1,7 11,0 0,6 0,0          Sept.
48,7 8,7 4,9 10,7 25,4 5,6 33,2 4,2 29,0 1,7 10,1 0,5 0,0          Dez.

Mittelfristige Kredite

65,8 9,6 6,8 18,9 32,2 3,6 73,9 23,1 50,8 45,6 . 0,5 0,0 2013

68,2 9,4 7,0 19,8 32,0 3,5 72,8 22,4 50,4 45,2 . 0,5 0,0 2014         Dez.

67,6 9,7 7,2 19,1 31,9 3,5 72,1 22,1 50,1 45,0 − 0,5 0,0 2015         März
66,9 9,9 7,0 19,4 32,1 3,6 73,2 22,0 51,2 46,2 − 0,5 0,0          Juni
66,5 9,9 7,0 19,5 32,3 3,5 73,9 22,1 51,9 46,9 − 0,5 0,0          Sept.
68,4 10,1 7,3 19,3 32,4 3,5 74,2 21,9 52,3 47,4 . 0,6 0,0          Dez.

Langfristige Kredite

532,0 172,4 23,7 144,3 327,7 39,3 949,7 809,4 140,3 99,9 . 12,0 3,5 2013

523,0 170,2 20,9 142,2 331,2 38,2 971,6 830,5 141,1 102,8 . 13,4 3,7 2014         Dez.

525,1 170,5 20,7 143,3 331,8 38,1 973,5 832,3 141,2 102,9 − 13,2 3,9 2015         März
528,8 172,4 20,8 144,3 333,9 37,9 982,7 840,6 142,1 103,6 − 13,0 3,5          Juni
531,5 173,0 18,8 146,0 336,3 37,9 995,3 852,1 143,2 105,0 − 13,2 3,6          Sept.
537,3 174,6 20,2 146,5 337,8 37,7 1 004,2 861,0 143,3 105,3 . 13,0 3,5          Dez.

 

Veränderungen im Vierteljahr *) Kredite insgesamt 
 

+ 8,4 + 2,5 + 1,0 + 1,3 + 0,4 − 1,2 + 4,2 + 6,4 − 2,1 − 0,3 − 1,1 + 0,4 + 0,2 2014         4.Vj.

+ 2,5 + 0,4 + 0,1 − 0,2 + 1,2 + 0,3 + 2,5 + 1,6 + 0,9 + 1,1 + 0,5 − 0,2 + 0,1 2015         1.Vj.
+ 4,9 + 2,0 + 1,0 + 0,9 + 2,3 − 0,1 + 9,6 + 8,6 + 1,0 + 1,7 − 0,3 − 0,3 − 0,3          2.Vj.
− 1,1 + 0,6 − 1,1 + 1,4 + 1,9 − 0,3 + 13,5 + 11,5 + 2,0 + 1,9 + 0,0 + 0,3 + 0,1          3.Vj.
+ 4,6 + 2,0 + 0,3 + 0,6 + 0,8 − 0,9 + 9,0 + 8,5 + 0,6 + 1,0 − 0,9 − 0,3 − 0,1          4.Vj.

Kurzfristige Kredite

+ 1,4 + 0,2 + 0,1 − 0,2 − 0,7 − 0,7 − 1,3 + 0,1 − 1,4 + 0,4 − 1,1 + 0,1 + 0,0 2014         4.Vj.

+ 0,0 − 0,2 − 0,1 − 0,8 + 0,6 + 0,5 + 0,2 + 0,1 + 0,1 + 0,1 + 0,5 + 0,0 + 0,0 2015         1.Vj.
+ 2,4 + 0,3 + 1,0 − 0,1 − 0,1 − 0,1 − 0,5 + 0,3 − 0,9 − 0,2 − 0,3 − 0,1 − 0,0          2.Vj.
− 3,7 + 0,1 − 0,7 − 0,4 − 1,0 − 0,2 + 0,1 + 0,1 + 0,0 − 0,1 + 0,0 − 0,0 + 0,0          3.Vj.
− 1,6 + 0,1 − 1,1 + 0,4 − 0,9 − 0,8 + 0,0 + 0,0 − 0,0 + 0,1 − 0,9 − 0,0 + 0,0          4.Vj.

Mittelfristige Kredite

+ 1,4 − 0,3 − 0,0 + 0,6 + 0,0 − 0,1 − 0,2 − 0,1 − 0,1 − 0,1 . + 0,0 − 0,0 2014         4.Vj.

+ 0,1 + 0,3 + 0,2 − 0,7 − 0,0 − 0,0 − 0,5 − 0,3 − 0,2 − 0,1 − − 0,0 + 0,0 2015         1.Vj.
− 0,6 + 0,2 − 0,2 + 0,3 + 0,2 + 0,1 + 1,1 − 0,1 + 1,1 + 1,2 − + 0,0 − 0,0          2.Vj.
− 0,3 − 0,0 + 0,1 + 0,1 + 0,1 − 0,1 + 0,7 + 0,1 + 0,7 + 0,7 − + 0,0 + 0,0          3.Vj.
+ 1,3 + 0,1 + 0,3 − 0,2 + 0,1 − 0,0 + 0,4 − 0,2 + 0,6 + 0,5 . − − 0,0          4.Vj.

Langfristige Kredite

+ 5,7 + 2,6 + 0,9 + 1,0 + 1,1 − 0,4 + 5,7 + 6,4 − 0,7 − 0,6 . + 0,3 + 0,3 2014         4.Vj.

+ 2,4 + 0,4 − 0,0 + 1,2 + 0,6 − 0,2 + 2,8 + 1,8 + 1,0 + 1,1 − − 0,2 + 0,1 2015         1.Vj.
+ 3,2 + 1,5 + 0,2 + 0,7 + 2,3 − 0,1 + 9,1 + 8,3 + 0,8 + 0,7 − − 0,2 − 0,3          2.Vj.
+ 2,9 + 0,5 − 0,5 + 1,7 + 2,8 − 0,0 + 12,7 + 11,4 + 1,3 + 1,4 − + 0,3 + 0,1          3.Vj.
+ 5,0 + 1,7 + 1,0 + 0,5 + 1,5 − 0,2 + 8,6 + 8,6 + 0,0 + 0,4 . − 0,2 − 0,1          4.Vj.

folgenden Monatsbericht erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Ohne Kredite für den Wohnungsbau, auch wenn sie in Form von Ratenkrediten gewährt
Treuhandkredite. 2 Einschl. Einzelkaufleute. 3 Ohne Hypothekarkredite und ohne worden sind.                                                                                                              
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7. Einlagen und aufgenommene Kredite der Banken (MFIs) in Deutschland von
inländischen Nichtbanken (Nicht-MFIs)*)

 
Mrd €

Termineinlagen 1) 2)   Nachrichtlich:
  

Einlagen Nachrangigemit Befristung von über 1 Jahr 2)

und Verbindlich-
aufge- mit keiten (ohne
nommene bisBefristung börsenfähige Verbindlich-
Kredite Sicht- 2 Jahre über Sparein- Spar- Treuhand- Schuldver- keiten ausbis 1 Jahr

Zeit insgesamt einlagen insgesamt einschl. zusammen einschl. 2 Jahre lagen 3) briefe 4) kredite Reposschreibungen)

Inländische Nichtbanken insgesamt Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2013 3 048,7 1 409,9 952,0 254,8 697,2 29,7 667,5 610,1 76,6 32,9 29,0 5,4
2014 3 118,2 1 517,8 926,7 257,0 669,7 29,4 640,3 607,8 66,0 30,9 26,2 1,7
2015 3 224,7 1 673,7 898,4 243,0 655,4 37,3 618,1 596,5 56,1 29,3 20,5 0,5

2015         Febr. 3 137,7 1 549,4 918,3 254,3 664,0 29,3 634,7 606,1 63,8 30,8 23,7 3,6
         März 3 131,7 1 548,8 916,0 254,0 662,0 30,8 631,1 603,9 63,0 30,7 23,4 3,6

         April 3 140,9 1 572,3 905,2 251,8 653,4 31,3 622,1 601,5 61,9 30,2 23,3 4,0
         Mai 3 158,8 1 597,3 900,5 247,2 653,2 32,3 620,9 600,0 61,0 30,2 23,2 2,2
         Juni 3 151,7 1 600,1 892,9 242,7 650,2 32,9 617,4 598,3 60,4 29,6 23,1 2,2

         Juli 3 179,3 1 612,9 910,4 241,8 668,6 33,6 635,1 596,4 59,5 29,5 22,8 1,7
         Aug. 3 193,8 1 630,7 909,1 241,4 667,7 33,5 634,2 595,2 58,8 29,5 22,7 2,7
         Sept. 3 186,8 1 630,7 903,5 238,9 664,6 33,2 631,4 594,6 58,1 29,5 22,7 2,6

         Okt. 3 197,7 1 655,5 890,2 231,6 658,6 34,7 623,9 594,6 57,5 29,5 22,7 1,9
         Nov. 3 224,8 1 676,9 896,7 239,6 657,1 35,1 622,0 594,3 56,8 29,5 22,5 2,0
         Dez. 3 224,7 1 673,7 898,4 243,0 655,4 37,3 618,1 596,5 56,1 29,3 20,5 0,5

2016         Jan. 3 233,8 1 689,6 893,3 236,2 657,1 39,0 618,2 596,1 54,8 29,3 20,1 0,5

Veränderungen *)

2014 + 69,7 + 107,9 − 25,3 + 2,5 − 27,8 − 0,5 − 27,3 − 2,4 − 10,6 − 2,0 − 2,8 − 3,7
2015 + 106,5 + 156,2 − 28,3 − 13,6 − 14,7 + 7,6 − 22,3 − 11,3 − 10,1 − 1,6 − 5,7 − 1,2

2015         Febr. + 9,1 + 11,6 − 1,1 + 1,3 − 2,4 + 0,7 − 3,1 − 0,5 − 0,9 − 0,0 − 2,1 + 0,3
         März − 6,0 − 0,4 − 2,6 − 0,6 − 2,0 + 1,5 − 3,6 − 2,2 − 0,8 − 0,1 − 0,3 + 0,1

         April + 9,2 + 23,5 − 10,8 − 2,2 − 8,6 + 0,5 − 9,1 − 2,4 − 1,0 − 0,5 − 0,1 + 0,3
         Mai + 17,9 + 25,0 − 4,7 − 4,5 − 0,2 + 1,0 − 1,2 − 1,5 − 0,9 − 0,1 − 0,2 − 1,8
         Juni − 7,1 + 2,7 − 7,5 − 4,1 − 3,5 + 0,2 − 3,6 − 1,7 − 0,6 − 0,5 − 0,1 + 0,1

         Juli + 27,5 + 12,9 + 17,7 − 0,8 + 18,5 + 0,7 + 17,8 − 1,9 − 1,1 − 0,1 − 0,3 − 0,6
         Aug. + 14,5 + 17,8 − 1,3 − 0,3 − 1,0 − 0,1 − 0,9 − 1,3 − 0,7 + 0,0 − 0,1 + 1,1
         Sept. − 7,0 − 0,1 − 5,6 − 2,6 − 3,0 − 0,2 − 2,8 − 0,6 − 0,7 − 0,1 + 0,0 − 0,1

         Okt. + 10,9 + 24,8 − 13,3 − 7,2 − 6,0 + 1,5 − 7,5 + 0,1 − 0,6 − 0,0 − 0,0 − 0,7
         Nov. + 27,0 + 21,5 + 6,5 + 8,0 − 1,5 + 0,4 − 2,0 − 0,3 − 0,6 − 0,0 − 0,2 + 0,1
         Dez. − 0,0 − 3,2 + 1,7 + 3,4 − 1,7 + 2,2 − 3,8 + 2,2 − 0,7 − 0,2 − 2,0 − 1,5

2016         Jan. + 9,1 + 15,8 − 5,7 − 7,2 + 1,4 + 1,7 − 0,2 − 0,4 − 0,6 + 0,0 − 0,4 − 0,1

Inländische öffentliche Haushalte Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)

2013 183,0 48,2 129,6 81,1 48,5 5,7 42,8 3,6 1,6 30,7 4,8 4,7
2014 186,7 52,4 128,2 84,5 43,7 7,5 36,2 3,8 2,3 29,1 4,8 0,5
2015 197,4 57,6 132,6 87,7 44,9 10,2 34,7 3,7 3,5 27,9 2,7 0,5

2015         Febr. 186,8 52,4 128,0 85,4 42,7 8,0 34,7 3,8 2,6 29,0 2,9 2,4
         März 187,3 52,9 127,8 84,9 42,9 9,1 33,8 3,8 2,7 28,9 2,8 2,4

         April 185,0 52,3 126,1 83,1 43,0 9,2 33,8 3,8 2,8 28,8 2,8 2,8
         Mai 191,9 58,6 126,5 82,9 43,6 9,6 34,0 3,9 2,9 28,7 2,8 1,3
         Juni 193,8 57,8 129,1 84,7 44,3 9,7 34,7 3,8 3,2 28,3 2,8 1,4

         Juli 189,2 54,0 128,1 84,2 43,9 9,7 34,2 3,7 3,4 28,2 2,8 1,3
         Aug. 197,1 60,8 129,2 85,3 43,8 9,7 34,1 3,7 3,5 28,2 2,8 1,9
         Sept. 197,4 59,8 130,4 86,4 44,0 9,7 34,3 3,7 3,5 28,1 2,9 2,1

         Okt. 191,6 58,7 125,6 81,3 44,3 9,8 34,5 3,7 3,5 28,1 2,9 1,6
         Nov. 200,5 58,4 134,7 90,7 44,0 9,5 34,5 3,7 3,5 28,1 2,8 1,6
         Dez. 197,4 57,6 132,6 87,7 44,9 10,2 34,7 3,7 3,5 27,9 2,7 0,5

2016         Jan. 193,0 56,6 129,2 83,9 45,3 10,6 34,7 3,7 3,6 27,9 2,7 0,1

Veränderungen *)

2014 − 1,2 + 1,9 − 3,9 + 2,5 − 6,4 + 1,0 − 7,4 + 0,1 + 0,7 − 1,6 − 0,1 − 4,2
2015 + 10,1 + 5,2 + 3,7 + 2,9 + 0,8 + 2,5 − 1,7 − 0,0 + 1,2 − 1,2 − 2,1 + 0,1

2015         Febr. + 2,4 + 1,7 + 0,5 + 1,4 − 0,9 + 0,6 − 1,5 + 0,0 + 0,2 − 0,0 − 1,9 + 0,2
         März + 0,5 + 0,6 − 0,2 − 0,4 + 0,2 + 1,1 − 0,9 + 0,0 + 0,1 − 0,1 − 0,1 + 0,1

         April − 2,3 − 0,6 − 1,7 − 1,8 + 0,1 + 0,0 + 0,0 − 0,1 + 0,1 − 0,1 + 0,0 + 0,4
         Mai + 6,9 + 6,3 + 0,4 − 0,2 + 0,6 + 0,4 + 0,2 + 0,1 + 0,1 − 0,1 − 0,0 − 1,6
         Juni + 1,8 − 0,9 + 2,5 + 2,0 + 0,5 + 0,0 + 0,5 − 0,1 + 0,2 − 0,5 − 0,0 + 0,2

         Juli − 4,7 − 3,8 − 1,1 − 0,7 − 0,4 + 0,1 − 0,4 − 0,0 + 0,2 − 0,1 + 0,0 − 0,2
         Aug. + 7,9 + 6,8 + 1,1 + 1,2 − 0,1 + 0,0 − 0,1 − 0,1 + 0,1 + 0,0 − + 0,6
         Sept. + 0,2 − 1,0 + 1,1 + 1,1 + 0,1 − 0,1 + 0,2 + 0,0 + 0,0 − 0,1 + 0,1 + 0,2

         Okt. − 6,2 − 1,1 − 5,1 − 5,4 + 0,3 + 0,1 + 0,2 + 0,0 − 0,0 + 0,0 + 0,0 − 0,5
         Nov. + 8,8 − 0,3 + 9,1 + 9,3 − 0,2 − 0,2 + 0,0 + 0,0 + 0,0 − 0,0 − 0,1 + 0,0
         Dez. − 3,0 − 0,9 − 2,1 − 2,9 + 0,8 + 0,7 + 0,2 − 0,0 + 0,0 − 0,2 − 0,1 − 1,0

2016         Jan. − 4,5 − 1,0 − 3,5 − 3,9 + 0,4 + 0,4 + 0,0 − 0,1 + 0,0 + 0,0 − 0,0 − 0,4

* Siehe Tab. IV. 2, Anm.*; statistische Brüche sind in den Veränderungen ausgeschal- ten. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbericht
tet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu betrach- erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Einschl. nachrangiger Verbind-
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noch: 7. Einlagen und aufgenommene Kredite der Banken (MFIs) in Deutschland
  von inländischen Nichtbanken (Nicht-MFIs)*)

 
Mrd €

Termineinlagen 1) 2)   Nachrichtlich:
  

Einlagen Nachrangigemit Befristung von über 1 Jahr 2)

und Verbindlich-
aufge- mit keiten (ohne
nommene bisBefristung börsenfähige Verbindlich-
Kredite Sicht- 2 Jahre über Sparein- Spar- Treuhand- Schuldver- keiten ausbis 1 Jahr

Zeit insgesamt einlagen insgesamt einschl. zusammen einschl. 2 Jahre lagen 3) briefe 4) kredite Reposschreibungen)

Inländische Unternehmen und Privatpersonen Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2013 2 865,7 1 361,7 822,4 173,7 648,7 24,0 624,7 606,5 75,0 2,2 24,2 0,7
2014 2 931,5 1 465,4 798,4 172,5 625,9 21,8 604,1 604,0 63,7 1,8 21,5 1,2
2015 3 027,3 1 616,1 765,8 155,3 610,5 27,1 583,5 592,7 52,6 1,4 17,8 −

2015         Febr. 2 950,9 1 497,1 790,3 169,0 621,3 21,3 600,0 602,3 61,2 1,8 20,9 1,2
         März 2 944,4 1 495,9 788,2 169,1 619,1 21,7 597,4 600,1 60,2 1,8 20,6 1,2

         April 2 955,9 1 520,0 779,1 168,7 610,4 22,1 588,3 597,7 59,1 1,4 20,5 1,2
         Mai 2 966,9 1 538,7 773,9 164,4 609,6 22,7 586,9 596,2 58,0 1,4 20,4 0,9
         Juni 2 957,9 1 542,3 763,8 157,9 605,9 23,2 582,7 594,6 57,2 1,4 20,3 0,8

         Juli 2 990,1 1 558,9 782,3 157,6 624,7 23,8 600,9 592,7 56,1 1,4 20,0 0,4
         Aug. 2 996,7 1 569,9 780,0 156,1 623,9 23,8 600,1 591,5 55,3 1,4 19,9 0,8
         Sept. 2 989,4 1 570,9 773,0 152,4 620,6 23,5 597,1 590,9 54,6 1,4 19,8 0,5

         Okt. 3 006,2 1 596,7 764,6 150,3 614,3 24,9 589,4 590,9 53,9 1,3 19,8 0,3
         Nov. 3 024,3 1 618,5 762,0 149,0 613,0 25,6 587,5 590,5 53,3 1,4 19,7 0,4
         Dez. 3 027,3 1 616,1 765,8 155,3 610,5 27,1 583,5 592,7 52,6 1,4 17,8 −

2016         Jan. 3 040,8 1 633,0 764,1 152,3 611,9 28,4 583,5 592,4 51,3 1,4 17,4 0,4

Veränderungen *)

2014 + 70,8 + 106,0 − 21,4 − 0,0 − 21,4 − 1,5 − 19,9 − 2,5 − 11,2 − 0,4 − 2,7 + 0,5
2015 + 96,4 + 151,0 − 32,0 − 16,5 − 15,4 + 5,1 − 20,6 − 11,3 − 11,3 − 0,4 − 3,7 − 1,2

2015         Febr. + 6,6 + 9,8 − 1,6 − 0,1 − 1,5 + 0,1 − 1,6 − 0,5 − 1,1 − 0,0 − 0,2 + 0,1
         März − 6,5 − 0,9 − 2,4 − 0,2 − 2,2 + 0,4 − 2,6 − 2,2 − 1,0 + 0,0 − 0,2 + 0,0

         April + 11,5 + 24,2 − 9,1 − 0,4 − 8,7 + 0,4 − 9,1 − 2,4 − 1,1 − 0,4 − 0,1 − 0,0
         Mai + 10,9 + 18,7 − 5,1 − 4,3 − 0,8 + 0,6 − 1,4 − 1,6 − 1,1 − 0,0 − 0,1 − 0,2
         Juni − 8,8 + 3,6 − 10,0 − 6,0 − 4,0 + 0,2 − 4,1 − 1,6 − 0,8 − 0,0 − 0,0 − 0,1

         Juli + 32,2 + 16,6 + 18,8 − 0,1 + 18,9 + 0,7 + 18,2 − 1,9 − 1,3 − 0,0 − 0,3 − 0,4
         Aug. + 6,6 + 11,0 − 2,3 − 1,5 − 0,8 − 0,1 − 0,8 − 1,2 − 0,8 − 0,0 − 0,1 + 0,4
         Sept. − 7,1 + 0,9 − 6,7 − 3,7 − 3,0 − 0,1 − 3,0 − 0,6 − 0,7 + 0,0 − 0,1 − 0,3

         Okt. + 17,2 + 25,9 − 8,1 − 1,8 − 6,3 + 1,4 − 7,7 + 0,0 − 0,6 − 0,0 − 0,0 − 0,2
         Nov. + 18,2 + 21,8 − 2,6 − 1,3 − 1,3 + 0,7 − 2,0 − 0,4 − 0,6 + 0,0 − 0,1 + 0,1
         Dez. + 3,0 − 2,3 + 3,9 + 6,4 − 2,5 + 1,5 − 4,0 + 2,2 − 0,7 + 0,0 − 1,9 − 0,4

2016         Jan. + 13,7 + 16,8 − 2,2 − 3,3 + 1,0 + 1,3 − 0,3 − 0,3 − 0,6 − 0,0 − 0,4 + 0,4

darunter: inländische Unternehmen Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)

2013 1 011,3 429,1 559,7 105,6 454,0 10,1 444,0 7,2 15,3 2,2 17,2 0,7
2014 1 007,9 457,1 529,1 104,1 425,0 10,4 414,6 6,9 14,9 1,8 16,4 1,2
2015 1 029,8 502,8 506,5 99,8 406,7 14,4 392,3 7,1 13,3 1,3 14,0 −

2015         Febr. 1 008,7 464,6 522,4 102,3 420,2 10,3 409,9 6,8 14,7 1,8 16,2 1,2
         März 1 007,9 465,9 520,4 102,7 417,7 10,4 407,2 7,0 14,7 1,8 16,0 1,2

         April 1 007,8 474,3 511,9 102,9 408,9 10,6 398,3 7,0 14,6 1,4 16,0 1,2
         Mai 1 006,3 477,1 507,6 100,0 407,6 11,2 396,5 7,0 14,5 1,4 16,0 0,9
         Juni 997,9 476,9 499,5 95,6 403,9 11,7 392,2 7,1 14,4 1,3 16,0 0,8

         Juli 1 025,2 483,1 521,0 97,1 423,9 12,2 411,7 7,1 14,0 1,3 15,8 0,4
         Aug. 1 029,4 488,2 520,1 97,0 423,1 12,1 411,0 7,1 13,9 1,3 15,7 0,8
         Sept. 1 024,3 489,3 514,0 94,5 419,5 11,8 407,7 7,1 13,9 1,3 15,7 0,5

         Okt. 1 031,8 504,5 506,3 93,2 413,1 12,9 400,2 7,1 13,9 1,3 15,8 0,3
         Nov. 1 033,9 508,8 504,3 92,7 411,6 13,4 398,2 7,0 13,9 1,3 15,8 0,4
         Dez. 1 029,8 502,8 506,5 99,8 406,7 14,4 392,3 7,1 13,3 1,3 14,0 −

2016         Jan. 1 037,6 512,8 504,3 97,4 406,9 15,3 391,6 7,2 13,3 1,3 13,7 0,4

Veränderungen *)

2014 − 1,4 + 28,8 − 29,5 − 1,0 − 28,5 + 0,4 − 28,9 − 0,4 − 0,3 − 0,4 − 0,8 + 0,5
2015 + 22,7 + 46,0 − 22,1 − 3,8 − 18,3 + 3,7 − 22,0 + 0,3 − 1,5 − 0,5 − 2,5 − 1,2

2015         Febr. − 5,2 − 2,7 − 2,4 − 0,4 − 2,0 + 0,0 − 2,0 + 0,0 − 0,1 − 0,0 − 0,0 + 0,1
         März − 0,7 + 1,5 − 2,4 + 0,1 − 2,5 + 0,1 − 2,6 + 0,1 + 0,0 + 0,0 − 0,1 + 0,0

         April − 0,2 + 8,5 − 8,5 + 0,2 − 8,8 + 0,2 − 9,0 + 0,1 − 0,1 − 0,4 − 0,0 − 0,0
         Mai − 1,5 + 2,8 − 4,2 − 2,9 − 1,3 + 0,6 − 1,8 + 0,0 − 0,1 + 0,0 − 0,0 − 0,2
         Juni − 8,1 − 0,2 − 7,9 − 4,0 − 3,9 + 0,1 − 4,0 + 0,0 − 0,1 − 0,1 + 0,0 − 0,1

         Juli + 27,5 + 6,2 + 21,6 + 1,5 + 20,1 + 0,5 + 19,6 + 0,0 − 0,4 − 0,0 − 0,2 − 0,4
         Aug. + 4,1 + 5,1 − 0,9 − 0,1 − 0,8 − 0,1 − 0,7 − 0,0 − 0,1 − − 0,1 + 0,4
         Sept. − 5,0 + 1,0 − 5,9 − 2,5 − 3,5 − 0,2 − 3,3 − 0,0 − 0,0 − 0,0 − 0,0 − 0,3

         Okt. + 8,0 + 15,3 − 7,3 − 1,0 − 6,4 + 1,1 − 7,4 + 0,0 + 0,0 − 0,0 + 0,1 − 0,2
         Nov. + 2,1 + 4,3 − 2,1 − 0,5 − 1,6 + 0,5 − 2,0 − 0,1 − 0,0 + 0,0 + 0,0 + 0,1
         Dez. − 4,1 − 5,9 + 2,2 + 7,2 − 4,9 + 1,0 − 5,9 + 0,1 − 0,5 + 0,0 − 1,8 − 0,4

2016         Jan. + 7,9 + 10,0 − 2,2 − 2,6 + 0,4 + 0,9 − 0,5 + 0,1 − 0,0 − 0,0 − 0,3 + 0,4

lichkeiten und Verbindlichkeiten aus Namensschuldverschreibungen. 2 Einschl. Anm. 2. 4 Einschl. Verbindlichkeiten aus nicht börsenfähigen Inhaberschuldver-
Bauspareinlagen; siehe dazu Tab. IV.12. 3 Ohne Bauspareinlagen; siehe auch schreibungen. 
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8. Einlagen und aufgenommene Kredite der Banken (MFIs) in Deutschland von inländischen Privatpersonen

und Organisationen ohne Erwerbszweck *)

 
Mrd €

Einlagen Sichteinlagen Termineinlagen 1) 2)

und aufge-
nommene nach Gläubigergruppen nach Gläubigergruppen
Kredite von

inländische Privatpersonen inländi- inländische Privatpersoneninländischen
Privatper- sche Orga-
sonen und wirt- nisatio- wirt-
Organisa- schaftlich sonstige nen ohne schaftlich sonstige
tionen zu- Selb- Unselb- Privat- Erwerbs- zu- Selb- Unselb- Privat-

Zeit insgesamt insgesamt sammen ständige ständige personen zweck insgesamt sammen ständige ständige personen

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2013 1 854,4 932,5 906,3 161,3 613,0 132,0 26,2 262,8 247,2 16,5 215,1 15,6
2014 1 923,6 1 008,3 980,1 173,3 673,0 133,8 28,2 269,3 254,7 27,8 185,0 41,8
2015 1 997,5 1 113,3 1 081,2 188,9 748,6 143,7 32,1 259,3 246,2 24,9 179,8 41,6

2015         Aug. 1 967,3 1 081,6 1 049,4 185,7 722,7 141,0 32,2 259,9 246,3 25,8 180,0 40,6
         Sept. 1 965,2 1 081,6 1 048,9 181,6 725,1 142,2 32,7 259,0 245,6 25,1 179,8 40,6

         Okt. 1 974,4 1 092,3 1 059,7 186,8 731,0 142,0 32,5 258,3 245,0 25,0 178,8 41,2
         Nov. 1 990,4 1 109,7 1 078,0 188,2 746,5 143,2 31,7 257,7 244,6 24,9 178,6 41,1
         Dez. 1 997,5 1 113,3 1 081,2 188,9 748,6 143,7 32,1 259,3 246,2 24,9 179,8 41,6

2016         Jan. 2 003,3 1 120,2 1 087,7 192,1 751,6 144,1 32,5 259,9 247,0 25,2 180,4 41,4

Veränderungen *)

2014 + 72,3 + 77,2 + 74,0 + 11,7 + 57,1 + 5,3 + 3,2 + 8,1 + 7,6 + 1,9 + 6,4 − 0,6
2015 + 73,7 + 105,0 + 101,1 + 15,6 + 75,4 + 10,1 + 3,9 − 9,9 − 8,1 − 3,0 − 4,5 − 0,7

2015         Aug. + 2,5 + 5,8 + 5,8 + 2,8 + 2,7 + 0,3 + 0,1 − 1,5 − 1,2 − 0,4 − 0,6 − 0,2
         Sept. − 2,1 − 0,0 − 0,5 − 4,1 + 2,4 + 1,2 + 0,5 − 0,8 − 0,7 − 0,7 − 0,1 + 0,1

         Okt. + 9,2 + 10,6 + 10,8 + 5,2 + 5,8 − 0,3 − 0,2 − 0,8 − 0,6 − 0,2 − 0,5 + 0,1
         Nov. + 16,1 + 17,5 + 18,3 + 1,4 + 15,5 + 1,3 − 0,8 − 0,5 − 0,4 − 0,1 − 0,2 − 0,1
         Dez. + 7,1 + 3,6 + 3,2 + 0,7 + 2,0 + 0,5 + 0,4 + 1,6 + 1,6 + 0,0 + 1,1 + 0,5

2016         Jan. + 5,7 + 6,7 + 6,3 + 3,1 + 2,9 + 0,4 + 0,4 − 0,1 + 0,2 + 0,3 + 0,1 − 0,3

* Siehe Tab. IV. 2, Anm. *; statistische Brüche sind in den Veränderungen ausgeschal- trachten. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbe-
tet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu be- richt erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Einschl. nachrangiger Ver-

 

 

 

9. Einlagen und aufgenommene Kredite der Banken (MFIs) in Deutschland von inländischen öffentlichen

Haushalten nach Gläubigergruppen *)

 
Mrd €

Einlagen und aufgenommene Kredite

 Bund und seine Sondervermögen 1) Länder

Termineinlagen Termineinlagen
inländische Spar- Nach- Spar- Nach-
öffentliche bis einlagen bis einlagenrichtlich: richtlich:
Haushalte zu- Sicht- 1 Jahr über und Spar- Treuhand- zu- Sicht- 1 Jahr über und Spar- Treuhand-

Zeit insgesamt sammen einlagen einschl. 1 Jahr briefe 2) kredite sammen einlagen einschl. 1 Jahr briefe 2) kredite

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2013 183,0 16,0 2,9 7,7 5,3 0,1 15,7 43,6 10,2 10,1 23,0 0,2 14,6
2014 186,7 10,5 2,6 2,4 5,5 0,1 14,6 40,2 13,4 10,4 15,8 0,7 14,1
2015 197,4 9,6 3,1 3,9 2,6 0,1 14,1 44,3 13,2 13,7 16,5 0,9 13,5

2015         Aug. 197,1 9,7 3,2 3,5 3,0 0,1 14,3 48,1 13,1 18,0 16,2 0,8 13,5
         Sept. 197,4 10,5 3,5 3,9 2,9 0,1 14,3 52,1 14,6 20,4 16,4 0,8 13,5

         Okt. 191,6 8,7 3,3 2,5 2,8 0,1 14,3 48,9 14,6 17,2 16,2 0,8 13,5
         Nov. 200,5 7,8 2,5 2,6 2,7 0,1 14,4 49,6 12,7 19,7 16,3 0,9 13,4
         Dez. 197,4 9,6 3,1 3,9 2,6 0,1 14,1 44,3 13,2 13,7 16,5 0,9 13,5

2016         Jan. 193,0 8,4 2,7 3,0 2,6 0,1 14,1 45,9 13,5 15,0 16,5 0,9 13,5

Veränderungen *)

2014 − 1,2 − 3,3 − 0,3 − 2,9 − 0,1 + 0,0 − 1,0 − 3,7 + 2,8 + 0,4 − 7,2 + 0,4 − 0,5
2015 + 10,1 − 1,9 + 0,5 + 0,4 − 2,9 + 0,0 − 0,6 + 4,0 − 0,3 + 3,4 + 0,7 + 0,2 − 0,6

2015         Aug. + 7,9 + 0,8 + 0,0 + 1,0 − 0,2 + 0,0 + 0,0 + 1,1 + 0,4 + 0,8 − 0,1 + 0,0 + 0,0
         Sept. + 0,2 + 0,6 + 0,3 + 0,4 − 0,1 + 0,0 − 0,0 + 4,0 + 1,4 + 2,4 + 0,2 − 0,0 − 0,0

         Okt. − 6,2 − 1,8 − 0,3 − 1,4 − 0,1 − + 0,0 − 3,2 + 0,0 − 3,1 − 0,2 + 0,1 − 0,0
         Nov. + 8,8 − 0,9 − 0,8 + 0,1 − 0,1 − + 0,0 + 0,5 − 2,0 + 2,5 + 0,0 + 0,0 − 0,1
         Dez. − 3,0 + 1,8 + 0,6 + 1,3 − 0,1 + 0,0 − 0,3 − 5,3 + 0,5 − 6,0 + 0,2 + 0,0 + 0,1

2016         Jan. − 4,5 − 1,3 − 0,4 − 0,9 + 0,0 − + 0,0 + 1,6 + 0,3 + 1,3 + 0,0 + 0,0 + 0,0

* Siehe Tab. IV. 2, Anm. *; ohne Einlagen und aufgenommene Kredite der Treuhandan- AG sowie Eigen- und Regiebetriebe der öffentlichen Haushalte, die unter Unter-
stalt und ihrer Nachfolgeorganisationen sowie von Bundesbahn, Reichsbahn und Bun- nehmen erfasst sind. Statistische Brüche sind in den Veränderungen ausgeschaltet.
despost bzw. ab 1995 Deutsche Bahn AG, Deutsche Post AG und Deutsche Telekom Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu betrachten.
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 Spareinlagen 3)  Nachrichtlich:
 

 nach Befristung
Nachrangige

inländi-  über 1 Jahr 2) inländi- Verbindlich-
sche Orga- sche Orga- keiten (ohne
nisatio- darunter: inlän- nisatio- börsenfä-
nen ohne dische nen ohne Verbind-hige Schuld-
Erwerbs- zu- über Privat- Erwerbs- Spar- Treuhand- verschrei- lichkeitenbis 1 Jahr bis 2 Jahre
zweck sammen einschl. 2 Jahre insgesamt personen zweck briefe 4) kredite bungen) 5) aus Repos   Zeiteinschl. ,

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

15,6 68,1 194,7 14,0 180,7 599,3 589,6 9,7 59,8 0,0 7,0 − 2013
14,6 68,4 200,9 11,4 189,5 597,2 587,7 9,4 48,8 0,0 5,0 − 2014
13,1 55,5 203,9 12,7 191,1 585,6 576,6 9,0 39,2 0,0 3,8 − 2015

13,5 59,1 200,7 11,7 189,1 584,4 575,1 9,3 41,4 0,0 4,2 − 2015         Aug.
13,4 57,9 201,1 11,7 189,4 583,8 574,5 9,3 40,7 0,0 4,1 −          Sept.

13,3 57,0 201,2 12,0 189,2 583,8 574,5 9,3 40,0 0,0 4,0 −          Okt.
13,1 56,3 201,4 12,2 189,2 583,5 574,5 9,0 39,4 0,0 3,9 −          Nov.
13,1 55,5 203,9 12,7 191,1 585,6 576,6 9,0 39,2 0,0 3,8 −          Dez.

12,8 54,9 205,0 13,1 191,9 585,2 576,2 9,0 37,9 0,0 3,7 − 2016         Jan.

Veränderungen *)

+ 0,5 + 1,0 + 7,1 − 2,0 + 9,0 − 2,1 − 1,9 − 0,3 − 10,9 + 0,0 − 1,9 − 2014
− 1,8 − 12,8 + 2,9 + 1,4 + 1,4 − 11,5 − 11,1 − 0,5 − 9,8 + 0,0 − 1,2 − 2015

− 0,3 − 1,4 − 0,0 + 0,1 − 0,1 − 1,2 − 1,2 + 0,0 − 0,7 − 0,0 − 0,0 − 2015         Aug.
− 0,1 − 1,2 + 0,4 + 0,1 + 0,3 − 0,6 − 0,6 − 0,0 − 0,7 + 0,0 − 0,0 −          Sept.

− 0,2 − 0,9 + 0,1 + 0,3 − 0,2 − 0,0 + 0,0 − 0,0 − 0,7 − 0,0 − 0,1 −          Okt.
− 0,1 − 0,8 + 0,2 + 0,2 + 0,1 − 0,3 − 0,0 − 0,2 − 0,6 + 0,0 − 0,1 −          Nov.
+ 0,0 − 0,8 + 2,4 + 0,5 + 1,9 + 2,1 + 2,1 − 0,1 − 0,2 + 0,0 − 0,1 −          Dez.

− 0,3 − 0,7 + 0,6 + 0,4 + 0,3 − 0,4 − 0,4 + 0,0 − 0,6 + 0,0 − 0,2 − 2016         Jan.

bindlichkeiten und Verbindlichkeiten aus Namensschuldverschreibungen. 2 Einschl. Anm. 2. 4 Einschl. Verbindlichkeiten aus nicht börsenfähigen Inhaberschuldverschrei-
Bauspareinlagen; siehe dazu Tab. IV.12. 3 Ohne Bauspareinlagen; siehe auch bungen. 5 In den Termineinlagen enthalten. 
         

 

 

 

 

 

 
 

 

SozialversicherungGemeinden und Gemeindeverbände (einschl. kommunaler Zweckverbände)

Termineinlagen 3) Termineinlagen
Spar- Nach- Spar- Nach-

bis einlagen bis einlagenrichtlich: richtlich:
zu- Sicht- 1 Jahr über und Spar- Treuhand- zu- Sicht- 1 Jahr über und Spar- Treuhand-
sammen einlagen einschl. 1 Jahr kredite sammen einlagen einschl. 1 Jahr briefe 2) kredite   Zeitbriefe 2) 4)

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

44,9 23,5 10,7 6,6 4,1 0,4 78,7 11,6 52,7 13,5 0,9 0,0 2013
48,0 25,3 11,2 7,0 4,5 0,4 88,0 11,1 60,6 15,4 0,9 − 2014
52,4 29,2 9,6 8,3 5,2 0,4 91,2 12,1 60,5 17,5 1,1 − 2015

51,9 28,7 10,3 7,7 5,2 0,4 87,5 15,8 53,6 17,0 1,1 − 2015         Aug.
49,4 25,8 10,5 7,9 5,2 0,4 85,3 15,8 51,6 16,8 1,1 −          Sept.

48,3 24,9 10,1 8,1 5,2 0,4 85,7 15,9 51,5 17,2 1,1 −          Okt.
51,5 27,9 10,1 8,3 5,2 0,4 91,5 15,4 58,3 16,7 1,1 −          Nov.
52,4 29,2 9,6 8,3 5,2 0,4 91,2 12,1 60,5 17,5 1,1 −          Dez.

46,9 24,3 9,0 8,4 5,2 0,4 91,9 16,1 57,0 17,8 1,1 − 2016         Jan.

Veränderungen *)

+ 2,9 + 1,8 + 0,4 + 0,3 + 0,4 − 0,0 + 2,9 − 2,4 + 4,6 + 0,6 − 0,0 − 0,0 2014
+ 4,1 + 3,8 − 1,5 + 1,1 + 0,7 + 0,0 + 4,0 + 1,2 + 0,6 + 1,9 + 0,2 − 2015

+ 5,4 + 4,6 + 0,6 + 0,2 + 0,1 − + 0,6 + 1,8 − 1,2 + 0,1 − 0,1 − 2015         Aug.
− 2,6 − 2,8 + 0,1 + 0,1 − 0,0 − 0,0 − 1,9 + 0,1 − 1,9 − 0,2 + 0,1 −          Sept.

− 1,3 − 1,0 − 0,4 + 0,2 − 0,0 − + 0,1 + 0,1 − 0,4 + 0,4 − 0,0 −          Okt.
+ 3,3 + 3,0 + 0,0 + 0,2 + 0,0 − + 5,9 − 0,5 + 6,7 − 0,3 + 0,0 −          Nov.
+ 0,8 + 1,3 − 0,5 − 0,0 + 0,0 + 0,0 − 0,3 − 3,3 + 2,2 + 0,8 − 0,0 −          Dez.

− 5,5 − 4,9 − 0,6 + 0,1 − 0,0 − + 0,6 + 4,0 − 3,6 + 0,3 − 0,0 − 2016         Jan.

Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbericht er- Einheit“, Lastenausgleichsfonds. 2 Einschl. Verbindlichkeiten aus nicht börsenfähigen
scheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Bundeseisenbahnvermögen, Ent- Inhaberschuldverschreibungen. 3 Einschl. Bauspareinlagen. 4 Ohne Bauspareinlagen;
schädigungsfonds, Erblastentilgungsfonds, ERP-Sondervermögen, Fonds „Deutsche siehe auch Anm. 3. 
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10. Spareinlagen und an Nichtbanken (Nicht-MFIs) abgegebene Sparbriefe der Banken (MFIs) in Deutschland *)

 
 

Mrd €

Spareinlagen 1) Sparbriefe 3) , abgegeben an

von Inländern von Ausländern inländische
Nichtbanken

mit dreimonatiger mit Kündigungsfrist
Kündigungsfrist von über 3 Monaten darunter Nach-

mit drei- richtlich: darunter
darunter darunter Zinsgut- Nicht- mit auslän-monatiger
Sonder- Sonder- Kündi- schriften banken Laufzeit dische

ins- zu- zu- spar- zu- spar- zu- gungs- auf Spar- ins- zu- von über Nicht-
Zeit gesamt sammen sammen formen 2) sammen formen 2) sammen frist einlagen gesamt sammen 2 Jahren banken

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2013 620,0 610,1 532,4 413,5 77,8 65,2 9,9 7,9 7,5 92,2 76,6 59,3 15,6
2014 617,0 607,8 531,3 401,4 76,4 63,3 9,2 7,4 6,1 79,8 66,0 51,4 13,8
2015 605,4 596,5 534,6 379,7 61,9 48,0 8,9 7,4 4,4 64,9 56,1 41,0 8,7

2015         Sept. 603,6 594,6 529,3 377,9 65,2 51,5 9,0 7,4 0,2 67,0 58,1 42,8 8,9

         Okt. 603,6 594,6 530,7 379,5 64,0 50,2 9,0 7,4 0,2 66,3 57,5 42,2 8,8
         Nov. 603,2 594,3 531,5 377,6 62,8 49,0 9,0 7,4 0,2 65,9 56,8 41,7 9,0
         Dez. 605,4 596,5 534,6 379,7 61,9 48,0 8,9 7,4 2,3 64,9 56,1 41,0 8,7

2016         Jan. 605,0 596,1 535,5 378,0 60,6 46,9 8,9 7,4 0,2 63,5 54,8 39,9 8,7

Veränderungen *)

2014 − 3,0 − 2,4 − 2,4 − 13,0 + 0,0 − 1,0 − 0,6 − 0,5 . − 12,3 − 10,6 − 7,8 − 1,8
2015 − 11,6 − 11,3 + 4,3 − 20,6 − 15,6 − 16,3 − 0,3 + 0,0 . − 15,1 − 10,1 − 6,6 − 5,1

2015         Sept. − 0,7 − 0,6 + 0,8 − 1,7 − 1,4 − 1,5 − 0,0 − 0,0 . − 0,9 − 0,7 − 0,4 − 0,2

         Okt. + 0,0 + 0,1 + 1,3 + 1,6 − 1,3 − 1,3 − 0,0 − 0,0 . − 0,7 − 0,6 − 0,5 − 0,1
         Nov. − 0,4 − 0,3 + 0,9 − 1,9 − 1,2 − 1,1 − 0,0 − 0,0 . − 0,4 − 0,6 − 0,5 + 0,2
         Dez. + 2,1 + 2,2 + 3,0 + 2,2 − 0,9 − 1,0 − 0,0 + 0,0 . − 1,0 − 0,7 − 0,7 − 0,3

2016         Jan. − 0,4 − 0,4 + 0,9 − 1,8 − 1,3 − 1,1 − 0,1 − 0,0 . − 0,6 − 0,6 − 0,6 − 0,0

* Siehe Tab. IV. 2, Anm.*; statistische Brüche sind in den Veränderungen ausge- den Termineinlagen zugeordnet werden. 2 Spareinlagen mit einer über die
schaltet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu be- Mindest-/Grundverzinsung hinausgehenden Verzinsung. 3 Einschl. Verbindlichkeiten
trachten. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbe- aus nicht börsenfähigen Inhaberschuldverschreibungen. 
richt erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Ohne Bauspareinlagen, die

 
 
 

11. Begebene Schuldverschreibungen und Geldmarktpapiere der Banken (MFIs) in Deutschland *)

 
Mrd €

Börsenfähige Inhaberschuldverschreibungen und Geldmarktpapiere Nicht börsenfähige Nachrangig
Inhaberschuldver- begebene

darunter: schreibungen und
Geldmarktpapiere 6)

mit Laufzeit

bis 1 Jahr einschl. über 1 Jahr bis 2 Jahre
nicht

variabel Fremd- darunter darunter darunter: börsen- börsen-
verzins- Null- wäh- Certi- ohne ohne mit fähige fähige
liche Kupon- rungs- ficates Nominal- Nominal- Laufzeit Schuld- Schuld-

ins- Anlei- Anlei- anlei- of zu- betrags- zu- betrags- über ins- über verschrei- verschrei-
Zeit gesamt hen 1) hen 1) 2) hen 3) 4) Deposit sammen sammen 2 Jahre gesamt 2 Jahre bungen bungengarantie 5) garantie 5)

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
 

2013 1 142,7 315,9 26,3 321,2 54,8 69,0 2,5 34,7 4,4 1 039,0 0,6 0,2 37,0 1,1
2014 1 114,2 286,4 26,3 354,0 69,2 83,6 1,8 26,3 5,0 1 004,3 1,0 0,2 33,7 1,2
2015 1 075,7 189,2 30,2 384,1 88,7 109,8 2,1 28,4 5,7 937,5 0,3 0,2 31,9 0,5

2015         Sept. 1 121,2 232,0 32,9 388,1 92,2 115,4 2,3 25,9 5,5 979,9 0,2 0,2 37,0 0,5

         Okt. 1 132,2 227,7 32,0 396,3 97,2 119,9 2,5 27,4 5,9 984,9 0,3 0,2 36,8 0,5
         Nov. 1 133,0 221,3 32,0 403,8 93,3 116,5 2,6 29,2 6,3 987,3 0,3 0,2 38,0 0,5
         Dez. 1 075,7 189,2 30,2 384,1 88,7 109,8 2,1 28,4 5,7 937,5 0,3 0,2 31,9 0,5

2016         Jan. 1 076,5 190,4 28,3 380,2 87,0 105,3 2,4 31,7 5,8 939,4 0,2 0,2 32,2 0,5

Veränderungen *)

2014 − 28,7 − 29,5 + 0,0 + 32,7 + 14,4 + 14,6 − 0,7 − 8,4 + 0,6 − 35,0 + 0,4 − 0,0 + 0,2 + 0,2
2015 − 38,5 − 97,2 + 3,9 + 30,1 + 19,5 + 26,2 + 0,3 + 2,1 + 0,7 − 66,8 − 0,8 + 0,0 − 1,8 − 0,7

2015         Sept. + 3,3 − 5,7 + 2,3 − 1,9 + 7,0 + 9,8 − 0,1 + 1,2 − 0,2 − 7,7 − 0,0 − 0,0 − 0,1 − 0,2

         Okt. + 11,0 − 4,4 − 1,0 + 8,3 + 5,1 + 4,5 + 0,2 + 1,5 + 0,4 + 5,0 + 0,0 + 0,0 − 0,2 −
         Nov. + 0,7 − 6,4 + 0,0 + 7,4 − 3,9 − 3,5 + 0,1 + 1,8 + 0,4 + 2,4 + 0,0 + 0,0 + 1,2 − 0,0
         Dez. − 57,3 − 32,1 − 1,7 − 19,7 − 4,7 − 6,7 − 0,5 − 0,8 − 0,6 − 49,8 + 0,0 − 0,0 − 6,1 + 0,0

2016         Jan. + 0,7 + 1,2 − 2,0 − 3,9 − 1,7 − 4,5 + 0,3 + 3,3 + 0,0 + 1,9 − 0,1 − 0,0 + 0,3 − 0,0

* Siehe Tab. IV. 2, Anm.*; statistische Brüche sind in den Veränderungen ausge- lautender variabel verzinslicher Anleihen und Null-Kupon-Anleihen. 4 Anleihen auf
schaltet. Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu be- Nicht-Eurowährungen. 5 Börsenfähige Inhaberschuldverschreibungen bzw. Geldmarkt-
trachten. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monats- papiere mit einer Nominalbetragsgarantie von unter 100 Prozent. 6 Nicht börsen-
bericht erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Einschl. auf Fremdwährung fähige Inhaberschuldverschreibungen werden den Sparbriefen zugeordnet siehe auch
lautender Anleihen. 2 Emissionswert bei Auflegung. 3 Einschl. auf Fremdwährung Tab. IV. 10, Anm. 2. 
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12. Bausparkassen (MFIs) in Deutschland *)

      Zwischenbilanzen
  
Mrd €

Kredite an Banken (MFIs) Kredite an Nichtbanken (Nicht-MFIs) Einlagen  und
Einlagen  und aufgenommene Nach-

Baudarlehen aufgenommene Kredite von richtlich:
Kredite von Nichtbanken Im Jahr

Gut- Wert- Banken (MFIs) 5) (Nicht-MFIs) bzw.
haben Vor- und papiere Inhaber- Monat
und Bank- Zwi- schuld- neu(einschl.

Stand am Dar- schuld- schen- Schatz- ver- Kapital abge-
Jahres- lehen ver- finan- wechsel Sicht- Sicht- schrei- schlos-(einschl.Anzahl
bzw. der Bilanz- (ohne schrei- zie- sonstige und und und bungen offener sene
Monats- Insti- sum- Baudar- Baudar- bun- Bauspar- rungs- Baudar- U-Schät- Bauspar- Termin- Bauspar- Termin- im Rückla- Ver-
ende tute me 13) lehen 2) gen 3) darlehen kredite lehen ze) 4) einlagen gelder einlagen gelder 6) Umlauf gen) 7) träge 8)lehen) 1)

Alle  Bausparkassen
  

2014 21 211,6 45,6 0,0 16,6 18,7 87,2 17,3 20,6 1,9 21,3 156,8 5,2 2,8 9,2 94,6

2015 21 213,6 43,1 0,0 17,5 15,8 93,4 17,5 21,4 2,0 21,3 159,2 5,3 2,4 9,9 98,5

2015         Nov. 21 213,8 43,1 0,0 17,7 16,1 92,4 17,7 21,7 2,0 22,3 157,3 5,4 2,4 9,6 9,0

         Dez. 21 213,6 43,1 0,0 17,5 15,8 93,4 17,5 21,4 2,0 21,3 159,2 5,3 2,4 9,9 9,3

2016         Jan. 21 213,6 43,0 0,0 17,6 15,7 93,6 17,5 21,6 2,0 20,8 159,6 5,4 2,4 9,8 7,4

Private  Bausparkassen
  

2015         Nov. 12 148,5 26,6 − 9,6 11,8 72,1 15,2 9,2 1,3 18,4 103,8 5,0 2,4 6,4 6,1

         Dez. 12 148,3 26,7 − 9,4 11,6 72,9 14,9 8,9 1,4 17,6 105,0 5,0 2,4 6,7 6,1

2016         Jan. 12 148,2 26,6 − 9,5 11,5 73,0 14,9 9,1 1,4 17,5 105,1 5,1 2,4 6,6 4,8

Öffentliche  Bausparkassen
  

2015         Nov. 9 65,3 16,5 0,0 8,0 4,3 20,4 2,6 12,5 0,6 3,9 53,5 0,4 − 3,2 3,0

         Dez. 9 65,3 16,4 0,0 8,1 4,2 20,5 2,6 12,5 0,7 3,7 54,2 0,3 − 3,2 3,2

2016         Jan. 9 65,3 16,4 0,0 8,1 4,2 20,6 2,6 12,5 0,7 3,4 54,5 0,3 − 3,2 2,6

      Entwicklung  des  Bauspargeschäfts
  
Mrd €

Umsätze im Sparverkehr Kapitalzusagen Kapitalauszahlungen Noch bestehen-
de Auszahlungs- Zins- und

Zuteilungen neu ge- verpflichtungen Tilgungseingänge
währte am Ende des auf Bauspar-

Rückzah- Bauspareinlagen Vor- und Zeitraumes darlehen 10)Bauspardarlehen 9)

lungen Zwi-
von darunter darunter schen- Nach-
Bauspar- zur Ab- zur Ab- finan- richtlich:
einlagen lösung lösung zie- Einge-
aus von Vor- von Vor- rungs- gangene

einge- Zinsgut- nicht darunter und Zwi- und Zwi- kredite dar- darunter Woh-
zahlte zuge- Netto- schenfi- schenfi- und unter Til- nungs-schriften
Bauspar- auf teilten Zutei- nanzie- nanzie- sonstige aus gungen bau-
be- Bauspar- Ver- ins- lun- ins- zu- rungs- zu- rungs- Bau- ins- Zutei- ins- im prä-

Zeit träge 9) einlagen trägen gesamt gen 11) gesamt sammen krediten sammen krediten darlehen gesamt lungen gesamt Quartal mien 12)

Alle  Bausparkassen
  

2014 29,5 2,5 6,5 45,7 27,9 39,9 16,7 4,2 6,1 3,6 17,1 14,5 8,0 10,1 8,4 0,4

2015 28,1 2,5 8,2 51,5 31,2 44,4 19,9 4,2 5,3 3,6 19,2 15,6 8,1 9,5 8,3 0,4

2015         Nov. 2,3 0,0 0,7 3,9 2,3 3,4 1,5 0,3 0,4 0,3 1,6 16,1 8,2 0,7 0,0

         Dez. 2,4 2,2 0,7 4,0 2,6 3,9 1,8 0,3 0,4 0,2 1,7 15,6 8,1 0,8 1,9 0,0

2016         Jan. 2,5 0,0 0,7 3,8 2,5 3,2 1,4 0,4 0,4 0,3 1,3 15,8 8,3 0,7 0,0

Private  Bausparkassen
  

2015         Nov. 1,5 0,0 0,3 2,8 1,6 2,6 1,1 0,3 0,3 0,2 1,3 11,5 5,0 0,5 0,0

         Dez. 1,6 1,4 0,4 2,9 1,9 3,0 1,4 0,2 0,3 0,2 1,4 11,2 5,0 0,6 1,4 0,0

2016         Jan. 1,6 0,0 0,5 2,8 1,7 2,4 1,0 0,3 0,3 0,3 1,1 11,3 5,1 0,5 0,0

Öffentliche  Bausparkassen
  

2015         Nov. 0,8 0,0 0,5 1,1 0,8 0,8 0,4 0,1 0,1 0,1 0,3 4,6 3,2 0,2 0,0

         Dez. 0,8 0,7 0,4 1,0 0,7 0,9 0,4 0,1 0,1 0,1 0,4 4,4 3,1 0,2 0,6 0,0

2016         Jan. 0,9 0,0 0,3 1,0 0,7 0,7 0,3 0,1 0,1 0,1 0,3 4,5 3,2 0,2 0,0

* Ohne Aktiva und Passiva bzw. Geschäfte der Auslandsfilialen. Die Ergebnisse für Bankrisiken. 8 Bausparsumme; nur Neuabschlüsse, bei denen die Abschlussgebühr
den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu betrachten; Änderungen durch voll eingezahlt ist. Vertragserhöhungen gelten als Neuabschlüsse. 9 Auszahlungen
nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbericht erscheinen, werden nicht von Bauspareinlagen aus zugeteilten Verträgen s. unter Kapitalauszahlungen.
besonders angemerkt. 1 Einschl. Forderungen an Bausparkassen, Forderungen aus Na- 10 Einschl. gutgeschriebener Wohnungsbauprämien. 11 Nur die von den Berechtig-
mensschuldverschreibungen und Guthaben bei Zentralnotenbanken. 2 Bauspardar- ten angenommenen Zuteilungen; einschl. Zuteilungen zur Ablösung von Vor- und Zwi-
lehen sowie Vor- und Zwischenfinanzierungskredite. 3 Einschl. Geldmarktpapiere schenfinanzierungskrediten. 12 Soweit den Konten der Bausparer oder Darlehens-
sowie geringer Beträge anderer Wertpapiere von Banken. 4 Einschl. Ausgleichsforde- nehmer bereits gutgeschrieben, auch in „Eingezahlte Bausparbeträge" und „Zins- und
rungen. 5 Einschl. Verbindlichkeiten gegenüber Bausparkassen. 6 Einschl. geringer Tilgungseingänge auf Bauspardarlehen" enthalten. 13 Siehe Tabelle IV. 2, Fußnote 1. 
Beträge von Spareinlagen. 7 Einschl. Genussrechtskapital und Fonds für allgemeine
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13. Aktiva und Passiva der Auslandsfilialen und Auslandstöchter deutscher Banken (MFIs) *)

  
  

Mrd €

Anzahl der Kredite an Banken (MFIs) Kredite an Nichtbanken (Nicht-MFIs) Sonstige  Aktivpositionen 7)

BuchkrediteGuthaben und Buchkredite

deut-
schen
Banken darunter:
(MFIs) Derivative
mit Auslands- Geld- an Geld- Finanz-
Auslands- markt- an auslän- markt-filialen 1) instrumente
filialen bzw. auslän- papiere, deutsche dische papiere, des
bzw. Auslands- Bilanz- ins- zu- deutsche dische Wertpa- ins- zu- Nicht- Nicht- Wertpa- ins- Handels-

Zeit -töchtern töchter summe 7) gesamt sammen Banken Banken gesamt sammen banken banken piere 2) gesamt bestandspiere 2) 3)

Auslandsfilialen Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
  

2013 56 209 1 726,4 435,6 421,9 141,6 280,3 13,7 519,6 411,3 11,0 400,3 108,3 771,1 485,6
2014 56 205 1 926,2 548,8 532,2 201,2 331,0 16,5 593,5 473,1 14,0 459,1 120,5 783,8 551,9
2015 51 198 1 842,9 526,0 508,7 161,3 347,5 17,3 635,1 511,6 14,0 497,6 123,6 681,8 499,0

2015         März 53 201 2 175,3 602,0 585,8 218,5 367,3 16,2 668,1 547,7 14,9 532,8 120,4 905,2 660,9

         April 53 200 2 127,8 622,4 606,5 210,0 396,5 15,9 660,4 535,8 14,8 521,0 124,6 845,1 588,5
         Mai 53 201 2 109,5 630,1 613,5 198,6 414,9 16,6 650,5 521,1 14,7 506,4 129,4 828,9 576,7
         Juni 53 201 1 970,5 578,9 561,3 196,5 364,8 17,6 642,2 520,2 14,5 505,6 122,1 749,3 513,7

         Juli 53 203 1 983,3 579,6 561,7 199,1 362,6 17,9 632,2 512,8 14,5 498,3 119,5 771,5 538,8
         Aug. 52 202 1 966,9 602,1 584,4 189,0 395,4 17,7 627,2 511,0 14,3 496,7 116,2 737,6 544,1
         Sept. 51 199 1 977,3 586,4 568,5 180,7 387,8 17,9 624,9 507,9 13,9 494,0 117,0 766,0 552,1

         Okt. 51 199 1 946,7 558,2 540,2 152,9 387,3 18,0 633,7 513,2 13,9 499,3 120,5 754,8 525,1
         Nov. 51 199 1 980,5 533,8 515,8 150,0 365,8 18,0 658,8 528,5 14,6 513,9 130,4 787,9 557,2
         Dez. 51 198 1 842,9 526,0 508,7 161,3 347,5 17,3 635,1 511,6 14,0 497,6 123,6 681,8 499,0

Veränderungen *)

2014 − − 4 + 119,6 + 74,4 + 72,2 + 59,6 + 12,6 + 2,2 + 38,0 + 31,4 + 3,0 + 28,4 + 6,6 + 7,5 + 66,4
2015 − 5 − 7 − 145,0 − 56,3 − 56,0 − 40,0 − 16,0 − 0,3 + 4,5 + 7,0 + 0,0 + 7,0 − 2,6 − 109,0 − 58,2

2015         April − − 1 − 21,6 + 31,9 + 31,9 − 8,5 + 40,5 − 0,0 + 5,4 − 0,7 − 0,1 − 0,6 + 6,1 − 58,9 − 72,4
         Mai − + 1 − 20,0 + 1,6 + 1,0 − 11,4 + 12,4 + 0,6 − 16,9 − 20,6 − 0,1 − 20,5 + 3,7 − 16,1 − 16,7
         Juni − − − 137,5 − 45,7 − 46,8 − 2,1 − 44,7 + 1,1 − 2,7 + 3,8 − 0,1 + 3,9 − 6,5 − 78,1 − 59,0

         Juli + 0 + 2 + 11,1 − 4,4 − 4,5 + 2,6 − 7,1 + 0,2 − 16,6 − 13,0 − 0,1 − 12,9 − 3,6 + 20,5 + 21,1
         Aug. − 1 − 1 − 14,3 + 28,9 + 28,9 − 10,1 + 38,9 + 0,0 + 4,2 + 6,1 − 0,2 + 6,2 − 1,9 − 31,9 + 10,5
         Sept. − 1 − 3 + 10,3 − 15,7 − 15,9 − 8,4 − 7,6 + 0,2 − 1,8 − 2,7 − 0,4 − 2,3 + 0,9 + 28,3 + 8,1

         Okt. − − − 32,3 − 33,6 − 33,5 − 27,8 − 5,7 − 0,1 + 1,4 − 1,0 − 0,0 − 1,0 + 2,4 − 12,9 − 31,3
         Nov. − − + 30,2 − 35,3 − 34,8 − 2,9 − 31,9 − 0,5 + 10,7 + 2,9 + 0,7 + 2,2 + 7,8 + 29,4 + 23,8
         Dez. − − 1 − 135,8 + 0,3 + 0,7 + 11,2 − 10,6 − 0,4 − 11,7 − 6,8 − 0,6 − 6,2 − 4,9 − 106,1 − 51,3

  
  

Auslandstöchter Stand am Jahres- bzw. Monatsende *)
  

2013 33 75 425,2 187,9 158,7 91,4 67,3 29,2 185,4 148,3 26,1 122,3 37,1 52,0 −
2014 28 63 389,4 154,5 137,9 83,4 54,5 16,7 172,7 141,2 21,6 119,5 31,5 62,2 −
2015 24 58 376,0 126,5 113,5 50,1 63,4 13,0 184,3 152,5 22,2 130,3 31,8 65,1 −

2015         März 28 63 412,4 163,5 148,5 86,9 61,6 15,0 187,0 154,5 22,4 132,1 32,6 61,8 −

         April 27 62 404,1 161,8 147,0 85,9 61,1 14,8 184,1 152,7 22,3 130,4 31,5 58,2 −
         Mai 27 62 406,3 165,5 151,2 88,4 62,8 14,3 185,7 155,1 22,1 132,9 30,6 55,0 −
         Juni 27 62 386,0 140,5 124,6 67,1 57,4 15,9 188,8 155,6 22,9 132,7 33,1 56,7 −

         Juli 25 60 377,2 131,4 116,0 65,2 50,9 15,4 190,0 156,3 22,5 133,8 33,7 55,8 −
         Aug. 25 60 382,5 136,1 121,6 67,2 54,4 14,5 185,4 152,3 22,4 129,9 33,1 61,0 −
         Sept. 25 59 386,2 133,4 119,3 58,0 61,2 14,1 186,1 152,0 22,8 129,2 34,2 66,7 −

         Okt. 25 59 380,8 130,3 114,9 55,6 59,2 15,4 185,8 152,7 22,8 129,9 33,0 64,8 −
         Nov. 25 59 379,5 121,1 107,4 44,5 62,8 13,7 191,7 158,3 22,5 135,8 33,3 66,8 −
         Dez. 24 58 376,0 126,5 113,5 50,1 63,4 13,0 184,3 152,5 22,2 130,3 31,8 65,1 −

Veränderungen *)

2014 − 5 − 12 − 46,7 − 39,9 − 26,3 − 8,0 − 18,2 − 13,6 − 17,0 − 11,4 − 4,4 − 7,0 − 5,6 + 10,1 −
2015 − 4 − 5 − 23,9 − 33,3 − 28,7 − 33,3 + 4,6 − 4,6 + 6,5 + 6,2 + 0,6 + 5,6 + 0,3 + 2,9 −

2015         April − 1 − 1 − 4,7 + 0,1 − 0,1 − 1,1 + 1,0 + 0,2 − 1,2 − 0,1 − 0,1 + 0,0 − 1,1 − 3,6 −
         Mai − − + 0,1 + 2,7 + 3,4 + 2,5 + 0,9 − 0,7 + 0,5 + 1,3 − 0,1 + 1,5 − 0,8 − 3,2 −
         Juni − − − 18,7 − 24,3 − 26,0 − 21,3 − 4,8 + 1,7 + 3,9 + 1,4 + 0,8 + 0,6 + 2,5 + 1,7 −

         Juli − 2 − 2 − 10,4 − 9,9 − 9,2 − 2,0 − 7,2 − 0,7 + 0,4 − 0,2 − 0,4 + 0,2 + 0,6 − 1,0 −
         Aug. − − + 7,9 + 5,8 + 6,5 + 2,0 + 4,5 − 0,7 − 3,3 − 2,7 − 0,1 − 2,6 − 0,6 + 5,3 −
         Sept. − − 1 + 3,9 − 2,6 − 2,3 − 9,1 + 6,9 − 0,4 + 0,8 − 0,2 + 0,4 − 0,6 + 1,0 + 5,7 −

         Okt. − − − 7,2 − 4,0 − 5,1 − 2,4 − 2,7 + 1,1 − 1,3 − 0,1 + 0,0 − 0,1 − 1,1 − 2,0 −
         Nov. − − − 4,8 − 10,9 − 8,8 − 11,1 + 2,3 − 2,1 + 4,1 + 3,8 − 0,2 + 4,1 + 0,3 + 2,0 −
         Dez. − 1 − 1 − 0,7 + 6,8 + 7,2 + 5,6 + 1,7 − 0,4 − 5,9 − 4,3 − 0,3 − 4,0 − 1,5 − 1,6 −

* „Ausland“ umfasst auch das Sitzland der Auslandsfilialen bzw. der Auslandstöchter. Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind stets als vorläufig zu betrachten;
Statistisch bedingte Veränderungen sind bei den Veränderungen ausgeschaltet. Änderungen durch nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbericht
(Brüche auf Grund von Veränderungen des Berichtskreises werden bei den Auslands- erscheinen, werden nicht besonders angemerkt. 1 Mehrere Filialen in einem Sitzland
töchtern grundsätzlich nicht in den Veränderungswerten ausgeschaltet). Die
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IV.  Banken
  
  
  
  
  

Einlagen und aufgenommene Kredite Sonstige  Passivpositionen 6) 7)

von Banken (MFIs) von Nichtbanken (Nicht-MFIs)

deutsche Nichtbanken 4) Geld-
markt-
papiere
und darunter:
Schuld- Betriebs- Derivative

mittel- auslän- kapital Finanz-verschrei-
aus- und dische bungen bzw. instrumente

zu- deutsche ländische ins- zu- kurz- lang- Nicht- im Um- Eigen- ins- des Handels-
insgesamt sammen Banken Banken gesamt sammen fristig fristig banken lauf 5) kapital gesamt bestands   Zeit

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *) Auslandsfilialen
  

890,9 596,4 327,0 269,4 294,5 24,2 19,1 5,1 270,3 125,4 41,2 668,9 484,1 2013
1 046,7 739,9 416,2 323,7 306,8 20,6 16,1 4,4 286,2 128,4 45,2 705,8 557,5 2014
1 060,9 715,3 359,3 356,0 345,6 21,1 16,2 4,9 324,6 128,9 49,9 603,1 497,4 2015

1 153,3 781,8 424,9 356,9 371,5 24,9 19,6 5,3 346,6 145,8 48,4 827,7 661,5 2015         März

1 189,2 819,1 428,2 390,9 370,1 24,4 19,0 5,3 345,7 142,2 47,7 748,8 586,8          April
1 191,2 822,8 425,5 397,2 368,4 22,5 17,1 5,4 345,9 144,3 48,2 725,9 574,7          Mai
1 139,6 798,9 433,8 365,1 340,7 20,4 15,3 5,1 320,3 144,5 47,7 638,7 509,5          Juni

1 143,4 792,8 417,7 375,1 350,5 20,4 15,8 4,7 330,1 144,1 47,6 648,1 536,0          Juli
1 144,2 797,5 416,5 381,0 346,7 19,9 15,4 4,6 326,8 138,3 47,3 637,1 537,1          Aug.
1 122,3 774,4 419,2 355,3 347,8 19,4 14,9 4,5 328,4 141,6 47,3 666,1 544,8          Sept.

1 124,6 763,8 406,5 357,3 360,8 19,7 15,0 4,7 341,1 141,0 47,6 633,5 520,6          Okt.
1 124,3 742,0 377,3 364,7 382,3 22,0 17,0 5,0 360,3 138,6 48,4 669,2 554,0          Nov.
1 060,9 715,3 359,3 356,0 345,6 21,1 16,2 4,9 324,6 128,9 49,9 603,1 497,4          Dez.

Veränderungen *)

+ 101,5 + 112,9 + 89,2 + 23,6 − 11,4 − 3,7 − 3,0 − 0,7 − 7,7 + 3,0 + 4,0 + 11,1 + 73,4 2014
− 30,8 − 53,8 − 57,0 + 3,2 + 23,0 + 0,5 + 0,0 + 0,4 + 22,5 − 2,1 + 4,7 − 124,1 − 65,8 2015

+ 53,4 + 47,1 + 3,3 + 43,8 + 6,3 − 0,5 − 0,6 + 0,0 + 6,8 − 3,6 − 0,7 − 70,6 − 74,6 2015         April
− 4,0 − 2,2 − 2,7 + 0,5 − 1,9 − 1,9 − 2,0 + 0,1 + 0,1 + 0,4 + 0,5 − 22,9 − 17,4          Mai
− 46,0 − 18,5 + 8,3 − 26,8 − 27,5 − 2,0 − 1,7 − 0,3 − 25,5 + 1,8 − 0,5 − 87,2 − 60,9          Juni

− 1,6 − 11,3 − 16,1 + 4,9 + 9,7 − 0,0 + 0,5 − 0,5 + 9,7 − 2,1 − 0,0 + 9,4 + 22,1          Juli
+ 7,6 + 11,2 − 1,2 + 12,4 − 3,5 − 0,5 − 0,4 − 0,1 − 3,0 − 3,8 − 0,3 − 11,0 + 6,7          Aug.
− 22,1 − 23,2 + 2,7 − 25,9 + 1,1 − 0,5 − 0,5 − 0,0 + 1,6 + 3,2 + 0,0 + 29,0 + 7,7          Sept.

− 2,7 − 15,5 − 12,7 − 2,8 + 12,8 + 0,3 + 0,1 + 0,1 + 12,5 − 2,2 + 0,2 − 32,6 − 28,7          Okt.
− 11,5 − 33,4 − 29,2 − 4,2 + 21,9 + 2,3 + 2,0 + 0,4 + 19,6 − 6,0 + 0,9 + 35,7 + 24,6          Nov.
− 55,2 − 18,9 − 18,0 − 0,9 − 36,4 − 1,0 − 0,8 − 0,2 − 35,4 − 7,2 + 1,5 − 66,8 − 49,3          Dez.

  
  

Stand am Jahres- bzw. Monatsende *) Auslandstöchter
  

334,2 201,1 113,4 87,7 133,0 18,5 16,4 2,0 114,6 21,3 30,0 39,8 − 2013
297,1 173,6 101,1 72,5 123,5 20,3 14,5 5,8 103,2 18,4 25,9 48,0 − 2014
292,3 166,7 99,6 67,1 125,7 13,1 10,5 2,6 112,6 14,4 26,3 42,9 − 2015

316,1 182,7 102,1 80,6 133,4 18,5 13,3 5,2 114,9 17,6 27,1 51,6 − 2015         März

313,7 179,1 99,3 79,8 134,5 14,9 13,1 1,8 119,7 16,4 26,2 47,9 −          April
320,5 185,9 102,2 83,7 134,6 14,0 12,3 1,8 120,6 13,4 26,9 45,5 −          Mai
296,1 157,1 79,5 77,6 139,0 14,1 11,6 2,5 125,0 18,4 26,8 44,7 −          Juni

289,0 155,5 78,2 77,3 133,5 14,2 11,7 2,5 119,4 17,9 26,4 43,9 −          Juli
298,2 160,9 82,3 78,6 137,3 13,9 11,4 2,5 123,3 14,3 26,2 43,8 −          Aug.
301,6 168,9 94,6 74,3 132,7 14,4 11,9 2,5 118,2 14,4 26,3 44,0 −          Sept.

298,3 166,2 91,7 74,5 132,1 14,8 12,3 2,5 117,3 13,4 26,5 42,6 −          Okt.
293,4 159,3 90,2 69,0 134,1 11,8 9,2 2,6 122,3 14,8 26,7 44,7 −          Nov.
292,3 166,7 99,6 67,1 125,7 13,1 10,5 2,6 112,6 14,4 26,3 42,9 −          Dez.

Veränderungen *)

− 45,5 − 32,4 − 12,3 − 20,1 − 13,1 + 1,8 − 1,9 + 3,8 − 14,9 − 3,0 − 4,0 + 5,8 − 2014
− 12,3 − 11,2 − 1,5 − 9,7 − 1,1 − 7,2 − 4,0 − 3,2 + 6,1 − 4,0 + 0,4 − 7,9 − 2015

+ 0,4 − 1,9 − 2,8 + 0,9 + 2,2 − 3,6 − 0,2 − 3,4 + 5,8 − 1,2 − 0,9 − 2,9 − 2015         April
+ 5,3 + 5,8 + 2,9 + 2,9 − 0,5 − 0,8 − 0,8 − 0,0 + 0,4 − 3,0 + 0,8 − 3,0 −          Mai
− 23,1 − 28,0 − 22,7 − 5,3 + 4,8 + 0,0 − 0,7 + 0,7 + 4,8 + 5,0 − 0,1 − 0,4 −          Juni

− 8,5 − 2,5 − 1,3 − 1,2 − 6,0 + 0,1 + 0,1 + 0,0 − 6,1 − 0,5 − 0,4 − 1,1 −          Juli
+ 11,0 + 6,5 + 4,1 + 2,4 + 4,5 − 0,2 − 0,3 + 0,0 + 4,7 − 3,6 − 0,2 + 0,6 −          Aug.
+ 3,4 + 8,0 + 12,3 − 4,3 − 4,6 + 0,5 + 0,5 − 0,0 − 5,1 + 0,1 + 0,1 + 0,3 −          Sept.

− 4,7 − 3,5 − 2,9 − 0,6 − 1,1 + 0,4 + 0,4 − 0,0 − 1,5 − 1,1 + 0,2 − 1,7 −          Okt.
− 7,8 − 8,6 − 1,5 − 7,1 + 0,8 − 3,0 − 3,1 + 0,1 + 3,8 + 1,4 + 0,2 + 1,4 −          Nov.
+ 1,3 + 8,7 + 9,3 − 0,6 − 7,4 + 1,3 + 1,2 + 0,0 − 8,7 − 0,4 − 0,4 − 1,2 −          Dez.

zählen als eine Filiale. 2 Schatzwechsel, U-Schätze und sonstige Geldmarktpapiere, verschreibungen. 5 Begebene börsenfähige und nicht börsenfähige Schuldverschrei-
Anleihen und Schuldverschreibungen. 3 Einschl. eigener Schuldver- bungen und Geldmarktpapiere. 6 Einschl. nachrangiger Verbindlichkeiten. 7 Siehe
schreibungen. 4 Ohne nachrangige Verbindlichkeiten und nicht börsenfähige Schuld- Tabelle IV.2, Fußnote 1. 



Deutsche Bundesbank

42  

Monatsbericht

März 2016

V. Mindestreserven
 

1. Mindestreservebasis und -erfüllung in der Europäischen Währungsunion
 

Mrd €

Reserve-
periode Reserve-Soll Reserve-Soll Zentralbankguthaben Summe aller Unter-
beginnend vor Abzug des nach Abzug des der Kreditinstitute schreitungen des
im Monat 1) Reservebasis 2) Freibetrages 3) Freibetrages 4) auf Girokonten 5) Überschussreserven 6) Reserve-Solls 7)

2010 10 559,5 211,2 210,7 212,4 1,7 0,0
2011 10 376,3 207,5 207,0 212,3 5,3 0,0
2012 8) 10 648,6 106,5 106,0 489,0 383,0 0,0
2013 10 385,9 103,9 103,4 248,1 144,8 0,0
2014 9) 10 677,3 106,8 106,3 236,3 130,1 0,0
2015         Okt. 11 351,4 113,5 113,1 493,8 380,8 0,0
         Nov. . . . . . .
         Dez. 11 375,0 113,8 113,3 557,1 443,8 0,0

2016         Jan. p) 11 431,2 114,3 113,9 ... ... ...

 
2. Mindestreservebasis und -erfüllung in Deutschland

 
Mio €

Reserve- Anteil Deutschlands
periode an der Reservebasis Reserve-Soll Reserve-Soll Zentralbankguthaben Summe aller Unter-
beginnend des Eurosystems vor Abzug des nach Abzug des der Kreditinstitute Überschuss- schreitungen des
im Monat 1) Reservebasis 2) in % Freibetrages 3) Freibetrages 4) auf Girokonten 5) reserven 6) Reserve-Solls 7)

2010 2 530 997 24,0 50 620 50 435 51 336 901 0
2011 2 666 422 25,7 53 328 53 145 54 460 1 315 1
2012 8) 2 874 716 27,0 28 747 28 567 158 174 129 607 1
2013 2 743 933 26,4 27 439 27 262 75 062 47 800 2
2014 2 876 931 26,9 28 769 28 595 75 339 46 744 4
2015         Okt. 3 133 471 27,6 31 335 31 163 150 671 119 508 0
         Nov. . . . . . . .
         Dez. 3 137 353 27,6 31 374 31 202 174 361 143 159 0

2016         Jan. p) 3 154 260 27,6 31 543 31 371 ... ... ...

 
a) Reserve-Soll einzelner Bankengruppen

 
Mio €

Reserve- Genossenschaftliche
periode Zweigstellen Zentralbanken Banken mit
beginnend Regionalbanken und ausländischer Landesbanken und Kredit- Realkredit- Sonderaufgaben und
im Monat 1) Großbanken Banken und Sparkassen genossenschaften institute Bausparkassensonstige Kreditbanken

2010 10 633 7 949 1 845 18 128 9 914 556 1 409
2011 10 459 8 992 3 078 18 253 10 230 601 1 531
2012 8) 5 388 4 696 2 477 9 626 5 262 248 871
2013 5 189 4 705 1 437 9 306 5 479 239 906
2014 5 593 4 966 1 507 9 626 5 753 216 934
2015         Okt. 6 219 5 217 2 102 10 248 6 039 223 1 114
         Nov. . . . . . . .
         Dez. 6 105 5 199 2 012 10 432 6 100 226 1 127

2016         Jan. 5 941 5 215 2 140 10 593 6 176 238 1 082

 
b) Zusammensetzung der Reservebasis nach Verbindlichkeiten

 
Mio €

Verbindlichkeiten aus ausgege-
benen Inhaberschuldverschrei-Verbindlichkeiten (ohne Bau- Verbindlichkeiten (ohne Bau-

spareinlagen und Repos) spareinlagen und Repos) bungen mit Ursprungslauf-Verbindlichkeiten (ohne Spar-
Reserve- einlagen, Bauspareinlagen gegenüber Banken im anderen zeit bis zu 2 Jahren einschl.gegenüber nicht der Mindest-
periode und Repos) gegenüber reserve unterliegenden MFIs Spareinlagen mit nach Pauschalabzug bzw. AbzugAusland außerhalb der EWU mit
beginnend Kündigungsfrist bis der Beträge im Besitz selbstNicht-MFIs mit Ursprungslaufzeit in der EWU mit Ursprungslaufzeit Ursprungslaufzeit bis zu 2 Jahren
im Monat 1) bis zu 2 Jahren einschl. bis zu 2 Jahren einschl. einschl. zu 2 Jahren einschl. reservepflichtiger MFIs

2010 1 484 334 2 376 344 440 594 119 105 728
2011 1 609 904 3 298 354 235 596 833 102 153
2012 8) 1 734 716 2 451 440 306 602 834 94 453
2013 1 795 844 2 213 255 006 600 702 90 159
2014 1 904 200 1 795 282 843 601 390 86 740
2015         Okt. 2 050 940 2 368 395 402 592 510 92 246
         Nov. . . . . .
         Dez. 2 063 317 1 879 375 891 592 110 104 146

2016         Jan. 2 092 326 2 016 366 159 592 060 103 068

1 Die Erfüllungsperiode beginnt am Abwicklungstag des Hauptrefinanzierungsge- schnittliche Guthaben der Kreditinstitute bei den nationalen Zentralbanken. 6 Durch-
schäfts, das auf die Sitzung des EZB-Rats folgt, in der die Erörterung der Geldpolitik schnittliche Guthaben abzüglich Reserve-Soll nach Abzug des Freibetrages.
vorgesehen ist. 2 Art. 3 der Verordnung der Europäischen Zentralbank über die Auf- 7 Reserve-Soll nach Abzug des Freibetrages. 8 Der Reservesatz für Verbindlichkeiten
erlegung einer Mindestreservepflicht (ohne die Verbindlichkeiten, für die gemäß Art. mit einer Ursprungslaufzeit von bis zu 2 Jahren einschl. betrug vom 1. Januar 1999
4 Abs. 1 ein Reservesatz von 0 % gilt). 3 Betrag nach Anwendung der Reservesätze bis 17. Januar 2012 2 %. Ab dem 18. Januar 2012 liegt er bei 1 %. 9 Reserve-Soll
auf die Reservebasis. Der Reservesatz für Verbindlichkeiten mit einer Ur- nach Abzug des Freibetrages inklusive des Reserve-Solls von Litauen in Höhe von
sprungslaufzeit von bis zu 2 Jahren beträgt 1 %. 4 Art. 5 Abs. 2 der Verordnung der 0,154 Mrd €. Das Reserve-Soll in der Europäischen Währungsunion bis zum 31.
Europäischen Zentralbank über die Auferlegung einer Mindestreserve 5 Durch- Dezember 2014 betrug 106,2 Mrd €. 
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VI. Zinssätze
 

1. EZB-Zinssätze 2. Basiszinssätze
 
 

% p.a. % p.a.

Hauptrefinan- Hauptrefinan-
Basis- Basis-zierungsgeschäfte Spitzen- zierungsgeschäfte Spitzen-
zins- zins-refi- refi-
satz satzMindest- nanzie- Mindest- nanzie-

rungs- rungs- gemäß gemäßEinlage- bietungs- Einlage- bietungs-
Gültig ab satz Gültig ab satz Gültig ab BGB 1) Gültig ab BGB 1)fazilität Festsatz fazilität fazilität Festsatz fazilität

2005   6.              Dez. 1,25 − 2,25 3,25 2011 13.              April 0,50 1,25 − 2,00 2002 1.              Jan. 2,57 2009 1.              Jan. 1,62
         13.              Juli 0,75 1,50 − 2,25          1.              Juli 2,47          1.              Juli 0,12

2006   8.              März 1,50 − 2,50 3,50            9.              Nov. 0,50 1,25 − 2,00
         15.              Juni 1,75 − 2,75 3,75          14.              Dez. 0,25 1,00 − 1,75 2003 1.              Jan. 1,97 2011 1.              Juli 0,37
           9.              Aug. 2,00 − 3,00 4,00          1.              Juli 1,22
         11.              Okt. 2,25 − 3,25 4,25 2012 11.              Juli 0,00 0,75 − 1,50 2012 1.              Jan. 0,12
         13.              Dez. 2,50 − 3,50 4,50 2004 1.              Jan. 1,14

2013   8.              Mai 0,00 0,50 − 1,00          1.              Juli 1,13 2013 1.              Jan. −0,13
2007 14.              März 2,75 − 3,75 4,75          13.              Nov. 0,00 0,25 − 0,75          1.              Juli −0,38
         13.              Juni 3,00 − 4,00 5,00 2005 1.              Jan. 1,21

2014 11.              Juni −0,10 0,15 − 0,40          1.              Juli 1,17 2014 1.              Jan. −0,63
2008   9.              Juli 3,25 − 4,25 5,25          10.              Sept. −0,20 0,05 − 0,30          1.              Juli −0,73
           8.              Okt. 2,75 − 3,75 4,75 2006 1.              Jan. 1,37
           9.              Okt. 3,25 3,75 − 4,25 2015   9.              Dez. −0,30 0,05 − 0,30          1.              Juli 1,95 2015 1.              Jan. −0,83
         12.              Nov. 2,75 3,25 − 3,75
         10.              Dez. 2,00 2,50 − 3,00 2016 16.              März −0,40 0,00 − 0,25 2007 1.              Jan. 2,70

         1.              Juli 3,19
2009 21.              Jan. 1,00 2,00 − 3,00
         11.              März 0,50 1,50 − 2,50 2008 1.              Jan. 3,32
           8.              April 0,25 1,25 − 2,25          1.              Juli 3,19
         13.              Mai 0,25 1,00 − 1,75

1 Gemäß § 247 BGB.  
 

 
 

3. Geldpolitische Geschäfte des Eurosystems (Tenderverfahren) *)

 
 

Mengentender Zinstender

Gebote Zuteilung Mindest- gewichteter
Betrag Betrag Festsatz bietungssatz marginaler Satz 1) Durchschnittssatz Laufzeit

Gutschriftstag Mio € % p.a. Tage

Hauptrefinanzierungsgeschäfte
2016 10.              Febr. 60 200 60 200 0,05 − − − 7
         17.              Febr. 61 798 61 798 0,05 − − − 7
         24.              Febr. 65 755 65 755 0,05 − − − 7

           2.              März 61 291 61 291 0,05 − − − 7
           9.              März 60 808 60 808 0,05 − − − 7
         16.              März 59 675 59 675 0,00 − − − 7

Längerfristige Refinanzierungsgeschäfte
2015 16.              Dez. 18 304 18 304 0,05 − − − 1 015
         17.              Dez. 11 710 11 710 2) ... − − − 105

2016 28.              Jan. 13 562 13 562 2) ... − − − 91

         25.              Febr. 13 650 13 650 2) ... − − − 91

* Quelle: EZB. 1 Niedrigster bzw. höchster Zinssatz, zu dem Mittel noch zugeteilt dem durchschnittlichen Mindestbietungssatz aller Hauptrefinanzierungsgeschäfte
bzw. hereingenommen werden. 2 Berechnung am Ende der Laufzeit; Zuteilung zu während der Laufzeit. 
 

 
 
4. Geldmarktsätze nach Monaten *)
 

 
% p.a.

EURIBOR 2)

Durchschnitt
im Monat EONIA 1) Wochengeld Monatsgeld Dreimonatsgeld Sechsmonatsgeld Neunmonatsgeld Zwölfmonatsgeld

2015         Aug. − 0,12 − 0,14 − 0,09 − 0,03 0,04 0,09 0,16
         Sept. − 0,14 − 0,15 − 0,11 − 0,04 0,04 0,09 0,15

         Okt. − 0,14 − 0,15 − 0,12 − 0,05 0,02 0,06 0,13
         Nov. − 0,13 − 0,16 − 0,14 − 0,09 − 0,02 0,02 0,08
         Dez. − 0,20 − 0,23 − 0,19 − 0,13 − 0,04 0,00 0,06

2016         Jan. − 0,24 − 0,26 − 0,22 − 0,15 − 0,06 − 0,01 0,04
         Febr. − 0,24 − 0,27 − 0,25 − 0,18 − 0,12 − 0,06 − 0,01

* Monatsdurchschnitte sind eigene Berechnungen. Weder die Deutsche Bundesbank nach der Zinsmethode act/360 berechneter gewichteter Durchschnittssatz für Tages-
noch eine andere Stelle kann bei Umstimmigkeiten des EONIA Satzes und der gelder im Interbankengeschäft, der von Reuters veröffentlicht wird. 2 Euro Interbank
EURIBOR Sätze haftbar gemacht werden. 1 Euro OverNight Index Average: Seit Offered Rate: Seit 30. Dezember 1998 von Reuters nach der Zinsmethode act/360 be-
4. Januar 1999 von der Europäischen Zentralbank auf der Basis effektiver Umsätze rechneter ungewichteter Durchschnittssatz. 
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5. Zinssätze und Volumina für die Bestände und das Neugeschäft der deutschen Banken (MFIs) *)

a) Bestände o)

 
 

Einlagen privater Haushalte Einlagen nichtfinanzieller Kapitalgesellschaften

mit vereinbarter Laufzeit

bis 2 Jahre von über 2 Jahren bis 2 Jahre von über 2 Jahren

Stand am Volumen 2) Volumen 2) Volumen 2) Volumen 2)Effektivzinssatz 1) Effektivzinssatz 1) Effektivzinssatz 1) Effektivzinssatz 1)

Monatsende % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

2015         Jan. 0,66 89 436 1,82 226 464 0,35 79 358 2,52 18 930
         Febr. 0,64 89 570 1,81 226 183 0,33 79 398 2,44 18 974
         März 0,62 89 298 1,79 225 561 0,32 78 982 2,36 19 063

         April 0,59 88 530 1,77 224 767 0,30 79 019 2,29 18 947
         Mai 0,57 86 761 1,76 224 571 0,30 77 340 2,26 19 282
         Juni 0,54 84 531 1,75 224 254 0,29 74 338 2,22 19 325

         Juli 0,52 82 865 1,73 221 848 0,27 76 685 2,19 17 642
         Aug. 0,51 81 011 1,71 221 355 0,26 77 081 2,17 17 717
         Sept. 0,50 79 461 1,70 221 031 0,26 75 281 2,17 17 611

         Okt. 0,49 78 623 1,69 220 371 0,25 74 750 2,15 17 702
         Nov. 0,48 77 788 1,67 219 914 0,24 76 639 2,09 17 194
         Dez. 0,46 77 515 1,66 221 625 0,22 79 591 2,04 17 364

2016         Jan. 0,45 76 956 1,64 221 444 0,22 79 489 2,00 17 340

 
 

Wohnungsbaukredite an private Haushalte 3) Konsumentenkredite und sonstige Kredite an private Haushalte 4) 5)

mit Ursprungslaufzeit

bis 1 Jahr 6) von über 5 Jahren bis 1 Jahr 6) von über 5 Jahrenvon über 1 Jahr bis 5 Jahre von über 1 Jahr bis 5 Jahre

Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv-
Stand am Volumen 2) Volumen 2) Volumen 2) Volumen 2) Volumen 2) Volumen 2)zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1)

Monatsende % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

2015         Jan. 2,85 5 263 2,68 28 082 3,64 1 008 817 7,57 55 840 4,76 76 665 4,77 303 620
         Febr. 2,79 5 119 2,65 27 981 3,62 1 011 149 7,57 55 246 4,74 76 178 4,75 304 176
         März 2,79 5 188 2,62 27 863 3,59 1 012 369 7,62 57 477 4,71 76 470 4,72 303 927

         April 2,72 5 144 2,59 27 828 3,56 1 015 337 7,51 56 137 4,66 77 262 4,67 304 710
         Mai 2,69 5 138 2,56 27 817 3,53 1 019 301 7,47 55 239 4,62 77 540 4,64 306 013
         Juni 2,68 5 138 2,52 27 830 3,50 1 022 718 7,60 56 765 4,58 77 795 4,62 305 203

         Juli 2,64 5 301 2,49 27 836 3,46 1 028 020 7,46 54 891 4,54 78 042 4,59 306 587
         Aug. 2,63 5 233 2,46 27 881 3,44 1 032 080 7,46 54 768 4,51 78 424 4,56 307 560
         Sept. 2,64 5 135 2,44 27 890 3,41 1 036 799 7,55 55 936 4,48 78 671 4,54 306 905

         Okt. 2,62 5 160 2,41 27 887 3,38 1 041 492 7,43 54 093 4,44 79 409 4,51 307 750
         Nov. 2,61 5 139 2,38 27 838 3,36 1 044 861 7,39 53 821 4,42 79 222 4,49 308 002
         Dez. 2,62 5 029 2,36 27 692 3,33 1 047 658 7,38 54 838 4,39 79 345 4,46 306 514

2016         Jan. 2,61 5 010 2,34 27 438 3,30 1 047 865 7,44 52 858 4,35 79 779 4,43 307 377

 
 

Kredite an nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften mit Ursprungslaufzeit

bis 1 Jahr 6) von über 1 Jahr bis 5 Jahre von über 5 Jahren

Stand am Effektivzinssatz 1) Volumen 2) Effektivzinssatz 1) Volumen 2) Effektivzinssatz 1) Volumen 2)

Monatsende % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

2015         Jan. 2,98 129 835 2,54 129 362 3,02 575 205
         Febr. 2,97 132 522 2,52 128 329 3,00 577 591
         März 3,00 132 002 2,50 127 655 2,96 577 082

         April 2,98 129 602 2,46 126 479 2,93 578 295
         Mai 2,91 130 402 2,45 128 043 2,91 580 567
         Juni 2,89 134 307 2,43 127 057 2,88 580 448

         Juli 2,80 130 434 2,43 125 698 2,85 585 342
         Aug. 2,82 130 317 2,41 126 738 2,84 587 082
         Sept. 2,86 132 444 2,39 126 160 2,82 585 043

         Okt. 2,80 130 602 2,36 127 257 2,80 587 398
         Nov. 2,82 128 922 2,33 129 015 2,78 594 272
         Dez. 2,77 125 750 2,29 129 455 2,74 593 021

2016         Jan. 2,68 130 505 2,26 129 655 2,72 595 842

* Die auf harmonisierter Basis im Euro-Währungsgebiet ab Januar 2003 erhobene Zins- tik) entnehmen. o Die Bestände werden zeitpunktbezogen zum Monatsultimo erho-
statistik wird in Deutschland als Stichprobenerhebung durchgeführt. Das Hochrech- ben. 1 Die Effektivzinssätze werden entweder als annualisierte vereinbarte Jahreszins-
nungsverfahren wurde nach den Vorgaben der EZB (Guideline ECB/2014/15) geän- sätze (AVJ) oder als eng definierte Effektivzinssätze ermittelt. Beide Berechnungsme-
dert. Die für Juni 2010 bis Mai 2015 veröffentlichten Daten wurden mit der neuen thoden umfassen sämtliche Zinszahlungen auf Einlagen und Kredite, jedoch keine
Methode neu berechnet. Gegenstand der MFI-Zinsstatistik sind die von monetären eventuell anfallenden sonstigen Kosten, wie z.B. für Anfragen, Verwaltung, Erstellung
Finanzinstituten (MFIs) angewandten Zinssätze sowie die dazugehörigen Volumina der Dokumente, Garantien und Kreditversicherungen. 2 Angaben basieren auf der
für auf Euro lautende Einlagen und Kredite gegenüber in den Mitgliedstaaten der monatlichen Bilanzstatistik. 3 Besicherte und unbesicherte Kredite, die für die Beschaf-
EWU gebietsansässigen privaten Haushalten und nichtfinanziellen Kapitalgesellschaf- fung von Wohnraum, einschl. Wohnungsbau und -modernisierung gewährt werden;
ten. Der Sektor private Haushalte umfasst Privatpersonen (einschl. Einzelkaufleute) einschl. Bauspardarlehen und Bauzwischenfinanzierungen sowie Weiterleitungskredi-
sowie private Organisationen ohne Erwerbszweck. Zu den nichtfinanziellen Kapitalge- te, die die Meldepflichtigen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung ausgereicht
sellschaften zählen sämtliche Unternehmen (einschl. Personengesellschaften) außer haben. 4 Konsumentenkredite sind Kredite, die zum Zwecke der persönlichen Nut-
Versicherungen, Banken und sonstigen Finanzierungsinstitutionen. Die Ergebnisse für zung für den Konsum von Gütern und Dienstleistungen gewährt werden. 5 Sonstige
den jeweils aktuellen Termin sind stets als vorläufig zu betrachten; Änderungen durch Kredite im Sinne der Statistik sind Kredite, die für sonstige Zwecke, z.B. Geschäfts-
nachträgliche Korrekturen, die im folgenden Monatsbericht erscheinen, werden nicht zwecke, Schuldenkonsolidierung, Ausbildung usw. gewährt werden. 6 Einschl. Über-
besonders angemerkt. Weitere Informationen zur MFI-Zinsstatistik lassen sich der Bun- ziehungskredite (s.a. Anm. 13 bis 15 S. 47   ). 
desbank-Homepage (Rubrik: Statistik / Meldewesen / Bankenstatistik / MFI-Zinsstatis-
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noch: 5. Zinssätze und Volumina für die Bestände und das Neugeschäft der deutschen Banken (MFIs) *)

b) Neugeschäft +)

 
 

Einlagen privater Haushalte

mit vereinbarter Laufzeit mit vereinbarter Kündigungsfrist 8)

täglich fällig bis 1 Jahr von über 2 Jahren bis 3 Monate von über 3 Monatenvon über 1 Jahr bis 2 Jahre

Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv-
Erhebungs- Volumen 2) Volumen 7) Volumen 7) Volumen 7) Volumen 2) Volumen 2)zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1)

zeitraum % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

2015         Jan. 0,22 1 017 766 0,53 8 558 0,87 856 1,08 1 305 0,58 528 544 0,73 77 361
         Febr. 0,20 1 030 249 0,53 7 278 0,71 886 1,07 1 131 0,54 529 378 0,70 76 071
         März 0,17 1 027 392 0,39 8 124 0,81 771 1,01 1 049 0,51 528 471 0,65 74 766

         April 0,16 1 043 564 0,34 7 663 0,77 653 0,94 952 0,48 528 261 0,61 72 608
         Mai 0,16 1 058 904 0,36 5 630 0,74 657 0,94 884 0,47 528 271 0,58 71 013
         Juni 0,15 1 062 893 0,29 6 524 0,70 703 0,88 880 0,46 527 934 0,56 69 686

         Juli 0,14 1 073 284 0,33 6 953 0,74 656 0,93 866 0,44 527 609 0,54 68 185
         Aug. 0,14 1 079 170 0,32 5 546 0,65 636 0,94 879 0,43 527 949 0,52 66 653
         Sept. 0,14 1 079 060 0,34 6 158 0,87 668 1,12 971 0,42 528 705 0,51 65 229

         Okt. 0,15 1 089 962 0,34 5 760 0,71 793 0,90 1 088 0,41 529 980 0,49 63 966
         Nov. 0,14 1 107 307 0,34 5 900 0,69 840 0,89 1 196 0,40 530 810 0,47 62 774
         Dez. 0,13 1 111 065 0,28 6 140 0,50 1 161 0,97 1 379 0,39 533 865 0,45 61 900

2016         Jan. 0,12 1 117 679 0,35 7 184 0,63 1 038 1,00 1 361 0,37 534 775 0,43 60 627

 
 

Einlagen nichtfinanzieller Kapitalgesellschaften

mit vereinbarter Laufzeit

täglich fällig bis 1 Jahr von über 1 Jahr bis 2 Jahre von über 2 Jahren

Erhebungs- Volumen 2) Volumen 7) Volumen 7) Volumen 7)Effektivzinssatz 1) Effektivzinssatz 1) Effektivzinssatz 1) Effektivzinssatz 1)

zeitraum % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

2015         Jan. 0,08 337 454 0,15 13 140 0,47 398 0,47 654
         Febr. 0,07 333 734 0,17 12 552 0,67 437 0,48 584
         März 0,07 337 419 0,15 15 096 0,33 775 0,45 863

         April 0,06 343 035 0,11 15 562 0,36 612 0,46 660
         Mai 0,06 342 155 0,12 10 161 0,33 1 010 0,55 634
         Juni 0,06 342 151 0,20 10 205 0,43 484 0,41 512

         Juli 0,06 351 672 0,17 10 002 0,31 565 0,61 1 243
         Aug. 0,06 354 182 0,11 8 622 0,30 312 0,73 305
         Sept. 0,05 357 208 0,15 8 732 0,22 723 0,54 351

         Okt. 0,05 373 013 0,10 10 805 0,28 798 0,43 528
         Nov. 0,05 377 900 0,11 10 676 0,39 574 0,56 326
         Dez. 0,04 375 456 0,07 14 914 0,36 1 338 0,57 872

2016         Jan. 0,03 370 501 0,10 9 779 0,32 1 284 0,42 490

 
 

Kredite an private Haushalte

Sonstige Kredite an private Haushalte mit anfänglicher Zinsbindung 5)

darunter: Kredite an wirtschaftlich selbständige Privatpersonen
darunter
neu verhandelte variabel oder von über 1 Jahr variabel oder von über 1 Jahr

insgesamt Kredite 9) 10) bis 1 Jahr 9) bis 5 Jahre bis 1 Jahr 9) bis 5 Jahrevon über 5 Jahren von über 5 Jahren

Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv-
zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen

Erhebungs- satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7)

zeitraum % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

2015         Jan. 2,20 7 282 2,11 3 232 1,91 4 042 2,92 1 027 2,39 2 213 2,05 2 683 3,05 784 2,31 1 457
         Febr. 2,04 6 019 2,00 2 014 1,73 3 259 2,85 797 2,23 1 963 1,91 1 916 3,06 570 2,12 1 302
         März 2,08 8 382 2,03 3 008 1,81 4 242 2,89 1 121 2,17 3 019 1,94 2 718 3,02 869 2,17 1 968

         April 2,03 7 162 1,92 2 656 1,77 3 917 2,83 934 2,15 2 311 1,94 2 381 2,97 737 2,07 1 602
         Mai 1,95 6 519 1,91 2 062 1,69 3 364 2,78 815 2,03 2 340 1,96 1 983 2,92 617 1,95 1 628
         Juni 1,95 8 380 2,02 2 716 1,69 4 215 2,74 998 2,05 3 167 2,01 2 452 2,84 771 2,04 2 119

         Juli 2,08 8 720 1,92 3 489 1,75 4 272 2,75 1 149 2,27 3 299 1,93 2 649 2,91 868 2,21 2 152
         Aug. 2,12 6 485 2,01 2 170 1,88 3 121 2,72 909 2,21 2 455 2,06 1 801 2,83 694 2,16 1 665
         Sept. 2,19 6 448 1,99 2 333 1,91 3 289 2,96 838 2,30 2 321 1,96 1 949 3,21 618 2,23 1 576

         Okt. 2,07 7 280 1,93 2 886 1,76 3 823 2,75 966 2,29 2 491 1,97 2 264 2,88 745 2,21 1 636
         Nov. 2,03 6 561 1,97 2 146 1,75 3 295 2,74 872 2,17 2 394 2,07 1 872 2,81 694 2,13 1 556
         Dez. 2,05 8 344 2,03 2 796 1,81 4 005 2,75 1 136 2,11 3 203 2,06 2 469 2,80 886 2,06 2 163

2016         Jan. 1,96 7 246 2,01 2 808 1,68 3 750 2,63 1 054 2,11 2 442 2,04 2 153 2,70 823 2,03 1 617

Anmerkungen * und 1 bis 6 s. S. 44  . + Für Einlagen mit vereinbarter Laufzeit und wird aus Vereinfachungsgründen wie die Bestände zeitpunktbezogen erfasst. Das be-
sämtliche Kredite außer revolvierenden Krediten und Überziehungskrediten, Kreditkar- deutet, dass sämtliche Einlagen- und Kreditgeschäfte, die am letzten Tag des Melde-
tenkrediten gilt: Das Neugeschäft umfasst alle zwischen privaten Haushalten oder monats bestehen, in die Berechnung der Durchschnittszinsen einbezogen wer-
nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften und dem berichtspflichtigen MFI neu getroffe- den. 7 Geschätzt. Das von den Berichtspflichtigen gemeldete Neugeschäftsvolumen
nen Vereinbarungen. Die Zinssätze werden als volumengewichtete Durchschnittssät- wird mittels eines geeigneten Schätzverfahrens auf die Grundgesamtheit aller MFIs in
ze über alle im Laufe des Berichtsmonats abgeschlossenen Neuvereinbarungen berech- Deutschland hochgerechnet. 8 Einschl. Einlagen nichtfinanzieller Kapitalgesellschaf-
net. Für täglich fällige Einlagen, Einlagen mit vereinbarter Kündigungsfrist sowie revol- ten; einschl. Treue- und Wachstumsprämien. 9 Ohne Überziehungskredite. 10 Ab De-
vierende Kredite und Überziehungskredite, Kreditkartenkredite gilt: Das Neugeschäft zember 2014 erhoben. 
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noch: 5. Zinssätze und Volumina für die Bestände und das Neugeschäft der deutschen Banken (MFIs) *)

 b) Neugeschäft +)

 
 

noch: Kredite an private Haushalte

Konsumentenkredite mit anfänglicher Zinsbindung 4)

insgesamt darunter variabel oder von über 1 Jahr
insgesamt bis 1 Jahr 9) bis 5 Jahre von über 5 Jahren(einschl. Kosten) neu verhandelte Kredite 9) 10)

Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv-effektiver Jahres-
Erhebungs- zinssatz 11) zinssatz 1) Volumen 7) zinssatz 1) Volumen 7) zinssatz 1) Volumen 7) zinssatz 1) Volumen 7) zinssatz 1) Volumen 7)

zeitraum % p.a. % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

Kredite insgesamt
2015         Jan. 6,47 6,38 7 032 7,70 1 519 4,82 358 4,99 2 774 7,52 3 900
         Febr. 6,50 6,42 7 275 7,69 1 431 4,74 301 5,08 2 808 7,45 4 166
         März 6,08 6,01 8 735 6,98 1 593 4,84 370 4,81 3 556 6,99 4 809

         April 6,18 6,11 8 169 7,01 1 553 5,00 326 4,94 3 104 6,95 4 739
         Mai 6,31 6,24 7 346 7,46 1 458 5,08 304 4,94 2 839 7,20 4 203
         Juni 6,37 6,29 8 006 7,63 1 547 4,83 327 4,98 3 211 7,33 4 468

         Juli 6,48 6,40 8 959 7,81 1 769 5,09 361 5,01 3 554 7,47 5 044
         Aug. 6,34 6,26 7 313 7,71 1 263 5,33 309 4,98 3 020 7,31 3 984
         Sept. 6,28 6,21 7 331 7,63 1 200 5,20 338 4,94 3 052 7,28 3 941

         Okt. 6,28 6,20 7 233 7,69 1 135 5,17 309 4,88 3 104 7,36 3 820
         Nov. 6,21 6,15 6 657 7,58 1 055 5,24 276 4,90 2 993 7,32 3 388
         Dez. 6,03 5,97 6 067 7,30 934 5,67 316 4,78 2 867 7,19 2 884

2016         Jan. 6,44 6,36 7 344 7,50 1 429 5,54 313 4,99 2 938 7,41 4 093

darunter: besicherte Kredite 12)

2015         Jan. . 3,34 236 . . 2,77 36 3,72 120 3,02 80
         Febr. . 3,10 258 . . 3,01 25 3,76 117 2,46 116
         März . 3,33 276 . . 3,04 29 3,78 149 2,73 98

         April . 3,15 280 . . 2,58 28 3,77 138 2,53 114
         Mai . 3,30 226 . . 2,86 23 3,69 128 2,78 75
         Juni . 3,11 301 . . 2,86 35 3,59 156 2,50 110

         Juli . 3,44 281 . . 2,81 28 3,93 156 2,85 97
         Aug. . 3,49 240 . . 3,05 18 3,86 144 2,92 78
         Sept. . 3,28 238 . . 2,52 38 3,90 116 2,78 84

         Okt. . 3,33 244 . . 2,33 41 3,87 131 2,89 72
         Nov. . 3,58 218 . . 2,84 23 3,90 136 3,14 59
         Dez. . 3,39 219 . . 2,72 22 3,89 128 2,66 69

2016         Jan. . 3,29 193 . . 2,50 21 3,72 111 2,79 61

 
 

noch: Kredite an private Haushalte

Wohnungsbaukredite mit anfänglicher Zinsbindung 3)

insgesamt darunter variabel oder von über 1 Jahr von über 5 Jahren
insgesamt bis 1 Jahr 9) bis 5 Jahre bis 10 Jahre von über 10 Jahren(einschl. Kosten) neu verhandelte Kredite 9) 10)

Effektiv- Volumen Effektiv- Volumen Effektiv- Volumen Effektiv- Volumen Effektiv- Volumen Effektiv- Volumeneffektiver Jahres-
Erhebungs- 7) 7) 7) 7) 7) 7)zinssatz 11) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1) zinssatz 1)

zeitraum % p.a. % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

Kredite insgesamt
2015         Jan. 2,15 1,96 19 769 1,80 6 334 2,23 2 606 1,95 2 006 2,02 6 927 1,83 8 230
         Febr. 2,01 1,96 17 048 2,16 3 701 2,28 2 199 1,87 1 753 1,86 6 492 1,99 6 604
         März 1,92 1,88 21 134 2,05 4 817 2,19 2 760 1,88 2 118 1,77 7 693 1,88 8 563

         April 1,91 1,87 20 486 1,94 4 301 2,11 2 640 1,83 1 935 1,70 7 330 1,95 8 581
         Mai 1,81 1,77 19 549 1,95 4 229 2,20 2 315 1,84 1 754 1,61 7 123 1,78 8 357
         Juni 1,89 1,85 24 015 1,98 5 330 2,11 2 798 1,81 2 197 1,72 9 297 1,92 9 723

         Juli 2,04 1,99 25 310 2,06 6 017 2,17 2 915 1,91 2 502 1,86 10 095 2,10 9 798
         Aug. 2,09 2,06 19 745 2,15 4 445 2,27 2 290 1,95 1 939 1,92 7 566 2,15 7 950
         Sept. 2,07 2,03 19 161 2,08 4 209 2,17 2 344 1,98 1 851 1,92 7 276 2,12 7 690

         Okt. 2,07 2,05 19 874 2,04 5 455 2,11 2 577 1,99 2 125 1,94 7 230 2,14 7 942
         Nov. 2,04 2,02 18 426 2,11 4 212 2,27 2 190 1,94 1 874 1,89 7 319 2,09 7 043
         Dez. 1,98 1,95 19 521 2,02 4 769 2,16 2 713 1,88 2 045 1,83 7 385 2,01 7 378

2016         Jan. 2,00 1,97 18 507 2,05 5 833 2,22 2 413 1,87 2 054 1,84 6 800 2,05 7 240

darunter: besicherte Kredite 12)

2015         Jan. . 1,79 10 246 . . 2,16 1 063 1,82 1 061 1,93 3 426 1,60 4 696
         Febr. . 1,89 8 025 . . 2,31 895 1,69 945 1,77 3 166 1,96 3 019
         März . 1,79 9 735 . . 2,12 1 130 1,68 1 050 1,69 3 663 1,82 3 892

         April . 1,87 9 786 . . 2,07 1 083 1,59 1 021 1,63 3 549 2,09 4 133
         Mai . 1,68 9 274 . . 2,16 879 1,56 849 1,54 3 669 1,74 3 877
         Juni . 1,76 11 120 . . 2,02 1 096 1,59 1 090 1,65 4 502 1,84 4 432

         Juli . 1,91 11 976 . . 2,15 1 134 1,69 1 314 1,80 4 906 2,03 4 622
         Aug. . 1,98 9 203 . . 2,23 794 1,71 1 016 1,86 3 653 2,11 3 740
         Sept. . 1,96 8 434 . . 2,13 912 1,74 878 1,87 3 334 2,07 3 310

         Okt. . 1,99 9 323 . . 2,10 995 1,71 1 063 1,86 3 583 2,16 3 682
         Nov. . 1,94 8 245 . . 2,21 812 1,69 888 1,83 3 378 2,05 3 167
         Dez. . 1,86 8 294 . . 2,06 969 1,63 915 1,77 3 272 1,95 3 138

2016         Jan. . 1,92 8 349 . . 2,30 916 1,62 1 003 1,80 3 276 2,04 3 154

Anmerkungen * und 1 bis 6 s. S. 44  ; Anmerkungen +, 7 bis 10 s. S. 45  ; Anmerkung z.B. für Anfragen, Verwaltung, Erstellung der Dokumente, Garantien und Kreditversi-
12 s. S. 47  . 11 Effektivzinssatz, der die eventuell anfallenden sonstigen Kosten, wie cherungen, beinhaltet. 
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VI. Zinssätze
 

noch: 5. Zinssätze und Volumina für die Bestände und das Neugeschäft der deutschen Banken (MFIs) *)

 b) Neugeschäft +)

 
 

noch: Kredite an private Haushalte Kredite an nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften

darunter darunter
Revolvierende Kredite 13) Revolvierende Kredite 13)

und Überziehungskredite 14) Revolvierende Kredite 13) Echte Revolvierende Kredite 13)und Überziehungskredite 14)

Kreditkartenkredite 15) Kreditkartenkredite Kreditkartenkredite 15)und Überziehungskredite 14) und Überziehungskredite 14)

Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv-
Erhebungs- zinssatz 1) Volumen 2) zinssatz 1) Volumen 2) zinssatz 1) Volumen 2) zinssatz 1) Volumen 2) zinssatz 1) Volumen 2)

zeitraum % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

2015         Jan. 9,22 41 793 9,23 35 380 15,45 3 799 4,31 63 695 4,32 63 497
         Febr. 9,22 41 287 9,24 34 873 15,42 3 786 4,24 66 274 4,25 66 045
         März 9,21 43 126 9,25 36 566 15,39 3 817 4,21 66 465 4,22 66 233

         April 9,10 41 749 9,16 35 136 15,44 3 751 4,15 64 534 4,17 64 316
         Mai 8,99 41 166 9,03 34 577 15,44 3 755 4,09 65 569 4,10 65 334
         Juni 9,01 43 164 9,06 36 409 15,28 3 864 4,08 68 150 4,09 67 919

         Juli 8,90 41 364 8,92 34 649 15,36 3 861 3,97 64 222 3,98 63 998
         Aug. 8,91 41 624 8,93 34 639 15,39 3 989 4,01 64 895 4,03 64 693
         Sept. 8,95 42 843 9,01 35 907 15,43 3 899 4,08 65 570 4,10 65 322

         Okt. 8,89 41 116 8,89 34 203 15,43 3 971 4,00 62 917 4,01 62 664
         Nov. 8,82 40 622 8,82 33 577 15,32 4 064 3,92 65 212 3,94 64 959
         Dez. 8,69 41 921 8,80 34 544 15,31 3 938 3,94 61 493 3,96 61 270

2016         Jan. 8,83 40 469 8,78 33 630 15,36 4 043 3,82 65 220 3,84 65 011

 
 

noch: Kredite an nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften

darunter Kredite bis 1 Mio € mit anfänglicher Zinsbindung 16) Kredite von über 1 Mio € mit anfänglicher Zinsbindung 16)

neu verhandelte variabel oder von über 1 Jahr variabel oder von über 1 Jahr
insgesamt Kredite 9) 10) bis 1 Jahr 9) bis 5 Jahre bis 1 Jahr 9) bis 5 Jahrevon über 5 Jahren von über 5 Jahren

Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv- Effektiv-
zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen zins- Volumen

Erhebungs- satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7) satz 1) 7)

zeitraum % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio € % p.a. Mio €

Kredite insgesamt

2015         Jan. 1,67 66 661 1,60 27 284 2,62 7 524 3,09 1 283 1,42 3 073 1,45 45 278 1,90 2 366 1,88 7 137
         Febr. 1,59 53 118 1,43 18 293 2,69 6 474 3,04 1 123 2,02 1 159 1,28 37 674 1,63 1 526 1,97 5 162
         März 1,73 62 691 1,76 20 557 2,67 8 150 2,94 1 516 1,98 1 510 1,49 41 003 1,63 2 066 1,75 8 446

         April 1,68 57 793 1,68 21 847 2,53 7 621 3,00 1 359 1,89 1 344 1,43 40 212 1,75 1 671 1,89 5 586
         Mai 1,66 50 883 1,63 16 561 2,60 6 817 2,91 1 277 1,87 1 334 1,38 33 591 1,92 1 496 1,75 6 368
         Juni 1,71 68 584 1,86 19 621 2,67 8 097 2,87 1 487 1,99 1 733 1,41 43 785 1,91 2 647 1,95 10 835

         Juli 1,68 69 195 1,64 24 802 2,64 8 543 2,91 1 586 2,05 1 791 1,37 45 314 1,94 2 211 1,97 9 750
         Aug. 1,62 49 640 1,67 14 967 2,64 6 644 2,99 1 260 2,03 1 321 1,28 33 589 1,99 1 497 1,98 5 329
         Sept. 1,84 60 340 1,82 19 271 2,78 8 061 2,91 1 323 2,08 1 333 1,56 39 892 1,69 1 704 2,11 8 027

         Okt. 1,68 57 781 1,57 20 890 2,64 8 271 2,89 1 452 2,07 1 254 1,37 37 386 1,71 2 319 1,86 7 099
         Nov. 1,67 51 840 1,63 16 651 2,71 7 599 2,91 1 381 2,09 1 254 1,30 32 330 1,98 2 249 1,81 7 027
         Dez. 1,68 71 770 1,68 21 964 2,63 8 367 2,90 1 688 1,98 1 765 1,42 46 829 1,79 3 286 1,82 9 835

2016         Jan. 1,60 56 863 1,61 20 414 2,58 7 854 2,87 1 331 2,02 1 328 1,27 38 690 2,16 2 339 1,90 5 321

darunter: besicherte Kredite 12)

2015         Jan. 1,64 16 136 . . 2,36 1 101 2,52 141 1,13 2 270 1,70 8 979 1,76 821 1,49 2 824
         Febr. 1,83 7 345 . . 2,66 791 2,44 101 1,79 409 1,70 4 714 2,13 172 1,72 1 158
         März 1,78 11 957 . . 2,52 935 2,42 128 1,76 502 1,77 6 868 1,72 658 1,55 2 866

         April 1,76 10 572 . . 2,35 981 2,62 123 1,61 440 1,66 7 028 2,08 406 1,75 1 594
         Mai 1,84 7 214 . . 2,61 735 2,51 102 1,68 479 1,71 4 202 2,05 427 1,77 1 269
         Juni 1,73 10 890 . . 2,11 642 2,51 133 1,84 561 1,53 5 897 1,90 677 1,94 2 980

         Juli 1,70 13 470 . . 1,99 894 2,59 175 1,86 593 1,55 8 144 1,85 592 1,87 3 072
         Aug. 1,65 6 913 . . 2,14 546 2,69 128 1,86 445 1,41 4 037 1,91 302 1,93 1 455
         Sept. 1,93 9 689 . . 2,07 584 2,73 101 1,92 380 1,63 5 151 1,65 395 2,44 3 078

         Okt. 1,72 9 269 . . 1,99 722 2,53 160 1,94 448 1,60 5 036 1,83 752 1,78 2 151
         Nov. 1,76 7 680 . . 2,04 503 2,62 130 1,92 395 1,48 4 036 2,31 1 162 1,87 1 454
         Dez. 1,61 13 483 . . 1,98 636 2,57 150 1,76 539 1,47 7 249 1,84 1 438 1,67 3 471

2016         Jan. 1,66 9 454 . . 2,03 682 2,55 125 1,89 463 1,33 6 286 3,46 683 1,93 1 215

Anmerkungen * und 1 bis 6 s. S. 44  ; Anmerkungen +, 7 bis 10 s. S. 45  ; Anmerkung Pflicht zu regelmäßiger Rückzahlung der Mittel. 14 Überziehungskredite sind als Soll-
11 s. S. 46  . 12 Für die Zwecke der Zinsstatistik gilt ein Kredit als besichert, wenn für salden auf laufenden Konten definiert. Zu den Überziehungskrediten zählen einge-
den Kreditbetrag eine Besicherung (u.a. Finanzwerte, Immobiliensicherheiten, Schuld- räumte und nicht eingeräumte Dispositionskredite sowie Kontokorrentkredi-
verschreibungen) in mindestens gleicher Höhe bestellt, verpfändet oder abgetreten te. 15 Einschl. echter und unechter Kreditkartenkredite. Unter einem unechten Kredit-
wurde. 13 Revolvierende Kredite besitzen folgende Eigenschaften: a) der Kreditneh- kartenkredit ist die Stundung von Kreditkartenforderungen, die während der Ab-
mer kann die Mittel bis zu einem im Voraus genehmigten Kreditlimit nutzen oder ab- rechnungsperiode zusammenkommen, zu verstehen. Da in dieser Phase üblicherwei-
heben, ohne den Kreditgeber davon im Voraus in Kenntnis zu setzen; b) der verfügba- se keine Sollzinsen in Rechnung gestellt werden, ist der Zinssatz für unechte Kreditkar-
re Kreditbetrag kann sich mit Aufnahme und Rückzahlung von Krediten erhöhen tenkredite definitionsgemäß 0 %. 16 Die Betragskategorie bezieht sich jeweils auf
bzw. verringern; c) der Kredit kann wiederholt genutzt werden; d) es besteht keine die einzelne, als Neugeschäft geltende Kreditaufnahme. 
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VII. Versicherungen und Pensionseinrichtungen
 
1. Aktiva *)

 
 
Mrd €

Aktiva

Finanzielle Aktiva

Anteile
der Rück-
versicherer
an den ver-

Bargeld und Schuld- sicherungs-
Stand am Einlagen bei verschreibungen Aktien und technischen Sonstige
Jahres- bzw. Banken (einschl. sonstige Investment- Bruttorück- finanzielle Nichtfinan-
Quartalsende insgesamt insgesamt (MFIs) 1) Finanzderivate) Kredite 2) fondsanteile stellungen Aktiva zielle AktivaAnteilsrechte 3)

Versicherungen und Pensionseinrichtungen 4)

  
2005 1 696,0 1 633,7 486,8 153,0 240,8 240,3 356,4 79,6 76,9 62,4
2006 1 771,5 1 709,2 524,1 149,9 244,8 261,5 385,6 74,5 68,7 62,3
2007 1 838,3 1 779,8 558,3 155,1 248,2 275,3 409,6 70,2 63,1 58,5
2008 1 770,6 1 714,8 574,5 159,4 243,3 228,9 379,7 65,8 63,4 55,8
2009 1 836,8 1 779,6 588,9 173,9 259,8 210,5 426,9 58,6 61,2 57,1

2010 1 961,9 1 900,5 570,9 210,4 267,2 223,5 501,4 59,9 67,2 61,4
2011 2 011,2 1 947,8 576,3 226,2 271,9 221,9 522,1 62,2 67,1 63,4
2012 2 162,8 2 095,7 560,1 287,2 277,9 223,8 619,5 63,1 64,2 67,1
2013 2 236,7 2 165,2 540,6 310,5 284,7 224,1 678,5 64,2 62,7 71,5
2014 2 426,9 2 350,6 522,3 384,2 299,2 230,0 784,2 68,4 62,3 76,3

2013         4.Vj. 2 236,7 2 165,2 540,6 310,5 284,7 224,1 678,5 64,2 62,7 71,5

2014         1.Vj. 2 294,4 2 221,8 542,3 328,0 288,7 225,5 709,9 65,1 62,3 72,5
         2.Vj. 2 339,8 2 266,5 538,5 345,4 291,6 226,3 736,6 66,1 61,9 73,3
         3.Vj. 2 380,2 2 305,6 530,3 366,1 293,9 227,3 758,5 67,2 62,3 74,7
         4.Vj. 2 426,9 2 350,6 522,3 384,2 299,2 230,0 784,2 68,4 62,3 76,3

2015         1.Vj. 2 531,6 2 454,3 517,8 411,7 305,0 239,5 845,5 70,7 64,2 77,3
         2.Vj. 2 471,6 2 394,1 509,8 393,4 305,3 236,1 813,8 70,7 65,1 77,5
         3.Vj. 2 477,4 2 399,0 498,1 406,9 308,4 234,3 814,3 70,9 66,1 78,3

Versicherungen
2005 1 436,7 1 391,4 384,7 130,4 221,3 234,2 272,0 78,6 70,2 45,3
2006 1 489,2 1 444,6 410,4 127,6 224,7 254,2 292,7 73,1 62,0 44,6
2007 1 526,2 1 485,5 432,5 130,7 226,4 267,1 304,0 68,2 56,6 40,7
2008 1 454,7 1 416,5 436,7 133,7 221,7 221,4 284,3 63,4 55,2 38,2
2009 1 490,3 1 452,2 440,4 146,2 236,4 202,7 317,6 55,6 53,2 38,1

2010 1 553,3 1 513,1 420,0 170,9 243,2 210,7 356,5 56,5 55,4 40,3
2011 1 584,6 1 542,9 419,8 191,3 246,0 210,4 361,4 58,4 55,5 41,7
2012 1 694,4 1 651,1 405,1 246,2 251,7 211,4 425,1 59,0 52,7 43,3
2013 1 742,1 1 695,7 386,3 268,0 257,1 211,1 462,3 59,8 51,0 46,4
2014 1 890,8 1 841,4 367,9 331,1 270,7 215,9 542,3 63,6 50,1 49,3

2013         4.Vj. 1 742,1 1 695,7 386,3 268,0 257,1 211,1 462,3 59,8 51,0 46,4

2014         1.Vj. 1 789,2 1 742,2 385,8 285,3 260,9 212,2 486,9 60,6 50,5 47,0
         2.Vj. 1 823,8 1 776,3 381,8 299,8 263,8 212,9 506,6 61,5 50,0 47,5
         3.Vj. 1 855,8 1 807,3 375,2 316,5 266,1 213,5 523,2 62,5 50,3 48,5
         4.Vj. 1 890,8 1 841,4 367,9 331,1 270,7 215,9 542,3 63,6 50,1 49,3

2015         1.Vj. 1 976,3 1 926,5 362,6 355,3 276,2 224,9 590,0 65,7 51,8 49,9
         2.Vj. 1 927,0 1 877,1 355,5 339,5 276,4 221,6 565,7 65,8 52,6 49,9
         3.Vj. 1 930,3 1 879,9 345,5 349,7 279,3 219,7 566,2 65,9 53,6 50,4

Pensionseinrichtungen 4)

2005 259,3 242,3 102,0 22,6 19,5 6,1 84,4 1,0 6,6 17,0
2006 282,3 264,6 113,8 22,4 20,1 7,3 92,8 1,5 6,7 17,7
2007 312,1 294,3 125,8 24,4 21,9 8,2 105,6 1,9 6,6 17,8
2008 315,9 298,3 137,8 25,6 21,6 7,4 95,3 2,4 8,2 17,5
2009 346,5 327,4 148,4 27,7 23,3 7,7 109,3 3,0 8,0 19,1

2010 408,5 387,4 150,9 39,5 24,0 12,8 144,9 3,5 11,8 21,1
2011 426,6 404,9 156,5 34,9 25,9 11,5 160,8 3,8 11,6 21,7
2012 468,4 444,6 155,1 40,9 26,2 12,4 194,4 4,1 11,5 23,8
2013 494,6 469,6 154,3 42,5 27,6 13,0 216,2 4,4 11,7 25,1
2014 536,1 509,2 154,4 53,1 28,5 14,1 241,9 4,9 12,3 27,0

2013         4.Vj. 494,6 469,6 154,3 42,5 27,6 13,0 216,2 4,4 11,7 25,1

2014         1.Vj. 505,2 479,6 156,5 42,8 27,8 13,3 223,0 4,5 11,8 25,5
         2.Vj. 516,0 490,2 156,8 45,6 27,8 13,4 230,0 4,6 11,9 25,8
         3.Vj. 524,4 498,3 155,1 49,6 27,8 13,8 235,2 4,7 12,0 26,1
         4.Vj. 536,1 509,2 154,4 53,1 28,5 14,1 241,9 4,9 12,3 27,0

2015         1.Vj. 555,2 527,8 155,2 56,4 28,8 14,6 255,4 4,9 12,4 27,4
         2.Vj. 544,6 517,0 154,2 53,9 28,9 14,5 248,1 5,0 12,5 27,6
         3.Vj. 547,1 519,2 152,5 57,2 29,1 14,5 248,2 5,0 12,6 27,9

Quelle: Eigene Berechnungen unter Verwendung von Aufsichtsdaten der Bundes- pension funds“) des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen.
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. * Bewertung der Wertpapierpositionen zu Die Pensionseinrichtungen umfassen demnach Einrichtungen der betrieblichen Alters-
Zeitwerten, der übrigen Positionen zu Buchwerten. Werte ab 2015 2.Vj. wurden revi- vorsorge (Pensionskassen, Pensionsfonds, Pensionstreuhand (CTAs; ab 2010 enthal-
diert. 1 Einschl. Namensschuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Pfand- ten) und öffentliche, kirchliche und kommunale Zusatzversorgungseinrichtungen) so-
briefe von Kreditinstituten. 2 Einschl. Depotforderungen. 3 Einschl. Genuss-Scheine. wie die Versorgungswerke der freien Berufe, nicht jedoch Einrichtungen der Sozial-
4 Der Begriff „Pensionseinrichtungen“ bezieht sich auf den institutionellen Sektor versicherung. 
„Versicherungsgesellschaften und Pensionskassen“ („insurance corporations and
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2. Passiva *)

 
 
Mrd €

Passiva

Versicherungstechnische Rückstellungen

Ansprüche pri-
vater Haushalte
aus Rückstel- Beitragsüber-
lungen bei Le- träge und Rück-

Schuld- bensversiche- stellungen für
Stand am verschreibungen Aktien und rungen und Pen- eingetretene
Jahres- bzw. (einschl. sonstige sionseinrich- Versicherungs- Sonstige Ver-
Quartalsende insgesamt Finanzderivate) Kredite 1) insgesamt tungen 3) fälle bindlichkeiten Reinvermögen 4)Anteilsrechte 2)

Versicherungen und Pensionseinrichtungen 5)

  
2005 1 696,0 6,7 89,8 186,0 1 263,8 989,0 274,8 83,9 65,8
2006 1 771,5 8,4 91,6 210,0 1 318,8 1 049,1 269,6 81,3 61,5
2007 1 838,3 11,7 88,9 214,8 1 377,9 1 119,2 258,7 78,2 66,9
2008 1 770,6 14,7 77,0 136,0 1 396,3 1 141,5 254,8 74,7 71,8
2009 1 836,8 16,2 71,6 136,2 1 460,5 1 211,6 249,0 73,1 79,2

2010 1 961,9 17,8 72,3 137,6 1 573,3 1 318,9 254,4 71,5 89,3
2011 2 011,2 17,0 72,1 111,8 1 625,0 1 360,3 264,7 71,5 113,8
2012 2 162,8 22,4 77,1 158,9 1 708,3 1 437,1 271,2 71,3 124,8
2013 2 236,7 16,9 81,8 197,7 1 794,1 1 514,4 279,7 71,7 74,5
2014 2 426,9 17,3 88,9 202,7 1 887,5 1 591,5 296,0 72,9 157,7

2013         4.Vj. 2 236,7 16,9 81,8 197,7 1 794,1 1 514,4 279,7 71,7 74,5

2014         1.Vj. 2 294,4 16,3 85,1 191,3 1 825,5 1 536,6 288,9 72,6 103,5
         2.Vj. 2 339,8 16,2 86,7 184,1 1 844,3 1 553,4 290,9 72,6 136,1
         3.Vj. 2 380,2 17,6 86,3 188,0 1 861,3 1 568,1 293,3 72,6 154,4
         4.Vj. 2 426,9 17,3 88,9 202,7 1 887,5 1 591,5 296,0 72,9 157,7

2015         1.Vj. 2 531,6 17,7 90,8 223,1 1 937,6 1 631,9 305,8 74,8 187,5
         2.Vj. 2 471,6 17,9 91,1 206,2 1 942,6 1 636,5 306,1 75,0 138,8
         3.Vj. 2 477,4 17,5 91,6 208,4 1 954,3 1 647,5 306,9 75,4 130,1

Versicherungen
2005 1 436,7 6,7 88,4 178,9 1 025,7 751,3 274,4 81,9 55,1
2006 1 489,2 8,4 89,8 202,0 1 061,3 792,0 269,2 79,1 48,6
2007 1 526,2 11,7 86,4 206,7 1 090,1 831,7 258,3 75,7 55,6
2008 1 454,7 14,7 74,2 130,6 1 095,7 841,3 254,4 72,3 67,2
2009 1 490,3 16,2 68,3 130,8 1 136,4 887,8 248,5 71,1 67,5

2010 1 553,3 17,8 68,7 131,8 1 191,3 937,3 254,0 69,4 74,4
2011 1 584,6 17,0 68,3 107,0 1 224,3 960,1 264,2 69,6 98,3
2012 1 694,4 22,4 73,1 152,0 1 280,0 1 009,2 270,8 69,5 97,4
2013 1 742,1 16,9 77,7 188,7 1 340,7 1 061,4 279,3 68,8 49,2
2014 1 890,8 17,3 84,2 193,1 1 409,4 1 113,8 295,6 69,8 117,2

2013         4.Vj. 1 742,1 16,9 77,7 188,7 1 340,7 1 061,4 279,3 68,8 49,2

2014         1.Vj. 1 789,2 16,3 80,8 182,7 1 366,9 1 078,4 288,4 69,7 72,9
         2.Vj. 1 823,8 16,2 82,3 175,6 1 380,4 1 090,0 290,4 69,6 99,8
         3.Vj. 1 855,8 17,6 81,8 179,3 1 392,5 1 099,7 292,8 69,6 115,1
         4.Vj. 1 890,8 17,3 84,2 193,1 1 409,4 1 113,8 295,6 69,8 117,2

2015         1.Vj. 1 976,3 17,7 86,1 212,6 1 449,7 1 144,4 305,3 71,6 138,7
         2.Vj. 1 927,0 17,9 86,3 196,5 1 452,9 1 147,3 305,6 71,8 101,7
         3.Vj. 1 930,3 17,5 86,7 198,6 1 460,3 1 153,9 306,4 72,2 95,1

Pensionseinrichtungen 5)

2005 259,3 − 1,3 7,2 238,1 237,7 0,4 2,0 10,7
2006 282,3 − 1,8 8,0 257,5 257,1 0,4 2,1 12,9
2007 312,1 − 2,4 8,1 287,8 287,5 0,3 2,5 11,2
2008 315,9 − 2,8 5,4 300,6 300,2 0,4 2,4 4,7
2009 346,5 − 3,2 5,4 324,2 323,7 0,4 1,9 11,7

2010 408,5 − 3,6 5,8 382,1 381,7 0,4 2,1 15,0
2011 426,6 − 3,8 4,8 400,6 400,2 0,5 1,9 15,5
2012 468,4 − 4,1 6,9 428,3 427,9 0,4 1,8 27,3
2013 494,6 − 4,2 8,9 453,4 452,9 0,5 2,9 25,3
2014 536,1 − 4,7 9,6 478,2 477,7 0,5 3,2 40,5

2013         4.Vj. 494,6 − 4,2 8,9 453,4 452,9 0,5 2,9 25,3

2014         1.Vj. 505,2 − 4,3 8,6 458,7 458,2 0,5 2,9 30,6
         2.Vj. 516,0 − 4,4 8,4 463,9 463,4 0,5 3,0 36,3
         3.Vj. 524,4 − 4,5 8,7 468,9 468,4 0,5 3,1 39,3
         4.Vj. 536,1 − 4,7 9,6 478,2 477,7 0,5 3,2 40,5

2015         1.Vj. 555,2 − 4,8 10,5 487,9 487,4 0,5 3,2 48,8
         2.Vj. 544,6 − 4,8 9,7 489,8 489,3 0,5 3,2 37,1
         3.Vj. 547,1 − 4,9 9,9 494,1 493,6 0,5 3,3 35,0

Quelle: Eigene Berechnungen unter Verwendung von Aufsichtsdaten der Bundes- sich danach aus der Summe aus Reinvermögen und der Passivposition „Aktien und
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. * Bewertung der Wertpapierpositionen zu sonstige Anteilsrechte“ zusammen. 5 Der Begriff „Pensionseinrichtungen“ bezieht
Zeitwerten, der übrigen Positionen zu Buchwerten. Unterjährige Werte sowie Werte sich auf den institutionellen Sektor „Versicherungsgesellschaften und Pensionskas-
ab 2013 sind teilweise geschätzt. Werte ab 2015 2.Vj. wurden revidiert. 1 Einschl. De- sen“ („insurance corporations and pension funds“) des Europäischen Systems Volks-
potverbindlichkeiten. 2 Einschl. Genuss-Scheine. 3 Einschl. Altersrückstellungen der wirtschaftlicher Gesamtrechnungen. Die Pensionseinrichtungen umfassen demnach
Krankenversicherungen und Deckungsrückstellungen der Unfallversicherungen mit Bei- Einrichtungen der betrieblichen Altersvorsorge (Pensionskassen, Pensionsfonds, Pensi-
tragsrückgewähr. 4 Nach der Definition des Europäischen Systems Volkswirtschaft- onstreuhand (CTAs; ab 2010 enthalten) und öffentliche, kirchliche und kommunale Zu-
licher Gesamtrechnungen (ESVG 1995) berechnet sich das Reinvermögen als Summe satzversorgungseinrichtungen) sowie die Versorgungswerke der freien Berufe, nicht je-
der Aktiva abzüglich Verbindlichkeiten sowie Rückstellungen. Das Eigenkapital setzt doch Einrichtungen der Sozialversicherung. 
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1. Absatz und Erwerb von festverzinslichen Wertpapieren und Aktien in Deutschland
 
 

Mio €

Festverzinsliche Wertpapiere

Absatz Erwerb

inländische Schuldverschreibungen 1) Inländer 

Bank- Anleihen Anleihen aus- Kredit-
Absatz schuld- von der ländische institute
= ver- Unter- öffent- Schuldver- einschließlich
Erwerb zu- schrei- nehmen 2) lichen schrei- zu- Bauspar- Deutsche übrige Aus-

Zeit insgesamt sammen bungen (Nicht-MFIs) Hand 3) bungen 4) sammen 5) kassen 6) Bundesbank Sektoren 7) länder 8)

2004 233 890 133 711 64 231 10 778 58 703 100 179 108 119 121 841 . − 13 723 125 772

2005 252 658 110 542 39 898 2 682 67 965 142 116 94 718 61 740 . 32 978 157 940
2006 242 006 102 379 40 995 8 943 52 446 139 627 125 423 68 893 . 56 530 116 583
2007 217 798 90 270 42 034 20 123 28 111 127 528 − 26 762 96 476 . − 123 238 244 560
2008 76 490 66 139 − 45 712 86 527 25 322 10 351 18 236 68 049 . − 49 813 58 254
2009 70 208 − 538 − 114 902 22 709 91 655 70 747 90 154 12 973 8 645 77 181 − 19 945

2010 146 620 − 1 212 − 7 621 24 044 − 17 635 147 831 92 682 − 103 271 22 967 172 986 53 938
2011 33 649 13 575 − 46 796 850 59 521 20 075 − 23 876 − 94 793 36 805 34 112 57 525
2012 51 813 − 21 419 − 98 820 − 8 701 86 103 73 231 − 3 767 − 42 017 − 3 573 41 823 55 580
2013 − 12 603 − 101 616 − 117 187 153 15 415 89 013 18 583 − 25 778 − 12 708 57 069 − 31 185
2014 63 381 − 31 962 − 47 404 − 1 330 16 776 95 341 51 779 − 12 124 − 11 951 75 854 11 601

2015 32 891 − 36 010 − 65 778 26 762 3 006 68 902 123 662 − 66 330 121 164 68 828 − 90 773

2015         März 9 217 − 5 223 − 3 851 2 007 − 3 379 14 440 25 267 2 266 12 589 10 412 − 16 050

         April 8 026 4 097 6 508 3 328 − 5 740 3 929 8 497 − 15 908 11 397 13 008 − 472
         Mai 682 − 506 − 13 628 1 127 11 994 1 188 7 893 − 9 509 13 328 4 074 − 7 211
         Juni − 23 141 − 25 695 − 10 836 − 3 872 − 10 987 2 554 82 − 13 948 11 459 2 571 − 23 223

         Juli − 1 881 − 2 977 585 1 688 − 5 251 1 097 9 990 11 603 13 155 − 14 768 − 11 870
         Aug. 18 142 14 808 1 576 1 949 11 284 3 334 15 405 − 781 9 915 6 271 2 736
         Sept. 36 863 20 567 3 560 19 563 − 2 555 16 296 45 478 1 546 12 775 31 157 − 8 615

         Okt. 4 370 − 1 263 5 758 − 6 129 − 892 5 633 6 801 − 12 250 12 664 6 387 − 2 432
         Nov. − 821 − 2 159 − 14 282 − 1 729 13 853 1 338 5 797 3 259 12 847 − 10 309 − 6 618
         Dez. − 59 323 − 57 836 − 55 168 996 − 3 664 − 1 487 − 13 826 − 39 384 11 090 14 468 − 45 497

2016         Jan. 7 639 − 1 881 7 474 2 924 − 12 279 9 520 5 040 2 236 12 023 − 9 219 2 599

 
 

Mio €

Aktien

Absatz Erwerb

Absatz Inländer
=
Erwerb inländische ausländische zu- Kredit- übrige

Zeit insgesamt Aktien 9) Aktien 10) sammen 11) institute 6) Sektoren 12) Ausländer 13)

2004 − 3 317 10 157 − 13 474 7 432 5 045 2 387 − 10 748

2005 32 364 13 766 18 597 1 036 10 208 − 9 172 31 329
2006 26 276 9 061 17 214 7 528 11 323 − 3 795 18 748
2007 − 5 009 10 053 − 15 062 − 62 308 − 6 702 − 55 606 57 299
2008 − 29 452 11 326 − 40 778 2 743 − 23 079 25 822 − 32 194
2009 35 980 23 962 12 018 30 496 − 8 335 38 831 5 484

2010 37 767 20 049 17 719 36 406 7 340 29 066 1 361
2011 25 833 21 713 4 120 40 804 670 40 134 − 14 971
2012 15 061 5 120 9 941 14 405 10 259 4 146 656
2013 21 553 10 106 11 447 18 344 11 991 6 353 3 209
2014 47 506 18 778 28 728 39 661 17 203 22 458 7 845

2015 38 855 7 668 31 187 24 017 − 5 421 29 438 14 838

2015         März 1 824 49 1 775 − 4 195 8 523 − 12 718 6 019

         April 2 781 1 751 1 030 7 220 6 803 417 − 4 439
         Mai 12 125 155 11 970 10 092 − 5 586 15 678 2 033
         Juni 4 424 1 277 3 147 − 6 837 − 4 056 − 2 781 11 261

         Juli 5 029 510 4 519 8 147 1 279 6 868 − 3 118
         Aug. 962 122 840 1 261 − 6 693 7 954 − 299
         Sept. − 4 412 966 − 5 378 − 2 610 − 9 059 6 449 − 1 802

         Okt. 1 268 903 365 − 838 150 − 988 2 106
         Nov. 4 836 640 4 196 1 526 5 566 − 4 040 3 310
         Dez. 5 812 1 100 4 712 6 195 − 4 336 10 531 − 383

2016         Jan. − 1 822 120 − 1 942 − 161 − 5 896 5 735 − 1 661

1 Netto-Absatz zu Kurswerten plus/minus Eigenbestandsveränderungen bei den Emit- werte. 9 Ohne Aktien der Investmentaktiengesellschaften; zu Emissionskursen.
tenten. 2 Ab Januar 2011 inklusive grenzüberschreitender konzerninterner 10 Netto-Erwerb bzw. Netto-Veräußerung (−) ausländischer Aktien (einschließlich
Verrechnungen. 3 Einschl. Bundeseisenbahnvermögen, Bundespost und Treuhandan- Direktinvestitionen) durch Inländer; Transaktionswerte. 11 In- und ausländische
stalt. 4 Netto-Erwerb bzw. Netto-Veräußerung (−) ausländischer Schuldverschreibun- Aktien. 12 Als Rest errechnet; enthält auch den Erwerb in- und ausländischer Wertpa-
gen durch Inländer; Transaktionswerte. 5 In- und ausländische Schuldverschrei- piere durch inländische Investmentfonds. 13 Netto-Erwerb bzw. Netto-Veräußerung
bungen. 6 Buchwerte; statistisch bereinigt. 7 Als Rest errechnet; enthält auch den Er- (−) inländischer Aktien (einschl. Direktinvestitionen) durch Ausländer; Transaktions-
werb in- und ausländischer Wertpapiere durch inländische Investmentfonds. Bis Ende werte. — Die Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind vorläufig, Korrekturen
2008 einschließlich Deutsche Bundesbank. 8 Netto-Erwerb bzw. Netto-Veräuße- werden nicht besonders angemerkt. Die Ergebnisse für 2012 bis 2015 sind durch
rung  (-) inländischer Schuldverschreibungen durch Ausländer; Transaktions- Änderungen in der Zahlungsbilanzstatistik teilweise korrigiert. 
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2. Absatz festverzinslicher Wertpapiere von Emittenten mit Sitz in Deutschland *)

 
 

Mio € Nominalwert

Bankschuldverschreibungen 1) Nachrichtlich:
DM-/Euro-Aus-

Schuldver- Sonstige landsanleihen
schreibungen Bankschuld- Anleihen von Anleihen unter inländ.

Hypotheken- Öffentliche verschrei- Unternehmen der öffent- Konsortialfüh-von Spezialkre-
Zeit Insgesamt zusammen pfandbriefe Pfandbriefe ditinstituten bungen lichen Hand 3) rung begeben(Nicht-MFIs) 2)

Brutto-Absatz 4)

2004 990 399 688 844 33 774 90 815 162 353 401 904 31 517 270 040 12 344

2005 988 911 692 182 28 217 103 984 160 010 399 969 24 352 272 380 600
2006 925 863 622 055 24 483 99 628 139 193 358 750 29 975 273 834 69
2007 1 021 533 743 616 19 211 82 720 195 722 445 963 15 043 262 872 −
2008 1 337 337 961 271 51 259 70 520 382 814 456 676 95 093 280 974 −
2009 1 533 616 1 058 815 40 421 37 615 331 566 649 215 76 379 398 423 −

2010 1 375 138 757 754 36 226 33 539 363 828 324 160 53 654 563 731 −
2011 1 337 772 658 781 31 431 24 295 376 876 226 180 86 615 592 376 −
2012 1 340 568 702 781 36 593 11 413 446 153 208 623 63 259 574 529 −
2013 1 433 628 908 107 25 775 12 963 692 611 176 758 66 630 458 891 −
2014 1 362 056 829 864 24 202 13 016 620 409 172 236 79 873 452 321 −

2015 1 359 422 852 045 35 840 13 376 581 410 221 417 106 676 400 700 −

2015         Juni 89 201 56 164 3 128 627 38 323 14 085 4 311 28 726 −

         Juli 114 390 67 339 5 861 965 40 146 20 367 6 331 40 719 −
         Aug. 92 367 55 370 1 407 527 34 542 18 895 6 418 30 579 −
         Sept. 143 476 84 546 2 315 2 137 59 638 20 456 26 215 32 715 −

         Okt. 141 457 92 061 2 675 1 210 62 892 25 285 4 253 45 143 −
         Nov. 100 701 62 684 4 141 1 158 40 780 16 605 5 567 32 450 −
         Dez. 65 645 45 949 1 436 793 32 123 11 597 8 406 11 290 −

2016         Jan. 120 383 77 552 1 810 1 099 54 961 19 682 6 448 36 384 −

darunter: Schuldverschreibungen mit Laufzeit von über 4 Jahren 5)

2004 424 769 275 808 20 060 48 249 54 075 153 423 20 286 128 676 4 320

2005 425 523 277 686 20 862 63 851 49 842 143 129 16 360 131 479 400
2006 337 969 190 836 17 267 47 814 47 000 78 756 14 422 132 711 69
2007 315 418 183 660 10 183 31 331 50 563 91 586 13 100 118 659 −
2008 387 516 190 698 13 186 31 393 54 834 91 289 84 410 112 407 −
2009 361 999 185 575 20 235 20 490 59 809 85 043 55 240 121 185 −

2010 381 687 169 174 15 469 15 139 72 796 65 769 34 649 177 863 −
2011 368 039 153 309 13 142 8 500 72 985 58 684 41 299 173 431 −
2012 421 018 177 086 23 374 6 482 74 386 72 845 44 042 199 888 −
2013 372 805 151 797 16 482 10 007 60 662 64 646 45 244 175 765 −
2014 420 006 157 720 17 678 8 904 61 674 69 462 56 249 206 037 −

2015 414 593 179 150 25 337 9 199 62 237 82 379 68 704 166 742 −

2015         Juni 30 382 16 718 3 061 524 8 526 4 608 1 715 11 949 −

         Juli 37 991 18 950 3 099 190 5 835 9 826 3 079 15 962 −
         Aug. 27 132 13 254 1 078 527 2 557 9 092 3 004 10 875 −
         Sept. 51 283 15 197 1 745 2 137 7 234 4 080 22 790 13 296 −

         Okt. 38 693 15 655 2 170 708 2 740 10 038 1 652 21 385 −
         Nov. 33 799 16 563 1 910 1 158 6 586 6 909 4 010 13 227 −
         Dez. 14 240 5 609 36 43 1 269 4 262 6 029 2 603 −

2016         Jan. 29 680 15 067 1 810 1 099 7 480 4 678 3 168 11 446 −

Netto-Absatz 6)

2004 167 233 81 860 1 039 − 52 615 50 142 83 293 18 768 66 605 − 22 124

2005 141 715 65 798 − 2 151 − 34 255 37 242 64 962 10 099 65 819 − 35 963
2006 129 423 58 336 − 12 811 − 20 150 44 890 46 410 15 605 55 482 − 19 208
2007 86 579 58 168 − 10 896 − 46 629 42 567 73 127 − 3 683 32 093 − 29 750
2008 119 472 8 517 15 052 − 65 773 25 165 34 074 82 653 28 302 − 31 607
2009 76 441 − 75 554 858 − 80 646 25 579 − 21 345 48 508 103 482 − 21 037

2010 21 566 − 87 646 − 3 754 − 63 368 28 296 − 48 822 23 748 85 464 − 10 904
2011 22 518 − 54 582 1 657 − 44 290 32 904 − 44 852 − 3 189 80 289 − 5 989
2012 − 85 298 − 100 198 − 4 177 − 41 660 − 3 259 − 51 099 − 6 401 21 298 − 2 605
2013 − 140 017 − 125 932 − 17 364 − 37 778 − 4 027 − 66 760 1 394 − 15 479 − 3 057
2014 − 34 020 − 56 899 − 6 313 − 23 856 − 862 − 25 869 10 497 12 383 − 2 626

2015 − 65 147 − 77 273 9 271 − 9 754 − 2 758 − 74 028 25 300 − 13 174 − 1 441

2015         Juni − 28 026 − 14 649 − 1 654 − 4 181 − 1 319 − 7 494 − 2 804 − 10 573 −

         Juli − 6 422 − 4 763 4 338 − 572 − 6 351 − 2 178 − 187 − 1 472 −
         Aug. 12 820 − 1 768 645 151 1 257 − 3 820 2 034 12 554 −
         Sept. 19 054 2 097 744 − 1 417 3 802 − 1 032 20 743 − 3 786 −

         Okt. 1 738 8 310 − 674 − 652 5 887 3 749 − 6 293 − 279 −
         Nov. 4 210 − 10 065 3 189 989 − 9 760 − 4 483 − 1 260 15 536 −
         Dez. − 81 812 − 66 259 − 610 − 1 459 − 8 176 − 56 013 1 431 − 16 984 − 191

2016         Jan. − 6 853 4 029 − 3 139 − 445 4 467 3 145 2 324 − 13 206 −

* Begriffsabgrenzungen s. Erläuterungen im Statistischen Beiheft 2 Kapitalmarkt- eisenbahnvermögen, Bundespost und Treuhandanstalt. 4 Brutto-Absatz ist nur der
statistik, S. 63 ff. 1 Ohne Bank-Namensschuldverschreibungen. 2 Ab Januar 2011 Erstabsatz neu aufgelegter Wertpapiere. 5 Längste Laufzeit gemäß Emissionsbedin-
inklusive grenzüberschreitender konzerninterner Verrechnungen. 3 Einschl. Bundes- gungen. 6 Brutto-Absatz minus Tilgung. 
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3. Umlauf festverzinslicher Wertpapiere von Emittenten mit Sitz in Deutschland *)

 
 

Mio € Nominalwert

Bankschuldverschreibungen 1) Nachrichtlich:
Stand am DM-/Euro-Aus-

Schuldver- landsanleihenJahres- bzw.
Sonstige Anleihenschreibungen unter inländ.Anleihen vonMonatsende/

Laufzeit Bankschuld- Unternehmen der öffent-von Spezial-Öffentliche Konsortialfüh-Hypotheken-
in Jahren Insgesamt zusammen lichen Hand kreditinstituten verschreibungenPfandbriefe (Nicht-MFIs) rung begebenpfandbriefe

2004 2 773 007 1 685 766 159 360 553 927 316 745 655 734 73 844 1 013 397 170 543

2005 2 914 723 1 751 563 157 209 519 674 323 587 751 093 83 942 1 079 218 134 580
2006 3 044 145 1 809 899 144 397 499 525 368 476 797 502 99 545 1 134 701 115 373
2007 3 130 723 1 868 066 133 501 452 896 411 041 870 629 95 863 1 166 794 85 623
2008 3 250 195 1 876 583 150 302 377 091 490 641 858 550 178 515 1 195 097 54 015
2009 3 326 635 1 801 029 151 160 296 445 516 221 837 203 227 024 1 298 581 32 978

2010 3 348 201 2) 1 570 490 147 529 232 954 544 517 2) 645 491 250 774 2) 1 526 937 22 074
2011 3 370 721 1 515 911 149 185 188 663 577 423 600 640 247 585 1 607 226 16 085
2012 3 285 422 2) 1 414 349 145 007 147 070 574 163 2) 548 109 2) 220 456 2) 1 650 617 13 481
2013 3 145 329 1 288 340 127 641 109 290 570 136 481 273 221 851 1 635 138 10 422
2014 3 111 308 1 231 445 121 328 85 434 569 409 455 274 232 342 1 647 520 7 797

2015 3 046 162 1 154 173 130 598 75 679 566 811 381 085 257 612 1 634 377 6 356

2015         Juli 3 090 151 1 221 858 127 304 78 068 573 641 442 844 240 956 1 627 336 6 547
         Aug. 3 102 971 1 220 091 127 949 78 219 575 058 438 864 242 990 1 639 890 6 547
         Sept. 3 122 025 1 222 188 128 693 76 802 578 861 437 832 263 733 1 636 105 6 547

         Okt. 3 123 763 1 230 497 128 019 76 149 584 747 441 581 257 440 1 635 825 6 547
         Nov. 3 127 974 1 220 432 131 208 77 138 574 987 437 098 256 180 1 651 361 6 547
         Dez. 3 046 162 1 154 173 130 598 75 679 566 811 381 085 257 612 1 634 377 6 356

2016         Jan. 3 039 308 1 158 202 127 460 75 234 571 278 384 231 259 936 1 621 171 6 356

Aufgliederung nach Restlaufzeiten 3) Stand Ende: Januar 2016

1 011 160 464 681 41 598 31 202 239 241 152 638 50 875 495 606 2 800     bis unter   2
643 933 276 237 37 736 22 084 142 477 73 939 43 961 323 735 306  2 bis unter   4
482 982 185 787 22 630 8 707 97 235 57 215 40 964 256 231 341  4 bis unter   6
284 704 85 517 14 237 5 900 38 830 26 549 20 492 178 695 310  6 bis unter  8
229 883 63 764 7 897 5 344 26 909 23 614 13 184 152 935 1 092  8 bis unter 10
113 586 28 532 3 051 1 740 10 252 13 489 13 954 71 100 54010 bis unter 15
53 137 10 669 45 183 6 669 3 771 3 301 39 168 −15 bis unter 20

219 923 43 016 265 72 9 664 33 015 73 205 103 703 96720 und darüber

* Einschl. der zeitweilig im Bestand der Emittenten befindlichen Schuldverschreibun- vom Berichtsmonat bis zur Endfälligkeit bei gesamtfälligen Schuldverschreibungen,
gen. 1 Ohne dem Treuhänder zur zeitweiligen Verwahrung übergebene Stücke. bis zur mittleren Fälligkeit des restlichen Umlaufbetrages bei nicht gesamtfälligen
2 Änderung in der sektoralen Zuordnung von Schuldverschreibungen. 3 Gerechnet Schuldverschreibungen. 

 
 

4. Umlauf von Aktien in Deutschland ansässiger Emittenten *)

 
 

Mio € Nominalwert

Veränderung des Kapitals inländischer Aktiengesellschaften aufgrund von

Barein- Nachrichtlich:
Umlauf zuzahlung und

Umtausch Umwand- Kurswerten
Nettozugang vonAktienkapital Einbringung Einbringung lung in eine (Marktkapitali-

= Umlauf bzw. Wandel- Ausgabe oder aus sierung)von Forde- von Aktien, Verschmel- Kapitalher-
schuld- Kuxen, zung und einer absetzungStand am Ende Nettoabgang (-) von Kapital- rungen und Stand am Ende

im Berichts- berichti- sonstigen GmbH-An- anderen unddes Berichts- Vermögens-verschrei- des Berichts-
Zeit zeitraums zeitraum bungen 1) Auflösunggungsaktien Sachwerten teilen u.Ä. übertragung Rechtsform zeitraums 2)

2004 164 802 2 669 3 960 1 566 276 696 220 − 1 760 − 2 286 887 217

2005 163 071 − 1 733 2 470 1 040 694 268 − 1 443 − 3 060 − 1 703 1 058 532
2006 163 764 695 2 670 3 347 604 954 − 1 868 − 1 256 − 3 761 1 279 638
2007 164 560 799 3 164 1 322 200 269 − 682 − 1 847 − 1 636 1 481 930
2008 168 701 4 142 5 006 1 319 152 0 − 428 − 608 − 1 306 830 622
2009 175 691 6 989 12 476 398 97 − − 3 741 − 1 269 − 974 927 256

2010 174 596 − 1 096 3 265 497 178 10 − 486 − 993 − 3 569 1 091 220
2011 177 167 2 570 6 390 552 462 9 − 552 − 762 − 3 532 924 214
2012 178 617 1 449 3 046 129 570 − − 478 594 − 2 411 1 150 188
2013 171 741 − 6 879 2 971 718 476 − − 1 432 − 619 − 8 992 1 432 658
2014 177 097 5 356 5 332 1 265 1 714 − − 465 − 1 044 − 1 446 1 478 063

2015 177 416 319 4 634 397 599 − − 1 394 − 1 385 − 2 535 1 614 442

2015         Juli 178 106 55 157 21 109 − − 135 − 40 − 58 1 671 490
         Aug. 177 064 − 1 042 119 72 2 − − 1 050 − 77 − 109 1 544 386
         Sept. 178 058 994 965 13 13 − − 32 93 − 58 1 469 146

         Okt. 178 797 739 893 − 6 − − 3 − 93 − 64 1 614 655
         Nov. 176 443 − 2 354 319 18 85 − 0 − 931 − 1 845 1 685 764
         Dez. 177 416 973 1 081 − 23 − − 10 − 73 − 48 1 614 442

2016         Jan. 177 279 − 136 112 43 − − − 2 − 222 − 68 1 468 888

* Ohne Aktien der Investmentaktiengesellschaften. 1 Einschl. der Ausgabe von Aktien hoben) oder zum Neuen Markt (Börsensegment wurde am 24. März 2003 eingestellt)
aus Gesellschaftsgewinn. 2 Einbezogen sind Gesellschaften, deren Aktien zum Regu- zugelassen sind; ferner auch Gesellschaften, deren Aktien im Open Market (Freiver-
lierten Markt (mit dessen Einführung wurde am 1. November 2007 die Unterteilung kehr) gehandelt werden. Eigene Berechnung unter Verwendung von Angaben der
der organisierten Zulassungssegmente in den Amtlichen und Geregelten Markt aufge- Herausgebergemeinschaft Wertpapier-Mitteilungen und der Deutsche Börse AG. 
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5. Renditen und Indizes deutscher Wertpapiere
 
 

               

Umlaufsrenditen festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 1) Indizes 2) 3)

Anleihen der öffentlichen Hand Bank- Renten Aktien
schuldverschreibungen

börsennotierte Anleihen
Bundeswertpapiere von

Unter- Deutscher Deutscher
mit Restlauf- nehmen Renten- iBoxx- Aktien-mit Restlaufzeit

von 9 bis (Nicht- index CDAX- indexzeit über 9 bis €-Deutschland-
insgesamt zusammen zusammen 10 Jahren 4) zusammen 10 Jahre MFIs) (REX) Kursindex Kursindex (DAX)

Tagesdurch- Ende Ende Ende
Zeit % p.a. schnittskurs 1998=100 1987=100 1987=1000

2004 3,7 3,7 3,7 4,0 3,6 4,2 4,0 120,19 99,89 268,32 4 256,08

2005 3,1 3,2 3,2 3,4 3,1 3,5 3,7 120,92 101,09 335,59 5 408,26
2006 3,8 3,7 3,7 3,8 3,8 4,0 4,2 116,78 96,69 407,16 6 596,92
2007 4,3 4,3 4,2 4,2 4,4 4,5 5,0 114,85 94,62 478,65 8 067,32
2008 4,2 4,0 4,0 4,0 4,5 4,7 6,3 121,68 102,06 266,33 4 810,20
2009 3,2 3,1 3,0 3,2 3,5 4,0 5,5 123,62 100,12 320,32 5 957,43

2010 2,5 2,4 2,4 2,7 2,7 3,3 4,0 124,96 102,95 368,72 6 914,19
2011 2,6 2,4 2,4 2,6 2,9 3,5 4,3 131,48 109,53 304,60 5 898,35
2012 1,4 1,3 1,3 1,5 1,6 2,1 3,7 135,11 111,18 380,03 7 612,39
2013 1,4 1,3 1,3 1,6 1,3 2,1 3,4 132,11 105,92 466,53 9 552,16
2014 1,0 1,0 1,0 1,2 0,9 1,7 3,0 139,68 114,37 468,39 9 805,55

2015 0,5 0,4 0,4 0,5 0,5 1,2 2,4 139,52 112,42 508,80 10 743,01

2015         Sept. 0,6 0,5 0,5 0,7 0,6 1,6 2,7 139,69 113,41 460,31 9 660,44

         Okt. 0,5 0,4 0,4 0,5 0,5 1,6 2,8 140,17 113,79 512,31 10 850,14
         Nov. 0,4 0,4 0,4 0,5 0,5 1,4 2,8 140,48 113,82 534,95 11 382,23
         Dez. 0,5 0,4 0,4 0,6 0,5 1,4 2,7 139,52 112,42 508,80 10 743,01

2016         Jan. 0,4 0,4 0,4 0,4 0,5 1,6 2,8 141,46 115,09 464,93 9 798,11
         Febr. 0,2 0,1 0,1 0,2 0,4 1,3 2,8 142,48 116,73 451,93 9 495,40

1 Inhaberschuldverschreibungen mit einer längsten Laufzeit gemäß Emissionsbedin- arten sind gewogen mit den Umlaufsbeträgen der in die Berechnung einbezogenen
gungen von über 4 Jahren, soweit ihre mittlere Restlaufzeit mehr als 3 Jahre beträgt. Schuldverschreibungen. Die Monatszahlen werden aus den Renditen aller Geschäftsta-
Außer Betracht bleiben Wandelschuldverschreibungen u.Ä., Schuldverschreibungen ge eines Monats errechnet. Die Jahreszahlen sind ungewogene Mittel der Monatszah-
mit unplanmäßiger Tilgung, Null-Kupon-Anleihen, variabel verzinsliche Anleihen und len. 2 Stand am Jahres- bzw. Monatsende. 3 Quelle: Deutsche Börse AG. 4 Einbezo-
Anleihen, die nicht in Euro denominiert sind. Die Gruppenrenditen für die Wertpapier- gen sind nur futurefähige Anleihen; als ungewogener Durchschnitt ermittelt. 

 
 

6. Absatz und Erwerb von Anteilen an Investmentfonds in Deutschland
 
 

Mio €

Absatz Erwerb

Offene inländische Fonds 1) (Mittelaufkommen) Inländer

Publikumsfonds Kreditinstitute 2)

übrige Sektoren 3)einschl. Bausparkassen
darunter

Absatz
= aus- darunter darunter
Erwerb Geld- Wert- Immo- ländi- auslän- auslän-
insge- zu- zu- markt- papier- bilien- Spezial- sche zu- zu- dische zu- dische Aus-

Zeit samt sammen sammen fonds fonds fonds fonds Fonds 4) sammen sammen Anteile sammen Anteile länder 5)

2004 14 435 1 453 − 3 978 − 6 160 − 1 246 3 245 5 431 12 982 10 267 8 446 3 796 1 821 9 186 4 168

2005 85 268 41 718 6 400 − 124 7 001 − 3 186 35 317 43 550 79 252 21 290 7 761 57 962 35 789 6 016
2006 47 264 19 535 − 14 257 490 − 9 362 − 8 814 33 791 27 729 39 006 14 676 5 221 24 330 22 508 8 258
2007 55 778 13 436 − 7 872 − 4 839 − 12 848 6 840 21 307 42 342 51 309 − 229 4 240 51 538 38 102 4 469
2008 2 598 − 7 911 − 14 409 − 12 171 − 11 149 799 6 498 10 509 11 315 − 16 625 − 9 252 27 940 19 761 − 8 717

2009 49 929 43 747 10 966 − 5 047 11 749 2 686 32 780 6 182 38 132 − 14 995 − 8 178 53 127 14 361 11 796
2010 106 190 84 906 13 381 − 148 8 683 1 897 71 345 21 284 102 591 3 873 6 290 98 718 14 994 3 598
2011 46 511 45 221 − 1 340 − 379 − 2 037 1 562 46 561 1 291 39 474 − 7 576 − 694 47 050 1 984 7 036
2012 111 236 89 942 2 084 − 1 036 97 3 450 87 859 21 293 114 676 − 3 062 − 1 562 117 738 22 855 − 3 438
2013 123 743 91 337 9 184 − 574 5 596 3 376 82 153 32 407 117 675 771 100 116 904 32 305 6 069

2014 139 011 97 711 3 998 − 473 862 1 000 93 713 41 302 144 168 819 − 1 745 143 349 43 046 − 5 154
2015 181 632 146 136 30 420 318 22 345 3 636 115 716 35 495 176 116 7 362 494 168 754 35 001 5 515

2015         Juli 7 114 2 216 2 851 − 22 2 652 − 263 − 635 4 898 6 677 1 317 − 60 5 360 4 958 437
         Aug. 11 303 9 967 2 248 89 1 686 331 7 719 1 336 10 352 − 636 − 500 10 988 1 836 951
         Sept. 8 192 9 839 2 240 593 1 037 342 7 599 − 1 647 5 970 − 1 748 − 1 341 7 718 − 306 2 222

         Okt. 12 061 8 164 2 738 − 46 2 020 354 5 426 3 898 12 060 237 417 11 823 3 481 1
         Nov. 7 478 6 401 2 786 − 176 2 186 193 3 615 1 077 8 427 1 025 − 65 7 402 1 142 − 949
         Dez. 26 600 26 955 5 428 − 248 5 262 487 21 527 − 355 25 069 − 1 935 − 2 182 27 004 1 827 1 531

2016         Jan. 17 478 15 246 2 675 366 673 1 335 12 571 2 232 18 048 − 339 − 397 18 387 2 629 − 570

1 Einschl. Investmentaktiengesellschaften. 2 Buchwerte. 3 Als Rest errechnet. Ergebnisse für den jeweils neuesten Termin sind vorläufig, Korrekturen werden nicht
4 Netto-Erwerb bzw. Netto-Veräußerung (−) ausländischer Investmentfondsanteile besonders angemerkt. Die Ergebnisse für 2012 bis 2015 sind durch Änderungen in
durch Inländer; Transaktionswerte. 5 Netto-Erwerb bzw. Netto-Veräußerung (−) der Zahlungsbilanzstatistik teilweise korrigiert. 
inländischer Investmentfondsanteile durch Ausländer; Transaktionswerte. — Die
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1. Geldvermögensbildung und Außenfinanzierung der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften (unkonsolidiert)
  
  
  Mrd €

2014 2015 

Positionen 2012 2013 2014 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj.

  Geldvermögensbildung

Bargeld und Einlagen − 1,51 0,61 − 10,68 − 7,22 14,39 − 4,86 − 8,74 6,37 20,30

Schuldverschreibungen insgesamt − 2,65 0,18 − 1,63 0,29 0,10 − 3,53 − 1,47 0,49 0,32

kurzfristige Schuldverschreibungen − 2,61 1,56 1,62 − 0,13 − 0,44 0,40 − 1,06 0,93 − 1,42
langfristige Schuldverschreibungen − 0,03 − 1,39 − 3,24 0,42 0,54 − 3,93 − 0,42 − 0,43 1,74

nachrichtlich:
Schuldverschreibungen inländischer Sektoren − 4,87 − 1,27 − 1,88 1,05 0,06 − 2,74 − 0,07 0,24 0,94

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 0,81 − 0,05 0,34 − 0,32 − 0,10 − 0,53 0,59 − 0,32
finanzielle Kapitalgesellschaften . − 2,14 − 1,26 0,05 − 0,43 − 0,52 0,75 − 0,27 0,87
Staat . 0,07 − 0,57 0,66 0,80 − 2,12 − 0,28 − 0,08 0,39

Schuldverschreibungen des Auslands 2,22 1,44 0,26 − 0,76 0,04 − 0,80 − 1,40 0,25 − 0,61

Kredite insgesamt 20,32 39,09 37,54 2,36 15,72 11,11 18,72 0,76 7,99

kurzfristige Kredite 9,78 55,02 33,19 5,97 16,15 3,98 21,84 1,63 2,72
langfristige Kredite 10,54 − 15,92 4,36 − 3,61 − 0,44 7,12 − 3,12 − 0,87 5,27

nachrichtlich:
Kredite an inländische Sektoren 19,11 32,01 34,01 5,87 7,46 14,80 12,26 − 6,60 5,51

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 8,87 29,84 19,76 1,67 4,92 13,38 − 0,26 − 1,42 3,00
finanzielle Kapitalgesellschaften 9,73 1,92 14,36 4,23 2,57 1,45 12,52 − 5,19 2,51
Staat 0,50 0,26 − 0,11 − 0,03 − 0,03 − 0,03 0,00 0,00 0,00

Kredite an das Ausland 1,21 7,08 3,53 − 3,51 8,26 − 3,69 6,46 7,36 2,48

Anteilsrechte und Anteile an Investmentfonds 43,12 26,51 13,20 − 1,70 10,45 − 5,51 5,08 11,74 16,63

Anteilsrechte insgesamt 43,31 18,86 23,58 0,48 9,32 4,98 − 3,07 8,92 12,76

Börsennotierte Aktien inländischer Sektoren . 8,70 − 1,62 − 0,69 2,77 − 2,76 − 16,68 1,41 1,98
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 9,65 − 5,39 − 0,79 2,29 − 5,95 − 14,10 1,07 2,12
finanzielle Kapitalgesellschaften . − 0,95 3,78 0,10 0,47 3,19 − 2,59 0,34 − 0,14

Börsennotierte Aktien des Auslands . 1,41 9,16 7,92 − 1,41 0,06 8,82 − 0,16 − 4,95

Übrige Anteilsrechte 1) 44,75 8,76 16,04 − 6,75 7,97 7,68 4,79 7,67 15,73

Anteile an Investmentfonds − 0,20 7,65 − 10,38 − 2,18 1,13 − 10,50 8,15 2,82 3,87
Geldmarktfonds 0,03 − 0,15 0,23 − 0,16 − 0,01 − 0,08 − 0,25 0,17 − 0,06
Sonstige Investmentfonds − 0,22 7,80 − 10,61 − 2,02 1,14 − 10,41 8,40 2,65 3,93

Versicherungstechnische Rückstellungen 1,34 2,82 1,05 0,32 0,36 0,06 0,33 0,35 0,38

Finanzderivate 0,72 6,49 1,24 − 0,41 − 2,60 7,08 3,88 − 1,53 1,69

Sonstige Forderungen 86,39 165,90 − 83,99 − 25,34 − 22,40 − 43,99 − 34,86 40,11 7,21

Insgesamt 147,72 241,59 − 43,27 − 31,71 16,02 − 39,64 − 17,06 58,31 54,52

Außenfinanzierung

Schuldverschreibungen insgesamt 18,72 12,78 1,26 − 6,30 2,05 4,32 3,58 4,91 0,46

kurzfristige Schuldverschreibungen − 1,58 − 1,12 − 11,63 − 6,35 − 1,65 − 0,88 1,26 − 0,04 1,01
langfristige Schuldverschreibungen 20,30 13,90 12,89 0,05 3,70 5,20 2,32 4,95 − 0,55

nachrichtlich:
Schuldverschreibungen inländischer Sektoren . 5,10 4,23 1,76 − 0,15 0,15 0,95 2,73 − 0,70

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 0,81 − 0,05 0,34 − 0,32 − 0,10 − 0,53 0,59 − 0,32
finanzielle Kapitalgesellschaften . 2,85 4,08 1,10 0,24 0,42 1,26 1,86 − 0,42
Staat . − 0,05 0,00 0,00 0,00 0,00 0,01 − 0,00 0,01
Private Haushalte . 1,50 0,20 0,32 − 0,07 − 0,16 0,22 0,29 0,03

Schuldverschreibungen des Auslands . 7,67 − 2,97 − 8,06 2,20 4,17 2,63 2,18 1,16

Kredite insgesamt 3,16 48,82 16,76 27,45 − 18,06 − 8,26 40,27 19,63 − 0,74

kurzfristige Kredite 7,84 42,52 − 5,92 13,73 − 12,68 − 20,14 23,07 15,88 − 3,80
langfristige Kredite − 4,68 6,31 22,68 13,72 − 5,38 11,88 17,20 3,75 3,06

nachrichtlich:
Kredite von inländischen Sektoren − 18,60 17,03 36,37 20,69 − 7,89 4,42 29,17 7,26 − 0,82

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 8,87 29,84 19,76 1,67 4,92 13,38 − 0,26 − 1,42 3,00
finanzielle Kapitalgesellschaften − 8,62 8,99 18,39 8,94 − 4,01 − 5,54 22,23 9,32 − 1,02
Staat − 18,85 − 21,80 − 1,78 10,08 − 8,80 − 3,43 7,20 − 0,64 − 2,80

Kredite aus dem Ausland 21,77 31,74 − 19,61 6,76 − 10,17 − 12,68 11,10 12,37 0,08

Anteilsrechte insgesamt 12,74 15,94 23,88 2,57 5,05 13,95 − 0,70 5,15 5,82

Börsennotierte Aktien inländischer Sektoren . − 4,47 − 0,97 − 0,32 0,72 − 4,69 − 15,75 − 4,67 4,24
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 9,65 − 5,39 − 0,79 2,29 − 5,95 − 14,10 1,07 2,12
finanzielle Kapitalgesellschaften . − 5,02 1,59 − 0,01 − 2,49 − 0,31 3,78 − 6,34 − 2,83
Staat . − 0,88 0,03 0,01 0,01 0,01 0,00 0,00 0,00
Private Haushalte . − 8,21 2,80 0,47 0,90 1,57 − 5,43 0,61 4,95

Börsennotierte Aktien des Auslands . 7,80 9,72 2,19 3,59 6,65 16,02 6,38 − 1,55

Übrige Anteilsrechte 1) 9,44 12,60 15,13 0,70 0,75 11,99 − 0,97 3,44 3,13

Versicherungstechnische Rückstellungen 7,74 6,34 6,05 1,51 1,51 1,51 1,51 1,51 1,51

Finanzderivate und Mitarbeiteraktienoptionen 8,09 3,72 1,93 2,46 − 4,73 1,92 10,89 − 16,16 − 1,04

Sonstige Verbindlichkeiten 18,80 29,82 − 2,09 − 2,78 15,85 − 11,50 30,86 21,88 2,55

Insgesamt 69,25 117,41 47,79 24,92 1,67 1,95 86,42 36,92 8,57

1 Einschl. nichtbörsennotierte Aktien und sonstige Anteilsrechte. 



Deutsche Bundesbank

55  

Monatsbericht

März 2016

IX. Finanzierungsrechnung
  

2. Geldvermögen und Verbindlichkeiten der nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften (unkonsolidiert)
  
  
  Stand am Jahres- bzw. Quartalsende; Mrd €

2014 2015 

Positionen 2012 2013 2014 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj.

  Geldvermögen

Bargeld und Einlagen 413,7 411,8 406,4 359,0 389,9 406,4 385,1 395,4 429,7

Schuldverschreibungen insgesamt 51,9 48,6 47,5 50,9 51,1 47,5 46,5 46,2 46,2

kurzfristige Schuldverschreibungen 3,6 5,1 6,8 6,8 6,4 6,8 5,7 6,7 5,2
langfristige Schuldverschreibungen 48,3 43,5 40,8 44,1 44,7 40,8 40,8 39,5 41,0

nachrichtlich:

Schuldverschreibungen inländischer Sektoren . 24,6 22,9 25,5 25,6 22,9 23,0 23,0 23,8
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 4,7 4,6 5,0 4,7 4,6 4,1 4,5 4,2
finanzielle Kapitalgesellschaften . 13,8 12,7 13,6 13,2 12,7 13,5 13,2 14,0
Staat . 6,1 5,7 6,9 7,7 5,7 5,4 5,3 5,6

Schuldverschreibungen des Auslands . 24,0 24,6 25,4 25,5 24,6 23,5 23,2 22,4

Kredite insgesamt 411,5 456,6 498,6 469,9 487,7 498,6 518,1 517,8 523,9

kurzfristige Kredite 291,4 351,7 385,7 364,7 381,9 385,7 406,7 407,6 409,9
langfristige Kredite 120,1 104,9 112,8 105,3 105,8 112,8 111,4 110,1 113,9

nachrichtlich:

Kredite an inländische Sektoren 284,8 316,8 350,8 328,5 336,0 350,8 360,8 354,2 359,0
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 197,6 227,4 247,2 228,9 233,8 247,2 246,9 245,5 248,5
finanzielle Kapitalgesellschaften 80,9 82,9 97,2 93,2 95,8 97,2 107,4 102,3 104,1
Staat 6,3 6,5 6,4 6,5 6,5 6,4 6,4 6,4 6,4

Kredite an das Ausland 126,7 139,8 147,8 141,4 151,7 147,8 157,3 163,6 164,8

Anteilsrechte und Anteile an Investmentfonds 1 638,4 1 805,7 1 901,3 1 831,0 1 870,1 1 901,3 2 126,4 2 049,0 1 943,8

Anteilsrechte insgesamt 1 509,5 1 667,6 1 765,8 1 689,1 1 724,9 1 765,8 1 975,4 1 898,9 1 793,9

Börsennotierte Aktien inländischer Sektoren . 275,4 262,2 266,0 254,6 262,2 290,6 274,6 239,0
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 269,8 252,2 260,5 248,9 252,2 283,1 267,4 233,2
finanzielle Kapitalgesellschaften . 5,7 10,0 5,5 5,7 10,0 7,4 7,2 5,9

Börsennotierte Aktien des Auslands . 52,2 62,1 63,5 62,1 62,1 72,6 70,4 65,1

Übrige Anteilsrechte 1) 1 240,4 1 340,0 1 441,5 1 359,5 1 408,1 1 441,5 1 612,2 1 554,0 1 489,9

Anteile an Investmentfonds 129,0 138,1 135,5 141,9 145,2 135,5 151,0 150,0 149,8
Geldmarktfonds − 1,1 1,2 1,5 1,4 1,2 0,9 1,1 1,0
Sonstige Investmentfonds 129,0 137,0 134,4 140,4 143,9 134,4 150,1 149,0 148,8

Versicherungstechnische Rückstellungen 43,3 46,1 47,3 46,8 47,2 47,3 47,6 48,0 48,3

Finanzderivate 18,0 16,8 22,6 13,5 13,2 22,6 26,0 24,0 25,3

Sonstige Forderungen 824,3 893,3 868,6 859,8 866,4 868,6 911,4 937,8 934,9

Insgesamt 3 400,9 3 678,9 3 792,2 3 631,0 3 725,7 3 792,2 4 061,1 4 018,1 3 952,1

Verbindlichkeiten

Schuldverschreibungen insgesamt 130,9 138,9 150,9 138,0 143,1 150,9 159,5 157,2 158,1

kurzfristige Schuldverschreibungen 14,6 13,4 1,8 4,4 2,7 1,8 2,3 2,3 3,3
langfristige Schuldverschreibungen 116,3 125,4 149,1 133,6 140,4 149,1 157,1 154,9 154,8

nachrichtlich:

Schuldverschreibungen inländischer Sektoren . 51,1 60,0 57,4 58,5 60,0 63,3 63,7 62,0
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 4,7 4,6 5,0 4,7 4,6 4,1 4,5 4,2
finanzielle Kapitalgesellschaften . 30,8 39,6 36,1 37,7 39,6 42,7 43,8 42,6
Staat . 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1
Private Haushalte . 15,6 15,8 16,2 16,0 15,8 16,4 15,3 15,2

Schuldverschreibungen des Auslands . 87,8 90,9 80,6 84,6 90,9 96,2 93,5 96,1

Kredite insgesamt 1 326,1 1 415,4 1 409,0 1 452,1 1 435,5 1 409,0 1 453,4 1 472,5 1 469,9

kurzfristige Kredite 429,1 486,7 480,1 511,8 501,3 480,1 506,6 521,1 515,0
langfristige Kredite 897,0 928,7 928,9 940,3 934,2 928,9 946,8 951,4 954,9

nachrichtlich:

Kredite von inländischen Sektoren 1 049,5 1 101,1 1 111,2 1 134,7 1 125,3 1 111,2 1 138,5 1 146,2 1 145,5
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften 197,6 227,4 247,2 228,9 233,8 247,2 246,9 245,5 248,5
finanzielle Kapitalgesellschaften 805,7 811,8 810,1 838,0 832,6 810,1 831,7 841,4 840,0
Staat 46,3 61,9 54,0 67,8 59,0 54,0 59,9 59,3 57,0

Kredite aus dem Ausland 276,7 314,3 297,9 317,5 310,1 297,9 314,9 326,3 324,5

Anteilsrechte insgesamt 2 127,9 2 433,5 2 535,1 2 464,9 2 425,1 2 535,1 2 852,3 2 707,6 2 476,6

Börsennotierte Aktien inländischer Sektoren . 571,9 557,7 572,9 542,1 557,7 651,4 597,2 539,4
nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 269,8 252,2 260,5 248,9 252,2 283,1 267,4 233,2
finanzielle Kapitalgesellschaften . 120,3 121,6 125,6 116,7 121,6 152,0 131,5 118,7
Staat . 35,2 35,2 35,6 34,1 35,2 42,9 39,5 41,1
Private Haushalte . 146,6 148,7 151,2 142,4 148,7 173,4 158,8 146,5

Börsennotierte Aktien des Auslands . 670,8 732,2 693,0 674,9 732,2 869,7 817,5 705,4

Übrige Anteilsrechte 1) 1 132,8 1 190,9 1 245,2 1 198,9 1 208,1 1 245,2 1 331,2 1 292,9 1 231,8

Versicherungstechnische Rückstellungen 237,6 243,9 249,9 246,9 248,4 249,9 251,5 253,0 254,5

Finanzderivate und Mitarbeiteraktienoptionen 40,2 37,3 54,0 42,0 44,4 54,0 63,9 46,6 44,7

Sonstige Verbindlichkeiten 951,9 971,4 1 001,9 949,5 977,7 1 001,9 1 047,9 1 036,2 1 039,8

Insgesamt 4 814,5 5 240,3 5 400,9 5 293,4 5 274,1 5 400,9 5 828,4 5 673,0 5 443,6

  1 Einschl. nichtbörsennotierte Aktien und sonstige Anteilsrechte. 
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3. Geldvermögensbildung und Außenfinanzierung der privaten Haushalte (unkonsolidiert)
  
  
  Mrd €

2014 2015 

Positionen 2012 2013 2014 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj.

  Geldvermögensbildung

Bargeld und Einlagen 75,38 63,95 85,85 20,39 16,47 40,26 14,63 31,14 8,52

Bargeld 0,91 8,16 15,65 4,57 3,32 6,95 4,14 7,19 3,04

Einlagen insgesamt 74,47 55,79 70,20 15,81 13,15 33,32 10,49 23,96 5,48

Sichteinlagen 90,08 89,41 73,84 19,91 11,88 33,62 19,30 34,43 15,01

Termineinlagen − 5,21 − 9,78 8,76 1,31 0,94 4,14 − 2,32 − 3,12 − 4,21

Spareinlagen einschl. Sparbriefe − 10,39 − 23,85 − 12,41 − 5,42 0,33 − 4,44 − 6,49 − 7,35 − 5,32

Schuldverschreibungen insgesamt − 17,39 − 17,81 − 18,00 − 2,52 − 7,47 − 5,89 − 7,38 − 5,09 − 1,87

kurzfristige Schuldverschreibungen − 0,26 − 0,36 − 0,67 − 0,08 − 0,39 − 0,32 0,29 0,31 0,28
langfristige Schuldverschreibungen − 17,13 − 17,45 − 17,33 − 2,44 − 7,09 − 5,57 − 7,66 − 5,40 − 2,14

nachrichtlich:
Schuldverschreibungen inländischer Sektoren . − 14,86 − 15,08 − 2,64 − 5,92 − 4,25 − 4,76 − 2,98 − 0,16

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 1,24 0,02 0,27 − 0,11 − 0,23 0,21 0,23 0,02
finanzielle Kapitalgesellschaften . − 12,46 − 12,52 − 2,25 − 4,92 − 3,58 − 4,05 − 2,40 0,44
Staat . − 3,64 − 2,58 − 0,65 − 0,89 − 0,44 − 0,91 − 0,81 − 0,61

Schuldverschreibungen des Auslands . − 2,94 − 2,93 0,12 − 1,56 − 1,64 − 2,62 − 2,11 − 1,71

Anteilsrechte und Anteile an Investmentfonds − 3,51 9,63 36,87 10,69 7,55 10,43 4,53 10,53 16,85

Anteilsrechte insgesamt − 0,08 − 0,41 12,17 3,79 1,00 3,95 − 6,26 2,87 11,73

Börsennotierte Aktien inländischer Sektoren . − 5,63 4,61 2,07 0,25 1,79 − 6,53 1,13 6,67

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . − 5,29 2,69 0,44 0,85 1,55 − 5,50 0,49 6,03
finanzielle Kapitalgesellschaften . − 0,35 1,93 − 2,64 − 5,92 − 4,25 − 1,03 0,64 0,64

Börsennotierte Aktien des Auslands . 2,99 3,70 0,65 0,08 1,06 0,66 0,80 3,00

Übrige Anteilsrechte 1) 2,58 2,24 3,86 1,06 0,68 1,10 − 0,39 0,95 2,07

Anteile an Investmentfonds − 3,42 10,04 24,70 6,91 6,55 6,49 10,79 7,66 5,12

Geldmarktfonds 0,46 − 0,30 − 0,34 − 0,16 − 0,10 0,12 − 0,16 − 0,02 − 0,10
Sonstige Investmentfonds − 3,88 10,34 25,04 7,07 6,65 6,37 10,95 7,68 5,22

Ansprüche privater Haushalte aus
Rückstellungen bei Nichtlebensversicherungen
sowie aus Forderungen im Rahmen
standardisierter Garantien 22,62 26,02 22,96 5,64 5,20 5,48 4,20 4,20 4,15

Ansprüche privater Haushalte aus
Rückstellungen bei Lebensversicherungen 26,68 29,45 29,55 6,27 4,96 7,80 13,03 8,15 4,83

Ansprüche aus Rückstellungen bei
Alterssicherungssystemen, Ansprüche von
Alterssicherungssystemen an die Träger von
Alterssicherungssystemen und auf andere
Leistungen als Alterssicherungsleistungen 27,39 19,39 19,90 4,23 2,73 4,97 9,66 4,95 6,95

Finanzderivate und Mitarbeiteraktienoptionen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Sonstige Forderungen 2) 15,54 11,93 − 23,85 − 9,09 3,44 − 23,38 12,95 − 9,56 0,17

Insgesamt 146,72 142,56 153,26 35,62 32,88 39,68 51,62 44,33 39,61

  Außenfinanzierung

Kredite insgesamt 15,65 11,96 19,33 5,93 9,18 4,20 3,59 11,78 14,56

kurzfristige Kredite − 1,16 − 3,31 − 1,98 0,50 − 1,26 − 2,04 1,00 − 1,26 − 1,51
langfristige Kredite 16,81 15,27 21,31 5,43 10,44 6,24 2,59 13,04 16,07

nachrichtlich:
Wohnungsbaukredite 18,59 18,89 23,60 5,75 9,10 8,35 2,30 10,24 13,76
Konsumentenkredite − 0,99 − 0,30 1,21 0,13 1,33 − 1,71 1,57 2,15 1,40
Gewerbliche Kredite − 1,95 − 6,64 − 5,49 0,04 − 1,25 − 2,44 − 0,29 − 0,61 − 0,60

nachrichtlich:
Kredite von Monetären Finanzinstituten 15,17 12,60 18,87 6,10 9,60 4,17 3,27 11,60 15,09
Kredite von sonstigen Finanzinstituten 0,48 − 0,60 0,45 − 0,17 − 0,42 0,03 0,32 0,18 − 0,53
Kredite vom Staat und Ausland 0,00 − 0,05 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Finanzderivate 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Sonstige Verbindlichkeiten 1,36 − 0,01 − 0,12 − 0,02 0,30 − 0,59 0,34 0,05 − 0,01

Insgesamt 17,01 11,94 19,20 5,91 9,48 3,61 3,93 11,82 14,55

 1 Einschl. nichtbörsennotierte Aktien und sonstige Anteilsrechte. 2 Einschl. verzins-   
lich angesammelte Überschussanteile bei Versicherungen.   
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4. Geldvermögen und Verbindlichkeiten der privaten Haushalte (unkonsolidiert)
  
  
  Stand am Jahres- bzw. Quartalsende; Mrd €

2014 2015 

Positionen 2012 2013 2014 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj.

  Geldvermögen

Bargeld und Einlagen 1 848,7 1 912,4 1 998,0 1 941,2 1 957,7 1 998,0 2 014,3 2 045,4 2 054,0

Bargeld 105,5 113,6 129,3 119,0 122,3 129,3 133,4 140,6 143,6

Einlagen insgesamt 1 743,2 1 798,8 1 868,7 1 822,2 1 835,4 1 868,7 1 880,9 1 904,8 1 910,3

Sichteinlagen 818,3 907,8 981,4 935,9 947,8 981,4 1 000,6 1 035,1 1 050,1

Termineinlagen 255,9 245,9 254,7 249,5 250,5 254,7 254,0 250,9 246,4

Spareinlagen einschl. Sparbriefe 669,0 645,1 632,7 636,8 637,1 632,7 626,2 618,9 613,8

Schuldverschreibungen insgesamt 200,1 179,0 162,2 176,4 168,9 162,2 156,8 149,2 144,0

kurzfristige Schuldverschreibungen 3,1 2,7 2,1 2,8 2,4 2,1 2,4 2,7 3,0
langfristige Schuldverschreibungen 197,0 176,3 160,1 173,6 166,5 160,1 154,3 146,5 141,0

nachrichtlich:
Schuldverschreibungen inländischer Sektoren . 116,9 102,4 112,9 107,1 102,4 98,6 94,3 92,2

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 14,2 14,1 14,7 14,5 14,1 14,8 13,7 13,5
finanzielle Kapitalgesellschaften . 90,7 78,7 87,4 82,6 78,7 75,1 72,9 71,5
Staat . 12,0 9,6 10,9 10,0 9,6 8,7 7,8 7,1

Schuldverschreibungen des Auslands . 62,0 59,8 63,4 61,8 59,8 58,2 54,9 51,8

Anteilsrechte und Anteile an Investmentfonds 820,2 885,9 951,4 923,4 928,9 951,4 1 051,1 1 018,4 982,1

Anteilsrechte insgesamt 446,8 487,6 508,9 502,8 497,2 508,9 563,4 537,0 518,3

Börsennotierte Aktien inländischer Sektoren . 167,4 169,7 171,5 163,0 169,7 197,9 179,6 168,4

nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . 140,4 142,1 144,9 136,2 142,1 165,4 151,1 140,2
finanzielle Kapitalgesellschaften . 26,9 27,6 26,6 26,9 27,6 32,5 28,5 28,2

Börsennotierte Aktien des Auslands . 55,8 64,0 60,6 63,2 64,0 74,6 71,7 67,9

Übrige Anteilsrechte 1) 255,7 264,4 275,3 270,7 271,0 275,3 290,9 285,7 282,0

Anteile an Investmentfonds 373,4 398,3 442,5 420,6 431,7 442,5 487,7 481,3 463,8

Geldmarktfonds 23,7 4,4 4,0 4,1 4,0 4,0 3,8 3,8 3,7
Sonstige Investmentfonds 349,7 393,8 438,5 416,5 427,7 438,5 483,8 477,5 460,1

Ansprüche privater Haushalte aus
Rückstellungen bei Nichtlebensversicherungen
sowie aus Forderungen im Rahmen
standardisierter Garantien 273,3 291,3 307,3 299,5 303,6 307,3 311,5 315,7 319,8

Ansprüche privater Haushalte aus
Rückstellungen bei Lebensversicherungen 809,1 847,3 885,6 869,7 876,0 885,6 899,7 908,5 913,6

Ansprüche aus Rückstellungen bei
Alterssicherungssystemen, Ansprüche von
Alterssicherungssystemen an die Träger von
Alterssicherungssystemen und auf andere
Leistungen als Alterssicherungsleistungen 677,1 708,3 740,0 723,0 728,8 740,0 749,6 754,6 761,5

Finanzderivate und Mitarbeiteraktienoptionen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Sonstige Forderungen 2) 37,1 36,7 35,8 36,4 36,0 35,8 35,6 35,5 35,1

Insgesamt 4 665,5 4 860,9 5 080,3 4 969,6 4 999,9 5 080,3 5 218,5 5 227,2 5 210,1

  Verbindlichkeiten

Kredite insgesamt 1 538,5 1 549,6 1 569,2 1 555,5 1 564,7 1 569,2 1 571,6 1 583,2 1 597,3

kurzfristige Kredite 71,5 66,4 64,6 67,7 66,5 64,6 65,6 64,1 62,6
langfristige Kredite 1 467,0 1 483,2 1 504,7 1 487,8 1 498,3 1 504,7 1 506,0 1 519,1 1 534,7

nachrichtlich:
Wohnungsbaukredite 1 072,7 1 092,9 1 116,8 1 099,1 1 108,9 1 116,8 1 119,1 1 129,5 1 143,0
Konsumentenkredite 194,3 188,7 188,9 189,9 190,6 188,9 189,2 191,2 192,2
Gewerbliche Kredite 271,4 268,0 263,6 266,5 265,2 263,6 263,3 262,5 262,1

nachrichtlich:
Kredite von Monetären Finanzinstituten 1 446,6 1 458,4 1 477,6 1 463,5 1 473,1 1 477,6 1 479,6 1 491,0 1 505,7
Kredite von sonstigen Finanzinstituten 91,8 91,2 91,7 92,1 91,7 91,7 92,0 92,2 91,6
Kredite vom Staat und Ausland 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Finanzderivate 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Sonstige Verbindlichkeiten 14,9 15,0 14,9 15,9 16,7 14,9 16,3 16,1 16,2

Insgesamt 1 553,4 1 564,6 1 584,2 1 571,4 1 581,4 1 584,2 1 587,9 1 599,2 1 613,5

 1 Einschl. nichtbörsennotierte Aktien und sonstige Anteilsrechte. 2 Einschl. verzins-   
lich angesammelte Überschussanteile bei Versicherungen.   
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X. Öffentliche Finanzen in Deutschland
 
1. Gesamtstaat: Defizit und Schuldenstand in Maastricht-Abgrenzung
 
 
 

Sozialver- Sozialver-
Gesamtstaat Bund Länder Gemeinden sicherungen Gesamtstaat Bund Länder Gemeinden sicherungen

Zeit Mrd € in % des BIP

Finanzierungssaldo 1)

2009 − 79,6 − 40,5 − 19,5 − 5,1 − 14,4 − 3,2 − 1,6 − 0,8 − 0,2 − 0,6

2010 − 108,9 − 84,1 − 20,6 − 8,1 + 3,8 − 4,2 − 3,3 − 0,8 − 0,3 + 0,1
2011 − 25,9 − 29,4 − 11,4 − 0,3 + 15,3 − 1,0 − 1,1 − 0,4 − 0,0 + 0,6
2012 p) − 2,4 − 16,3 − 7,3 + 2,9 + 18,3 − 0,1 − 0,6 − 0,3 + 0,1 + 0,7
2013 p) − 3,1 − 7,7 − 3,1 + 2,3 + 5,3 − 0,1 − 0,3 − 0,1 + 0,1 + 0,2
2014 p) + 8,9 + 8,6 − 0,6 − 2,4 + 3,4 + 0,3 + 0,3 − 0,0 − 0,1 + 0,1

2015 ts) + 19,4 + 10,3 + 0,4 + 3,9 + 4,8 + 0,6 + 0,3 + 0,0 + 0,1 + 0,2

2014         1.Hj. p) + 11,1 + 1,7 − 0,7 + 3,5 + 6,5 + 0,8 + 0,1 − 0,0 + 0,2 + 0,5
         2.Hj. p) − 2,2 + 6,9 + 0,1 − 5,9 − 3,2 − 0,1 + 0,5 + 0,0 − 0,4 − 0,2

2015         1.Hj. ts) + 14,8 + 2,7 + 2,6 + 5,5 + 4,1 + 1,0 + 0,2 + 0,2 + 0,4 + 0,3
         2.Hj. ts) + 4,5 + 7,6 − 2,2 − 1,6 + 0,8 + 0,3 + 0,5 − 0,1 − 0,1 + 0,1

Schuldenstand 2) Stand am Jahres- bzw. Quartalsende

2009 1 783,7 1 079,7 585,3 133,3 1,3 72,5 43,9 23,8 5,4 0,1

2010 2 090,0 1 332,2 631,5 142,8 1,3 81,0 51,6 24,5 5,5 0,1
2011 2 118,5 1 341,5 646,6 146,7 1,3 78,4 49,6 23,9 5,4 0,0
2012 p) 2 195,8 1 386,2 675,2 150,8 1,2 79,7 50,3 24,5 5,5 0,0
2013 p) 2 181,9 1 389,5 656,4 153,4 1,3 77,4 49,3 23,3 5,4 0,0
2014 p) 2 184,3 1 396,4 649,6 154,7 1,4 74,9 47,9 22,3 5,3 0,0

2014         1.Vj. p) 2 171,0 1 386,7 648,6 153,2 1,2 76,1 48,6 22,7 5,4 0,0
         2.Vj. p) 2 179,0 1 395,3 647,6 154,1 1,1 75,9 48,6 22,6 5,4 0,0
         3.Vj. p) 2 180,2 1 391,4 650,2 154,5 1,1 75,4 48,1 22,5 5,3 0,0
         4.Vj. p) 2 184,3 1 396,4 649,6 154,7 1,4 74,9 47,9 22,3 5,3 0,0

2015         1.Vj. p) 2 183,9 1 397,8 650,9 156,1 1,4 74,3 47,6 22,1 5,3 0,0
         2.Vj. p) 2 150,0 1 380,7 631,5 155,7 1,4 72,5 46,6 21,3 5,2 0,0
         3.Vj. p) 2 152,0 1 374,7 640,1 156,1 1,5 71,9 45,9 21,4 5,2 0,0

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. 1 Der Finanzierungssaldo % des BIP sind auf die Wirtschaftsleistung der vier vorangegangenen Quartale bezo-
gemäß ESVG 2010 entspricht der Maastricht-Abgrenzung. 2 Vierteljahresangaben in gen. 

 
 
2. Gesamtstaat: Einnahmen, Ausgaben und Finanzierungssaldo in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen *)

 
 
 

Einnahmen Ausgaben

davon: davon: Nach-
richtlich:

Arbeit- Brutto- Finan- Fiskalische
Sozial- Sozial- nehmer- investi- zierungs- Belastung

Zeit insgesamt Steuern beiträge sonstige insgesamt leistungen entgelte Zinsen tionen sonstige saldo insgesamt 1)

Mrd €
2009 1 090,9 554,7 415,6 120,6 1 170,5 624,8 197,8 65,0 58,3 224,6 − 79,6 974,3

2010 1 110,3 556,2 426,2 127,9 1 219,2 634,5 203,5 63,9 59,4 258,0 − 108,9 986,5
2011 1 182,7 598,8 442,3 141,7 1 208,6 633,9 208,6 67,5 61,4 237,2 − 25,9 1 045,6
2012 p) 1 222,1 623,9 454,2 144,0 1 224,5 644,4 212,9 63,1 62,2 241,9 − 2,4 1 082,6
2013 p) 1 252,5 642,0 464,9 145,5 1 255,6 665,7 218,6 56,0 63,5 251,7 − 3,1 1 111,3
2014 p) 1 299,6 665,1 481,9 152,6 1 290,7 691,1 224,6 51,5 63,2 260,3 + 8,9 1 151,5

2015 ts) 1 350,0 697,2 501,2 151,7 1 330,6 721,6 230,7 48,5 65,9 263,8 + 19,4 1 203,7

in % des BIP
2009 44,3 22,5 16,9 4,9 47,6 25,4 8,0 2,6 2,4 9,1 − 3,2 39,6

2010 43,0 21,6 16,5 5,0 47,3 24,6 7,9 2,5 2,3 10,0 − 4,2 38,2
2011 43,8 22,2 16,4 5,2 44,7 23,4 7,7 2,5 2,3 8,8 − 1,0 38,7
2012 p) 44,4 22,6 16,5 5,2 44,4 23,4 7,7 2,3 2,3 8,8 − 0,1 39,3
2013 p) 44,4 22,8 16,5 5,2 44,5 23,6 7,8 2,0 2,3 8,9 − 0,1 39,4
2014 p) 44,6 22,8 16,5 5,2 44,3 23,7 7,7 1,8 2,2 8,9 + 0,3 39,5

2015 ts) 44,6 23,0 16,6 5,0 44,0 23,8 7,6 1,6 2,2 8,7 + 0,6 39,8

Zuwachsraten in %
2009 − 1,9 − 5,3 + 0,8 + 6,4 + 4,9 + 5,5 + 4,6 − 5,1 + 10,7 + 5,1 . − 2,9

2010 + 1,8 + 0,3 + 2,5 + 6,1 + 4,2 + 1,5 + 2,9 − 1,7 + 1,9 + 14,8 . + 1,3
2011 + 6,5 + 7,7 + 3,8 + 10,7 − 0,9 − 0,1 + 2,5 + 5,7 + 3,3 − 8,1 . + 6,0
2012 p) + 3,3 + 4,2 + 2,7 + 1,6 + 1,3 + 1,7 + 2,0 − 6,5 + 1,4 + 2,0 . + 3,5
2013 p) + 2,5 + 2,9 + 2,4 + 1,1 + 2,5 + 3,3 + 2,7 − 11,2 + 2,1 + 4,0 . + 2,6
2014 p) + 3,8 + 3,6 + 3,7 + 4,9 + 2,8 + 3,8 + 2,7 − 8,1 − 0,5 + 3,4 . + 3,6

2015 ts) + 3,9 + 4,8 + 4,0 − 0,6 + 3,1 + 4,4 + 2,7 − 5,7 + 4,2 + 1,4 . + 4,5

Quelle: Statistisches Bundesamt. * Ergebnisse gemäß ESVG 2010. 1 Steuern und So-                                                      
zialbeiträge zzgl. Zöllen. 
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3. Gesamtstaat: Haushaltsentwicklung (Finanzstatistik)
 
 
Mrd €

Öffentliche Haushalte
Gebietskörperschaften 1) Sozialversicherungen 2) insgesamt

Einnahmen Ausgaben

darunter: darunter: 3)

Finan- Finan-
zielle Per- zielle
Trans- sonal- Laufen- Zins- Sach- Trans-

ins- aktio- ins- aus- de Zu- aus- investi- aktio- Einnah- Aus- Ein- Aus-
Zeit gesamt 4) Steuern nen 5) gaben schüsse gaben tionen nen 5) Saldo men 6) gaben Saldo nahmen gaben Saldogesamt 4)

2009 623,0 524,0 7,1 713,1 187,1 286,6 63,4 38,6 34,8 − 90,1 492,1 506,0 − 14,0 1 013,4 1 117,5 − 104,0

2010 634,7 530,6 7,9 713,6 190,7 308,5 57,7 39,7 11,4 − 78,9 516,5 512,9 + 3,7 1 033,7 1 108,9 − 75,2

2011 689,6 573,4 22,8 711,6 194,3 301,3 56,8 38,5 13,7 − 22,0 526,3 511,3 + 15,0 1 104,2 1 111,2 − 7,0

2012 p) 745,0 600,0 14,7 770,2 218,8 285,2 69,9 42,6 25,5 − 25,2 536,2 518,9 + 17,3 1 171,1 1 179,0 − 7,9

2013 p) 761,8 619,7 14,7 773,6 225,3 286,9 65,7 42,8 23,5 − 11,8 536,7 532,0 + 4,7 1 198,1 1 205,2 − 7,0

2014 p) 791,8 643,6 11,3 786,7 235,9 293,1 57,1 45,9 17,6 + 5,1 554,5 551,0 + 3,5 1 245,2 1 236,6 + 8,6

2013         1.Vj. p) 178,0 148,6 2,6 187,8 53,7 74,9 22,5 6,0 2,9 − 9,8 128,5 132,3 − 3,8 281,3 294,9 − 13,6

         2.Vj. p) 193,8 155,3 4,8 185,0 54,7 68,7 14,2 8,5 8,0 + 8,8 133,1 132,6 + 0,5 302,0 292,7 + 9,4

         3.Vj. p) 183,8 151,8 2,4 192,3 55,2 70,9 20,1 11,6 3,2 − 8,5 131,6 132,6 − 1,0 290,4 299,9 − 9,5

         4.Vj. p) 204,7 164,2 4,6 207,5 60,8 71,0 10,0 15,4 8,3 − 2,8 142,7 134,2 + 8,5 321,9 316,2 + 5,7

2014         1.Vj. p) 188,1 153,6 2,0 193,8 56,7 77,8 20,1 7,8 2,3 − 5,7 132,8 136,1 − 3,3 295,9 304,9 − 8,9

         2.Vj. p) 193,2 157,4 2,2 188,3 56,9 71,9 9,8 9,8 8,2 + 4,9 136,4 135,8 + 0,6 304,6 299,1 + 5,5

         3.Vj. p) 192,2 157,5 3,4 193,6 57,0 71,2 17,7 11,3 4,0 − 1,4 136,3 137,4 − 1,1 303,1 305,6 − 2,5

         4.Vj. p) 219,1 174,9 3,5 211,9 65,4 73,6 9,5 16,5 3,1 + 7,2 148,3 141,5 + 6,8 341,7 327,7 + 14,0

2015         1.Vj. p) 196,0 160,9 2,4 198,8 58,5 80,5 18,4 7,7 2,5 − 2,8 137,3 142,8 − 5,4 307,6 315,8 − 8,2

         2.Vj. p) 207,9 167,7 1,5 185,3 59,4 73,3 7,2 9,2 3,0 + 22,7 142,4 142,3 + 0,1 324,6 301,8 + 22,8

Quelle: Eigene Berechnung unter Verwendung von Angaben des Statistischen Bundes- ren stets um vorläufige Angaben handelt. Vierteljahresangaben bei einzelnen Versiche-
amtes. 1 Jahresangaben gemäß den Rechnungsergebnissen des Statistischen Bundes- rungszweigen geschätzt. 3 Die Entwicklungen bei den ausgewiesenen Ausgabenar-
amtes. Eigene Zuschätzungen für die noch nicht vorliegenden Berichtsjahre nach ten werden teilweise durch statistische Umstellungen beeinflusst. 4 Einschl. Differen-
2011. Die Vierteljahresangaben enthalten zwar nicht die in den Rechnungsergebnis- zen im Verrechnungsverkehr zwischen den Gebietskörperschaften. 5 Auf der Einnah-
sen einbezogenen Zweckverbände, dafür aber zahlreiche weitere Extrahaushalte, die menseite beinhaltet dies als Beteiligungsveräußerungen und als Darlehensrückflüsse
dem Staatssektor in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu- verbuchte Erlöse, auf der Ausgabenseite Beteiligungserwerbe und Darlehensverga-
zurechnen sind. Ab 2012 auch einschl. Bad Bank FMSW. 2 Die Jahresergebnisse wei- ben. 6 Einschl. der Liquiditätshilfen des Bundes an die Bundesagentur für Arbeit. 
chen darüber hinaus von der Summe der Vierteljahreszahlen ab, da es sich bei Letzte-

4. Gebietskörperschaften: Haushaltsentwicklung von Bund, Ländern und Gemeinden (Finanzstatistik)
 
 
Mrd €

Bund Länder 2) 3) Gemeinden 3)

Zeit Einnahmen 1) Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo Einnahmen Ausgaben Saldo

2009 282,6 317,1 − 34,5 260,1 287,1 − 26,9 170,8 178,3 − 7,5

2010 288,7 333,1 − 44,4 266,8 287,3 − 20,5 175,4 182,3 − 6,9

2011 307,1 324,9 − 17,7 286,5 295,9 − 9,4 183,9 184,9 − 1,0

2012 p) 312,5 335,3 − 22,8 311,0 316,1 − 5,1 200,0 198,5 + 1,5

2013 p) 313,2 335,6 − 22,4 324,3 323,9 + 0,4 207,6 206,3 + 1,3

2014 p) 322,9 323,2 − 0,3 337,9 335,8 + 2,0 218,8 219,0 − 0,2

2013         1.Vj. p) 66,9 79,9 − 13,0 77,4 77,9 − 0,5 42,1 46,4 − 4,3

         2.Vj. p) 78,7 77,8 + 0,9 81,5 78,1 + 3,3 51,7 48,4 + 3,4

         3.Vj. p) 77,4 85,2 − 7,8 78,7 78,9 − 0,2 51,5 52,1 − 0,5

         4.Vj. p) 90,2 92,7 − 2,5 85,8 88,6 − 2,9 60,3 57,9 + 2,4

2014         1.Vj. p) 69,8 80,4 − 10,6 80,3 81,0 − 0,7 45,1 49,9 − 4,8

         2.Vj. p) 77,7 76,7 + 0,9 82,3 80,4 + 1,9 54,9 52,2 + 2,7

         3.Vj. p) 82,5 85,3 − 2,9 82,7 80,4 + 2,3 53,9 54,5 − 0,6

         4.Vj. p) 92,9 80,8 + 12,2 92,0 94,0 − 2,0 63,2 61,2 + 2,0

2015         1.Vj. p) 74,4 81,6 − 7,1 84,2 84,5 − 0,3 46,3 52,1 − 5,8

         2.Vj. p) 86,5 72,6 + 13,9 87,0 83,6 + 3,4 57,5 53,2 + 4,3

         3.Vj. p) 85,9 89,0 − 3,2 87,8 84,2 + 3,6 58,1 56,5 + 1,6

Quelle: Eigene Berechnung unter Verwendung von Angaben des Statistischen Bundes- zum Staatssektor zählenden Extrahaushalte, bis einschl. 2013 ohne Zweckverbände.
amtes. 1 Soweit die Gewinnabführung der Bundesbank nach Überschreiten eines Jahresangaben bis einschl. 2011 ohne Extrahaushalte, aber mit Zweckverbänden und
Schwellenwerts bei Sondervermögen des Bundes zur Schuldentilgung eingesetzt Sonderrechnungen gemäß den Rechnungsergebnissen des Statistischen Bundesam-
wird, bleibt sie hier unberücksichtigt. 2 Einschl. der Kommunalebene der Stadtstaa- tes, für die Folgejahre eigene Zuschätzungen. 
ten. 3 Für Länder ab 2011, für Gemeinden ab 2012 Quartalsdaten der Kern- und der
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5. Gebietskörperschaften: Steuereinnahmen
 
 
Mio €

Bund, Länder und Europäische Union
Nachrichtlich:

Saldo nicht Im Bundeshaus-
Europäische verrechneter halt abgesetzte

Zeit Insgesamt zusammen Bund 1) Länder 1) Union 2) Gemeinden 3) Steueranteile 4) Beträge 5)

2009 524 000 455 615 252 842 182 273 20 501 68 419 − 34 24 846

2010 530 587 460 230 254 537 181 326 24 367 70 385 − 28 28 726

2011 573 352 496 738 276 598 195 676 24 464 76 570 + 43 28 615

2012 600 046 518 963 284 801 207 846 26 316 81 184 − 101 28 498

2013 619 708 535 173 287 641 216 430 31 101 84 274 + 262 27 775

2014 643 624 556 008 298 518 226 504 30 986 87 418 + 198 27 772

2015 ... 580 485 308 849 240 698 30 938 ... ... 27 241

2014         1.Vj. 153 971 130 986 64 962 54 529 11 495 15 287 + 7 698 6 638

         2.Vj. 158 118 135 358 72 082 56 178 7 098 23 160 − 400 6 803

         3.Vj. 156 886 135 698 75 711 55 194 4 794 21 380 − 192 7 577

         4.Vj. 174 650 153 966 85 763 60 603 7 599 27 592 − 6 908 6 754

2015         1.Vj. 161 068 137 183 68 215 57 237 11 731 15 722 + 8 163 6 433

         2.Vj. 167 763 143 248 76 762 59 298 7 188 24 814 − 299 6 633

         3.Vj. 166 468 143 854 79 783 59 551 4 520 23 006 − 392 7 558

         4.Vj. ... 156 200 84 089 64 613 7 499 ... ... 6 618

2015         Jan. . 40 311 20 274 17 461 2 576 . . 2 144

2016         Jan. . 41 830 22 631 18 626 573 . . 2 163

Quellen: Bundesministerium der Finanzen, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnun- des verbuchten Mehrwertsteuer- und Bruttonationaleinkommen-Eigenmit-
gen. 1 Vor Abzug bzw. Zusetzung der vom Bund an die Länder überwiesenen Bundes- tel. 3 Einschl. Gemeindesteuern der Stadtstaaten. Inklusive Einnahmen aus Off-
ergänzungszuweisungen (BEZ), Anteile am Energiesteueraufkommen, Kompensation shore-Windparks. 4 Differenz zwischen dem in der betreffenden Periode bei den Län-
für die Übertragung der Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund und Konsolidierungshil- derkassen eingegangenen Gemeindeanteil an den gemeinschaftlichen Steuern (s. hier-
fen. Zum Umfang dieser im Bundeshaushalt von den Steuereinnahmen abgesetzten zu Tabelle X. 6) und den im gleichen Zeitraum an die Gemeinden weitergeleiteten Be-
Beträge siehe letzte Spalte. 2 Zölle sowie die zulasten der Steuereinnahmen des Bun- trägen. 5 Umfang der in Fußnote 1 genannten Positionen. 

 
 
6. Bund, Länder und EU: Steuereinnahmen nach Arten
 
 
Mio €

Gemeinschaftliche Steuern Nach-
richtlich:

Einkommensteuern 2) Steuern vom Umsatz 5) Gemein-
deanteil

Ver- Ge- an den
anlagte werbe- gemein-
Ein- Körper- Kapital- Einfuhr- steuer- Bundes- schaft-

zu- Lohn- kommen- schaft- ertrag- zu- Umsatz- umsatz- umla- steuern Länder- EU- lichen
Zeit Insgesamt 1) sammen steuer 3) steuer steuer steuer 4) sammen steuer steuer gen 6) 7) steuern 7) Zölle Steuern

2009 484 880 193 684 135 165 26 430 7 173 24 916 176 991 141 907 35 084 4 908 89 318 16 375 3 604 29 265

2010 488 731 192 816 127 904 31 179 12 041 21 691 180 042 136 459 43 582 5 925 93 426 12 146 4 378 28 501

2011 527 255 213 534 139 749 31 996 15 634 26 155 190 033 138 957 51 076 6 888 99 133 13 095 4 571 30 517

2012 551 785 231 555 149 065 37 262 16 934 28 294 194 635 142 439 52 196 7 137 99 794 14 201 4 462 32 822

2013 570 213 245 909 158 198 42 280 19 508 25 923 196 843 148 315 48 528 7 053 100 454 15 723 4 231 35 040

2014 593 039 258 875 167 983 45 613 20 044 25 236 203 110 154 228 48 883 7 142 101 804 17 556 4 552 37 031

2015 620 287 273 258 178 891 48 580 19 583 26 204 209 921 159 015 50 905 7 407 104 204 20 339 5 159 39 802

2014         1.Vj. 140 035 62 941 39 035 11 808 5 610 6 487 50 533 38 904 11 629 134 20 893 4 481 1 053 9 049

         2.Vj. 144 418 65 233 40 767 11 963 5 068 7 435 49 166 37 194 11 972 1 785 22 874 4 318 1 042 9 059

         3.Vj. 144 482 60 838 40 538 10 022 4 314 5 965 51 148 38 733 12 415 1 911 24 945 4 395 1 244 8 783

         4.Vj. 164 104 69 863 47 642 11 820 5 052 5 349 52 264 39 397 12 867 3 312 33 091 4 361 1 214 10 139

2015         1.Vj. 146 924 66 225 41 557 13 134 5 438 6 097 51 852 40 050 11 803 143 22 268 5 207 1 228 9 741

         2.Vj. 153 155 69 728 44 267 12 323 5 851 7 287 50 754 38 063 12 691 1 760 24 892 4 838 1 183 9 907

         3.Vj. 153 307 66 010 43 251 10 666 4 452 7 640 53 203 40 029 13 174 2 019 25 637 5 029 1 409 9 453

         4.Vj. 166 901 71 295 49 816 12 457 3 842 5 180 54 111 40 873 13 238 3 484 31 407 5 265 1 339 10 701

2015         Jan. 43 223 19 272 14 995 868 385 3 024 16 280 12 683 3 597 − 0 5 466 1 855 350 2 911

2016         Jan. 44 801 19 887 15 117 1 029 1 336 2 406 17 796 13 992 3 804 − 10 4 989 1 753 386 2 972

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen. 1 Im Gegensatz zur dergeld und Altersvorsorgezulage. 4 Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungser-
Summe in Tabelle X. 5 sind hier die Einnahmen aus der Gewerbesteuer (abzüglich der träge, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag. 5 Die häufiger angepasste Verteilung des
Umlagen), aus den Grundsteuern und aus sonstigen Gemeindesteuern sowie der Sal- Aufkommens auf Bund, Länder und Gemeinden ist in § 1 FAG geregelt. Aufkommens-
do nicht verrechneter Steueranteile nicht enthalten. 2 Aufkommensanteile von anteile von Bund/Ländern/Gemeinden (in %) für 2015: 52,3/45,5/2,2. Der EU-Anteil
Bund/Ländern/Gemeinden (in %): Lohn- und veranlagte Einkommensteuer geht vom Bundesanteil ab. 6 Anteile von Bund/Ländern (in %) für 2015:
42,5/42,5/15, Körperschaftsteuer und nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 50/50/-, 22,4/77,6. 7 Aufgliederung s. Tabelle X. 7. 
Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 44/44/12. 3 Nach Abzug von Kin-
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7. Bund, Länder und Gemeinden: Einzelsteuern

  
  
Mio €

Bundessteuern 1) Ländersteuern 1) Gemeindesteuern

darunter:
Kraft- Kraft-

Soli- Versi- fahr- Brannt- fahr- Grund- Erb-
Zeit Energie- Tabak- daritäts- cherung- zeug- Strom- wein- zeug- erwerb- schaft- sonstige ins- Gewerbe- Grund-

steuer steuer zuschlag steuer steuer 2) steuer abgaben sonstige steuer 2) steuer steuer 3) gesamt steuer 4) steuern

2009 39 822 13 366 11 927 10 548 3 803 6 278 2 101 1 473 4 398 4 857 4 550 2 571 44 028 32 421 10 936

2010 39 838 13 492 11 713 10 284 8 488 6 171 1 990 1 449 . 5 290 4 404 2 452 47 780 35 712 11 315

2011 40 036 14 414 12 781 10 755 8 422 7 247 2 149 3 329 . 6 366 4 246 2 484 52 984 40 424 11 674

2012 39 305 14 143 13 624 11 138 8 443 6 973 2 121 4 047 . 7 389 4 305 2 508 55 398 42 345 12 017

2013 39 364 13 820 14 378 11 553 8 490 7 009 2 102 3 737 . 8 394 4 633 2 696 56 549 43 027 12 377

2014 39 758 14 612 15 047 12 046 8 501 6 638 2 060 3 143 . 9 339 5 452 2 764 57 728 43 763 12 691

2015 39 594 14 921 15 930 12 419 8 805 6 593 2 070 3 872 . 11 249 6 290 2 801 ... ... ...

2014         1.Vj. 4 675 2 477 3 577 5 642 1 861 1 550 556 555 . 2 385 1 314 782 14 070 10 829 2 880

         2.Vj. 9 868 3 708 3 955 2 096 2 517 1 718 470 − 1 458 . 2 149 1 501 668 15 485 11 684 3 495

         3.Vj. 10 029 3 735 3 498 2 423 2 265 1 716 499 779 . 2 387 1 331 677 14 316 10 458 3 529

         4.Vj. 15 185 4 691 4 016 1 886 1 859 1 653 535 3 266 . 2 418 1 306 638 13 858 10 792 2 786

2015         1.Vj. 4 704 2 223 3 783 5 825 2 454 1 806 570 904 . 2 760 1 668 779 14 288 10 912 2 982

         2.Vj. 9 512 3 683 4 278 2 187 2 361 1 465 470 937 . 2 561 1 617 660 16 368 12 383 3 636

         3.Vj. 10 159 3 981 3 714 2 436 2 108 1 643 496 1 102 . 3 021 1 335 672 15 180 11 118 3 697

         4.Vj. 15 220 5 034 4 155 1 972 1 883 1 678 534 930 . 2 906 1 670 689 ... ... ...

2015         Jan. 246 513 1 079 1 218 1 057 621 189 542 . 875 751 229 . . .

2016         Jan. 241 556 1 105 1 213 921 588 195 171 . 1 062 463 229 . . .

Quellen: Bundesministerium der Finanzen, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnun- Zeit danach sind kassentechnisch bedingt. 3 Insbesondere Rennwett- und Lotteriesteu-
gen. 1 Für die Summe siehe Tabelle X. 6. 2 Ab dem 1. Juli 2009 steht das Aufkom- er sowie Biersteuer. 4 Inklusive Einnahmen aus Offshore-Windparks.   
men aus der Kraftfahrzeugsteuer dem Bund zu. Buchungen bei den Ländern in der

 
 
8. Deutsche Rentenversicherung: Haushaltsentwicklung sowie Vermögen *)

 
 
Mio €

Einnahmen 1) 2) Ausgaben 1) 2) Vermögen 1) 4)

darunter: darunter: Beteili-
Saldo der gungen, Nach-

Kranken- Ein- Darlehen richtlich:
Zahlun- versiche- nahmen und Verwal-

ins- gen des ins- rung der und Ein- Wertpa- Hypo- Grund- tungsver-
Zeit gesamt Beiträge 3) Bundes gesamt Renten Rentner Ausgaben insgesamt lagen 5) piere theken 6) stücke mögen

2009 244 689 169 183 74 313 244 478 208 475 14 431 + 211 16 821 16 614 23 64 120 4 525

2010 250 133 172 767 76 173 248 076 211 852 14 343 + 2 057 19 375 18 077 1 120 73 105 4 464

2011 254 968 177 424 76 200 250 241 212 602 15 015 + 4 727 24 965 22 241 2 519 88 117 4 379

2012 259 700 181 262 77 193 254 604 216 450 15 283 + 5 096 30 481 28 519 1 756 104 102 4 315

2013 260 166 181 991 77 067 258 268 219 560 15 528 + 1 898 33 114 29 193 3 701 119 100 4 250

2014 269 115 189 080 78 940 265 949 226 204 15 978 + 3 166 36 462 32 905 3 317 146 94 4 263

2015 p) 275 555 194 511 79 947 277 370 236 954 16 698 − 1 815 35 574 32 794 2 506 158 117 4 242

2013         1.Vj. 62 211 42 779 19 173 64 193 54 940 3 871 − 1 982 28 616 26 044 2 356 106 110 4 292

         2.Vj. 64 751 45 399 19 090 64 188 54 660 3 858 + 563 29 380 26 938 2 221 111 110 4 294

         3.Vj. 63 610 44 194 19 154 64 775 55 169 3 898 − 1 165 28 647 25 262 3 161 113 110 4 291

         4.Vj. 69 503 49 609 19 626 64 855 55 108 3 894 + 4 648 33 667 29 201 4 251 114 101 4 290

2014         1.Vj. 64 138 44 355 19 534 64 615 55 266 3 897 − 477 32 669 28 668 3 781 121 99 4 251

         2.Vj. 66 857 47 145 19 453 64 697 55 085 3 891 + 2 160 35 181 31 167 3 791 126 97 4 260

         3.Vj. 66 129 45 992 19 865 66 801 56 909 3 991 − 672 33 678 30 264 3 191 129 94 4 256

         4.Vj. 71 927 51 577 20 096 69 548 59 225 4 192 + 2 379 36 442 32 901 3 317 129 94 4 275

2015         1.Vj. 65 923 45 653 20 025 68 435 58 671 4 125 − 2 512 34 084 31 583 2 262 148 92 4 255

         2.Vj. 68 700 48 483 19 945 68 443 58 390 4 113 + 257 34 319 31 797 2 276 152 93 4 254

         3.Vj. 67 538 47 280 20 006 70 165 59 931 4 228 − 2 627 32 246 29 722 2 276 156 92 4 259

         4.Vj. 73 393 53 096 19 971 70 326 59 963 4 233 + 3 067 35 574 32 794 2 506 158 117 4 242

Quellen: Bundesministerium für Arbeit und Soziales sowie Deutsche Rentenver- gen. Ohne Ergebnisse der Kapitalrechnung. 3 Einschl. Beiträge für Empfänger öffentli-
sicherung. * Ohne „Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-BahnSee” 1 Die end- cher Geldleistungen. 4 Entspricht im Wesentlichen der Nachhaltigkeitsrücklage.
gültigen Jahresergebnisse weichen von den Vierteljahresergebnissen ab, da es sich Stand am Jahres- bzw. Vierteljahresende. 5 Einschl. Barmittel. 6 Ohne Darlehen an an-
bei diesen stets um vorläufige Angaben handelt. 2 Einschl. Finanzausgleichsleistun- dere Sozialversicherungsträger. 
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9. Bundesagentur für Arbeit: Haushaltsentwicklung *)

 
 
Mio €

Einnahmen Ausgaben
Zuschuss

darunter: darunter: zum Defizit-
ausgleich

Saldo der bzw.
Insolvenz- Arbeits- Kurz- Ein- Ver- Einnahmen Darlehen

ins- geld- Bundes- ins- losen- arbeiter- berufliche gliederungs- Insolvenz- waltungs- und Aus- des
Zeit gesamt 1) Beiträge umlage beteiligung gesamt geld 2) geld 3) Förderung 4) beitrag 5) geld ausgaben 6) gaben Bundes

2009 34 254 22 046 711 7 777 48 057 17 291 5 322 9 849 4 866 1 617 5 398 − 13 804 −

2010 37 070 22 614 2 929 7 927 45 213 16 602 4 125 9 297 5 256 740 5 322 − 8 143 5 207

2011 37 563 25 433 37 8 046 37 524 13 776 1 324 8 369 4 510 683 5 090 + 40 −

2012 37 429 26 570 314 7 238 34 842 13 823 828 6 699 3 822 982 5 117 + 2 587 −

2013 32 636 27 594 1 224 245 32 574 15 411 1 082 6 040 . 912 5 349 + 61 −

2014 33 725 28 714 1 296 − 32 147 15 368 710 6 264 . 694 5 493 + 1 578 −

2015 35 159 29 941 1 333 − 31 439 14 846 771 6 295 . 654 5 597 + 3 720 −

2013         1.Vj. 7 762 6 429 276 245 8 612 4 301 494 1 493 . 194 1 193 − 850 −

         2.Vj. 8 041 6 870 310 − 8 230 3 969 384 1 498 . 204 1 266 − 189 −

         3.Vj. 7 898 6 708 303 − 7 580 3 644 109 1 420 . 228 1 284 + 318 −

         4.Vj. 8 935 7 587 335 − 8 153 3 497 96 1 630 . 287 1 606 + 782 −

2014         1.Vj. 7 844 6 696 299 − 8 693 4 379 311 1 605 . 199 1 239 − 849 −

         2.Vj. 8 352 7 143 331 − 8 036 3 902 197 1 593 . 211 1 259 + 316 −

         3.Vj. 8 249 6 991 318 − 7 551 3 641 123 1 458 . 163 1 313 + 698 −

         4.Vj. 9 280 7 884 347 − 7 868 3 446 79 1 609 . 122 1 682 + 1 412 −

2015         1.Vj. 8 209 6 969 310 − 8 599 4 267 387 1 586 . 165 1 287 − 390 −

         2.Vj. 8 758 7 467 326 − 7 856 3 758 214 1 591 . 172 1 318 + 902 −

         3.Vj. 8 573 7 285 329 − 7 319 3 501 82 1 455 . 164 1 368 + 1 254 −

         4.Vj. 9 619 8 220 367 − 7 665 3 320 87 1 662 . 152 1 624 + 1 954 −

Quelle: Bundesagentur für Arbeit. * Einschl. der Zuführungen an den Versorgungs- rung der Arbeitsaufnahme, Rehabilitation, Entgeltsicherung und Förderung von
fonds. 1 Ohne Zuschuss zum Defizitausgleich bzw. Darlehen des Bundes. 2 Arbeits- Existenzgründungen. 5 Bis einschl. 2012. Von 2005 bis 2007: Aussteuerungsbe-
losengeld bei Arbeitslosigkeit. 3 Einschl. Saison- und Transferkurzarbeitergeld, Trans- trag. 6 Einschl. Einzugskostenvergütung an andere Sozialversicherungsträger, ohne
fermaßnahmen und Erstattungen von Sozialbeiträgen. 4 Berufliche Bildung, Förde- Verwaltungskosten im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

 
 
10. Gesetzliche Krankenversicherung: Haushaltsentwicklung
 
 
Mio €

Einnahmen 1) Ausgaben 1)

darunter: darunter:

Kranken- Zahn- Saldo der
haus- Ärztliche ärztliche Ver- Einnahmen

ins- Bundes- ins- behand- Arznei- Behand- Behand- Heil- und Kranken- waltungs- und Aus-
Zeit gesamt Beiträge 2) mittel 3) gesamt lung mittel lung lung 4) Hilfsmittel geld ausgaben 5) gaben

2009 169 837 158 662 7 200 170 825 55 977 30 696 27 635 11 219 9 578 7 258 8 949 − 988

2010 6) 179 529 160 797 15 700 175 804 56 697 30 147 28 432 11 419 10 609 7 797 9 554 + 3 725

2011 189 049 170 875 15 300 179 599 58 501 28 939 29 056 11 651 11 193 8 529 9 488 + 9 450

2012 193 314 176 388 14 000 184 289 60 157 29 156 29 682 11 749 11 477 9 171 9 711 + 9 025

2013 196 405 182 179 11 500 194 537 62 886 30 052 32 799 12 619 12 087 9 758 9 979 + 1 867

2014 203 143 189 089 10 500 205 589 65 711 33 093 34 202 13 028 13 083 10 619 10 063 − 2 445

2015 p) 210 017 195 773 11 500 213 615 68 141 34 608 35 743 13 475 13 608 11 231 10 402 − 3 598

2013         1.Vj. 47 115 43 645 2 875 48 030 15 955 7 445 8 258 3 139 2 786 2 518 2 256 − 915

         2.Vj. 48 604 45 199 2 875 48 577 15 815 7 486 8 227 3 142 3 007 2 465 2 336 + 26

         3.Vj. 48 337 44 917 2 875 48 435 15 839 7 456 8 149 3 070 3 043 2 356 2 378 − 98

         4.Vj. 52 127 48 392 2 875 49 451 15 295 7 759 8 200 3 218 3 264 2 409 2 958 + 2 676

2014         1.Vj. 49 164 45 113 3 500 50 990 16 868 8 097 8 582 3 262 3 029 2 693 2 313 − 1 827

         2.Vj. 49 290 46 757 1 769 51 332 16 463 8 234 8 600 3 304 3 282 2 651 2 404 − 2 042

         3.Vj. 49 992 46 637 2 634 51 035 16 335 8 266 8 392 3 152 3 313 2 607 2 391 − 1 043

         4.Vj. 54 604 50 593 2 597 52 017 15 997 8 496 8 642 3 347 3 444 2 665 2 907 + 2 588

2015         1.Vj. 50 407 46 846 2 875 53 255 17 532 8 554 8 961 3 379 3 216 2 935 2 360 − 2 848

         2.Vj. 51 850 48 371 2 875 53 351 17 157 8 661 8 976 3 385 3 376 2 730 2 433 − 1 501

         3.Vj. 51 888 48 472 2 875 52 884 16 899 8 621 8 808 3 262 3 398 2 732 2 508 − 996

         4.Vj. 55 872 52 085 2 875 54 124 16 553 8 773 8 998 3 449 3 618 2 834 3 102 + 1 747

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit. 1 Die endgültigen Jahresergebnisse wei- stattungen für den Beitragseinzug durch andere Sozialversicherungsträger. Einschl.
chen von der Summe der Vierteljahreswerte ab, da es sich bei diesen stets um vorläufi- Verwaltungsausgaben für Disease-Management-Programme. 6 Angaben zu einzel-
ge Angaben handelt. Ohne Einnahmen und Ausgaben im Rahmen des Risikostruktur- nen Ausgabenkategorien für 2010 wegen geänderter statistischer Abgrenzung nur be-
ausgleichs. 2 Einschl. Beiträge aus geringfügigen Beschäftigungen. 3 Bundeszuschuss grenzt mit Vorjahresangaben vergleichbar. 
und Liquiditätshilfen. 4 Einschl. Zahnersatz. 5 Netto, d. h. nach Abzug der Kostener-
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11. Soziale Pflegeversicherung: Haushaltsentwicklung *)

 
 
Mio €

Einnahmen 1) Ausgaben 1)

darunter:
Saldo der

Pflege- Voll- Beiträge zur Einnahmen
ins- darunter: ins- sach- stationäre Rentenver- Verwaltungs- und Aus-

Zeit gesamt Beiträge 2) gesamt leistung Pflege Pflegegeld sicherung 3) ausgaben gaben

2009 21 300 21 137 20 314 2 742 9 274 4 443 878 984 + 986

2010 21 864 21 659 21 539 2 933 9 567 4 673 869 1 028 + 325

2011 22 294 22 145 21 962 3 002 9 700 4 735 881 1 034 + 331

2012 23 082 22 953 22 988 3 135 9 961 5 073 881 1 083 + 95

2013 24 972 24 891 24 405 3 389 10 058 5 674 896 1 155 + 567

2014 25 974 25 893 25 457 3 570 10 263 5 893 946 1 216 + 517

2013         1.Vj. 5 907 5 871 5 916 805 2 489 1 359 212 294 − 9

         2.Vj. 6 229 6 207 6 037 827 2 498 1 436 217 289 + 192

         3.Vj. 6 183 6 166 6 205 868 2 534 1 441 223 290 − 21

         4.Vj. 6 635 6 619 6 171 865 2 537 1 451 221 278 + 464

2014         1.Vj. 6 168 6 141 6 290 871 2 542 1 463 229 315 − 123

         2.Vj. 6 404 6 386 6 260 848 2 554 1 466 236 309 + 144

         3.Vj. 6 405 6 386 6 442 932 2 577 1 481 237 299 − 37

         4.Vj. 6 933 6 918 6 462 907 2 590 1 529 238 288 + 471

2015         1.Vj. 7 252 7 228 6 906 906 2 655 1 571 236 333 + 346

         2.Vj. 7 611 7 592 7 139 902 2 666 1 591 239 311 + 472

         3.Vj. 7 626 7 609 7 390 930 2 701 1 613 239 326 + 236

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit. * Einschl. der Zuführungen an den Vorsor- Einschl. Sonderbeitrag Kinderloser (0,25 % des beitragspflichtigen Einkom-
gefonds. 1 Die endgültigen Jahresergebnisse weichen von der Summe der Vierteljah- mens). 3 Für nicht erwerbsmäßige Pflegepersonen. 
reswerte ab, da es sich bei diesen stets um vorläufige Angaben handelt. 2 Seit 2005:

 
 
12. Bund: marktmäßige Kreditaufnahme 13. Gesamtstaat: Verschuldung nach Gläubigern *)

 
 
Mio € Mio €

Neuverschuldung, Bankensystem Inländische Nichtbanken
gesamt 1) darunter:

Verän- Verän- Zeit sonst. inländ.
derung der derung der (Stand am finanzielle sonstige
Geldmarkt- Geldmarkt- Jahres- bzw. Bundes- Inländische Unter- Inländer-

Zeit brutto 2) netto kredite einlagen Quartalsende) insgesamt bank MFIs ts) nehmen ts) Gläubiger 1) Ausland ts)

2009 + 312 729 + 66 821 − 8 184 + 106 2009 1 783 669 4 440 556 202 188 858 136 638 897 531

2010 + 302 694 + 42 397 − 5 041 + 1 607 2010 2 090 037 4 440 688 938 208 244 135 883 1 052 532

2011 + 264 572 + 5 890 − 4 876 − 9 036 2011 2 118 535 4 440 629 678 208 005 123 907 1 152 505

2012 + 263 334 + 31 728 + 6 183 + 13 375 2012 2 195 819 4 440 633 355 200 406 144 172 1 213 445

2013 + 246 781 + 19 473 + 7 292 − 4 601 2013 2 181 924 4 440 623 685 190 921 150 379 1 212 500

2014 + 192 540 − 2 378 − 3 190 + 891 2014 p) 2 184 325 4 440 611 873 190 343 138 430 1 239 239

2015 + 167 655 − 16 386 − 5 884 − 1 916

2013         1.Vj. + 62 030 + 9 538 + 1 303 − 11 879 2013         1.Vj. 2 184 951 4 440 625 566 194 817 148 833 1 211 296

         2.Vj. + 73 126 + 8 483 + 11 024 + 9 979          2.Vj. 2 185 626 4 440 618 479 201 034 141 755 1 219 918

         3.Vj. + 48 764 − 11 984 − 13 555 − 18 090          3.Vj. 2 166 992 4 440 619 743 191 759 148 347 1 202 703

         4.Vj. + 62 862 + 13 436 + 8 521 + 15 389          4.Vj. 2 181 924 4 440 623 685 190 921 150 379 1 212 500

2014         1.Vj. + 43 862 − 3 551 − 9 267 − 9 556 2014         1.Vj. p) 2 170 979 4 440 620 478 190 620 134 896 1 220 546

         2.Vj. + 58 444 + 9 500 + 6 281 + 10 589          2.Vj. p) 2 178 989 4 440 618 658 189 862 135 638 1 230 392

         3.Vj. + 47 215 − 8 035 − 2 111 − 10 817          3.Vj. p) 2 180 165 4 440 620 462 189 118 132 664 1 233 481

         4.Vj. + 43 018 − 292 + 1 907 + 10 675          4.Vj. p) 2 184 325 4 440 611 873 190 343 138 430 1 239 239

2015         1.Vj. + 52 024 − 3 086 + 4 710 − 7 612 2015         1.Vj. p) 2 183 890 4 440 619 519 189 242 149 004 1 221 685

         2.Vj. + 36 214 − 5 404 − 12 133 + 6 930          2.Vj. p) 2 150 046 4 440 606 064 187 345 171 957 1 180 239

         3.Vj. + 46 877 − 1 967 − 806 − 1 091          3.Vj. p) 2 151 964 4 440 610 050 188 220 194 192 1 155 062

         4.Vj. + 32 541 − 5 929 + 2 344 − 142

Quelle: Bundesrepublik Deutschland − Finanzagentur GmbH. Quelle: Eigene Berechnung unter Verwendung von Angaben des Statistischen Bun-
1 Einschl.  „Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung“ sowie der desamtes. * In  Maastricht-Abgrenzung. 1 Als Differenz ermittelt. 
Sondervermögen  „Investitions- und Tilgungsfonds“  und  „Re- 
strukturierungsfonds  für   Kreditinstitute“. 2 Nach  Abzug der 
Rückkäufe. 
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14. Gebietskörperschaften: Verschuldung nach Arten *)

 
 
Mio €

Darlehen von
Obliga- Direkt- Nichtbanken Altschulden

Unver- tionen/ auslei-
zinsliche Schatz- hungen Aus-

Zeit Schatz- anwei- Bundes- Bundes- der Sozial- gleichs-
(Stand am Ins- anwei- sungen obliga- schatz- Anleihen Tages- Kredit- versiche- forde- sonstige
Jahres- bzw. gesamt sungen 1) 2) 3) tionen 2) briefe 2) anleihe institute 4) rungen sonstige 4) rungen 5) 5) 6)

Quartalsende)

Gebietskörperschaften

2009 1 657 842 105 970 361 727 174 219 9 471 594 999 2 495 300 927 59 103 462 4 442 71
2010 1 732 851 87 042 391 851 195 534 8 704 628 957 1 975 302 716 21 111 609 4 440 2
2011 1 752 605 60 272 414 250 214 211 8 208 644 894 2 154 292 307 102 111 765 4 440 2
2012 1 791 241 57 172 417 469 234 355 6 818 667 198 1 725 288 793 70 113 198 4 440 2

2013         2.Vj. 1 806 613 57 919 415 548 234 612 5 890 679 494 1 516 295 700 23 111 469 4 440 2
         3.Vj. 1 794 764 54 808 417 120 247 942 4 970 672 215 1 464 280 055 28 111 721 4 440 2
         4.Vj. 1 816 536 50 128 423 441 245 372 4 488 684 951 1 397 291 948 46 110 323 4 440 2

2014         1.Vj. 1 809 802 41 870 417 260 259 344 4 130 688 047 1 314 282 899 21 110 476 4 440 2
         2.Vj. 1 822 342 39 049 419 662 253 524 3 773 703 513 1 262 286 242 16 110 859 4 440 2
         3.Vj. 1 818 961 34 149 427 125 265 789 3 068 691 607 1 219 281 400 16 110 147 4 440 2
         4.Vj. 1 822 784 27 951 429 633 259 186 2 375 703 812 1 187 282 492 42 111 664 4 440 2

2015         1.Vj. p) 1 821 955 28 317 425 257 250 432 2 271 707 905 1 155 290 575 42 111 561 4 440 2
         2.Vj. p) 1 806 893 29 575 421 582 243 299 2 031 722 562 1 133 271 284 42 110 944 4 440 2
         3.Vj. p) 1 810 699 26 213 424 534 256 613 1 677 715 763 1 106 269 566 42 110 741 4 440 2

Bund 7) 8) 9)

2009 1 033 017 104 409 113 637 174 219 9 471 594 780 2 495 18 347 − 11 148 4 442 70
2010 1 075 415 85 867 126 220 195 534 8 704 628 582 1 975 13 349 − 10 743 4 440 2
2011 1 081 304 58 297 130 648 214 211 8 208 644 513 2 154 9 382 − 9 450 4 440 2
2012 1 113 032 56 222 117 719 234 355 6 818 666 775 1 725 16 193 − 8 784 4 440 2

2013         2.Vj. 1 131 053 56 494 111 826 234 612 5 890 678 971 1 516 28 735 − 8 568 4 440 2
         3.Vj. 1 119 069 54 539 110 074 247 942 4 970 671 692 1 464 15 246 − 8 702 4 440 2
         4.Vj. 1 132 505 50 004 110 029 245 372 4 488 684 305 1 397 23 817 − 8 652 4 440 2

2014         1.Vj. 1 128 954 41 608 107 914 259 344 4 130 687 001 1 314 14 551 − 8 651 4 440 2
         2.Vj. 1 138 455 37 951 105 639 253 524 3 773 702 467 1 262 20 781 − 8 616 4 440 2
         3.Vj. 1 130 420 33 293 104 763 265 789 3 068 690 561 1 219 18 745 − 8 541 4 440 2
         4.Vj. 1 130 128 27 951 103 445 259 186 2 375 702 515 1 187 20 509 − 8 518 4 440 2

2015         1.Vj. 1 127 042 26 495 102 203 250 432 2 271 706 308 1 155 25 289 − 8 448 4 440 2
         2.Vj. 1 121 637 27 535 101 090 243 299 2 031 720 715 1 133 13 021 − 8 373 4 440 2
         3.Vj. 1 119 670 24 157 98 087 256 613 1 677 713 766 1 106 11 776 − 8 046 4 440 2
         4.Vj. 1 113 741 18 536 96 389 246 940 1 305 723 238 1 070 13 825 − 7 996 4 440 2

Länder

2009 505 359 1 561 248 091 . . . . 167 310 8 88 389 . 1
2010 528 696 1 176 265 631 . . . . 167 429 1 94 459 . 1
2011 537 571 1 975 283 601 . . . . 154 545 62 97 387 . 1
2012 540 822 950 299 750 . . . . 138 684 52 101 386 . 1

2013         2.Vj. 538 458 1 425 303 722 . . . . 133 435 5 99 871 . 1
         3.Vj. 538 070 270 307 046 . . . . 130 755 10 99 989 . 1
         4.Vj. 546 334 125 313 412 . . . . 134 418 35 98 343 . 1

2014         1.Vj. 540 650 261 309 346 . . . . 132 537 10 98 495 . 1
         2.Vj. 543 169 1 098 314 024 . . . . 129 130 5 98 913 . 1
         3.Vj. 547 267 856 322 362 . . . . 125 767 5 98 276 . 1
         4.Vj. 550 200 0 326 188 . . . . 125 310 5 98 697 . 1

2015         1.Vj. p) 547 683 1 821 323 055 . . . . 124 140 5 98 662 . 1
         2.Vj. p) 538 480 2 040 320 492 . . . . 117 821 5 98 121 . 1
         3.Vj. p) 543 834 2 056 326 447 . . . . 117 081 5 98 245 . 1

Gemeinden 10)

2009 119 466 . − . . 219 . 115 270 52 3 925 . .
2010 128 740 . − . . 375 . 121 938 20 6 407 . .
2011 133 730 . − . . 381 . 128 380 40 4 929 . .
2012 137 386 . − . . 423 . 133 916 18 3 029 . .

2013         2.Vj. 137 102 . − . . 523 . 133 530 18 3 030 . .
         3.Vj. 137 625 . − . . 523 . 134 053 18 3 030 . .
         4.Vj. 137 697 . − . . 646 . 133 713 11 3 328 . .

2014         1.Vj. 140 198 . − . . 1 046 . 135 811 11 3 330 . .
         2.Vj. 140 719 . − . . 1 046 . 136 332 11 3 330 . .
         3.Vj. 141 274 . − . . 1 046 . 136 888 11 3 330 . .
         4.Vj. 142 456 . − . . 1 297 . 136 674 37 4 448 . .

2015         1.Vj. p) 147 230 . − . . 1 597 . 141 146 37 4 450 . .
         2.Vj. p) 146 776 . − . . 1 847 . 140 442 37 4 450 . .
         3.Vj. p) 147 194 . − . . 1 997 . 140 710 37 4 450 . .

Quelle: Eigene Berechnung unter Verwendung von Angaben des Statistischen Bundes- verbindlichkeiten sowie NVA- und WGS-Wohnungsbauverbindlichkeiten; ohne im eige-
amtes. * Ohne direkte Verschuldung der Haushalte untereinander. 1 Einschl. Finanzie- nen Bestand befindliche Stücke. 7 Die durch die gemeinsame Emission von Bundes-
rungsschätze. 2 Ohne den Eigenbestand der Emittenten. 3 Die Länderschatzanweisun- wertpapieren aufgenommenen Schulden sind hier − im Gegensatz zur Kapitalmarktsta-
gen decken auch den langfristigen Laufzeitbereich ab. 4 Im Wesentlichen Schuld- tistik − entsprechend dem vereinbarten Aufteilungsverhältnis beim Bund und den Son-
scheindarlehen und Kassenkredite. Einschl. der bei ausländischen Stellen aufgenomme- dervermögen nachgewiesen. 8 Ab März 2009 einschl. Verschuldung des Sonderver-
nen Darlehen. Sonstige Darlehen von Nichtbanken einschl. Darlehen von öffentlichen mögens „Investitions- und Tilgungsfonds“. 9 Ab Januar 2011 einschl. Verschuldung
Zusatzversorgungskassen und der Verbindlichkeiten aus der Investitionshilfeabga- des Sondervermögens „Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute“. 10 Einschl. Ver-
be. 5 Ohne Gegenrechnung offener Forderungen. 6 Hauptsächlich auf fremde Wäh- schuldung der kommunalen Zweckverbände, Angaben für andere Termine als Jahres-
rung lautende Altschulden gemäß Londoner Schuldenabkommen, Wohnungsbau-Alt- ende geschätzt. 
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1. Entstehung und Verwendung des Inlandsprodukts, Verteilung des Volkseinkommens
  
  
  

  2014   2015

  2013   2014   2015   2013   2014   2015   2.Vj.   3.Vj.   4.Vj.   1.Vj.   2.Vj.   3.Vj.   4.Vj.

Position Index 2010 = 100 Veränderung gegen Vorjahr in %

Preisbereinigt,  verkettet

  I. Entstehung des Inlandsprodukts

Produzierendes Gewerbe

(ohne Baugewerbe) 106,3 108,1 110,2 0,4 1,6 2,0 0,4 1,6 1,1 1,1 2,3 2,4 2,0

Baugewerbe 101,3 104,0 104,2 − 1,2 2,6 0,3 1,7 0,2 − 0,4 − 2,3 − 0,7 − 0,3 3,6

Handel, Verkehr, Gastgewerbe 103,9 105,2 106,9 − 2,4 1,3 1,6 0,6 0,7 1,5 1,6 1,3 1,6 1,9

Information und Kommunikation 122,6 125,5 129,1 6,0 2,4 2,8 2,2 2,5 2,4 1,9 2,9 2,9 3,8

Erbringung von Finanz- und

Versicherungsdienstleistungen 99,1 99,8 98,8 0,5 0,6 − 0,9 1,9 − 0,0 0,2 0,0 − 1,2 − 2,1 − 0,4

Grundstücks- und Wohnungswesen 102,6 103,6 105,0 1,4 1,0 1,4 0,9 1,0 0,9 0,9 1,2 1,7 1,7

Unternehmensdienstleister 1) 104,0 106,6 109,4 0,6 2,4 2,7 1,7 2,6 2,2 1,9 2,7 2,5 3,5

Öffentliche Dienstleister,

Erziehung und Gesundheit 102,6 103,7 104,9 0,6 1,0 1,2 0,6 0,7 1,2 1,4 1,6 1,1 0,8

Sonstige Dienstleister 98,4 98,5 98,9 − 0,9 0,1 0,4 − 0,4 − 0,0 0,0 − 0,1 0,4 0,2 1,0

Bruttowertschöpfung 104,4 106,0 107,6 0,3 1,5 1,5 0,9 1,3 1,2 1,1 1,6 1,5 1,9

Bruttoinlandsprodukt 2) 104,4 106,1 107,9 0,3 1,6 1,7 1,0 1,2 1,6 1,3 1,6 1,7 2,1

 II. Verwendung des Inlandsprodukts

Private Konsumausgaben 3) 103,0 103,9 106,0 0,6 0,9 1,9 0,6 0,5 1,6 2,3 1,8 2,1 1,6

Konsumausgaben des Staates 103,0 104,8 107,2 0,8 1,7 2,4 1,9 1,8 2,0 2,2 2,3 2,3 2,7

Ausrüstungen 101,6 106,3 111,4 − 2,3 4,5 4,8 4,5 3,8 2,3 3,9 3,4 5,4 6,3

Bauten 107,5 110,7 111,0 − 1,1 2,9 0,3 0,5 − 0,0 1,1 − 2,2 − 0,1 0,2 3,3

Sonstige Anlagen 4) 106,3 109,7 112,6 − 0,3 3,1 2,7 3,2 3,7 3,7 2,7 2,7 2,8 2,7

Vorratsveränderungen 5) 6) . . . 0,6 − 0,3 − 0,5 − 0,1 − 0,9 − 0,3 − 0,4 − 1,0 − 0,3 − 0,2

Inländische Verwendung 102,7 104,1 105,7 0,8 1,3 1,6 1,1 0,0 1,5 1,4 0,8 1,9 2,3

Außenbeitrag 6) . . . − 0,5 0,4 0,2 − 0,1 1,1 0,2 0,0 0,9 − 0,1 0,0

Exporte 113,0 117,6 123,9 1,6 4,0 5,4 2,7 4,7 4,4 4,8 6,5 5,2 5,0

Importe 109,9 114,0 120,7 3,1 3,7 5,8 3,3 2,4 4,6 5,8 5,4 6,2 5,8

Bruttoinlandsprodukt 2) 104,4 106,1 107,9 0,3 1,6 1,7 1,0 1,2 1,6 1,3 1,6 1,7 2,1

In  jeweiligen  Preisen  (Mrd €)

III. Verwendung des Inlandsprodukts

Private Konsumausgaben 3) 1 562,7 1 592,2 1 633,4 1,9 1,9 2,6 1,7 1,5 2,3 2,6 2,7 2,8 2,3

Konsumausgaben des Staates 541,9 564,0 586,7 3,7 4,1 4,0 4,5 4,1 4,0 3,6 3,9 3,9 4,7

Ausrüstungen 181,3 189,8 200,1 − 2,0 4,7 5,4 4,4 4,0 2,6 4,3 4,0 6,1 6,9

Bauten 277,2 291,8 297,7 1,6 5,2 2,0 3,3 1,8 2,7 − 0,2 1,6 1,7 4,9

Sonstige Anlagen 4) 98,8 103,5 108,5 0,9 4,8 4,7 4,9 5,6 5,4 4,8 4,8 4,8 4,6

Vorratsveränderungen 5) − 10,5 − 22,0 − 36,5 . . . . . . . . . .

Inländische Verwendung 2 651,4 2 719,3 2 789,8 2,5 2,6 2,6 2,6 1,3 2,4 2,2 1,8 2,9 3,4

Außenbeitrag 169,4 196,4 236,1 . . . . . . . . . .

Exporte 1 283,1 1 333,2 1 419,6 1,3 3,9 6,5 2,2 4,8 4,7 5,6 8,4 6,4 5,5

Importe 1 113,7 1 136,8 1 183,5 1,3 2,1 4,1 1,5 1,1 3,1 3,4 4,6 4,9 3,5

Bruttoinlandsprodukt 2) 2 820,8 2 915,7 3 025,9 2,4 3,4 3,8 2,8 2,9 3,2 3,3 3,7 3,7 4,4

IV. Preise (2010 = 100)

Privater Konsum 104,9 105,9 106,6 1,2 1,0 0,6 1,0 1,0 0,7 0,4 0,9 0,6 0,7

Bruttoinlandsprodukt 104,7 106,6 108,7 2,1 1,7 2,1 1,8 1,7 1,6 2,0 2,1 1,9 2,2

Terms of Trade 98,3 99,7 102,4 1,4 1,5 2,7 1,4 1,3 1,7 3,1 2,6 2,4 2,8

 V. Verteilung des Volkseinkommens

Arbeitnehmerentgelt 1 430,8 1 485,3 1 543,1 2,8 3,8 3,9 3,8 3,8 3,7 3,4 4,0 4,0 4,2

Unternehmens- und Vermögens-

einkommen 665,8 690,9 717,5 0,9 3,8 3,9 0,3 4,2 1,5 3,9 2,9 4,0 4,6

Volkseinkommen 2 096,6 2 176,2 2 260,6 2,2 3,8 3,9 2,7 3,9 3,1 3,6 3,6 4,0 4,3

Nachr.: Bruttonationaleinkommen 2 882,0 2 982,4 3 091,5 2,2 3,5 3,7 2,7 3,4 3,1 3,3 3,4 3,7 4,2

Quelle: Statistisches Bundesamt; Rechenstand: Februar 2016. 1 Erbringung von frei- tionen). 3 Einschl. Private Organisationen ohne Erwerbszweck. 4 Geistiges Eigentum
beruflichen, wissenschaftlichen, technischen und sonstigen wirtschaftlichen Dienstleis- (u. a. EDV-Software, Urheberrechte) sowie Nutztiere und -pflanzen. 5 Einschl. Nettozu-
tungen. 2 Bruttowertschöpfung zuzüglich Gütersteuern (saldiert mit Gütersubven- gang an Wertsachen. 6 Wachstumsbeitrag zum BIP. 
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2. Produktion im Produzierenden Gewerbe *)

 
 

Arbeitstäglich bereinigt o)

davon:

Industrie

davon: nach Hauptgruppen darunter: ausgewählte Wirtschaftszweige

Herstellung
von Daten-
verarbei-
tungsgerä-

Metall- ten, elektro-
erzeugung nischen und
und -bear- Herstellungoptischen
beitung, vonErzeugnissen

Produ- Gebrauchs- Verbrauchs- sowie von KraftwagenVorleistungs- Investitions- Herstellung
zierendes Bau- güter- güter- güter- güter- von Metall- Maschinen- und Kraft-elektrischen
Gewerbe gewerbe Energie zusammen produzenten produzenten produzenten produzenten erzeugnissen bau wagenteilenAusrüstungen

2010=100  
  

Gewicht in % 1) 100.00 11.24 10.14 78.62 31.02 33.31 2.49 11.80 10.41 10.37 12.17 11.62

Zeit

2012 106,2 105,9 97,3 107,5 104,6 113,3 100,5 99,8 107,3 107,8 115,2 112,8
2013 106,4 105,6 96,4 107,8 104,4 114,0 100,1 100,7 108,3 106,0 113,8 114,8
2014 107,9 108,4 92,7 109,8 106,3 116,6 100,5 102,2 111,3 108,7 115,1 119,5

2015 x) 108,5 105,9 97,3 110,4 106,1 117,9 102,8 101,9 111,5 109,4 113,3 121,6

 
2014         4.Vj. 111,6 118,8 99,6 112,1 103,6 122,8 104,7 106,1 110,7 111,2 125,3 118,9

2015         1.Vj. 105,3 84,6 103,7 108,5 106,2 114,3 104,0 99,3 110,4 107,5 105,5 126,4
         2.Vj. 108,4 108,2 91,9 110,6 107,6 117,7 101,5 100,7 113,4 108,0 114,5 122,2
         3.Vj. 109,1 113,8 93,4 110,5 107,4 116,7 100,3 103,2 112,2 110,9 112,1 119,3
         4.Vj. x) 111,2 117,0 100,4 111,8 103,4 122,8 105,3 104,4 109,9 111,2 121,1 118,4

 
2015         Jan. 98,3 71,6 105,5 101,2 102,0 102,2 95,7 97,5 105,1 100,6 94,1 111,5
         Febr. 102,6 79,4 100,3 106,2 103,2 113,2 103,2 94,7 107,6 105,9 102,2 128,9
         März 115,1 102,9 105,3 118,2 113,3 127,5 113,2 105,7 118,5 116,0 120,1 138,7

         April 107,5 105,6 96,5 109,2 106,7 115,9 102,2 98,6 112,9 104,8 110,9 122,7
         Mai 107,3 107,7 89,6 109,6 106,9 116,1 100,5 100,5 112,6 106,4 111,7 122,3
         Juni 110,5 111,4 89,6 113,1 109,3 121,1 101,9 103,0 114,7 112,7 120,8 121,7

         Juli 2) 111,6 115,9 94,4 113,3 109,6 121,0 97,5 104,8 114,6 111,5 114,9 128,4
         Aug. 2) 102,4 110,4 91,0 102,7 102,7 104,1 90,9 100,9 106,0 105,2 104,5 98,7
         Sept. 113,2 115,1 94,7 115,4 109,9 124,9 112,4 103,8 116,0 116,1 117,0 130,7

         Okt. x) 113,9 118,4 98,9 115,2 110,2 123,3 109,7 106,7 117,8 112,4 114,8 132,3
         Nov. x) 115,8 120,0 102,3 117,0 109,7 127,1 113,0 108,7 117,4 115,6 119,6 131,6
         Dez. x) 103,9 112,6 100,0 103,2 90,2 117,9 93,3 97,7 94,5 105,6 129,0 91,3

2016         Jan. x)p) 100,5 75,4 103,7 103,7 102,7 106,1 101,4 100,0 107,9 104,5 95,7 110,6

 
Veränderung gegenüber Vorjahr in %  
  

2012 − 0,5 − 1,0 + 1,8 − 0,6 − 2,2 + 1,3 − 3,6 − 1,5 − 1,7 − 2,2 + 1,8 + 0,2
2013 + 0,2 − 0,3 − 0,9 + 0,3 − 0,2 + 0,6 − 0,4 + 0,9 + 0,9 − 1,7 − 1,2 + 1,8
2014 + 1,4 + 2,7 − 3,8 + 1,9 + 1,8 + 2,3 + 0,4 + 1,5 + 2,8 + 2,5 + 1,1 + 4,1

2015 x) + 0,6 − 2,3 + 5,0 + 0,5 − 0,2 + 1,1 + 2,3 − 0,3 + 0,2 + 0,6 − 1,6 + 1,8

 
2014         4.Vj. + 0,5 − 0,4 − 0,1 + 0,8 + 0,0 + 1,5 + 1,8 + 0,3 + 1,4 + 2,6 + 1,7 + 1,8

2015         1.Vj. + 0,2 − 3,8 + 4,7 + 0,1 − 0,6 + 0,9 + 1,6 − 0,6 − 0,6 + 1,3 − 2,4 + 3,1
         2.Vj. + 1,2 − 2,1 + 7,1 + 1,1 + 0,2 + 1,9 + 3,5 + 0,6 + 0,9 + 1,2 + 2,1 + 0,3
         3.Vj. + 1,1 − 2,3 + 7,8 + 0,9 + 0,2 + 1,6 + 3,4 + 0,4 + 1,0 + 0,3 − 2,5 + 4,1
         4.Vj. x) − 0,3 − 1,5 + 0,8 − 0,3 − 0,2 + 0,0 + 0,6 − 1,6 − 0,7 + 0,0 − 3,3 − 0,4

 
2015         Jan. + 0,4 − 2,6 + 1,5 + 0,6 + 0,2 + 1,2 + 2,4 − 0,6 + 0,3 + 2,2 − 2,4 + 3,5
         Febr. + 0,2 − 7,0 + 6,3 + 0,4 − 0,7 + 1,6 + 2,1 − 1,3 − 0,3 + 1,5 − 1,7 + 4,6
         März − 0,1 − 2,1 + 6,7 − 0,5 − 1,3 − 0,1 + 0,6 − 0,1 − 1,6 + 0,2 − 2,9 + 1,5

         April + 0,7 − 2,8 + 9,0 + 0,4 − 0,8 + 2,2 + 4,1 − 2,7 + 0,7 − 0,4 + 2,5 + 0,2
         Mai + 2,2 + 0,1 + 4,6 + 2,2 + 1,1 + 2,9 + 6,2 + 2,3 + 2,2 + 2,8 + 2,6 + 1,7
         Juni + 0,8 − 3,4 + 7,7 + 0,8 + 0,5 + 0,7 + 0,3 + 2,2 − 0,3 + 1,1 + 1,3 − 1,0

         Juli 2) + 0,5 − 2,8 + 11,2 + 0,2 − 0,7 + 0,5 + 0,5 + 2,0 − 0,1 + 0,2 + 0,3 − 1,1
         Aug. 2) + 2,7 − 1,3 + 7,1 + 2,8 + 0,8 + 5,0 + 8,9 + 0,4 + 2,0 − 0,1 − 1,7 + 17,8
         Sept. + 0,1 − 2,6 + 5,3 + 0,1 + 0,5 + 0,0 + 1,7 − 1,3 + 1,0 + 0,8 − 5,9 + 0,4

         Okt. x) + 0,2 − 1,3 + 0,5 + 0,3 − 0,7 + 2,2 + 1,4 − 2,8 + 0,9 − 1,8 − 1,3 + 5,1
         Nov. x) + 0,1 − 0,5 + 4,0 − 0,3 + 0,2 − 0,8 + 1,0 + 0,2 − 1,3 − 0,6 − 3,1 − 2,0
         Dez. x) − 1,3 − 2,8 − 1,9 − 1,1 − 0,1 − 1,5 − 0,6 − 2,3 − 1,9 + 2,8 − 5,2 − 5,5

2016         Jan. x)p) + 2,2 + 5,3 − 1,7 + 2,5 + 0,7 + 3,8 + 6,0 + 2,6 + 2,7 + 3,9 + 1,7 − 0,8

Quelle der Ursprungswerte: Statistisches Bundesamt.  *    Erläuterungen siehe 2010.  2    Beeinflusst durch Verschiebung der Ferientermine.  x    Vorläufig; vom
Statistisches Beiheft Saisonbereinigte Wirtschaftszahlen, Tabellen II.10 bis II.12. Statistischen Bundesamt schätzungsweise vorab angepasst an die Ergebnisse der
o  Mithilfe des Verfahrens Census  X-12-ARIMA, Version 0.2.8.  1    Anteil an der Vierteljährlichen Produktionserhebung bzw. der Vierteljährlichen Erhebung im Ausbau-
Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten des Produzierenden Gewerbes im Basisjahr gewerbe. 
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3. Auftragseingang in der Industrie *)

 
 
Arbeitstäglich bereinigt o)

davon:

davon:

Vorleistungsgüter- Investitionsgüter- Konsumgüter- Gebrauchsgüter- Verbrauchsgüter-
Industrie produzenten produzenten produzenten produzenten produzenten

Verände- Verände- Verände- Verände- Verände- Verände-
rung rung rung rung rung rung
gegen gegen gegen gegen gegen gegen
Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr

Zeit 2010=100 % 2010=100 % 2010=100 % 2010=100 % 2010=100 % 2010=100 %

insgesamt

2011 109,9 + 10,5 109,1 + 9,6 111,2 + 11,8 103,8 + 4,2 105,3 + 5,8 103,3 + 3,7
2012 106,9 − 2,7 104,2 − 4,5 109,2 − 1,8 103,8 + 0,0 99,4 − 5,6 105,3 + 1,9
2013 109,4 + 2,3 103,2 − 1,0 114,3 + 4,7 105,9 + 2,0 101,8 + 2,4 107,4 + 2,0
2014 112,4 + 2,7 103,9 + 0,7 118,6 + 3,8 110,8 + 4,6 102,4 + 0,6 113,7 + 5,9

2015 114,7 + 2,0 103,0 − 0,9 122,9 + 3,6 114,5 + 3,3 106,6 + 4,1 117,3 + 3,2

2015         Jan. 112,8 + 0,5 107,3 − 1,4 116,8 + 2,4 111,6 − 2,9 104,8 + 3,6 114,0 − 4,8
         Febr. 111,9 − 0,4 101,7 − 2,4 118,0 + 0,7 119,8 + 2,0 101,4 + 4,8 126,2 + 1,3
         März 125,0 + 3,7 113,0 − 0,1 134,3 + 5,9 118,6 + 5,3 113,0 + 0,3 120,5 + 6,9

         April 116,2 + 3,4 104,4 − 1,1 125,2 + 6,0 111,2 + 3,9 104,2 − 3,6 113,6 + 6,6
         Mai 114,1 + 6,4 105,0 + 2,7 120,8 + 8,8 111,8 + 5,8 102,3 + 4,3 115,1 + 6,1
         Juni 123,0 + 8,8 106,6 + 0,9 135,9 + 14,3 113,8 + 4,9 106,9 + 1,9 116,2 + 5,9

         Juli 116,5 − 0,1 105,1 − 1,2 124,3 + 0,2 118,7 + 3,5 108,0 + 10,3 122,4 + 1,6
         Aug. 103,1 + 2,9 94,0 − 0,5 108,4 + 5,3 110,8 + 0,2 100,2 + 6,4 114,4 − 1,6
         Sept. 111,9 + 0,0 100,2 − 1,6 120,0 + 0,9 113,3 + 0,8 115,5 + 6,0 112,5 − 1,0

         Okt. 113,5 − 1,3 102,1 − 4,7 120,5 + 0,0 121,5 + 6,0 114,5 + 5,6 123,9 + 6,1
         Nov. 117,2 + 2,2 105,5 + 1,2 125,4 + 2,5 116,6 + 2,9 110,0 + 4,9 118,9 + 2,2
         Dez. 110,8 − 1,7 90,5 − 2,3 125,6 − 2,6 106,7 + 9,2 97,8 + 5,3 109,8 + 10,5

2016         Jan. p) 113,6 + 0,7 101,7 − 5,2 120,5 + 3,2 125,8 + 12,7 108,0 + 3,1 132,0 + 15,8

aus dem Inland

2011 109,8 + 10,4 109,7 + 10,3 110,8 + 11,4 103,5 + 3,9 110,2 + 10,9 101,1 + 1,5
2012 103,9 − 5,4 103,3 − 5,8 105,4 − 4,9 99,2 − 4,2 101,9 − 7,5 98,2 − 2,9
2013 104,4 + 0,5 101,9 − 1,4 107,6 + 2,1 100,4 + 1,2 102,9 + 1,0 99,5 + 1,3
2014 105,6 + 1,1 100,8 − 1,1 110,9 + 3,1 102,4 + 2,0 102,9 + 0,0 102,2 + 2,7

2015 107,2 + 1,5 99,0 − 1,8 115,8 + 4,4 104,9 + 2,4 103,0 + 0,1 105,5 + 3,2

2015         Jan. 105,6 − 1,1 103,0 − 3,6 108,5 + 1,0 104,2 + 0,9 103,2 + 0,8 104,5 + 0,9
         Febr. 104,9 − 1,2 96,7 − 5,8 112,2 + 2,7 110,5 + 1,7 100,6 + 0,4 114,0 + 2,1
         März 121,2 + 3,8 108,2 + 0,0 136,1 + 7,3 110,5 + 2,4 108,5 − 4,0 111,2 + 4,8

         April 108,5 + 0,7 100,9 − 3,1 117,5 + 4,2 99,8 + 0,8 102,8 − 4,5 98,8 + 2,9
         Mai 106,2 + 2,2 101,6 + 0,3 111,7 + 3,5 101,0 + 5,9 94,4 + 1,5 103,3 + 7,3
         Juni 106,7 + 1,4 100,6 − 1,3 113,8 + 4,1 101,3 + 1,4 100,9 − 5,3 101,4 + 3,9

         Juli 111,9 + 3,1 101,4 − 2,5 122,8 + 8,6 109,5 + 1,1 106,1 + 4,4 110,7 + 0,0
         Aug. 99,9 + 2,0 93,9 − 0,1 104,9 + 4,0 106,4 + 3,3 99,7 + 4,1 108,8 + 3,1
         Sept. 105,4 + 3,1 96,4 − 0,4 114,0 + 6,4 107,5 + 2,1 113,8 + 1,3 105,3 + 2,4

         Okt. 107,4 − 1,5 98,4 − 3,5 116,2 − 0,1 109,0 + 2,2 112,8 + 1,9 107,6 + 2,2
         Nov. 110,7 + 4,5 102,2 + 2,0 119,5 + 6,6 108,6 + 5,8 109,3 + 2,8 108,4 + 7,0
         Dez. 97,9 + 0,7 84,3 − 4,0 112,8 + 4,4 90,1 + 1,9 84,0 − 0,9 92,3 + 2,9

2016         Jan. p) 105,3 − 0,3 97,5 − 5,3 112,8 + 4,0 107,1 + 2,8 105,6 + 2,3 107,6 + 3,0

aus dem Ausland

2011 109,9 + 10,3 108,4 + 8,8 111,4 + 11,8 104,1 + 4,5 101,0 + 1,4 105,2 + 5,6
2012 109,2 − 0,6 105,2 − 3,0 111,5 + 0,1 107,8 + 3,6 97,4 − 3,6 111,3 + 5,8
2013 113,5 + 3,9 104,7 − 0,5 118,4 + 6,2 110,7 + 2,7 100,9 + 3,6 114,1 + 2,5
2014 117,9 + 3,9 107,4 + 2,6 123,4 + 4,2 118,0 + 6,6 102,1 + 1,2 123,5 + 8,2

2015 120,7 + 2,4 107,6 + 0,2 127,3 + 3,2 122,8 + 4,1 109,7 + 7,4 127,3 + 3,1

2015         Jan. 118,6 + 1,8 112,3 + 1,1 122,0 + 3,1 118,0 − 5,5 106,2 + 6,1 122,0 − 8,5
         Febr. 117,6 + 0,3 107,6 + 1,6 121,5 − 0,6 127,8 + 2,3 102,1 + 8,7 136,6 + 0,7
         März 128,0 + 3,6 118,7 − 0,2 133,2 + 5,0 125,5 + 7,5 117,0 + 4,1 128,4 + 8,5

         April 122,4 + 5,2 108,5 + 1,1 129,9 + 7,1 120,9 + 6,2 105,5 − 2,9 126,1 + 9,1
         Mai 120,5 + 9,6 109,0 + 5,6 126,4 + 12,0 121,1 + 5,7 109,2 + 6,5 125,1 + 5,3
         Juni 136,3 + 14,1 113,7 + 3,3 149,6 + 19,9 124,5 + 7,5 112,2 + 8,4 128,8 + 7,4

         Juli 120,3 − 2,4 109,4 + 0,1 125,3 − 4,2 126,6 + 5,3 109,6 + 15,7 132,4 + 2,7
         Aug. 105,7 + 3,5 94,2 − 0,9 110,6 + 6,2 114,5 − 2,2 100,6 + 8,4 119,2 − 4,9
         Sept. 117,2 − 2,1 104,7 − 2,8 123,7 − 1,9 118,2 − 0,3 116,9 + 10,1 118,7 − 3,3

         Okt. 118,5 − 1,1 106,5 − 5,8 123,2 + 0,1 132,1 + 8,9 116,0 + 9,0 137,7 + 8,9
         Nov. 122,4 + 0,4 109,3 + 0,4 129,1 + 0,4 123,5 + 0,8 110,7 + 6,9 127,9 − 0,9
         Dez. 121,2 − 3,3 97,8 − 0,5 133,5 − 5,9 120,9 + 14,4 109,8 + 9,8 124,7 + 15,9

2016         Jan. p) 120,4 + 1,5 106,7 − 5,0 125,2 + 2,6 141,8 + 20,2 110,0 + 3,6 152,7 + 25,2

Quelle der Ursprungswerte: Statistisches Bundesamt. * In jeweiligen Preisen; Erläuter- bis II.16. o Mithilfe des Verfahrens Census X-12-ARIMA, Version 0.2.8. 
ungen siehe Statistisches Beiheft Saisonbereinigte Wirtschaftszahlen, Tabellen II.14  
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4. Auftragseingang im Bauhauptgewerbe *)

 
 
Arbeitstäglich bereinigt o)

Gliederung nach Bauarten Gliederung nach Bauherren 1)

 Hochbau    

gewerblicher öffentlicher gewerbliche öffentliche
Insgesamt zusammen Wohnungsbau Hochbau Hochbau Tiefbau Auftraggeber Auftraggeber 2)

Verän- Verän- Verän- Verän- Verän- Verän- Verän- Verän-
derung derung derung derung derung derung derung derung
gegen gegen gegen gegen gegen gegen gegen gegen
Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr

Zeit % % % % % % % %2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100

2011 107,0 + 7,4 112,2 + 12,5 120,5 + 21,0 113,6 + 13,9 91,5 − 8,1 102,0 + 2,4 112,7 + 13,2 95,9 − 3,7
2012 114,7 + 7,2 121,4 + 8,2 132,4 + 9,9 124,2 + 9,3 91,8 + 0,3 108,0 + 5,9 118,8 + 5,4 103,4 + 7,8
2013 119,2 + 3,9 126,5 + 4,2 140,7 + 6,3 128,1 + 3,1 93,9 + 2,3 111,9 + 3,6 121,9 + 2,6 107,7 + 4,2
2014 118,6 − 0,5 127,2 + 0,6 146,6 + 4,2 126,8 − 1,0 90,6 − 3,5 109,9 − 1,8 121,8 − 0,1 104,1 − 3,3

2015 124,2 + 4,7 133,6 + 5,0 165,4 + 12,8 124,3 − 2,0 98,5 + 8,7 114,8 + 4,5 122,6 + 0,7 109,2 + 4,9

 
2014         Dez. 102,0 − 5,1 122,1 + 1,5 154,4 + 12,8 115,2 − 5,0 79,3 − 6,6 81,8 − 13,6 109,8 − 4,6 72,9 − 17,2

2015         Jan. 95,4 + 2,5 101,9 − 4,3 122,3 + 8,3 100,6 − 11,2 65,8 − 10,6 88,8 + 11,4 104,3 − 5,8 75,4 + 12,4
         Febr. 104,9 + 2,6 113,5 + 0,6 136,7 + 2,0 105,7 − 7,5 90,9 + 35,9 96,3 + 5,0 103,6 − 2,6 93,4 + 9,5
         März 142,6 + 2,7 149,9 + 2,3 189,6 + 14,8 133,5 − 9,7 120,5 + 14,2 135,3 + 3,1 136,8 − 3,0 129,6 + 2,9

         April 126,9 − 5,3 133,1 − 0,2 171,4 + 0,8 118,5 − 2,5 100,9 + 5,3 120,8 − 10,3 118,1 − 5,8 118,2 − 7,9
         Mai 132,9 + 4,1 138,3 + 5,7 167,9 + 6,9 131,1 + 6,7 101,4 − 1,5 127,5 + 2,4 130,8 + 8,7 121,0 − 2,0
         Juni 137,7 + 4,2 145,5 + 3,9 175,0 + 7,4 139,1 + 4,5 106,6 − 7,5 129,9 + 4,6 134,0 + 1,7 126,5 + 5,2

         Juli 131,9 − 3,4 139,3 − 0,4 184,5 + 28,1 120,3 − 18,3 107,1 − 1,9 124,5 − 6,5 120,7 − 13,5 122,3 − 6,2
         Aug. 123,9 + 2,0 130,2 + 6,2 157,6 + 24,1 123,2 − 5,7 96,9 + 7,9 117,7 − 2,2 119,5 − 4,2 115,0 − 0,8
         Sept. 134,2 + 10,2 151,3 + 16,4 202,3 + 35,8 133,7 + 3,7 103,1 + 7,3 117,2 + 3,2 128,2 + 4,0 113,1 + 3,5

         Okt. 117,7 + 3,5 128,0 − 1,0 158,4 + 4,2 116,4 − 10,0 102,8 + 21,7 107,4 + 9,6 120,4 + 1,1 98,6 + 6,4
         Nov. 118,8 + 19,5 137,1 + 21,3 152,3 + 17,0 144,6 + 23,9 84,9 + 24,3 100,4 + 17,2 140,4 + 28,8 83,2 + 7,8
         Dez. 123,3 + 20,9 135,0 + 10,6 166,7 + 8,0 125,4 + 8,9 101,1 + 27,5 111,6 + 36,4 114,7 + 4,5 114,6 + 57,2

Quelle der Ursprungswerte: Statistisches Bundesamt. * In jeweiligen Preisen; Census X-12-ARIMA, Version 0.2.8. 1 Ohne Wohnungsbauaufträge. 2 Einschl.
Angaben ohne Mehrwertsteuer; Erläuterungen siehe Statistisches Beiheft Saisonbe- Straßenbau. 
reinigte Wirtschaftszahlen, Tabelle II.21. o Mithilfe des Verfahrens

 
 
5. Umsätze des Einzelhandels und des Handels mit Kraftfahrzeugen *)

 
 
Kalenderbereinigt o)

Einzelhandel

darunter nach dem Sortimentsschwerpunkt der Unternehmen: 1)

Handel mit
Apotheken, Kraftfahrzeugen;

Textilien, Geräte der Infor- Baubedarf, Facheinzelhandel Instandhaltung
Lebensmittel, Bekleidung, mations- und Fußbodenbeläge, mit medizinischen und Reparatur
Getränke, Schuhe, Kommunika- Haushaltsgeräte, und kosmetischen von Kraftfahr-

insgesamt Tabakwaren 2) Lederwaren tionstechnik Möbel Artikeln zeugen

in jeweiligen in Preisen
Preisen von 2010 in jeweiligen Preisen

Verän- Verän- Verän- Verän- Verän- Verän- Verän- Verän-
derung derung derung derung derung derung derung derung
gegen gegen gegen gegen gegen gegen gegen gegen
Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr

Zeit % % % % % % % %2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100 2010 = 100

2011 102,7 + 2,6 101,1 + 1,0 102,5 + 2,3 101,6 + 1,8 99,4 − 0,5 103,7 + 3,7 100,3 + 0,3 107,0 + 7,8
2012 104,5 + 1,8 100,8 − 0,3 105,2 + 2,6 102,2 + 0,6 99,0 − 0,4 104,6 + 0,9 100,7 + 0,4 105,8 − 1,1
2013 106,3 + 1,7 101,3 + 0,5 109,0 + 3,6 103,0 + 0,8 95,4 − 3,6 102,3 − 2,2 103,4 + 2,7 104,5 − 1,2
2014 108,2 + 1,8 102,7 + 1,4 111,6 + 2,4 104,9 + 1,8 94,6 − 0,8 101,9 − 0,4 110,7 + 7,1 107,1 + 2,5

2015 3) 111,3 + 2,9 105,7 + 2,9 115,0 + 3,0 105,6 + 0,7 95,9 + 1,4 104,9 + 2,9 117,3 + 6,0 115,6 + 7,9

 
2015         Jan. 3) 101,8 + 3,0 98,2 + 3,9 105,0 + 3,4 89,4 − 1,4 102,0 + 2,1 91,3 + 3,8 113,1 + 7,6 95,9 + 4,7
         Febr. 98,1 + 2,4 93,9 + 3,1 102,3 + 1,7 81,8 − 0,7 86,0 + 5,9 91,0 + 1,2 109,2 + 6,3 101,6 + 6,2
         März 113,0 + 1,5 107,0 + 1,8 115,9 + 0,1 106,0 − 3,6 89,8 + 4,5 113,1 + 0,9 119,0 + 8,5 128,3 + 8,2

         April 112,2 + 3,3 105,6 + 3,0 117,1 + 3,0 109,2 + 4,9 82,2 + 0,7 109,9 + 2,6 116,9 + 6,8 123,3 + 9,4
         Mai 111,9 + 4,2 105,3 + 3,6 117,4 + 5,1 108,3 + 1,6 81,7 − 3,2 108,9 + 5,9 113,8 + 5,6 120,4 + 10,0
         Juni 108,5 + 1,5 102,7 + 1,4 114,2 + 0,5 105,6 + 3,0 82,0 − 0,2 102,5 + 3,3 113,5 + 4,1 121,6 + 9,6

         Juli 111,5 + 3,9 106,3 + 4,1 115,6 + 3,2 108,6 + 5,2 89,8 − 0,2 103,3 + 3,9 120,2 + 5,5 118,4 + 9,0
         Aug. 108,2 + 2,6 103,0 + 2,6 115,3 + 6,4 96,5 − 9,9 86,1 + 2,9 99,8 + 0,5 112,4 + 4,9 105,8 + 6,3
         Sept. 108,5 + 3,4 102,9 + 3,7 110,2 + 3,9 112,6 + 4,8 94,0 + 2,5 102,3 + 3,5 113,7 + 4,9 114,6 + 7,0

         Okt. 114,7 + 2,9 108,3 + 2,5 115,8 + 2,0 120,7 + 6,3 98,1 − 0,4 110,8 + 2,0 120,0 + 5,0 124,5 + 7,3
         Nov. 115,9 + 2,8 109,9 + 2,3 116,6 + 3,3 104,8 − 2,6 111,8 + 2,1 114,5 + 3,5 123,4 + 6,6 124,5 + 10,5
         Dez. 131,2 + 3,2 125,5 + 3,0 134,2 + 3,9 123,3 − 0,2 147,7 + 0,8 111,1 + 3,4 132,2 + 5,3 108,7 + 6,7

2016         Jan. 104,1 + 2,3 100,1 + 1,9 108,4 + 3,2 92,6 + 3,6 100,2 − 1,8 94,1 + 3,1 117,0 + 3,4 ... ...

Quelle der Ursprungswerte: Statistisches Bundesamt. * Ohne Mehrwertsteuer; Erläuter- räumen. 2 Auch an Verkaufsständen und auf Märkten. 3 Ergebnisse ab Januar 2015
ungen siehe Statistisches Beiheft Saisonbereinigte Wirtschaftszahlen, Tabelle vorläufig, teilweise revidiert und in den jüngsten Monaten aufgrund von Schätzungen
II.24. o Mithilfe des Verfahrens Census X-12-ARIMA, Version 0.2.8. 1 In Verkaufs- für fehlende Meldungen besonders unsicher. 
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6. Arbeitsmarkt *)

 
 
 

Erwerbstätige 1) Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 2) 3) Kurzarbeiter 4) Arbeitslose 5)

insgesamt darunter: darunter: darunter:

Dienst-
leis- Ausschl. Emp-
tungsbe- gering- fänger
reich ohne fügig von Ar-

Ver- Ver- Produ- Arbeit- Arbeit- ent- beits-
ände- ände- zieren- nehmer- nehmer- lohnte konjunk- losengeld Arbeits-
rung rung des Ge- überlas- überlas- Beschäf- turell nach dem losen- Offene
gegen gegen werbe sung sung tigte 2) insgesamt bedingt insgesamt SGB III quo- Stel-

 Vorjahr in Vorjahr in te 5) 6) len 5) 7)

Zeit Tsd % Tsd % Tsd in % in Tsd

2011 41 577 + 1,4 28 687 + 2,4 8 579 19 091 794 5 014 148 100 2 976 893 7,1 466
2012 42 060 + 1,2 29 341 + 2,3 8 738 19 600 773 4 981 112 67 2 897 902 6,8 478
2013 42 328 + 0,6 29 713 + 1,3 8 782 19 954 743 5 017 124 77 2 950 970 6,9 457
2014 42 703 + 0,9 30 197 + 1,6 8 859 20 328 770 5 029 94 49 2 898 933 6,7 490

2015 8) 43 032 8) + 0,8 9) 30 829 9) + 2,1 9) 8 938 9) 20 842 9) 806 9) 4 853 ... 9) 45 2 795 859 6,4 569

2012         4.Vj. 42 418 + 1,0 29 757 + 1,8 8 840 19 919 766 4 990 113 76 2 782 878 6,6 446

2013         1.Vj. 41 880 + 0,7 29 385 + 1,4 8 697 19 771 701 4 972 234 102 3 131 1 109 7,4 444
         2.Vj. 42 249 + 0,6 29 573 + 1,2 8 746 19 864 725 5 016 99 87 2 941 945 6,8 459
         3.Vj. 42 515 + 0,6 29 776 + 1,2 8 809 19 952 772 5 050 70 57 2 903 934 6,7 471
         4.Vj. 42 666 + 0,6 30 118 + 1,2 8 877 20 230 774 5 028 92 61 2 827 891 6,6 455

2014         1.Vj. 42 226 + 0,8 29 809 + 1,4 8 759 20 099 730 4 991 178 58 3 109 1 078 7,2 452
         2.Vj. 42 667 + 1,0 30 080 + 1,7 8 828 20 251 753 5 043 72 56 2 886 900 6,6 487
         3.Vj. 42 903 + 0,9 30 284 + 1,7 8 895 20 341 799 5 065 50 37 2 860 909 6,6 512
         4.Vj. 43 016 + 0,8 30 614 + 1,6 8 955 20 622 796 5 018 77 46 2 738 846 6,3 510

2015         1.Vj. 42 506 + 0,7 30 360 + 1,8 8 831 20 547 756 4 863 169 51 2 993 1 011 6,9 515
         2.Vj. 42 953 + 0,7 30 671 + 2,0 8 894 20 736 792 4 863 61 47 2 772 822 10) 6,3 560
         3.Vj. 43 239 + 0,8 9) 30 929 9) + 2,1 9) 8 974 9) 20 863 9) 840 9) 4 868 ... 9) 33 2 759 827 6,3 595
         4.Vj. 8) 43 428 8) + 1,0 9) 31 353 9) + 2,4 9) 9 051 9) 21 222 9) 837 9) 4 818 ... 9) 48 2 655 775 6,0 604

2012         Okt. 42 494 + 1,1 29 823 + 1,9 8 866 19 936 780 4 972 85 70 2 753 846 6,5 468
         Nov. 42 494 + 1,0 29 809 + 1,8 8 848 19 965 766 5 010 98 85 2 751 864 6,5 451
         Dez. 42 265 + 0,9 29 528 + 1,7 8 747 19 856 714 5 018 156 72 2 840 924 6,7 421

2013         Jan. 41 862 + 0,8 29 334 + 1,4 8 685 19 737 697 4 961 234 104 3 138 1 121 7,4 420
         Febr. 41 853 + 0,8 29 345 + 1,5 8 682 19 749 698 4 962 245 104 3 156 1 132 7,4 448
         März 41 926 + 0,7 29 423 + 1,2 8 701 19 798 698 4 969 222 98 3 098 1 072 7,3 463
         April 42 083 + 0,6 29 562 + 1,2 8 744 19 863 718 4 994 113 100 3 020 1 001 7,1 460
         Mai 42 288 + 0,6 29 637 + 1,2 8 762 19 899 734 5 036 86 74 2 937 935 6,8 457
         Juni 42 376 + 0,6 29 616 + 1,1 8 763 19 863 747 5 066 99 86 2 865 897 6,6 459
         Juli 42 419 + 0,6 29 596 + 1,2 8 768 19 814 773 5 086 81 68 2 914 943 6,8 469
         Aug. 42 484 + 0,6 29 843 + 1,2 8 825 19 998 776 5 031 60 47 2 946 956 6,8 471
         Sept. 42 641 + 0,6 30 165 + 1,4 8 905 20 224 786 5 003 70 56 2 849 904 6,6 473
         Okt. 42 746 + 0,6 30 181 + 1,2 8 899 20 252 785 5 011 83 70 2 801 870 6,5 466
         Nov. 42 730 + 0,6 30 149 + 1,1 8 888 20 249 779 5 048 80 67 2 806 881 6,5 458
         Dez. 42 523 + 0,6 29 884 + 1,2 8 781 20 158 731 5 048 114 45 2 874 923 6,7 440

2014         Jan. 42 170 + 0,7 29 736 + 1,4 8 738 20 054 726 4 977 189 63 3 136 1 104 7,3 425
         Febr. 42 195 + 0,8 29 784 + 1,5 8 749 20 085 728 4 976 193 57 3 138 1 105 7,3 456
         März 42 312 + 0,9 29 932 + 1,7 8 796 20 158 742 4 990 152 55 3 055 1 026 7,1 476
         April 42 522 + 1,0 30 060 + 1,7 8 825 20 240 749 5 030 77 60 2 943 938 6,8 485
         Mai 42 684 + 0,9 30 125 + 1,6 8 835 20 289 750 5 060 72 56 2 882 893 6,6 481
         Juni 42 795 + 1,0 30 175 + 1,9 8 853 20 292 779 5 087 66 52 2 833 869 6,5 495
         Juli 42 833 + 1,0 30 121 + 1,8 8 859 20 217 800 5 100 54 40 2 871 909 6,6 502
         Aug. 42 857 + 0,9 30 312 + 1,6 8 903 20 358 802 5 046 44 32 2 902 934 6,7 515
         Sept. 43 020 + 0,9 30 663 + 1,7 8 991 20 603 812 5 013 51 39 2 808 885 6,5 518
         Okt. 43 118 + 0,9 30 676 + 1,6 8 979 20 641 808 5 021 61 49 2 733 836 6,3 517
         Nov. 43 067 + 0,8 30 636 + 1,6 8 960 20 642 798 5 020 63 52 2 717 834 6,3 515
         Dez. 42 862 + 0,8 30 398 + 1,7 8 863 20 563 753 5 012 107 39 2 764 867 6,4 498

2015         Jan. 42 445 + 0,7 30 276 + 1,8 8 813 20 493 747 4 846 169 50 3 032 1 043 7,0 485
         Febr. 42 458 + 0,6 30 342 + 1,9 8 818 20 542 756 4 821 183 52 3 017 1 034 6,9 519
         März 42 616 + 0,7 30 528 + 2,0 8 864 20 649 777 4 829 154 50 2 932 955 6,8 542
         April 42 798 + 0,6 30 645 + 1,9 8 893 20 720 784 4 850 67 54 2 843 868 6,5 552
         Mai 42 977 + 0,7 30 718 + 2,0 8 900 20 773 794 4 875 57 44 2 762 815 10) 6,3 557
         Juni 43 084 + 0,7 30 771 + 2,0 8 914 20 785 819 4 902 59 45 2 711 782 6,2 572
         Juli 43 133 + 0,7 30 744 + 2,1 8 933 20 722 840 4 908 49 35 2 773 830 6,3 589
         Aug. 43 195 + 0,8 30 986 + 2,2 8 992 20 896 846 4 841 40 26 2 796 851 6,4 597
         Sept. 43 388 + 0,9 9) 31 345 9) + 2,2 9) 9 080 9) 21 158 9) 850 9) 4 812 ... 9) 40 2 708 799 6,2 600
         Okt. 43 494 + 0,9 9) 31 380 9) + 2,3 9) 9 072 9) 21 210 9) 846 9) 4 811 ... 9) 47 2 649 764 6,0 612
         Nov. 8) 43 490 8) + 1,0 9) 31 420 9) + 2,6 9) 9 060 9) 21 278 9) 842 9) 4 831 ... 9) 48 2 633 764 6,0 610
         Dez. 8) 43 301 8) + 1,0 9) 31 178 9) + 2,6 9) 8 962 9) 21 199 9) 796 9) 4 816 ... 9) 49 2 681 798 6,1 591

2016         Jan. 8) 42 962 8) + 1,2 ... ... ... ... ... ... ... ... 2 920 961 6,7 581
         Febr. ... ... ... ... ... ... ... ... ... ... 2 911 947 6,6 614

Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit. * Jahres- und Quartals- len mit Arbeitsort im Ausland. 8 Erste vorläufige Schätzung des Statistischen Bundes-
werte: Durchschnitte; eigene Berechnung, die Abweichungen zu den amtlichen Wer- amts. 9 Ursprungswerte von der Bundesagentur für Arbeit geschätzt. Die Schätzwer-
ten sind rundungsbedingt. 1 Inlandskonzept; Durchschnitte. 2 Monatswerte: te für Deutschland wichen im Betrag in den Jahren 2013 und 2014 bei den sozialver-
Endstände. 3 Ab Januar 2012 ohne Personen, die den Bundesfreiwilligendienst oder sicherungspflichtig Beschäftigten um maximal 1,4 %, bei den ausschließlich geringfü-
ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr ableisten. 4 Anzahl innerhalb eines Mo- gig entlohnten Beschäftigten um maximal 6,0 % sowie bei den konjunkturell beding-
nats. 5 Stand zur Monatsmitte. 6 Gemessen an allen zivilen Erwerbspersonen. 7 Ge- ten Kurzarbeitern um maximal 21,3 % von den endgültigen Angaben ab. 10 Ab Mai
meldete Arbeitsstellen ohne geförderte Stellen und ohne Saisonstellen, einschl. Stel- 2015 berechnet auf Basis neuer Erwerbspersonenzahlen. 
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7. Preise
 
 

 

Verbraucherpreisindex Indizes der Preise im Index der Weltmarkt-
Außenhandel preise für Rohstoffe 4)

darunter: Index der
Erzeuger- Index der
preise Erzeuger-

andere gewerb- preiseDienstleis-
tungen licher landwirt-Ver- u. Ge-

Nah- brauchs- ohne schaft-Produkte im
rungs- güter ohne Inlands- sonstigeBaupreis- licher Pro-Wohnungs- Wohnungs-

insgesamt mittel Energie 1) mieten 2) mieten 2) index absatz 3) dukte 3) Ausfuhr Einfuhr Energie 5)Energie 1) Rohstoffe 6)

Zeit 2010 = 100

Indexstand  
  

2011 7) 102,1 102,2 100,8 110,1 101,0 101,3 102,9 105,3 113,4 103,3 106,4 132,2 113,5
2012 7) 104,1 105,7 102,0 116,4 102,4 102,5 105,7 107,0 119,4 104,9 108,7 141,9 110,4
2013 105,7 110,4 103,0 118,0 103,8 103,8 107,9 106,9 120,7 104,3 105,9 133,1 101,0
2014 106,6 111,5 103,9 115,5 105,5 105,4 109,7 105,8 111,1 104,0 103,6 120,8 96,8

2015 106,9 112,4 105,1 107,4 106,9 106,7 111,3 103,9 8) 106,9 104,9 100,9 80,1 92,5

 
2014         April 106,5 112,0 104,2 116,7 104,7 105,1 106,1 121,1 103,9 103,8 126,2 99,3
         Mai 106,4 111,6 103,9 116,7 104,3 105,2 109,5 105,9 118,8 103,9 103,8 129,2 98,9
         Juni 106,7 111,5 103,5 117,3 105,4 105,3 105,9 117,7 104,0 104,0 133,0 97,4

         Juli 107,0 111,3 103,2 117,0 106,7 105,4 105,8 113,9 104,1 103,6 127,7 95,6
         Aug. 107,0 110,6 103,5 116,4 106,9 105,6 110,0 105,7 111,5 104,1 103,5 123,6 96,3
         Sept. 107,0 110,9 104,5 116,5 105,8 105,6 105,7 107,9 104,3 103,8 122,2 95,0

         Okt. 106,7 110,9 104,5 114,8 105,4 105,8 105,5 103,7 104,2 103,5 111,9 95,5
         Nov. 106,7 110,4 104,7 113,5 105,7 105,9 110,1 105,5 103,6 104,2 102,7 103,1 97,5
         Dez. 106,7 110,8 104,4 109,1 107,0 106,0 104,8 102,7 103,9 101,0 84,3 96,0

2015         Jan. 105,6 111,4 103,6 105,6 105,3 106,1 104,2 8) 102,4 104,4 100,2 71,4 97,7
         Febr. 106,5 112,3 104,0 107,8 106,9 106,2 110,8 104,3 104,8 104,7 101,6 86,2 97,2
         März 107,0 112,2 105,1 109,3 106,8 106,3 104,4 105,2 105,3 102,6 86,9 98,9

         April 107,0 113,2 105,3 109,8 106,0 106,5 104,5 106,0 105,6 103,2 94,0 98,3
         Mai 107,1 113,2 105,1 110,9 106,2 106,5 111,1 104,5 104,8 105,4 103,0 96,9 96,4
         Juni 107,0 112,6 104,9 110,4 106,3 106,6 104,4 105,3 105,3 102,5 93,3 94,9

         Juli 107,2 111,8 104,4 109,8 107,8 106,7 104,4 104,5 105,4 101,8 85,5 94,8
         Aug. 107,2 111,5 104,9 107,5 108,1 106,8 111,5 103,9 102,1 104,9 100,3 72,3 89,0
         Sept. 107,0 112,1 105,9 105,7 107,0 106,9 103,5 107,4 104,6 99,6 71,8 87,0

         Okt. 107,0 112,7 106,1 104,9 106,9 107,0 103,1 108,9 104,4 99,3 72,6 86,2
         Nov. 107,1 112,9 106,0 105,0 107,1 107,1 111,8 102,9 107,6 104,5 99,1 71,4 85,9
         Dez. 107,0 112,4 105,6 102,0 108,4 107,1 102,4 107,3 104,1 97,9 60,2 83,6

2016         Jan. 106,1 112,4 105,0 99,5 106,8 107,3 101,7 106,8 103,9 96,4 50,0 82,3
         Febr. 106,5 113,2 105,1 98,6 107,7 107,4 ... ... ... ... ... 51,5 82,2

Veränderung gegenüber Vorjahr in %  
  

2011 7) + 2,1 + 2,2 + 0,8 + 10,1 + 1,0 + 1,3 + 2,9 + 5,3 + 13,4 + 3,3 + 6,4 + 32,2 + 13,5
2012 7) + 2,0 + 3,4 + 1,2 + 5,7 + 1,4 + 1,2 + 2,7 + 1,6 + 5,3 + 1,5 + 2,2 + 7,3 − 2,7
2013 + 1,5 + 4,4 + 1,0 + 1,4 + 1,4 + 1,3 + 2,1 − 0,1 + 1,1 − 0,6 − 2,6 − 6,2 − 8,5
2014 + 0,9 + 1,0 + 0,9 − 2,1 + 1,6 + 1,5 + 1,7 − 1,0 − 8,0 − 0,3 − 2,2 − 9,2 − 4,2

2015 + 0,3 + 0,8 + 1,2 − 7,0 + 1,3 + 1,2 + 1,5 − 1,8 8) − 3,8 + 0,9 − 2,6 − 33,7 − 4,4

 
2014         April + 1,3 + 1,8 + 0,9 − 1,3 + 2,8 + 1,5 − 0,9 − 3,0 − 0,8 − 2,4 − 1,3 − 4,5
         Mai + 0,9 + 0,5 + 0,7 − 0,8 + 1,1 + 1,5 + 1,7 − 0,8 − 4,6 − 0,6 − 2,1 + 0,2 − 4,3
         Juni + 1,0 + 0,0 + 0,6 − 0,3 + 1,6 + 1,5 − 0,7 − 3,7 − 0,1 − 1,2 + 4,6 − 3,3

         Juli + 0,8 + 0,1 + 0,8 − 1,5 + 1,5 + 1,4 − 0,8 − 4,6 − 0,1 − 1,7 − 4,5 − 4,3
         Aug. + 0,8 + 0,3 + 1,1 − 1,9 + 1,5 + 1,5 + 1,7 − 0,8 − 6,5 − 0,1 − 1,9 − 8,6 − 1,8
         Sept. + 0,8 + 0,9 + 1,1 − 2,2 + 1,4 + 1,4 − 1,0 − 10,7 + 0,1 − 1,6 − 9,9 − 2,4

         Okt. + 0,8 + 0,7 + 0,6 − 2,3 + 1,7 + 1,6 − 1,0 − 14,5 + 0,3 − 1,2 − 14,0 + 0,2
         Nov. + 0,6 + 0,0 + 0,8 − 2,5 + 1,3 + 1,4 + 1,6 − 0,9 − 15,3 + 0,3 − 2,1 − 20,9 + 1,2
         Dez. + 0,2 − 1,2 + 1,1 − 6,6 + 1,4 + 1,4 − 1,7 − 16,1 + 0,1 − 3,7 − 35,9 − 0,6

2015         Jan. − 0,3 − 1,3 + 0,8 − 9,0 + 1,2 + 1,3 − 2,2 8) − 14,3 + 0,4 − 4,4 − 44,8 + 1,8
         Febr. + 0,1 − 0,4 + 0,8 − 7,3 + 1,7 + 1,3 + 1,5 − 2,1 − 12,2 + 0,7 − 3,0 − 33,3 + 0,0
         März + 0,3 − 0,1 + 0,9 − 5,7 + 1,3 + 1,3 − 1,7 − 12,6 + 1,4 − 1,4 − 31,0 + 2,1

         April + 0,5 + 1,1 + 1,1 − 5,9 + 1,2 + 1,3 − 1,5 − 12,5 + 1,6 − 0,6 − 25,5 − 1,0
         Mai + 0,7 + 1,4 + 1,2 − 5,0 + 1,8 + 1,2 + 1,5 − 1,3 − 11,8 + 1,4 − 0,8 − 25,0 − 2,5
         Juni + 0,3 + 1,0 + 1,4 − 5,9 + 0,9 + 1,2 − 1,4 − 10,5 + 1,3 − 1,4 − 29,8 − 2,6

         Juli + 0,2 + 0,4 + 1,2 − 6,2 + 1,0 + 1,2 − 1,3 − 8,3 + 1,2 − 1,7 − 33,0 − 0,8
         Aug. + 0,2 + 0,8 + 1,4 − 7,6 + 1,1 + 1,1 + 1,4 − 1,7 − 8,4 + 0,8 − 3,1 − 41,5 − 7,6
         Sept. + 0,0 + 1,1 + 1,3 − 9,3 + 1,1 + 1,2 − 2,1 − 0,5 + 0,3 − 4,0 − 41,2 − 8,4

         Okt. + 0,3 + 1,6 + 1,5 − 8,6 + 1,4 + 1,1 − 2,3 + 5,0 + 0,2 − 4,1 − 35,1 − 9,7
         Nov. + 0,4 + 2,3 + 1,2 − 7,5 + 1,3 + 1,1 + 1,5 − 2,5 + 3,9 + 0,3 − 3,5 − 30,7 − 11,9
         Dez. + 0,3 + 1,4 + 1,1 − 6,5 + 1,3 + 1,0 − 2,3 + 4,5 + 0,2 − 3,1 − 28,6 − 12,9

2016         Jan. + 0,5 + 0,9 + 1,4 − 5,8 + 1,4 + 1,1 − 2,4 + 4,3 − 0,5 − 3,8 − 30,0 − 15,8
         Febr. + 0,0 + 0,8 + 1,1 − 8,5 + 0,7 + 1,1 ... ... ... ... ... − 40,3 − 15,4

Quelle: Statistisches Bundesamt bzw. eigene Berechnung unter Verwendung von An- Euro-Basis. 5 Kohle und Rohöl (Brent). 6 Nahrungs- und Genussmittel sowie Industrie-
gaben des Statistischen Bundesamts; für den Index der Weltmarktpreise für rohstoffe. 7 Ab Mai 2011 sowie ab Januar 2012 Erhöhung der Tabaksteuer. 8 Ab
Rohstoffe: HWWI. 1 Strom, Gas und andere Brennstoffe sowie Kraftstoffe. 2 Netto- Januar 2015 vorläufig. 
mieten. 3 Ohne Mehrwertsteuer. 4 HWWI-Rohstoffpreisindex „Euroland” auf
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8. Einkommen der privaten Haushalte *)

  
  
  

Empfangene
Bruttolöhne und Nettolöhne und monetäre Sozial- Massen- Verfügbares Spar-
-gehälter 1) -gehälter 2) leistungen 3) einkommen 4) Einkommen 5) Sparen 6) quote 7)

Ver- Ver- Ver- Ver- Ver- Ver-
änderung änderung änderung änderung änderung änderung
gegen gegen gegen gegen gegen gegen
Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr

Zeit Mrd € % Mrd € % Mrd € % Mrd € % Mrd € % Mrd € % %

2008 1 008,1 4,0 670,8 3,4 358,2 0,5 1 029,1 2,4 1 582,6 2,6 165,9 4,9 10,5

2009 1 009,5 0,1 672,6 0,3 383,2 7,0 1 055,7 2,6 1 569,2 − 0,8 156,2 − 5,9 10,0

2010 1 039,0 2,9 702,2 4,4 387,7 1,2 1 089,9 3,2 1 606,4 2,4 160,1 2,5 10,0

2011 1 088,6 4,8 729,4 3,9 383,0 − 1,2 1 112,4 2,1 1 653,7 2,9 158,2 − 1,2 9,6

2012 1 133,5 4,1 757,8 3,9 389,3 1,6 1 147,1 3,1 1 690,4 2,2 156,5 − 1,0 9,3

2013 1 168,3 3,1 779,7 2,9 398,5 2,4 1 178,2 2,7 1 719,8 1,7 157,1 0,4 9,1

2014 1 213,7 3,9 808,1 3,6 409,8 2,8 1 217,8 3,4 1 759,7 2,3 167,6 6,7 9,5

2015 1 262,7 4,0 838,4 3,7 425,0 3,7 1 263,4 3,7 1 808,2 2,8 174,8 4,3 9,7

2014         3.Vj. 299,7 3,8 203,9 3,6 102,5 2,7 306,5 3,3 440,6 1,7 35,4 4,4 8,0

         4.Vj. 334,8 3,8 222,0 3,5 102,6 4,7 324,6 3,9 447,5 3,1 36,7 13,0 8,2

2015         1.Vj. 292,6 3,5 194,1 2,9 107,3 3,0 301,4 2,9 448,3 2,8 57,9 3,8 12,9

         2.Vj. 308,7 4,1 200,4 3,5 105,0 4,5 305,3 3,9 448,1 2,9 41,8 5,0 9,3

         3.Vj. 312,0 4,1 211,8 3,9 106,7 4,1 318,5 3,9 453,2 2,9 36,7 3,8 8,1

         4.Vj. 349,4 4,4 232,1 4,6 106,1 3,4 338,2 4,2 458,7 2,5 38,5 4,8 8,4

Quelle: Statistisches Bundesamt; Rechenstand: Februar 2016. * Private Haushalte ein- netäre Sozialleistungen. 5 Masseneinkommen zuzüglich Betriebsüberschuss, Selbstän-
schl. private Organisationen ohne Erwerbszweck. 1 Inländerkonzept. 2 Nach Abzug digeneinkommen, Vermögenseinkommen (netto), übrige empfangene laufende Trans-
der von den Bruttolöhnen und -gehältern zu entrichtenden Lohnsteuer sowie den Sozi- fers, Einkommen der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck, abzüglich Steuern
albeiträgen der Arbeitnehmer. 3 Geldleistungen der Sozialversicherungen, Gebietskör- (ohne Lohnsteuer und verbrauchsnahe Steuern) und übriger geleisteter laufender
perschaften und des Auslands, Pensionen (netto), Sozialleistungen aus privaten Siche- Transfers. Einschl. der Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche. 6 Einschl. der Zu-
rungssystemen, abzüglich Sozialabgaben auf Sozialleistungen, verbrauchsnahe Steu- nahme betrieblicher Versorgungsansprüche. 7 Sparen in % des verfügbaren Einkom-
ern und staatliche Gebühren. 4 Nettolöhne und -gehälter zuzüglich empfangene mo- mens. 

  
  
  

9. Tarifverdienste in der Gesamtwirtschaft
  
  
  

Tariflohnindex 1)

auf Monatsbasis
nachrichtlich:

insgesamt Löhne und Gehälter
auf Stundenbasis insgesamt ohne Einmalzahlungen Grundvergütungen 2) je Arbeitnehmer 3)

Zeit % gegen % gegen % gegen % gegen % gegen
2010 = 100 Vorjahr 2010 = 100 Vorjahr 2010 = 100 Vorjahr 2010 = 100 Vorjahr 2010 = 100 Vorjahr

2008 96,5 2,8 96,3 2,9 96,2 3,1 95,9 3,3 97,6 2,4

2009 98,4 2,0 98,3 2,0 98,3 2,3 98,2 2,4 97,6 − 0,1

2010 100,0 1,6 100,0 1,8 100,0 1,7 100,0 1,8 100,0 2,5

2011 101,7 1,7 101,8 1,8 101,8 1,8 101,8 1,8 103,4 3,4

2012 104,5 2,7 104,5 2,6 104,8 2,9 104,7 2,9 106,2 2,8

2013 107,1 2,5 107,0 2,5 107,4 2,5 107,3 2,5 108,4 2,1

2014 110,3 3,0 110,2 2,9 110,4 2,8 110,4 2,9 111,4 2,7

2015 112,9 2,4 112,7 2,3 113,0 2,4 113,0 2,4 114,6 2,9

2014         3.Vj. 112,3 2,8 112,2 2,8 112,6 2,8 110,9 2,9 109,7 2,6

         4.Vj. 123,1 2,9 122,9 2,8 123,3 2,8 111,2 2,9 121,7 2,7

2015         1.Vj. 104,5 2,2 104,4 2,2 104,3 2,3 111,7 2,4 107,6 2,5

         2.Vj. 105,9 2,3 105,7 2,2 106,1 2,3 112,8 2,4 112,4 3,1

         3.Vj. 115,1 2,5 114,9 2,4 115,3 2,4 113,7 2,5 112,8 2,9

         4.Vj. 126,0 2,4 125,8 2,4 126,2 2,3 113,9 2,4 125,3 3,0

2015         Juli 133,3 2,4 133,1 2,4 133,4 2,3 113,5 2,4 . .

         Aug. 106,0 2,5 105,8 2,5 106,2 2,5 113,7 2,5 . .

         Sept. 106,1 2,5 105,9 2,5 106,3 2,5 113,8 2,5 . .

         Okt. 106,3 2,6 106,1 2,5 106,3 2,4 113,9 2,5 . .

         Nov. 163,7 2,5 163,4 2,4 163,9 2,4 113,9 2,5 . .

         Dez. 108,2 2,1 108,0 2,0 108,4 2,1 113,9 2,4 . .

2016         Jan. 106,4 2,3 106,3 2,2 106,6 2,4 114,1 2,4 . .

1 Aktuelle Angaben werden in der Regel noch aufgrund von Nachmeldungen korri- zahlungen z.B Jahresgratifikation, Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld (13.ME) und Altersvor-
giert. 2 Ohne Einmalzahlungen sowie ohne Nebenvereinbarungen (VermL, Sonder- sorgeleistungen). 3 Quelle: Statistisches Bundesamt; Rechenstand: Februar 2016. 
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10. Aktiva und Passiva börsennotierter nichtfinanzieller Unternehmensgruppen *)
 
 

Stand am Jahres- bzw. Quartalsende

Aktiva Passiva

darunter: darunter: Schulden

langfristig kurzfristig

darunter:

For- Verbind-
derun- lichkei-
gen aus ten aus

lang- imma- finan- kurz- Liefe- da- Liefe-
fristige terielle zielle fristige rungen runter rungen
Vermö- Vermö- Vermö- Vermö- und Zah- Finanz- Finanz- und

Bilanz- gens- gens- Sach- gens- gens- Leistun- lungs- Eigen- ins- zu- schul- zu- schul- Leistun-
Zeit summe werte werte anlagen werte werte Vorräte gen mittel 1) kapital gesamt sammen den sammen den gen

Insgesamt (Mrd €)

2011 1 838,5 1 116,0 340,0 477,4 232,9 722,5 190,6 180,4 119,3 537,8 1 300,7 663,6 347,3 637,1 176,8 160,9
2012 1 904,7 1 178,7 380,6 490,5 240,6 726,0 189,9 179,1 125,9 561,6 1 343,1 719,0 380,1 624,1 180,0 160,6
2013 1 938,4 1 196,1 387,1 499,5 241,0 742,3 189,0 179,8 139,0 576,1 1 362,3 726,4 383,3 635,9 191,3 166,8
2014 2 117,2 1 311,0 433,0 534,4 260,1 806,3 204,4 190,7 135,8 588,0 1 529,2 835,3 434,3 693,9 216,0 179,8

2014         4.Vj. 2 117,2 1 311,0 433,0 534,4 260,1 806,3 204,4 190,7 135,8 588,0 1 529,2 835,3 434,3 693,9 216,0 179,8

2015         1.Vj. 2 257,4 1 399,4 456,7 558,9 284,4 858,0 220,3 212,5 139,0 607,7 1 649,8 910,0 454,1 739,7 224,9 184,3
         2.Vj. 2 218,5 1 384,0 459,8 557,6 281,8 834,5 219,1 204,4 132,0 629,9 1 588,6 857,6 449,8 731,0 224,7 180,7
         3.Vj. p) 2 205,5 1 367,8 450,4 553,4 277,8 837,7 219,0 195,8 142,0 622,4 1 583,1 861,3 450,3 721,9 213,9 179,2

in % der Bilanzsumme

2011 100,0 60,7 18,5 26,0 12,7 39,3 10,4 9,8 6,5 29,3 70,8 36,1 18,9 34,7 9,6 8,8
2012 100,0 61,9 20,0 25,8 12,6 38,1 10,0 9,4 6,6 29,5 70,5 37,8 20,0 32,8 9,5 8,4
2013 100,0 61,7 20,0 25,8 12,4 38,3 9,8 9,3 7,2 29,7 70,3 37,5 19,8 32,8 9,9 8,6
2014 100,0 61,9 20,5 25,2 12,3 38,1 9,7 9,0 6,4 27,8 72,2 39,5 20,5 32,8 10,2 8,5

2014         4.Vj. 100,0 61,9 20,5 25,2 12,3 38,1 9,7 9,0 6,4 27,8 72,2 39,5 20,5 32,8 10,2 8,5

2015         1.Vj. 100,0 62,0 20,2 24,8 12,6 38,0 9,8 9,4 6,2 26,9 73,1 40,3 20,1 32,8 10,0 8,2
         2.Vj. 100,0 62,4 20,7 25,1 12,7 37,6 9,9 9,2 6,0 28,4 71,6 38,7 20,3 33,0 10,1 8,2
         3.Vj. p) 100,0 62,0 20,4 25,1 12,6 38,0 9,9 8,9 6,4 28,2 71,8 39,1 20,4 32,7 9,7 8,1

Unternehmensgruppen mit Schwerpunkt im Produzierenden Gewerbe (Mrd €) 2)

 
2011 1 474,2 860,6 221,7 373,8 214,9 613,6 172,3 143,6 92,7 421,6 1 052,6 530,5 260,8 522,2 151,2 116,7
2012 1 540,7 921,3 258,9 388,0 222,1 619,4 172,5 140,4 98,1 443,7 1 097,0 581,8 286,6 515,2 161,0 116,5
2013 1 559,6 933,2 259,1 398,7 224,1 626,4 172,7 140,0 106,6 457,3 1 102,3 580,9 286,2 521,4 170,4 118,6
2014 1 693,7 1 016,3 278,4 425,8 246,5 677,4 187,0 143,6 102,1 456,2 1 237,5 667,4 325,9 570,0 194,4 126,4

2014         4.Vj. 1 693,7 1 016,3 278,4 425,8 246,5 677,4 187,0 143,6 102,1 456,2 1 237,5 667,4 325,9 570,0 194,4 126,4

2015         1.Vj. 1 810,1 1 084,9 291,7 445,3 269,4 725,2 202,3 162,9 108,4 470,3 1 339,8 730,0 341,4 609,8 202,0 134,5
         2.Vj. 1 782,5 1 075,0 295,2 446,2 267,7 707,5 202,0 156,0 107,0 492,7 1 289,8 693,7 343,5 596,1 195,9 132,0
         3.Vj. p) 1 771,2 1 058,9 286,4 440,9 263,7 712,3 201,8 148,8 114,7 482,6 1 288,5 697,3 345,0 591,2 185,1 129,7

in % der Bilanzsumme

2011 100,0 58,4 15,0 25,4 14,6 41,6 11,7 9,7 6,3 28,6 71,4 36,0 17,7 35,4 10,3 7,9
2012 100,0 59,8 16,8 25,2 14,4 40,2 11,2 9,1 6,4 28,8 71,2 37,8 18,6 33,4 10,5 7,6
2013 100,0 59,8 16,6 25,6 14,4 40,2 11,1 9,0 6,8 29,3 70,7 37,3 18,4 33,4 10,9 7,6
2014 100,0 60,0 16,4 25,1 14,6 40,0 11,0 8,5 6,0 26,9 73,1 39,4 19,2 33,7 11,5 7,5

2014         4.Vj. 100,0 60,0 16,4 25,1 14,6 40,0 11,0 8,5 6,0 26,9 73,1 39,4 19,2 33,7 11,5 7,5

2015         1.Vj. 100,0 59,9 16,1 24,6 14,9 40,1 11,2 9,0 6,0 26,0 74,0 40,3 18,9 33,7 11,2 7,4
         2.Vj. 100,0 60,3 16,6 25,0 15,0 39,7 11,3 8,8 6,0 27,6 72,4 38,9 19,3 33,4 11,0 7,4
         3.Vj. p) 100,0 59,8 16,2 24,9 14,9 40,2 11,4 8,4 6,5 27,3 72,8 39,4 19,5 33,4 10,5 7,3

Unternehmensgruppen mit Schwerpunkt im Dienstleistungssektor (Mrd €)
 

2011 364,3 255,4 118,3 103,6 17,9 108,9 18,3 36,8 26,6 116,2 248,1 133,1 86,5 115,0 25,6 44,1
2012 364,0 257,4 121,7 102,6 18,4 106,5 17,4 38,7 27,9 117,9 246,1 137,1 93,6 108,9 18,9 44,2
2013 378,8 262,9 128,0 100,8 16,8 115,9 16,3 39,8 32,4 118,8 260,0 145,4 97,1 114,5 20,8 48,2
2014 423,5 294,7 154,7 108,6 13,6 128,9 17,4 47,1 33,7 131,8 291,7 167,9 108,4 123,8 21,6 53,4

2014         4.Vj. 423,5 294,7 154,7 108,6 13,6 128,9 17,4 47,1 33,7 131,8 291,7 167,9 108,4 123,8 21,6 53,4

2015         1.Vj. 447,3 314,5 165,0 113,6 14,9 132,8 17,9 49,6 30,6 137,3 310,0 180,1 112,7 129,9 23,0 49,8
         2.Vj. 436,0 309,1 164,6 111,4 14,1 126,9 17,1 48,3 25,0 137,3 298,8 163,9 106,3 134,9 28,8 48,7
         3.Vj. p) 434,3 308,9 164,0 112,5 14,1 125,4 17,1 47,0 27,3 139,7 294,6 163,9 105,2 130,7 28,8 49,6

in % der Bilanzsumme

2011 100,0 70,1 32,5 28,5 4,9 29,9 5,0 10,1 7,3 31,9 68,1 36,5 23,8 31,6 7,0 12,1
2012 100,0 70,7 33,4 28,2 5,1 29,3 4,8 10,6 7,7 32,4 67,6 37,7 25,7 29,9 5,2 12,1
2013 100,0 69,4 33,8 26,6 4,4 30,6 4,3 10,5 8,6 31,4 68,6 38,4 25,6 30,2 5,5 12,7
2014 100,0 69,6 36,5 25,6 3,2 30,4 4,1 11,1 8,0 31,1 68,9 39,6 25,6 29,2 5,1 12,6

2014         4.Vj. 100,0 69,6 36,5 25,6 3,2 30,4 4,1 11,1 8,0 31,1 68,9 39,6 25,6 29,2 5,1 12,6

2015         1.Vj. 100,0 70,3 36,9 25,4 3,3 29,7 4,0 11,1 6,8 30,7 69,3 40,3 25,2 29,0 5,1 11,1
         2.Vj. 100,0 70,9 37,8 25,6 3,2 29,1 3,9 11,1 5,7 31,5 68,5 37,6 24,4 30,9 6,6 11,2
         3.Vj. p) 100,0 71,1 37,8 25,9 3,3 28,9 3,9 10,8 6,3 32,2 67,8 37,7 24,2 30,1 6,6 11,4

* In Deutschland börsennotierte nichtfinanzielle Unternehmensgruppen, die viertel- wesen. 1 Einschl. Zahlungsmitteläquivalente. 2 Einschl. Unternehmensgruppen der
jährlich IFRS-Konzernabschlüsse publizieren und einen nennenswerten Wert- Land- und Forstwirtschaft. 
schöpfungsbeitrag in Deutschland erbringen. Ohne Grundstücks- und Wohnungs-
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 XI. Konjunkturlage in Deutschland
 

11. Umsatz und operatives Ergebnis börsennotierter nichtfinanzieller Unternehmensgruppen *)
 
 

Operatives Ergebnis vor Abschreibungen (EBITDA 1) )
in % des Umsatzes Operatives Ergebnis (EBIT) in % des Umsatzes

Operatives
Ergebnis vor Verteilung 2) Verteilung 2)

Abschreibungen Gewogener Operatives Gewogener
Umsatz (EBITDA 1) ) Durchschnitt 1.Quartil Median 3.Quartil Ergebnis (EBIT) Durchschnitt 1.Quartil Median 3.Quartil

Verän- Verän-
Verän- Verän- derung Verän- derung
derung derung gegen derung gegen
gegen gegen Vorjahr in gegen Vorjahr in
Vorjahr in Vorjahr in %-Punk- Vorjahr in %-Punk-

Zeit Mrd € % 3) Mrd € % 3) % ten 3) % % % Mrd € % 3) % ten 3) % % %

Insgesamt

2006 1 209,4 10,6 154,8 3,4 12,8 − 0,9 7,1 11,4 17,5 75,7 3,4 6,3 − 0,4 3,8 7,6 11,4
2007 1 234,1 4,4 173,6 15,1 14,1 1,3 7,8 12,7 18,4 95,6 27,5 7,7 1,4 4,2 8,4 13,1
2008 1 307,5 6,4 164,5 − 5,6 12,6 − 1,6 5,8 11,6 17,6 80,9 − 16,6 6,2 − 1,7 2,5 6,6 12,1
2009 1 175,4 − 10,5 138,4 − 16,4 11,8 − 0,8 4,0 9,5 15,8 57,9 − 28,0 4,9 − 1,2 0,3 5,1 9,3

2010 1 340,0 13,2 184,3 30,4 13,8 1,8 6,0 11,2 18,6 100,4 64,9 7,5 2,3 3,1 6,5 12,1
2011 1 434,5 8,4 177,9 − 0,3 12,4 − 1,1 5,5 10,7 17,4 94,6 − 5,4 6,6 − 1,0 2,7 6,6 11,9
2012 1 552,7 6,6 190,8 3,3 12,3 − 0,4 5,1 10,1 17,5 96,9 − 7,1 6,2 − 0,9 1,8 6,1 11,0
2013 1 557,4 − 0,5 188,5 − 2,5 12,1 − 0,2 5,0 9,9 18,2 99,9 6,2 6,4 0,4 1,8 5,8 10,8
2014 1 586,1 1,0 200,7 4,9 12,7 0,5 5,6 10,2 17,2 109,2 7,4 6,9 0,4 1,8 6,2 11,1

2013         1.Vj. 376,2 − 1,2 45,4 − 5,9 12,1 − 0,6 2,4 8,3 15,7 26,4 − 10,9 7,0 − 0,8 − 1,4 4,5 10,0
         2.Vj. 393,6 1,1 48,3 − 1,4 12,3 − 0,3 4,1 9,2 16,7 27,3 − 4,8 6,9 − 0,4 0,9 4,9 10,2
         3.Vj. 384,3 − 1,6 47,2 − 1,0 12,3 0,1 5,1 10,3 16,1 25,6 99,8 6,7 3,5 1,3 5,8 11,8
         4.Vj. 406,7 − 0,4 47,6 − 1,6 11,7 − 0,1 5,2 11,1 19,5 20,5 − 12,2 5,0 − 0,7 0,9 6,7 12,6

2014         1.Vj. 381,5 − 0,1 50,2 8,9 13,2 1,1 3,7 8,7 16,2 30,6 15,3 8,0 1,1 0,1 5,1 10,2
         2.Vj. 386,7 − 2,0 47,9 − 0,2 12,4 0,2 4,6 9,7 16,9 26,4 − 2,3 6,8 − 0,0 1,3 5,7 11,1
         3.Vj. 394,7 2,8 49,9 3,9 12,6 0,1 5,4 11,3 18,3 28,6 8,2 7,2 0,4 1,8 6,8 12,7
         4.Vj. 423,6 3,0 52,8 7,2 12,5 0,5 4,0 11,6 19,3 23,5 8,7 5,6 0,3 0,5 6,7 12,0

2015         1.Vj. 409,8 7,2 51,2 1,9 12,5 − 0,7 4,5 9,7 17,2 28,8 − 5,9 7,0 − 1,0 − 0,8 5,9 11,4
         2.Vj. 425,7 9,9 52,9 10,3 12,4 0,1 4,7 9,7 16,6 30,8 17,2 7,2 0,5 1,3 5,6 10,9
         3.Vj. p) 416,7 5,4 49,5 − 0,6 11,9 − 0,7 4,8 10,5 16,5 17,2 − 39,4 4,1 − 3,1 1,1 6,3 11,4

Unternehmensgruppen mit Schwerpunkt im Produzierenden Gewerbe 4)

 
2006 898,7 9,8 114,8 6,4 12,8 − 0,4 7,4 12,1 17,6 55,8 7,2 6,2 − 0,2 4,1 8,1 11,4
2007 900,5 3,8 129,6 16,9 14,4 1,6 7,8 12,7 17,6 73,8 33,1 8,2 1,8 5,0 8,6 12,5
2008 966,1 7,2 122,6 − 6,2 12,7 − 1,8 5,8 11,3 15,6 62,0 − 17,1 6,4 − 1,9 2,4 6,7 11,4
2009 854,1 − 11,5 97,7 − 19,9 11,4 − 1,2 2,9 9,2 14,0 41,9 − 31,0 4,9 − 1,4 − 1,3 4,7 8,8

2010 999,2 15,7 139,1 38,1 13,9 2,3 6,3 11,2 16,2 77,7 70,0 7,8 2,5 2,9 7,0 11,9
2011 1 098,9 10,6 131,9 − 2,6 12,0 − 1,6 5,3 10,7 16,2 74,8 − 6,5 6,8 − 1,3 2,1 6,8 11,2
2012 1 194,3 7,6 143,1 5,5 12,0 − 0,2 5,2 10,2 15,9 83,0 2,8 7,0 − 0,3 1,8 6,1 9,8
2013 1 195,9 − 0,7 140,2 − 2,2 11,7 − 0,2 4,3 9,9 15,4 75,1 − 5,1 6,3 − 0,3 1,2 5,6 9,8
2014 1 217,7 0,9 149,9 5,7 12,3 0,6 5,1 9,4 15,1 81,8 7,8 6,7 0,4 1,0 5,8 9,9

2013         1.Vj. 292,2 − 1,4 36,2 − 7,5 12,4 − 0,8 2,4 8,4 14,3 22,6 − 13,6 7,7 − 1,1 − 1,4 4,7 9,4
         2.Vj. 303,3 1,4 36,0 − 2,1 11,9 − 0,4 3,6 9,1 15,2 20,6 − 8,4 6,8 − 0,7 0,4 5,0 9,4
         3.Vj. 290,7 − 2,2 33,4 − 0,4 11,5 0,2 4,5 10,1 15,0 17,5 15,3 6,0 1,0 0,8 5,7 10,1
         4.Vj. 311,6 − 0,5 34,6 1,9 11,1 0,3 4,5 10,7 15,5 14,3 − 7,3 4,6 − 0,3 0,0 6,0 10,4

2014         1.Vj. 297,8 0,1 39,1 6,4 13,1 0,8 3,5 8,7 14,5 25,0 10,4 8,4 0,8 0,3 5,3 9,0
         2.Vj. 297,2 − 2,3 36,1 0,3 12,1 0,3 4,0 9,4 15,3 20,5 − 0,2 6,9 0,2 1,1 5,3 10,6
         3.Vj. 300,0 3,3 36,4 6,3 12,1 0,3 4,2 10,3 16,0 20,9 12,6 7,0 0,6 1,2 6,3 10,3
         4.Vj. 322,9 2,8 38,4 10,1 11,9 0,8 3,3 10,6 15,6 15,5 9,1 4,8 0,3 − 0,7 6,1 10,3

2015         1.Vj. 319,0 7,1 41,2 5,4 12,9 − 0,2 5,4 9,7 14,9 25,3 1,4 7,9 − 0,4 0,9 6,0 9,6
         2.Vj. 329,0 10,6 40,1 11,3 12,2 0,1 4,4 9,5 15,2 24,1 17,9 7,3 0,5 1,4 5,3 9,7
         3.Vj. p) 316,5 5,4 34,3 − 5,1 10,8 − 1,2 4,6 10,0 15,1 8,8 − 54,7 2,8 − 4,0 1,0 5,8 10,1

Unternehmensgruppen mit Schwerpunkt im Dienstleistungssektor
 

2006 310,7 12,9 40,0 − 5,0 12,9 − 2,4 6,8 11,2 16,7 19,9 − 7,0 6,4 − 1,3 3,2 6,4 11,2
2007 333,5 6,4 43,9 9,3 13,2 0,4 7,0 12,7 20,6 21,8 9,6 6,5 0,2 3,3 7,8 14,3
2008 341,4 4,0 41,9 − 3,7 12,3 − 1,0 5,9 12,5 19,7 19,0 − 14,6 5,6 − 1,2 2,8 6,6 12,7
2009 321,3 − 7,4 40,8 − 4,9 12,7 0,3 4,7 10,7 20,3 16,0 − 16,3 5,0 − 0,5 1,7 5,7 12,7

2010 340,8 5,8 45,2 8,7 13,3 0,3 5,9 10,8 19,9 22,7 46,7 6,7 1,7 3,3 5,9 12,4
2011 335,6 1,5 45,9 7,6 13,7 0,8 5,7 10,6 20,9 19,8 − 0,8 5,9 − 0,1 3,2 6,4 13,8
2012 358,4 3,0 47,7 − 3,3 13,3 − 0,9 5,1 10,0 23,2 13,9 − 47,1 3,9 − 3,0 2,1 5,7 14,0
2013 361,5 − 0,1 48,2 − 3,5 13,3 − 0,5 5,3 9,9 21,1 24,8 91,7 6,9 3,0 2,7 5,9 12,2
2014 368,4 1,0 50,8 2,2 13,8 0,2 6,2 12,7 23,2 27,4 5,7 7,4 0,3 2,9 7,2 14,1

2013         1.Vj. 84,0 − 0,6 9,2 1,4 10,9 0,2 2,4 7,8 20,0 3,8 14,9 4,5 0,6 − 1,6 4,4 12,3
         2.Vj. 90,3 − 0,3 12,2 1,0 13,5 0,2 4,9 9,4 19,2 6,7 12,0 7,4 0,8 1,2 4,8 13,9
         3.Vj. 93,5 0,5 13,8 − 2,8 14,8 − 0,5 5,7 10,7 21,0 8,1 307,7 8,6 12,5 2,0 6,2 13,1
         4.Vj. 95,1 0,1 13,0 − 11,1 13,6 − 1,7 6,4 13,2 24,0 6,2 − 24,2 6,6 − 1,9 2,0 8,1 16,1

2014         1.Vj. 83,7 − 0,6 11,1 20,1 13,3 2,3 3,8 8,9 21,2 5,6 49,8 6,7 2,2 − 0,4 4,6 13,1
         2.Vj. 89,5 − 0,5 11,9 − 1,8 13,3 − 0,2 4,8 10,4 18,7 6,0 − 10,0 6,7 − 0,7 1,4 6,0 13,0
         3.Vj. 94,7 1,1 13,5 − 2,9 14,2 − 0,6 7,1 13,1 24,6 7,7 − 3,4 8,1 − 0,4 3,1 7,8 13,8
         4.Vj. 100,7 3,7 14,4 − 1,6 14,3 − 0,7 5,4 15,6 25,3 8,1 7,5 8,0 0,2 2,1 8,4 19,5

2015         1.Vj. 90,9 8,0 10,1 − 12,1 11,1 − 2,5 3,8 9,6 22,2 3,5 − 44,9 3,9 − 3,1 − 2,6 5,6 14,3
         2.Vj. 96,7 7,0 12,8 6,9 13,2 − 0,0 5,0 11,4 21,7 6,7 13,9 6,9 0,4 1,3 6,7 13,8
         3.Vj. p) 100,2 5,4 15,2 13,4 15,2 1,1 5,5 12,1 19,5 8,4 8,8 8,4 0,3 1,3 7,1 13,0

* In Deutschland börsennotierte nichtfinanzielle Unternehmensgruppen, die vierteljähr- um erhebliche Veränderungen im Konsolidierungskreis großer Unternehmens-
lich IFRS-Konzernabschlüsse publizieren und einen nennenswerten Wertschöpfungs- gruppen sowie im Berichtskreis. Siehe Erläuterungen im Statistischen Beiheft Saisonbe-
beitrag in Deutschland erbringen. Ohne Grundstücks- und Wohnungswesen. 1 Earn- reinigte Wirtschaftszahlen. 4 Einschl. Unternehmensgruppen der Land- und Forstwirt-
ings before interest, taxes, depreciation and amortisation. 2 Quantilsangaben basie- schaft. 
ren auf den ungewogenen Umsatzrenditen der Unternehmensgruppen. 3 Bereinigt
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XII. Außenwirtschaft
 

1. Wichtige Posten der Zahlungsbilanz für die Europäische Währungsunion *)

 
 
Mio €

2015 p)

Position 2013 2014 2015 p) 2.Vj. 3.Vj. Okt. Nov. Dez. p)4.Vj. p)

Leistungsbilanz + 193 936 + 240 908 + 310 690 + 66 416 + 90 661 + 99 221 + 27 547 + 30 290 + 41 384A.

1. Warenhandel

Ausfuhr 1 921 961 1 967 652 2 074 384 531 006 517 678 526 294 182 887 176 017 167 390

Einfuhr 1 710 845 1 717 359 1 752 332 445 666 435 624 437 321 151 728 146 255 139 338

Saldo + 211 116 + 250 293 + 322 049 + 85 339 + 82 054 + 88 972 + 31 158 + 29 762 + 28 052

2. Dienstleistungen

Einnahmen 645 414 699 410 755 146 189 654 201 160 195 411 63 877 61 442 70 092

Ausgaben 576 931 628 406 692 740 169 779 181 465 180 455 59 834 57 065 63 556

Saldo + 68 484 + 71 004 + 62 408 + 19 875 + 19 696 + 14 956 + 4 043 + 4 377 + 6 536

3. Primäreinkommen

Einnahmen 606 642 640 645 615 283 160 881 148 714 154 646 45 507 48 626 60 513

Ausgaben 550 199 580 860 552 937 170 065 136 435 125 884 42 518 41 605 41 761

Saldo + 56 441 + 59 783 + 62 348 − 9 184 + 12 281 + 28 762 + 2 989 + 7 021 + 18 752

4. Sekundäreinkommen

Einnahmen 92 221 93 936 102 895 29 236 23 425 25 975 8 369 8 048 9 558

Ausgaben 234 325 234 106 239 011 58 851 46 793 59 446 19 012 18 919 21 515

Saldo − 142 106 − 140 172 − 136 113 − 29 615 − 23 368 − 33 469 − 10 643 − 10 870 − 11 956

Vermögensänderungsbilanz + 21 594 + 20 052 − 13 807 − 27 678 + 5 778 + 6 915 + 2 565 + 2 034 + 2 316B.

Kapitalbilanz (Zunahme: +) + 320 540 + 303 484 + 215 889 + 37 923 + 45 103 + 97 396 + 37 523 + 18 943 + 40 930C.

1. Direktinvestitionen − 69 643 + 46 579 + 32 770 − 42 706 − 31 396 + 2 367 − 3 943 − 393 + 6 703

Anlagen außerhalb des
Euro-Währungsgebiets + 584 150 + 141 404 + 439 789 + 97 028 + 106 407 + 42 609 + 39 907 − 4 898 + 7 600

Ausländische Anlagen im
Euro-Währungsgebiet + 653 792 + 94 822 + 407 021 + 139 734 + 137 803 + 40 243 + 43 851 − 4 505 + 897

2. Wertpapieranlagen − 9 649 + 72 823 + 269 443 + 126 695 + 121 144 + 134 383 + 25 939 + 30 176 + 78 268

Anlagen außerhalb des
Euro-Währungsgebiets + 251 832 + 440 761 + 382 500 + 128 238 + 14 208 + 102 930 + 55 986 + 26 996 + 19 948

Aktien und
Investmentfondsanteile + 165 187 + 126 475 + 10 540 + 37 581 − 20 359 + 6 071 + 12 750 − 3 831 − 2 848

Langfristige
Schuldverschreibungen + 79 145 + 224 838 + 353 167 + 95 288 + 69 545 + 51 562 + 37 415 + 15 311 − 1 164

Kurzfristige
Schuldverschreibungen + 7 501 + 89 451 + 18 790 − 4 632 − 34 979 + 45 297 + 5 821 + 15 517 + 23 959

Ausländische Anlagen im
Euro-Währungsgebiet + 261 481 + 367 938 + 113 058 + 1 544 − 106 935 − 31 453 + 30 047 − 3 180 − 58 320

Aktien und
Investmentfondsanteile + 194 155 + 291 580 + 216 311 + 25 622 − 4 998 + 51 118 + 16 498 + 23 076 + 11 544

Langfristige
Schuldverschreibungen + 58 916 + 99 037 − 24 213 + 1 266 − 90 048 − 19 082 + 21 188 − 21 358 − 18 912

Kurzfristige
Schuldverschreibungen + 8 412 − 22 678 − 79 041 − 25 346 − 11 889 − 63 489 − 7 640 − 4 897 − 50 952

3. Finanzderivate und
 Mitarbeiteraktienoptionen + 14 372 + 41 760 + 38 643 + 1 305 − 1 671 + 16 393 − 693 + 9 779 + 7 307

4. Übriger Kapitalverkehr + 380 752 + 137 954 − 135 648 − 44 994 − 45 646 − 60 341 + 22 224 − 23 090 − 59 475

Eurosystem + 57 789 + 55 790 − 13 110 + 2 973 − 18 206 + 3 647 + 3 968 + 992 − 1 313

Staat − 10 141 + 10 330 + 17 135 − 7 289 + 2 707 + 3 638 + 1 264 + 1 974 + 400

Monetäre Finanzinstitute
(Ohne Eurosystem) + 262 952 + 103 673 − 134 800 − 67 947 − 34 187 − 44 194 + 5 893 − 27 325 − 22 762

Unternehmen und Privatpersonen + 70 149 − 31 840 − 4 872 + 27 269 + 4 040 − 23 430 + 11 100 + 1 269 − 35 799

5. Währungsreserven des
    Eurowährungssystems + 4 707 + 4 369 + 10 685 − 2 376 + 2 672 + 4 594 − 6 004 + 2 471 + 8 127

Saldo der statistisch nicht aufgliederbarenD.
Transaktionen + 105 010 + 42 527 − 80 996 − 815 − 51 337 − 8 741 + 7 410 − 13 381 − 2 770

* Quelle: EZB, gemäß den internationalen Standards des Balance of Payments Manual  
in der 6. Auflage des Internationalen Währungsfonds. 
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XII. Außenwirtschaft
 
2. Wichtige Posten der Zahlungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland

(Salden)
 
Mio €

Leistungsbilanz Kapitalbilanz
(Zunahme an Nettoauslands-

Warenhandel (fob/fob) 1) vermögen: + / Abnahme: -)

darunter: Statistisch
Ergänzungen nicht auf-
zum Außen- Dienst- Vermögens- darunter: gliederbare
handel, leistungen Primär- Sekundär- änderungs- Währungs- Trans-

Zeit Insgesamt Insgesamt Saldo 2) (fob/fob) 3) einkommen einkommen bilanz 4) Insgesamt reserven aktionen 5)

2001 r) − 7 911 + 101 273 + 3 321 − 62 833 − 17 195 − 29 155 − 3 258 + 947 − 6 032 + 12 116
2002 r) + 41 655 + 142 103 + 6 008 − 45 440 − 25 596 − 29 413 − 4 010 + 8 038 − 2 065 − 29 606
2003 r) + 31 347 + 130 021 − 2 105 − 48 708 − 18 920 − 31 047 + 5 920 + 47 559 − 445 + 10 292
2004 r) + 101 205 + 153 166 − 6 859 − 38 713 + 16 860 − 30 109 − 119 + 112 834 − 1 470 + 11 748
2005 r) + 105 730 + 157 010 − 6 068 − 40 600 + 20 905 − 31 585 − 2 334 + 96 436 − 2 182 − 6 960

2006 r) + 135 959 + 161 447 − 4 205 − 34 641 + 41 453 − 32 300 − 1 328 + 157 142 − 2 934 + 22 511
2007 r) + 169 636 + 201 989 − 922 − 34 881 + 36 332 − 33 804 − 1 597 + 183 169 + 953 + 15 130
2008 r) + 143 318 + 184 521 − 3 586 − 31 467 + 24 724 − 34 461 − 893 + 121 336 + 2 008 − 21 088
2009 r) + 141 233 + 141 167 − 6 064 − 19 648 + 54 757 − 35 043 − 1 858 + 129 693 + 8 648 − 9 683
2010 r) + 144 890 + 161 146 − 5 892 − 27 041 + 50 665 − 39 880 + 1 219 + 92 757 + 1 613 − 53 351

2011 r) + 164 581 + 163 426 − 8 900 − 32 482 + 69 156 − 35 520 + 1 642 + 120 858 + 2 836 − 45 365
2012 r) + 193 593 + 200 401 − 10 518 − 32 775 + 65 825 − 39 858 − 413 + 144 802 + 1 297 − 48 378
2013 r) + 190 420 + 211 647 − 4 331 − 43 223 + 65 754 − 43 758 − 591 + 218 884 + 838 + 29 056
2014 r) + 212 880 + 226 499 − 7 739 − 35 353 + 62 387 − 40 653 + 1 138 + 244 434 − 2 564 + 30 415
2015 r) + 257 020 + 262 996 − 4 407 − 30 165 + 63 739 − 39 550 − 159 + 232 197 − 2 213 − 24 664

2013         1.Vj. r) + 42 136 + 52 353 − 1 315 − 10 015 + 15 664 − 15 866 + 409 + 33 690 + 86 − 8 855
         2.Vj. r) + 45 113 + 55 055 + 1 547 − 10 255 + 7 804 − 7 491 + 743 + 59 059 + 72 + 13 203
         3.Vj. r) + 41 102 + 50 743 − 3 290 − 16 483 + 16 129 − 9 287 − 5 + 54 577 − 785 + 13 480
         4.Vj. r) + 62 069 + 53 496 − 1 273 − 6 470 + 26 157 − 11 114 − 1 738 + 71 558 + 1 464 + 11 227

2014         1.Vj. r) + 48 137 + 52 292 + 168 − 6 298 + 17 061 − 14 918 + 2 142 + 60 264 − 565 + 9 985
         2.Vj. r) + 44 982 + 54 295 − 2 031 − 7 242 + 4 641 − 6 712 + 519 + 55 960 − 610 + 10 458
         3.Vj. r) + 54 257 + 60 313 − 2 818 − 15 461 + 17 223 − 7 818 + 367 + 59 283 + 332 + 4 659
         4.Vj. r) + 65 503 + 59 599 − 3 058 − 6 352 + 23 462 − 11 206 − 1 890 + 68 927 − 1 722 + 5 313

2015         1.Vj. r) + 58 227 + 60 426 − 1 680 − 4 717 + 18 340 − 15 822 + 218 + 30 366 − 21 − 28 079
         2.Vj. r) + 58 484 + 69 392 − 2 043 − 5 962 + 2 107 − 7 052 + 1 098 + 72 772 − 465 + 13 190
         3.Vj. r) + 66 066 + 68 046 + 577 − 13 746 + 18 393 − 6 628 + 703 + 64 091 − 1 455 − 2 679
         4.Vj. r) + 74 242 + 65 133 − 1 260 − 5 741 + 24 898 − 10 048 − 2 178 + 64 968 − 272 − 7 096

2013         Aug. r) + 9 043 + 13 559 − 1 142 − 6 607 + 5 606 − 3 515 + 180 + 26 453 + 425 + 17 229
         Sept. r) + 19 612 + 20 678 − 1 158 − 3 493 + 4 925 − 2 497 + 118 + 23 144 − 556 + 3 414

         Okt. r) + 16 740 + 19 147 − 298 − 5 747 + 6 221 − 2 882 + 504 + 21 199 − 212 + 3 955
         Nov. r) + 22 387 + 20 021 + 267 − 2 050 + 6 523 − 2 106 + 164 + 25 483 + 407 + 2 932
         Dez. r) + 22 942 + 14 328 − 1 242 + 1 327 + 13 414 − 6 126 − 2 406 + 24 876 + 1 269 + 4 340

2014         Jan. r) + 13 276 + 15 435 − 945 − 2 527 + 4 741 − 4 371 + 1 486 + 2 235 − 375 − 12 527
         Febr. r) + 13 109 + 17 038 − 278 − 2 507 + 5 908 − 7 330 + 417 + 22 757 − 898 + 9 231
         März r) + 21 752 + 19 819 + 1 391 − 1 263 + 6 413 − 3 217 + 239 + 35 273 + 708 + 13 281

         April r) + 16 501 + 18 418 − 720 − 1 585 + 2 911 − 3 243 + 186 + 29 516 + 151 + 12 830
         Mai r) + 12 180 + 17 917 − 1 675 − 1 948 − 2 726 − 1 063 − 72 + 9 435 − 631 − 2 673
         Juni r) + 16 301 + 17 960 + 363 − 3 708 + 4 456 − 2 406 + 405 + 17 008 − 130 + 302

         Juli r) + 20 303 + 22 747 − 1 684 − 4 991 + 5 562 − 3 016 − 402 + 13 449 + 431 − 6 452
         Aug. r) + 10 707 + 14 254 − 748 − 6 617 + 5 430 − 2 359 + 426 + 13 062 + 166 + 1 930
         Sept. r) + 23 247 + 23 312 − 385 − 3 853 + 6 231 − 2 442 + 343 + 32 772 − 265 + 9 181

         Okt. r) + 21 331 + 22 823 − 1 448 − 4 994 + 6 058 − 2 556 − 112 + 15 294 + 203 − 5 926
         Nov. r) + 18 686 + 18 095 − 382 − 2 039 + 6 130 − 3 500 + 152 + 22 905 + 30 + 4 067
         Dez. r) + 25 486 + 18 681 − 1 228 + 681 + 11 274 − 5 150 − 1 930 + 30 728 − 1 955 + 7 172

2015         Jan. r) + 14 894 + 15 713 − 1 154 − 1 723 + 5 103 − 4 199 + 20 − 3 644 + 372 − 18 558
         Febr. r) + 16 288 + 19 585 − 948 − 1 617 + 5 826 − 7 505 + 24 + 11 597 + 266 − 4 716
         März r) + 27 045 + 25 129 + 422 − 1 378 + 7 411 − 4 117 + 173 + 22 413 − 660 − 4 805

         April r) + 21 534 + 22 552 − 1 240 − 1 444 + 3 303 − 2 877 + 348 + 31 171 − 69 + 9 288
         Mai r) + 11 673 + 21 472 − 437 − 2 013 − 5 805 − 1 982 + 557 + 17 542 − 78 + 5 312
         Juni r) + 25 277 + 25 367 − 367 − 2 506 + 4 609 − 2 194 + 192 + 24 059 − 318 − 1 410

         Juli r) + 25 258 + 25 485 − 1 024 − 4 466 + 6 553 − 2 314 + 462 + 20 319 − 1 170 − 5 402
         Aug. r) + 14 411 + 16 857 + 472 − 5 441 + 5 735 − 2 739 + 40 + 19 461 − 180 + 5 010
         Sept. r) + 26 397 + 25 704 + 1 129 − 3 838 + 6 106 − 1 575 + 201 + 24 311 − 105 − 2 287

         Okt. r) + 23 220 + 24 284 + 23 − 4 785 + 6 808 − 3 087 − 94 + 18 625 + 154 − 4 501
         Nov. r) + 24 689 + 22 262 − 378 − 1 963 + 6 874 − 2 485 + 163 + 22 319 − 548 − 2 533
         Dez. r) + 26 334 + 18 586 − 905 + 1 008 + 11 216 − 4 476 − 2 248 + 24 024 + 123 − 62

2016         Jan. p) + 13 227 + 13 324 − 981 − 2 786 + 4 976 − 2 287 − 82 − 7 781 − 186 − 20 926

1 Ohne Fracht- und Versicherungskosten des Außenhandels. 2 Unter anderem Lager- nichtproduzierten Sachvermögen. 5 Statistischer Restposten, der die Differenz
verkehr auf inländische Rechnung, Absetzungen der Rückwaren und Absetzungen zwischen dem Saldo der Kapitalbilanz und den Salden der Leistungs- sowie der
der Aus- bzw. Einfuhren in Verbindung mit Lohnveredelung. 3 Einschl. Fracht- und Vermögensänderungsbilanz abbildet. 
Versicherungskosten des Außenhandels. 4 Einschl. Nettoerwerb/veräußerung von
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 XII. Außenwirtschaft
 
 3. Außenhandel (Spezialhandel) der Bundesrepublik Deutschland

 nach Ländergruppen und Ländern *)

 
 Mio €

 2015  2016

Ländergruppe/Land  2013  2014  2015 August September Oktober November Dezember Januar p)

Alle Länder 1) Ausfuhr 1 088 025 1 123 746 1 195 932 87 882 105 754 106 170 102 295 92 036 88 726
Einfuhr 890 393 910 145 948 246 72 661 83 129 84 018 81 773 73 084 75 158
Saldo + 197 632 + 213 601 + 247 686 + 15 221 + 22 625 + 22 152 + 20 521 + 18 952 + 13 568

I. Ausfuhr 743 067 761 914 805 191 57 818 71 952 72 405 70 265 59 816 ...Europäische Länder
Einfuhr 625 934 642 738 654 357 48 763 57 640 57 939 56 951 49 942 ...
Saldo + 117 133 + 119 176 + 150 834 + 9 055 + 14 312 + 14 466 + 13 315 + 9 874 ...

Ausfuhr 618 383 648 446 693 901 49 341 62 172 62 643 60 763 51 521 ...1. EU-Länder (28)
Einfuhr 509 738 527 117 543 828 40 158 48 641 48 475 47 353 41 764 ...
Saldo + 108 645 + 121 329 + 150 074 + 9 182 + 13 531 + 14 168 + 13 410 + 9 757 ...

EWU-Länder (19) Ausfuhr 405 220 413 753 435 384 30 053 38 742 39 183 37 931 32 445 ...
Einfuhr 343 487 350 550 357 536 26 081 32 004 31 581 30 800 27 612 ...
Saldo + 61 732 + 63 203 + 77 847 + 3 972 + 6 738 + 7 602 + 7 131 + 4 833 ...

darunter:
Belgien und Ausfuhr 47 954 47 345 46 636 3 445 4 065 3 946 3 932 3 563 ...
Luxemburg Einfuhr 41 965 42 548 40 117 3 214 3 563 3 325 3 410 2 983 ...

Saldo + 5 989 + 4 797 + 6 519 + 231 + 502 + 621 + 522 + 580 ...

Frankreich Ausfuhr 99 250 100 580 103 047 6 248 9 199 9 470 8 830 7 555 ...
Einfuhr 63 489 66 714 67 008 4 628 5 706 6 247 5 836 5 391 ...
Saldo + 35 761 + 33 866 + 36 039 + 1 621 + 3 493 + 3 223 + 2 995 + 2 164 ...

Italien Ausfuhr 53 212 54 240 58 102 3 394 5 251 5 245 5 215 4 168 ...
Einfuhr 46 911 48 522 49 039 3 347 4 137 4 357 4 312 3 682 ...
Saldo + 6 301 + 5 718 + 9 063 + 47 + 1 115 + 888 + 903 + 486 ...

Niederlande Ausfuhr 70 975 72 736 79 517 6 298 6 997 7 042 6 867 6 168 ...
Einfuhr 88 698 87 796 88 123 6 938 8 078 7 694 7 247 6 801 ...
Saldo − 17 723 − 15 060 − 8 606 − 640 − 1 081 − 652 − 380 − 632 ...

Österreich Ausfuhr 56 217 55 807 58 041 4 466 5 333 5 230 5 269 4 318 ...
Einfuhr 36 734 36 218 37 341 2 776 3 385 3 313 3 318 2 729 ...
Saldo + 19 483 + 19 590 + 20 700 + 1 690 + 1 948 + 1 917 + 1 951 + 1 589 ...

Spanien Ausfuhr 31 349 34 820 38 783 2 495 3 375 3 660 3 371 2 881 ...
Einfuhr 23 639 24 804 26 523 1 578 2 282 2 274 2 366 2 305 ...
Saldo + 7 709 + 10 016 + 12 260 + 917 + 1 093 + 1 386 + 1 005 + 576 ...

Andere Ausfuhr 213 163 234 693 258 518 19 288 23 430 23 460 22 832 19 076 ...
EU-Länder Einfuhr 166 251 176 567 186 292 14 077 16 637 16 894 16 553 14 152 ...

Saldo + 46 912 + 58 126 + 72 226 + 5 211 + 6 794 + 6 567 + 6 279 + 4 923 ...

darunter:
Vereinigtes Ausfuhr 71 280 79 163 89 292 6 532 8 095 7 807 7 763 6 309 ...
Königreich Einfuhr 39 466 38 545 38 258 2 996 3 234 3 336 3 070 2 873 ...

Saldo + 31 815 + 40 618 + 51 034 + 3 536 + 4 861 + 4 470 + 4 692 + 3 436 ...

Ausfuhr 124 684 113 468 111 290 8 477 9 780 9 762 9 502 8 295 ...2. Andere europäische
Einfuhr 116 196 115 621 110 529 8 605 8 999 9 464 9 597 8 178 ...Länder
Saldo + 8 488 − 2 153 + 761 − 127 + 781 + 297 − 95 + 117 ...

darunter:
Schweiz Ausfuhr 46 924 46 202 49 252 3 635 4 325 4 308 4 274 3 729 ...

Einfuhr 38 321 39 392 42 661 3 246 3 501 3 838 3 981 3 140 ...
Saldo + 8 603 + 6 810 + 6 590 + 389 + 824 + 470 + 294 + 589 ...

II. Ausfuhr 341 213 358 337 388 170 29 834 33 583 33 551 31 850 32 048 ...Außereuropäische
Einfuhr 264 459 267 407 293 695 23 898 25 488 25 886 24 822 23 141 ...Länder
Saldo + 76 754 + 90 930 + 94 475 + 5 936 + 8 095 + 7 665 + 7 028 + 8 906 ...

Ausfuhr 21 803 22 505 24 065 1 815 2 066 1 952 1 793 2 010 ...1. Afrika
Einfuhr 23 108 20 242 18 167 1 372 1 555 1 391 1 370 1 335 ...
Saldo − 1 305 + 2 263 + 5 898 + 443 + 511 + 561 + 423 + 675 ...

Ausfuhr 130 427 135 293 157 296 11 948 14 351 14 204 12 805 12 272 ...2. Amerika
Einfuhr 75 023 74 191 84 557 6 568 7 018 7 396 7 269 6 853 ...
Saldo + 55 404 + 61 103 + 72 739 + 5 380 + 7 333 + 6 807 + 5 536 + 5 419 ...

darunter:
Ausfuhr 89 348 95 928 113 900 8 522 10 681 10 320 9 343 8 838 ...Vereinigte Staaten
Einfuhr 48 582 49 207 59 302 4 483 4 959 5 279 5 073 4 916 ...
Saldo + 40 766 + 46 721 + 54 598 + 4 039 + 5 722 + 5 041 + 4 270 + 3 922 ...

Ausfuhr 179 038 190 973 196 579 15 183 16 250 16 466 16 428 16 967 ...3. Asien
Einfuhr 162 960 170 050 188 044 15 729 16 624 16 904 15 977 14 698 ...
Saldo + 16 077 + 20 923 + 8 535 − 546 − 374 − 438 + 452 + 2 268 ...

darunter:
Länder des nahen Ausfuhr 32 754 35 462 39 702 3 166 3 160 3 387 3 576 3 887 ...
und mittleren Einfuhr 8 921 7 865 7 307 595 590 568 576 571 ...
Ostens Saldo + 23 833 + 27 598 + 32 395 + 2 570 + 2 570 + 2 820 + 3 000 + 3 316 ...

Japan Ausfuhr 17 076 16 910 17 026 1 278 1 514 1 544 1 439 1 370 ...
Einfuhr 19 492 19 007 20 239 1 586 1 678 1 867 1 713 1 650 ...
Saldo − 2 416 − 2 097 − 3 213 − 307 − 164 − 323 − 274 − 281 ...

Volksrepublik Ausfuhr 66 912 74 369 71 211 5 361 5 938 5 671 5 811 6 017 ...
China 2) Einfuhr 74 544 79 828 91 524 7 675 8 307 8 386 8 219 7 217 ...

Saldo − 7 633 − 5 459 − 20 312 − 2 315 − 2 368 − 2 715 − 2 407 − 1 201 ...

Ausfuhr 45 894 48 476 51 579 4 011 4 327 4 506 4 148 4 108 ...Neue Industriestaaten
Einfuhr 36 672 38 782 42 362 3 529 3 844 3 870 3 414 3 239 ...und Schwellenländer
Saldo + 9 222 + 9 695 + 9 217 + 483 + 483 + 636 + 734 + 869 ...Asiens 3)

Ausfuhr 9 946 9 566 10 229 887 916 930 824 799 ...4. Ozeanien und
Einfuhr 3 368 2 924 2 927 229 291 195 207 255 ...Polarregionen
Saldo + 6 578 + 6 641 + 7 303 + 658 + 625 + 735 + 617 + 544 ...

 
* Quelle: Statistisches Bundesamt. Ausfuhr (fob) nach Bestimmungsländern, Einfuhr sowie anderer regional nicht zuordenbarer Angaben. 2 Ohne Hongkong. 3 Brunei Da-
(cif) aus Ursprungsländern. Ausweis der Länder und Ländergruppen nach dem russalam, Hongkong, Indonesien, Malaysia, Philippinen, Republik Korea, Singapur, Tai-
neuesten Stand. EWU einschl. Litauen. 1 Einschl. Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf wan und Thailand. 
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4. Dienstleistungen sowie Primäreinkommen der Bundesrepublik Deutschland

(Salden)
 
Mio €

Dienstleistungen Primäreinkommen

darunter:

Gebühren SonstigeTelekommuni-
für die kations-, EDV- unternehmens-

Transport- Finanz- Nutzung von und Infor- bezogene Sonstiges
dienst- Reise- dienst- geistigem Dienst- Regierungs- Vermögens- Primär-mationsdienst- Arbeitnehmer-

Zeit Insgesamt leistungen verkehr 1) leistungen Eigentum leistungen leistungen entgelt einkommenleistungen 2) einkommen 3)

2011 − 32 482 − 8 533 − 33 755 + 7 812 + 2 389 + 857 − 6 787 + 2 939 + 3 358 + 64 718 + 1 081
2012 − 32 775 − 10 189 − 35 422 + 8 793 + 3 030 + 1 442 − 9 459 + 3 103 + 3 155 + 61 666 + 1 005
2013 − 43 223 − 12 075 − 37 713 + 8 123 + 3 605 − 758 − 5 912 + 3 078 + 523 + 64 008 + 1 223
2014 − 35 353 − 13 254 − 37 653 + 7 817 + 4 274 + 2 600 − 1 785 + 3 035 + 259 + 61 258 + 871
2015 − 30 165 − 12 655 − 35 567 + 10 181 + 5 118 + 3 796 − 3 659 + 3 102 + 735 + 63 370 − 366

2014         2.Vj. − 7 242 − 3 108 − 8 566 + 2 003 + 1 111 + 663 − 178 + 808 − 117 + 5 596 − 839
         3.Vj. − 15 461 − 3 248 − 15 929 + 2 179 + 859 + 232 − 226 + 744 − 549 + 18 766 − 994
         4.Vj. − 6 352 − 3 312 − 7 278 + 2 076 + 1 130 + 1 550 − 1 206 + 705 + 132 + 19 643 + 3 687

2015         1.Vj. − 4 717 − 2 926 − 5 742 + 2 319 + 1 306 + 278 − 347 + 904 + 799 + 18 598 − 1 057
         2.Vj. − 5 962 − 2 218 − 7 829 + 2 272 + 1 093 + 1 298 − 1 155 + 830 − 31 + 3 256 − 1 118
         3.Vj. − 13 746 − 3 352 − 14 388 + 2 779 + 847 + 292 − 594 + 770 − 445 + 20 042 − 1 204
         4.Vj. − 5 741 − 4 158 − 7 608 + 2 811 + 1 872 + 1 928 − 1 563 + 598 + 411 + 21 474 + 3 013

2015         März − 1 378 − 1 005 − 2 792 + 770 + 647 + 452 + 467 + 315 + 249 + 7 566 − 404

         April − 1 444 − 737 − 1 550 + 742 + 283 + 92 − 538 + 311 − 57 + 3 779 − 420
         Mai − 2 013 − 745 − 2 808 + 882 + 518 + 273 − 587 + 317 + 29 − 5 504 − 330
         Juni − 2 506 − 736 − 3 471 + 649 + 292 + 933 − 30 + 203 − 3 + 4 981 − 368

         Juli − 4 466 − 1 130 − 3 787 + 1 084 + 149 − 194 − 679 + 270 − 237 + 7 147 − 357
         Aug. − 5 441 − 883 − 5 963 + 777 + 569 + 75 − 391 + 268 − 98 + 6 226 − 393
         Sept. − 3 838 − 1 339 − 4 638 + 918 + 129 + 412 + 476 + 232 − 110 + 6 670 − 454

         Okt. − 4 785 − 1 409 − 4 464 + 686 + 436 + 197 − 675 + 235 + 144 + 7 076 − 411
         Nov. − 1 963 − 1 530 − 1 982 + 1 044 + 609 + 260 − 683 + 220 + 139 + 7 175 − 440
         Dez. + 1 008 − 1 220 − 1 162 + 1 081 + 826 + 1 471 − 205 + 143 + 128 + 7 223 + 3 864

2016         Jan. p) − 2 786 − 1 261 − 1 687 + 978 + 247 − 389 − 823 + 276 + 270 + 5 050 − 343

1 Seit 2001 werden auf der Ausgabenseite die Stichprobenergebnisse einer Haushalts- Einnahmen von ausländischen militärischen Dienststellen. 3 Enthält u.a. Pacht,
befragung genutzt. 2 Einnahmen und Ausgaben öffentlicher Stellen für Dienst- Produktions- und Importabgaben an die EU sowie Subventionen von der EU. 
leistungen, soweit sie nicht unter anderen Positionen ausgewiesen sind; einschl. den

5. Sekundäreinkommen der Bundesrepublik Deutschland 6. Vermögensänderungsbilanz der
(Salden) Bundesrepublik Deutschland

(Salden)

Mio € Mio €

Staat Alle Sektoren ohne Staat 2)

darunter: darunter:

Übertragungen
im Rahmen von Laufende

Steuern auf Persönliche darunter: Nichtinternationaler
Zusammen- Einkommen, Über- Heimat- produzierte Vermögens-

Zeit Insgesamt Insgesamt arbeit 1) Vermögen u.a. Insgesamt tragungen 3) Insgesamtüberweisungen Sachvermögen übertragungen

2011 − 35 520 − 21 293 − 4 446 + 6 718 − 14 227 − 2 977 − 2 977 + 1 642 + 1 148 + 494
2012 − 39 858 − 25 493 − 5 214 + 5 206 − 14 366 − 2 952 − 2 952 − 413 + 1 745 − 2 158
2013 − 43 758 − 29 708 − 5 611 + 6 177 − 14 050 − 3 250 − 3 229 − 591 + 1 076 − 1 667
2014 − 40 653 − 28 169 − 6 076 + 8 088 − 12 485 − 3 476 − 3 451 + 1 138 + 2 782 − 1 643
2015 − 39 550 − 25 546 − 7 065 + 9 800 − 14 004 − 3 540 − 3 523 − 159 + 2 136 − 2 295

2014         2.Vj. − 6 712 − 2 747 − 976 + 5 110 − 3 965 − 869 − 863 + 519 + 814 − 295
         3.Vj. − 7 818 − 4 601 − 1 196 + 939 − 3 216 − 870 − 863 + 367 + 711 − 344
         4.Vj. − 11 206 − 8 633 − 1 944 + 759 − 2 573 − 866 − 863 − 1 890 + 332 − 2 222

2015         1.Vj. − 15 822 − 12 975 − 2 614 + 1 327 − 2 847 − 885 − 881 + 218 − 10 + 228
         2.Vj. − 7 052 − 1 803 − 1 161 + 6 278 − 5 249 − 885 − 881 + 1 098 + 1 143 − 45
         3.Vj. − 6 628 − 3 850 − 1 196 + 1 212 − 2 778 − 885 − 881 + 703 + 870 − 167
         4.Vj. − 10 048 − 6 918 − 2 094 + 981 − 3 130 − 885 − 881 − 2 178 + 134 − 2 312

2015         März − 4 117 − 3 041 − 688 + 277 − 1 076 − 295 − 294 + 173 − 78 + 251

         April − 2 877 − 1 964 − 504 + 1 072 − 912 − 295 − 294 + 348 + 416 − 67
         Mai − 1 982 + 1 100 − 181 + 3 791 − 3 082 − 295 − 294 + 557 + 447 + 111
         Juni − 2 194 − 939 − 476 + 1 415 − 1 254 − 295 − 294 + 192 + 281 − 89

         Juli − 2 314 − 1 338 − 464 + 278 − 976 − 295 − 294 + 462 + 534 − 72
         Aug. − 2 739 − 1 961 − 441 + 276 − 778 − 295 − 294 + 40 + 294 − 255
         Sept. − 1 575 − 551 − 291 + 659 − 1 024 − 295 − 294 + 201 + 41 + 160

         Okt. − 3 087 − 2 281 − 394 + 197 − 806 − 295 − 294 − 94 + 141 − 235
         Nov. − 2 485 − 1 543 − 722 + 77 − 941 − 295 − 294 + 163 + 274 − 110
         Dez. − 4 476 − 3 094 − 979 + 707 − 1 383 − 295 − 294 − 2 248 − 281 − 1 966

2016         Jan. p) − 2 287 − 1 166 − 1 182 + 590 − 1 121 − 441 − 440 − 82 + 20 − 102

1 Ohne Vermögensübertragungen, soweit erkennbar. Enthält unentgeltliche versicherungen). 3 Übertragungen zwischen inländischen und ausländischen Haus-
Leistungen im Rahmen internationaler Kooperationen und sonstiger laufender Über- halten. 
tragungen. 2 Enthält Prämien und Leistungen von Versicherungen (ohne Lebens-
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7. Kapitalbilanz der Bundesrepublik Deutschland

(Salden)
 

Mio €

2015 2016

Position 2013 2014 2015 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj. Nov. Dez. Jan. p)

I. Inländische Nettokapital-
anlagen im Ausland
(Zunahme: +) + 60 705 + 299 954 + 257 076 − 11 301 + 81 368 − 49 925 + 30 533 − 94 924 + 47 826

1. Direktinvestitionen + 68 688 + 85 658 + 98 017 + 18 544 + 14 089 + 29 606 + 20 078 + 5 113 − 6 713

Beteiligungskapital + 43 586 + 66 413 + 69 542 + 10 289 + 12 265 + 22 053 + 11 001 + 5 422 + 3 817
darunter:
Reinvestierte Gewinne 1) + 17 880 + 21 373 + 15 866 + 667 + 1 772 + 4 442 + 3 851 − 2 962 + 505

Direktinvestitionskredite + 25 103 + 19 246 + 28 475 + 8 255 + 1 824 + 7 552 + 9 077 − 310 − 10 531

2. Wertpapieranlagen + 140 366 + 149 023 + 124 134 + 26 875 + 26 451 + 17 656 + 6 610 + 551 + 9 868

Aktien 2) + 18 946 + 12 380 + 19 737 + 10 690 + 1 139 + 7 552 + 4 194 + 2 392 − 1 883
Investmentsfondanteile 3) + 32 407 + 41 302 + 35 495 + 8 513 + 4 586 + 4 620 + 1 077 − 355 + 2 232
Langfristige
Schuldverschreibungen 4) + 84 469 + 95 794 + 73 923 + 11 023 + 26 607 + 6 023 + 92 − 539 + 6 956
Kurzfristige
Schuldverschreibungen 5) + 4 543 − 454 − 5 021 − 3 352 − 5 880 − 539 + 1 246 − 948 + 2 563

3. Finanzderivate und
Mitarbeiteraktienoptionen 6) + 23 944 + 31 769 + 25 796 + 5 908 + 2 720 + 5 492 + 4 176 − 1 446 + 835

4. Übriger Kapitalverkehr 7) − 173 131 + 36 069 + 11 341 − 62 164 + 39 563 − 102 407 + 218 − 99 265 + 44 023

Monetäre Finanzinstitute 8) − 56 929 + 76 305 − 90 287 − 35 501 + 16 755 − 110 672 − 42 377 − 56 313 + 34 660
langfristig − 50 777 + 21 149 − 2 803 + 2 814 + 2 020 − 15 050 − 10 945 + 2 747 + 980
kurzfristig − 6 152 + 55 156 − 87 484 − 38 315 + 14 735 − 95 622 − 31 432 − 59 060 + 33 680

Unternehmen und Privat-
personen 9) + 21 335 − 7 517 − 9 679 − 13 010 − 4 217 − 18 980 + 10 250 − 28 632 + 4 654

langfristig + 7 033 + 2 091 + 12 588 + 3 971 + 5 420 + 1 260 − 240 + 1 309 − 109
kurzfristig + 14 302 − 9 608 − 22 266 − 16 981 − 9 637 − 20 240 + 10 491 − 29 941 + 4 763

Staat + 7 982 + 17 161 − 12 057 − 13 024 + 2 925 − 1 790 + 2 644 − 6 011 + 1 920
langfristig + 15 663 − 405 − 7 425 − 1 841 − 803 − 1 202 + 6 − 724 − 650
kurzfristig − 7 681 + 17 566 − 4 632 − 11 183 + 3 728 − 588 + 2 638 − 5 287 + 2 570

Bundesbank − 145 519 − 49 880 + 123 364 − 628 + 24 100 + 29 035 + 29 700 − 8 308 + 2 790

5. Währungsreserven + 838 − 2 564 − 2 213 − 465 − 1 455 − 272 − 548 + 123 − 186

II. Ausländische Nettokapital-
anlagen im Inland
(Zunahme: +) − 158 179 + 55 521 + 24 879 − 84 073 + 17 278 − 114 893 + 8 214 − 118 947 + 55 607

1. Direktinvestitionen + 47 079 + 6 240 + 41 579 + 15 492 + 9 022 + 4 087 + 5 282 − 5 310 − 2 465

Beteiligungskapital + 685 + 23 991 + 18 498 + 5 488 + 1 941 + 1 593 + 2 050 + 1 273 + 4 059
darunter:
Reinvestierte Gewinne 1) − 4 538 + 3 662 + 5 765 + 1 124 + 2 287 − 1 378 + 1 085 − 618 + 1 292

Direktinvestitionskredite + 46 394 − 17 751 + 23 081 + 10 004 + 7 081 + 2 494 + 3 232 − 6 583 − 6 524

2. Wertpapieranlagen − 20 184 + 11 583 − 75 003 − 25 777 − 19 364 − 49 097 − 4 246 − 44 522 − 1 198

Aktien 2) + 4 933 + 5 137 + 10 255 + 8 761 − 5 225 + 4 866 + 3 321 − 556 − 3 227
Investmentsfondanteile 3) + 6 069 − 5 154 + 5 515 − 3 632 + 3 610 + 584 − 949 + 1 531 − 570
Langfristige
Schuldverschreibungen 4) − 8 329 + 14 785 − 97 980 − 28 644 − 22 953 − 32 606 + 3 999 − 34 382 + 529
Kurzfristige
Schuldverschreibungen 5) − 22 857 − 3 185 + 7 207 − 2 261 + 5 204 − 21 941 − 10 617 − 11 115 + 2 070

3. Übriger Kapitalverkehr 7) − 185 075 + 37 698 + 58 302 − 73 788 + 27 620 − 69 883 + 7 178 − 69 115 + 59 269

Monetäre Finanzinstitute 8) − 158 323 + 32 495 − 41 434 − 45 226 − 2 169 − 99 753 − 17 009 − 72 248 + 65 117
langfristig − 16 819 − 14 555 − 19 517 − 7 947 − 60 − 1 753 + 768 − 1 350 − 546
kurzfristig − 141 504 + 47 050 − 21 918 − 37 279 − 2 108 − 98 000 − 17 777 − 70 898 + 65 663

Unternehmen und Privat-
personen 9) − 1 957 + 16 777 + 18 120 − 16 289 + 3 985 + 5 579 + 9 470 + 2 295 + 5 729

langfristig − 13 166 − 2 008 + 15 290 + 7 773 + 6 976 − 1 038 + 1 185 − 1 168 − 165
kurzfristig + 11 209 + 18 785 + 2 829 − 24 062 − 2 991 + 6 616 + 8 285 + 3 463 + 5 894

Staat − 1 900 − 5 610 − 11 235 − 17 550 − 250 + 204 − 847 − 191 − 4 091
langfristig + 8 979 − 931 − 3 654 − 68 + 0 + 283 − 250 + 454 − 2 482
kurzfristig − 10 878 − 4 680 − 7 582 − 17 483 − 251 − 79 − 597 − 645 − 1 609

Bundesbank − 22 895 − 5 964 + 92 852 + 5 278 + 26 054 + 24 088 + 15 565 + 1 028 − 7 485

III. Saldo der Kapitalbilanz
(Zunahme: +) + 218 884 + 244 434 + 232 197 + 72 772 + 64 091 + 64 968 + 22 319 + 24 024 − 7 781

1 Geschätzt auf der Grundlage der Angaben über den Stand der Direktinvestitionen bis zu einem Jahr. 6 Saldo der Transaktionen aus Optionen und Finanztermin-
im Ausland und in der Bundesrepublik Deutschland (siehe Statistische Sonderver- geschäften. 7 Enthält insbesondere Finanz- und Handelskredite sowie Bargeld und Ein-
öffentlichung 10). 2 Einschl. Genussscheine. 3 Einschl. reinvestierter Erträge. 4 Bis lagen. 8 Ohne Bundesbank. 9 Enthält finanzielle Kapitalgesellschaften (ohne die
einschl. 2012 bereinigt um Stückzinsen. Langfristig: ursprüngliche Laufzeit von mehr Monetären Finanzinstitute) sowie nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften, private Haus-
als einem Jahr oder keine Laufzeitbegrenzung. 5 Kurzfristig: ursprüngliche Laufzeit halte und private Organisationen ohne Erwerbszweck. 
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8. Auslandsposition der Deutschen Bundesbank seit Beginn der Europäischen Währungsunion o)

 
 

Mio €

Auslandsaktiva

Währungsreserven Übrige Kapitalanlagen

darunter: Netto-
Bargeld, Verrech- Auslands-
Einlagen nungs- position

Ende des Gold und Sonder- Reserve- und konten (Spalte 1
Berichts- Goldforde- ziehungs- innerhalb Auslands- abzüglichposition im Wertpapier- Wertpapier-
zeitraums insgesamt insgesamt rungen rechte IWF anlagen insgesamt anlagen 2) Spalte 10)des ESZB 1) passiva 3) 4)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

1999         Jan. 5) 95 316 93 940 29 312 1 598 6 863 56 167 1 376 − − 9 628 85 688

1999 141 958 93 039 32 287 1 948 6 383 52 420 48 919 26 275 − 7 830 134 128

2000 100 762 93 815 32 676 1 894 5 868 53 377 6 947 − 6 851 − 8 287 92 475

2001 76 147 93 215 35 005 2 032 6 689 49 489 − 17 068 − 30 857 − 10 477 65 670

2002 103 948 85 002 36 208 1 888 6 384 40 522 18 780 4 995 166 66 213 37 735

2003 95 394 76 680 36 533 1 540 6 069 32 538 18 259 4 474 454 83 296 12 098

2004 93 110 71 335 35 495 1 512 5 036 29 292 21 110 7 851 665 95 014 − 1 904

2005 130 268 86 181 47 924 1 601 2 948 33 708 43 184 29 886 902 115 377 14 891

2006 104 389 84 765 53 114 1 525 1 486 28 640 18 696 5 399 928 134 697 − 30 308

2007 179 492 92 545 62 433 1 469 949 27 694 84 420 71 046 2 527 176 569 2 923

2008 230 775 99 185 68 194 1 576 1 709 27 705 129 020 115 650 2 570 237 893 − 7 118

2009 323 286 125 541 83 939 13 263 2 705 25 634 190 288 177 935 7 458 247 645 75 641

2010 524 695 162 100 115 403 14 104 4 636 27 957 337 921 325 553 24 674 273 241 251 454

2011 714 662 184 603 132 874 14 118 8 178 29 433 475 994 463 311 54 065 333 730 380 932

2012 921 002 188 630 137 513 13 583 8 760 28 774 668 672 655 670 63 700 424 999 496 003

2013 721 741 143 753 94 876 12 837 7 961 28 080 523 153 510 201 54 834 401 524 320 217

2014 678 804 158 745 107 475 14 261 6 364 30 646 473 274 460 846 46 784 396 623 282 181

2015 800 709 159 532 105 792 15 185 5 132 33 423 596 638 584 210 44 539 490 579 310 129

2013         Juni 798 888 150 825 100 280 13 236 8 690 28 618 588 473 575 477 59 589 397 738 401 150

         Juli 807 165 158 611 109 338 12 960 8 690 27 623 589 421 576 469 59 133 402 781 404 384

         Aug. 808 649 164 477 114 714 13 018 8 416 28 330 586 580 573 628 57 590 404 149 404 500

         Sept. 796 646 156 452 107 819 12 920 8 375 27 337 583 320 570 368 56 873 404 069 392 577

         Okt. 785 449 154 486 106 477 12 941 7 981 27 086 574 449 561 497 56 514 425 957 359 492

         Nov. 761 730 148 010 99 631 12 962 7 945 27 473 557 441 544 488 56 278 412 241 349 489

         Dez. 721 741 143 753 94 876 12 837 7 961 28 080 523 153 510 201 54 834 401 524 320 217

2014         Jan. 716 868 149 930 100 432 13 030 8 080 28 388 512 785 500 357 54 153 405 409 311 459

         Febr. 718 317 152 432 104 678 12 862 7 728 27 165 511 660 499 232 54 225 394 012 324 305

         März 687 557 150 615 102 179 12 866 7 720 27 850 482 503 470 075 54 440 382 743 304 814

         April 692 956 150 048 101 564 13 057 7 893 27 534 490 117 477 688 52 792 403 530 289 426

         Mai 680 888 148 949 100 274 13 213 7 912 27 550 479 290 466 862 52 649 406 416 274 472

         Juni 678 136 153 017 104 600 13 213 7 582 27 622 474 245 461 817 50 874 399 788 278 348

         Juli 660 521 154 885 105 317 13 497 7 665 28 406 455 977 443 548 49 659 378 120 282 401

         Aug. 681 324 156 411 106 079 13 794 7 339 29 199 476 732 464 303 48 181 380 001 301 323

         Sept. 696 802 156 367 104 629 14 113 7 751 29 873 492 348 479 920 48 087 386 216 310 586

         Okt. 681 790 154 133 101 929 14 125 7 628 30 450 481 136 468 708 46 521 396 445 285 345

         Nov. 682 969 155 424 103 245 14 045 7 520 30 615 480 294 467 866 47 250 400 850 282 119

         Dez. 678 804 158 745 107 475 14 261 6 364 30 646 473 274 460 846 46 784 396 623 282 181

2015         Jan. 751 062 176 741 121 607 14 895 6 488 33 751 527 698 515 266 46 623 452 230 298 833

         Febr. 744 552 172 120 116 647 14 956 6 361 34 157 525 795 513 365 46 637 444 069 300 483

         März 767 856 176 922 119 988 15 311 5 944 35 679 544 130 531 701 46 804 435 366 332 490

         April 762 437 171 758 116 812 14 967 5 796 34 184 544 620 532 192 46 058 436 617 325 820

         Mai 758 500 173 842 118 141 15 124 5 744 34 833 538 619 526 191 46 039 437 079 321 421

         Juni 756 263 168 299 113 838 15 000 5 617 33 844 543 502 531 074 44 461 440 233 316 029

         Juli 763 247 163 071 108 872 15 172 4 919 34 107 555 013 542 585 45 162 446 157 317 090

         Aug. 781 286 162 917 110 012 14 934 5 164 32 807 573 712 561 284 44 657 443 522 337 764

         Sept. 774 428 161 922 108 959 14 941 5 191 32 831 567 602 555 174 44 903 466 216 308 212

         Okt. 786 694 166 664 112 836 15 126 5 199 33 503 575 246 562 818 44 784 473 906 312 788

         Nov. 813 320 163 816 108 820 15 475 5 217 34 303 604 946 592 518 44 558 489 860 323 460

         Dez. 800 709 159 532 105 792 15 185 5 132 33 423 596 638 584 210 44 539 490 579 310 129

2016         Jan. 807 971 164 656 111 126 15 055 5 197 33 278 599 427 587 000 43 888 482 988 324 983

         Febr. 839 336 177 917 122 535 15 109 6 899 33 374 617 434 605 006 43 985 500 440 338 895

o Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber allen Ländern innerhalb und Target-System (in der jeweiligen Länderabgrenzung), seit November 2000 auch die
außerhalb der Europäischen Währungsunion. Bis Dezember 2000 sind die Bestände Salden gegenüber den Nicht-EWU-Zentralbanken innerhalb des ESZB. 2 In der Haupt-
zu jedem Quartalsende aufgrund der Neubewertung zu Marktpreisen ausgewiesen; sache langfristige Schuldverschreibungen von Emittenten innerhalb des Euro-
innerhalb eines Quartals erfolgte die Ermittlung des Bestandes jedoch auf der Grund- Währungsgebiets. 3 Einschl. Schätzungen zum Bargeldumlauf im Ausland. 4 Vgl.
lage kumulierter Transaktionswerte. Ab Januar 2001 werden alle Monatsendstände Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Oktober 2014, Seite 24. 5 Euro-Eröffnungs-
zu Marktpreisen bewertet. 1 Enthält vor allem die Netto-Forderungen aus dem bilanz der Bundesbank zum 1. Januar 1999. 
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9. Forderungen und Verbindlichkeiten von Unternehmen in Deutschland (ohne Banken)

gegenüber dem Ausland *)

 
Mio €

Forderungen an das Ausland Verbindlichkeiten gegenüber dem Ausland

Forderungen an ausländische Nichtbanken Verbindlichkeiten gegenüber ausländischen Nichtbanken

aus Handelskrediten aus Handelskrediten

in An-
Guthaben aus Kredite aus empfan-spruch ge-

Stand am bei aus- Finanz- gewährte geleistete von aus- Finanz- genenommene
Jahres- bzw. bezie- Zahlungs- An- bezie- An-Zahlungs-ländischen ländischen
Monatsende insgesamt Banken hungen ziele insgesamt Banken hungen ziele zahlungenzusammen zusammen zahlungen zusammen zusammen

Alle  Länder
 

2012 740 809 271 964 468 845 294 248 174 597 158 825 15 772 910 837 170 262 740 575 578 391 162 184 94 292 67 892
2013 785 507 281 970 503 537 323 869 179 668 164 454 15 214 936 110 143 112 792 998 630 740 162 258 95 301 66 957
2014 822 028 278 523 543 506 357 855 185 651 170 854 14 797 939 809 150 429 789 379 624 860 164 519 98 104 66 415
2015 852 363 264 278 588 085 395 013 193 072 178 495 14 576 976 497 142 494 834 003 652 968 181 035 108 750 72 285

2015         Aug. 847 963 282 913 565 050 378 965 186 085 171 440 14 645 949 497 144 108 805 389 635 627 169 763 96 244 73 519
         Sept. 858 231 282 109 576 122 383 752 192 370 177 736 14 635 970 207 144 631 825 577 647 156 178 420 104 197 74 224

         Okt. 860 304 280 056 580 249 387 585 192 664 177 977 14 687 971 934 136 130 835 804 657 703 178 101 103 348 74 752
         Nov. 886 264 291 045 595 219 400 079 195 140 180 542 14 599 986 732 142 753 843 979 664 312 179 668 105 052 74 615
         Dez. 852 363 264 278 588 085 395 013 193 072 178 495 14 576 976 497 142 494 834 003 652 968 181 035 108 750 72 285

2016         Jan. 846 504 273 154 573 350 387 989 185 362 170 552 14 810 975 521 146 162 829 360 654 222 175 137 101 549 73 588

Industrieländer 1)

 
2012 653 244 269 560 383 684 265 387 118 297 104 957 13 339 824 118 167 853 656 265 542 976 113 289 79 107 34 181
2013 694 860 278 667 416 194 294 116 122 077 108 620 13 458 849 161 141 744 707 417 593 197 114 219 79 543 34 676
2014 720 924 273 624 447 300 321 894 125 406 112 308 13 098 851 172 149 212 701 960 585 678 116 282 81 103 35 179
2015 747 289 260 378 486 912 354 225 132 687 119 558 13 129 881 625 137 526 744 099 617 932 126 168 89 593 36 575

2015         Aug. 741 152 277 985 463 167 338 339 124 828 111 787 13 041 857 866 141 022 716 844 601 297 115 547 78 502 37 045
         Sept. 752 039 277 023 475 016 344 665 130 352 117 297 13 054 876 722 141 936 734 786 611 470 123 315 85 762 37 553

         Okt. 754 240 275 421 478 819 347 529 131 290 118 037 13 253 878 787 133 786 745 001 622 082 122 919 85 369 37 551
         Nov. 779 059 286 827 492 232 358 416 133 815 120 809 13 007 893 328 140 340 752 987 628 778 124 209 86 444 37 766
         Dez. 747 289 260 378 486 912 354 225 132 687 119 558 13 129 881 625 137 526 744 099 617 932 126 168 89 593 36 575

2016         Jan. 743 113 269 139 473 974 346 546 127 429 114 052 13 377 883 976 143 944 740 032 619 736 120 296 83 080 37 216

EU-Länder 1)

 
2012 541 602 247 534 294 068 209 426 84 642 74 167 10 474 695 152 156 550 538 602 458 488 80 114 53 607 26 507
2013 586 790 264 116 322 674 235 608 87 066 76 539 10 527 710 428 127 372 583 057 503 394 79 662 53 339 26 323
2014 606 568 258 507 348 061 259 475 88 585 77 975 10 611 712 497 134 943 577 555 496 878 80 677 53 797 26 880
2015 613 734 242 218 371 516 276 868 94 648 84 071 10 577 725 496 127 114 598 383 513 560 84 823 58 469 26 354

2015         Aug. 619 014 262 245 356 769 267 507 89 262 78 760 10 502 710 309 130 286 580 023 500 362 79 660 52 680 26 980
         Sept. 625 118 261 132 363 986 271 110 92 876 82 335 10 541 729 365 131 972 597 393 512 224 85 169 57 879 27 290

         Okt. 625 705 259 336 366 369 271 816 94 553 83 841 10 713 729 407 124 664 604 743 519 527 85 216 57 848 27 368
         Nov. 645 536 269 094 376 442 280 124 96 318 85 901 10 416 735 959 130 231 605 727 519 365 86 362 58 889 27 473
         Dez. 613 734 242 218 371 516 276 868 94 648 84 071 10 577 725 496 127 114 598 383 513 560 84 823 58 469 26 354

2016         Jan. 613 279 250 758 362 521 270 845 91 676 80 903 10 772 731 346 134 847 596 499 514 944 81 555 54 819 26 735

darunter:  EWU-Mitgliedsländer 2)

 
2012 392 642 188 317 204 325 149 452 54 873 48 975 5 898 572 475 110 053 462 423 408 485 53 937 36 741 17 196
2013 427 049 197 297 229 752 173 609 56 143 49 968 6 175 602 056 101 150 500 906 447 404 53 502 36 670 16 832
2014 449 392 203 069 246 323 189 755 56 568 50 348 6 220 598 660 105 883 492 777 440 290 52 487 35 568 16 919
2015 457 947 195 011 262 936 201 414 61 522 54 913 6 609 589 407 91 735 497 672 444 542 53 130 37 976 15 155

2015         Aug. 462 755 207 471 255 284 198 182 57 102 50 539 6 563 596 947 98 677 498 270 446 726 51 544 35 333 16 211
         Sept. 465 764 208 602 257 162 199 172 57 989 51 468 6 522 602 833 100 268 502 565 448 263 54 302 38 269 16 032

         Okt. 460 546 202 962 257 584 197 702 59 882 53 175 6 707 600 446 93 002 507 444 453 314 54 130 38 043 16 087
         Nov. 479 088 213 372 265 716 204 196 61 520 55 037 6 483 606 652 97 176 509 476 454 842 54 634 38 880 15 754
         Dez. 457 947 195 011 262 936 201 414 61 522 54 913 6 609 589 407 91 735 497 672 444 542 53 130 37 976 15 155

2016         Jan. 460 082 200 677 259 405 199 554 59 851 53 054 6 797 598 377 101 003 497 373 446 392 50 981 35 891 15 090

Schwellen-  und  Entwicklungsländer 3)

 
2012 87 552 2 404 85 147 28 858 56 289 53 856 2 432 86 688 2 409 84 279 35 415 48 864 15 181 33 683
2013 90 640 3 303 87 337 29 751 57 586 55 829 1 757 86 946 1 368 85 578 37 543 48 035 15 755 32 280
2014 101 101 4 899 96 202 35 957 60 244 58 546 1 699 88 634 1 217 87 417 39 182 48 235 17 001 31 234
2015 104 086 3 093 100 994 40 788 60 205 58 758 1 448 90 701 997 89 704 34 836 54 868 19 157 35 710

2015         Aug. 105 883 4 198 101 685 40 626 61 059 59 455 1 603 89 731 1 428 88 303 34 130 54 173 17 699 36 474
         Sept. 105 233 4 344 100 890 39 087 61 803 60 222 1 580 91 713 1 124 90 589 35 486 55 103 18 433 36 671

         Okt. 105 111 3 891 101 220 40 056 61 164 59 730 1 433 91 534 932 90 603 35 422 55 181 17 979 37 202
         Nov. 106 268 3 474 102 795 41 662 61 133 59 541 1 592 92 003 1 012 90 991 35 534 55 458 18 608 36 850
         Dez. 104 086 3 093 100 994 40 788 60 205 58 758 1 448 90 701 997 89 704 34 836 54 868 19 157 35 710

2016         Jan. 102 421 3 206 99 215 41 431 57 784 56 351 1 433 90 137 1 010 89 127 34 286 54 842 18 469 36 373

* Forderungen und Verbindlichkeiten der Banken (MFIs) in Deutschland gegenüber Erhebung und einem neuen Berechnungsverfahren. 1 Ab Juli 2013 einschl.
dem Ausland werden im Abschnitt IV Banken in der Tabelle 4 ausgewiesen. Statis- Kroatien. 2 Ab Januar 2011 einschl. Estland; ab Januar 2014 einschl. Lettland; ab
tisch bedingte Zu- und Abgänge sind nicht ausgeschaltet; die Bestandsveränderun- Januar 2015 einschl. Litauen. 3 Alle Länder, die nicht als Industrieländer gelten. Ab
gen sind insoweit mit den in der Tabelle XI. 7 ausgewiesenen Zahlen nicht vergleich- Januar 2011 einschl. Bonaire, St.Eustatius, Saba und Curacao und St.Martin
bar. Ab Berichtsmonat Dezember 2012 basieren die Ergebnisse auf einer erweiterten (niederl.Teil); bis Juni 2013 einschl. Kroatien. 
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10. Euro-Referenzkurse der Europäischen Zentralbank für ausgewählte Währungen *)

 
 

1 EUR = ... Währungseinheiten

Australien China Dänemark Japan Kanada Norwegen Schweden Schweiz Vereinigte VereinigtesDurchschnitt
      Staaten Königreichim Jahr bzw.

im Monat AUD CNY 1) DKK JPY CAD NOK SEK CHF USD GBP

1999 1,6523 . 7,4355 121,32 1,5840 8,3104 8,8075 1,6003 1,0658 0,65874

2000 1,5889 2) 7,6168 7,4538 99,47 1,3706 8,1129 8,4452 1,5579 0,9236 0,60948
2001 1,7319 7,4131 7,4521 108,68 1,3864 8,0484 9,2551 1,5105 0,8956 0,62187
2002 1,7376 7,8265 7,4305 118,06 1,4838 7,5086 9,1611 1,4670 0,9456 0,62883
2003 1,7379 9,3626 7,4307 130,97 1,5817 8,0033 9,1242 1,5212 1,1312 0,69199
2004 1,6905 10,2967 7,4399 134,44 1,6167 8,3697 9,1243 1,5438 1,2439 0,67866

2005 1,6320 10,1955 7,4518 136,85 1,5087 8,0092 9,2822 1,5483 1,2441 0,68380
2006 1,6668 10,0096 7,4591 146,02 1,4237 8,0472 9,2544 1,5729 1,2556 0,68173
2007 1,6348 10,4178 7,4506 161,25 1,4678 8,0165 9,2501 1,6427 1,3705 0,68434
2008 1,7416 10,2236 7,4560 152,45 1,5594 8,2237 9,6152 1,5874 1,4708 0,79628
2009 1,7727 9,5277 7,4462 130,34 1,5850 8,7278 10,6191 1,5100 1,3948 0,89094

2010 1,4423 8,9712 7,4473 116,24 1,3651 8,0043 9,5373 1,3803 1,3257 0,85784
2011 1,3484 8,9960 7,4506 110,96 1,3761 7,7934 9,0298 1,2326 1,3920 0,86788
2012 1,2407 8,1052 7,4437 102,49 1,2842 7,4751 8,7041 1,2053 1,2848 0,81087
2013 1,3777 8,1646 7,4579 129,66 1,3684 7,8067 8,6515 1,2311 1,3281 0,84926
2014 1,4719 8,1857 7,4548 140,31 1,4661 8,3544 9,0985 1,2146 1,3285 0,80612

2015 1,4777 6,9733 7,4587 134,31 1,4186 8,9496 9,3535 1,0679 1,1095 0,72584

2015         April 1,3939 6,6863 7,4655 128,94 1,3313 8,5057 9,3254 1,0379 1,0779 0,72116
         Mai 1,4123 6,9165 7,4612 134,75 1,3568 8,4103 9,3037 1,0391 1,1150 0,72124
         Juni 1,4530 6,9587 7,4603 138,74 1,3854 8,7550 9,2722 1,0455 1,1213 0,72078

         Juli 1,4844 6,8269 7,4616 135,68 1,4124 8,9357 9,3860 1,0492 1,0996 0,70685
         Aug. 1,5269 7,0626 7,4627 137,12 1,4637 9,1815 9,5155 1,0777 1,1139 0,71423
         Sept. 1,5900 7,1462 7,4610 134,85 1,4882 9,3075 9,3924 1,0913 1,1221 0,73129

         Okt. 1,5586 7,1346 7,4601 134,84 1,4685 9,2892 9,3485 1,0882 1,1235 0,73287
         Nov. 1,5011 6,8398 7,4602 131,60 1,4248 9,2572 9,3133 1,0833 1,0736 0,70658
         Dez. 1,5009 7,0193 7,4612 132,36 1,4904 9,4642 9,2451 1,0827 1,0877 0,72595

2016         Jan. 1,5510 7,1393 7,4619 128,32 1,5447 9,5899 9,2826 1,0941 1,0860 0,75459
         Febr. 1,5556 7,2658 7,4628 127,35 1,5317 9,5628 9,4105 1,1018 1,1093 0,77559

* Eigene Berechnungen der Durchschnitte auf Basis der täglichen Euro-Referenzkurse tik. 1 Bis März 2005 Indikativkurse der EZB. 2 Durchschnitt vom 13. Januar bis
der EZB; weitere Euro-Referenzkurse siehe: Statistisches Beiheft 5 Devisenkursstatis- 29. Dezember 2000. 

11. Euro-Mitgliedsländer und die unwiderruflichen Euro-Umrechnungskurse ihrer Währungen
in der dritten Stufe der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion

Ab Land Währung ISO-Währungscode 1 EUR =  ... Währungseinheiten

1999  1. Januar Belgien Belgischer Franc BEF 40,3399

Deutschland Deutsche Mark DEM 1,95583

Finnland Finnmark FIM 5,94573

Frankreich Französischer Franc FRF 6,55957

Irland Irisches Pfund IEP 0,787564

Italien Italienische Lira ITL 1 936,27

Luxemburg Luxemburgischer Franc LUF 40,3399

Niederlande Holländischer Gulden NLG 2,20371

Österreich Schilling ATS 13,7603

Portugal Escudo PTE 200,482

Spanien Peseta ESP 166,386

2001  1. Januar Griechenland Drachme GRD 340,750

2007  1. Januar Slowenien Tolar SIT 239,640

2008  1. Januar Malta Maltesische Lira MTL 0,429300

Zypern Zypern-Pfund CYP 0,585274

2009  1. Januar Slowakei Slowakische Krone SKK 30,1260

2011  1. Januar Estland Estnische Krone EEK 15,6466

2014  1. Januar Lettland Lats LVL 0,702804

2015  1. Januar Litauen Litas LTL 3,45280
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12. Effektive Wechselkurse des Euro und Indikatoren der preislichen Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Wirtschaft *)

 
1.Vj.1999 = 100

Effektiver Wechselkurs des Euro Indikatoren der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft

EWK-19 1) EWK-38 2) auf Basis der Deflatoren des Gesamtabsatzes 3) auf Basis der Verbraucherpreisindizes

26 ausgewählte Industrieländer 4)real, auf
real, auf Basis der
Basis der Lohnstück-

real, auf Deflatoren kosten real, auf 26 ausge-
Basis der des Brutto- in der Basis der Länder wählte

37 37 56Verbraucher- inlands- Gesamt- Verbraucher- außerhalb Industrie-
Zeit nominal preisindizes produkts 3) wirtschaft 3) nominal preisindizes insgesamt EWU-Länder der EWU Länder 5) länder 4) Länder 5) Länder 6)

1999 96,3 96,0 96,0 95,9 96,5 95,8 97,8 99,5 95,7 97,6 98,2 98,0 97,7

2000 87,1 86,5 85,8 84,9 87,9 85,7 91,7 97,3 85,0 90,7 92,9 91,9 90,9
2001 87,8 87,1 86,3 85,8 90,5 86,9 91,5 96,3 85,8 90,0 92,9 91,4 90,8
2002 90,1 90,2 89,3 89,2 95,0 90,5 92,1 95,3 88,3 90,6 93,5 91,9 91,8
2003 100,7 101,3 100,1 100,5 106,9 101,4 95,5 94,4 97,4 94,8 97,1 96,6 96,8
2004 104,5 105,0 103,0 104,0 111,5 105,1 95,7 93,2 99,7 95,1 98,5 98,0 98,4

2005 102,9 103,6 100,8 102,0 109,5 102,6 94,5 91,9 98,7 92,9 98,5 97,0 96,7
2006 102,8 103,5 100,1 100,9 109,4 101,9 93,4 90,3 98,2 91,2 98,7 96,5 96,0
2007 106,3 106,3 101,9 103,2 112,9 103,9 94,3 89,4 102,1 91,5 101,0 97,9 97,2
2008 109,4 108,4 103,2 106,5 117,1 105,9 94,4 88,0 105,2 90,5 102,3 97,9 97,3
2009 110,8 109,1 104,0 111,2 120,0 106,9 94,6 88,8 104,3 91,0 101,9 98,1 97,6

2010 103,6 101,3 95,6 103,2 111,5 97,9 92,0 88,4 97,6 87,0 98,9 93,7 92,1
2011 103,3 100,3 93,4 101,9 112,2 97,3 91,6 88,2 97,0 86,2 98,3 92,9 91,5
2012 97,6 95,0 88,0 95,6 107,0 92,5 89,8 88,2 92,1 83,7 96,0 89,8 88,4
2013 101,2 98,2 91,1 98,8 111,9 95,6 92,2 88,7 97,9 85,7 98,4 91,7 90,4
2014 101,8 97,9 p) 91,3 p) 100,4 114,7 96,1 92,9 89,5 98,4 86,5 98,6 91,9 91,1

2015 92,4 88,4 ... ... 106,5 p) 87,9 p) 90,5 p) 90,5 90,2 p) 83,1 94,8 86,9 p) 86,5

2012         Dez. 98,4 95,8 108,2 93,2 96,5 90,0 88,6

2013         Jan. 100,1 97,4 109,8 94,4 97,5 91,0 89,5
         Febr. 101,3 98,3 90,4 98,3 111,0 95,1 91,5 88,5 96,4 85,2 98,1 91,5 89,9
         März 99,8 97,1 109,2 93,8 97,6 90,9 89,2

         April 100,0 97,0 109,5 93,7 98,0 91,1 89,4
         Mai 100,1 97,3 90,6 98,0 109,7 94,0 92,0 88,6 97,4 85,4 98,2 91,2 89,4
         Juni 101,1 98,3 111,8 95,7 98,5 91,8 90,5

         Juli 101,0 98,2 111,8 95,6 98,6 91,8 90,5
         Aug. 101,7 98,8 91,1 99,0 113,3 96,8 92,3 88,7 98,0 85,7 98,6 91,9 91,0
         Sept. 101,6 98,4 113,2 96,5 98,6 91,8 90,9

         Okt. 102,5 99,1 114,1 96,9 99,0 92,2 91,2
         Nov. 102,2 98,8 92,1 99,8 114,1 96,7 93,1 89,0 99,6 86,6 98,9 92,2 91,2
         Dez. 103,4 100,0 115,7 98,1 99,4 92,8 92,0

2014         Jan. 103,0 99,5 115,8 98,0 99,3 92,6 92,0
         Febr. 103,2 99,6 92,9 102,2 116,3 98,3 93,4 89,2 100,1 87,1 99,0 92,5 92,0
         März 104,3 100,6 117,5 99,1 99,3 93,1 92,6

         April 104,2 100,4 117,0 98,5 99,3 93,1 92,3
         Mai 103,6 99,5 92,7 101,8 116,1 97,4 93,3 89,5 99,4 87,3 98,9 92,6 91,7
         Juni 102,7 98,7 115,1 96,6 98,7 92,3 91,3

         Juli 102,3 98,2 114,7 96,0 98,8 92,3 91,2
         Aug. 101,5 97,5 90,7 p) 99,9 114,0 95,5 92,5 89,4 97,4 86,1 98,5 91,8 90,8
         Sept. 99,9 95,9 112,3 94,0 98,1 91,1 90,0

         Okt. 99,1 95,0 111,8 93,3 97,6 90,5 89,6
         Nov. 99,0 94,9 p) 89,1 p) 97,7 111,9 93,3 92,4 89,8 96,5 85,5 97,8 90,4 89,6
         Dez. 99,0 94,8 113,1 93,9 97,7 90,3 89,9

2015         Jan. 95,2 91,1 108,9 p) 90,2 95,8 88,2 p) 87,7
         Febr. 93,3 89,5 p) 83,9 p) 92,2 107,0 p) 88,8 90,6 90,4 90,6 83,1 95,2 87,5 p) 86,9
         März 90,6 86,9 103,8 p) 86,0 94,3 86,1 p) 85,3

         April 89,7 86,1 102,4 p) 84,8 94,1 85,7 p) 84,7
         Mai 91,6 87,9 p) 82,3 p) 90,1 104,7 p) 86,6 90,1 90,4 89,4 82,5 94,7 86,7 p) 85,8
         Juni 92,3 88,5 106,0 p) 87,6 94,8 86,9 p) 86,3

         Juli 91,3 87,5 105,1 p) 86,7 94,4 86,4 p) 85,7
         Aug. 93,0 89,0 p) 84,0 p) 91,4 108,1 p) 89,1 90,6 90,5 90,5 83,3 95,0 87,3 p) 87,2
         Sept. 93,8 89,7 109,6 p) 90,3 95,2 87,6 p) 87,9

         Okt. 93,6 89,6 109,0 p) 89,7 95,2 87,6 p) 87,6
         Nov. 91,1 87,1 ... ... 106,0 p) 87,0 p) 90,7 p) 90,8 90,4 p) 83,5 94,2 86,3 p) 86,0
         Dez. 92,5 88,3 108,0 p) 88,5 94,4 86,7 p) 86,7

2016         Jan. 93,6 p) 89,1 109,9 p) 89,7 p) 94,6 p) 87,2 p) 87,4
         Febr. 94,7 p) 90,0 ... ... 111,3 p) 91,0 ... ... ... ... p) 95,1 p) 87,7 p) 88,0

* Der effektive Wechselkurs entspricht dem gewogenen Außenwert der betreffenden und Vereinigte Staaten. Soweit die aktuellen Preis- bzw. Lohnindizes noch nicht vor-
Währung. Die Berechnung der Indikatoren der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der lagen, sind Schätzungen berücksichtigt. 2 Berechnungen der EZB. Umfasst die
deutschen Wirtschaft ist methodisch konsistent mit dem Verfahren der EZB zur Ermitt- EWK-19-Gruppe (siehe Fußnote 1) zzgl. folgender Länder: Algerien, Argentinien, Brasi-
lung des effektiven Wechselkurses des Euro (siehe Monatsbericht, November 2001, lien, Chile, Indien, Indonesien, Island, Israel, Malaysia, Marokko, Mexiko, Neuseeland,
S.  54  ff., Mai 2007,  S.  32  ff. und August 2015,  S.  42  ff.). Zur Erläuterung der Philippinen, Russische Föderation, Südafrika, Taiwan, Thailand, Türkei und Venezuela.
Methode siehe Occasional Paper Nr. 134 der EZB (www.ecb.eu). Ein Rückgang der 3 Jahres- bzw. Vierteljahresdurchschnitte. 4 EWU-Länder (ab 2001 einschl. Griechen-
Werte bedeutet eine Zunahme der Wettbewerbsfähigkeit. 1 Berechnungen der EZB an- land, ab 2007 einschl. Slowenien, ab 2008 einschl. Malta und Zypern, ab 2009
hand der gewogenen Durchschnitte der Veränderungen der Euro-Wechselkurse gegen- einschl. Slowakei, ab 2011 einschl. Estland, ab 2014 einschl. Lettland, ab 2015
über den Währungen folgender Länder: Australien, Bulgarien, China, Dänemark, einschl. Litauen) sowie Dänemark, Japan, Kanada, Norwegen, Schweden, Schweiz,
Hongkong, Japan, Kanada, Kroatien, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Vereinigtes Königreich und Vereinigte Staaten. 5 EWU-Länder sowie EWK-19-Länder.
Schweiz, Singapur, Südkorea, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich 6 EWU-Länder sowie EWK-38-Länder (siehe Fußnote 2). 
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Aufsätze im Monatsbericht

April 2015
– Zur Entwicklung der arbeitsmarktbedingten 

Staatsausgaben in Deutschland

– Strukturelle Entwicklungen im deutschen 

Bankensektor

– Transaktionskassenhaltung von EuroMünzen 

in Deutschland

Mai 2015
– Die Wirtschaftslage in Deutschland im Früh

jahr 2015

Juni 2015
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blick auf das Jahr 2017
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aktuelle Entwicklungen und wesentliche Ein
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Juli 2015
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Schwellenländern

– Anpassungsmuster von Unternehmen am 

deutschen Arbeitsmarkt in der Großen Rezes

sion – ausgewählte Ergebnisse einer Sonder

umfrage

August 2015
– Die Wirtschaftslage in Deutschland im  

Sommer 2015

September 2015
– Zur jüngeren Entwicklung der Buchkredite an 

nichtfinanzielle Unternehmen im EuroRaum

– Die Ertragslage der deutschen Kreditinstitute 

im Jahr 2014
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Oktober 2015
– Das Spar und Anlageverhalten privater Haus
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des Niedrigzinsumfelds

– Personalausgaben des Staates: Entwicklung 

und Perspektiven

November 2015
– Die Wirtschaftslage in Deutschland im 

Herbst 2015

Dezember 2015
– Perspektiven der deutschen Wirtschaft – 

Gesamt wirtschaftliche Vorausschätzungen 

für die Jahre 2016 und 2017

– Ertragslage und Finanzierungsverhältnisse 

deutscher Unternehmen im Jahr 2014

– Die Einlagensicherung in Deutschland

Januar 2016
– Der Einfluss alternativer Indikatoren der 

preislichen Wettbewerbs fähigkeit auf den 

realen Güterexport

– Zur Investitionstätigkeit im EuroRaum

– Die Aufsicht über die weniger bedeutenden 

Institute im einheitlichen europäischen Auf

sichtsmechanismus

Februar 2016
– Die Wirtschaftslage in Deutschland um die 

Jahreswende 2015/2016

März 2016
– Zur Schwäche des Welthandels

– Die deutsche Zahlungsbilanz für das Jahr 

2015

– Vermögen und Finanzen privater Haushalte 

in Deutschland: Ergebnisse der Vermögens

befragung 2014

– Zur Bedeutung und Wirkung des Agreement 

on Net Financial Assets (ANFA) für die Imple

mentierung der Geldpolitik

Statistische Beihefte zum  
Monatsbericht

 1 Bankenstatistik 1)

 2 Kapitalmarktstatistik 1)

 3 Zahlungsbilanzstatistik 1)

 4 Saisonbereinigte Wirtschaftszahlen 1)

 5 Devisenkursstatistik

Sonderveröffentlichungen

Makroökonometrisches MehrLänderModell,  

November 1996 2)

Europäische Organisationen und Gremien im 

Bereich von Währung und Wirtschaft, Mai 

1997 2)

Die Zahlungsbilanz der ehemaligen DDR 1975 

bis 1989, August 1999 2)

Der Markt für deutsche Bundeswertpapiere, 

Mai 2000

MacroEconometric MultiCountry Model:  

MEMMOD, Juni 2000

Gesetz über die Deutsche Bundesbank, 

September 2002

Weltweite Organisationen und Gremien im  

Bereich von Währung und Wirtschaft, März 

2013 2)

Die Europäische Union: Grundlagen und Politik

bereiche außerhalb der Wirtschafts und Wäh

rungsunion, April 2005 2)

Die Deutsche Bundesbank – Aufgabenfelder, 

recht licher Rahmen, Geschichte, April 2006 2)

Die Europäische Wirtschafts und Währungs

union, April 2008

Anmerkungen siehe S. 86•.
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Statistische  
Sonderveröffentlichungen

 1 Statistik der Banken und sonstigen Finanz

institute, Richtlinien, Januar 2016 3)

 2 Bankenstatistik Kundensystematik, 

Januar 2016 2) 3)

 3 Aufbau der bankstatistischen Tabellen, 

Juli 2013 2) 3)

 4 Ergebnisse der gesamtwirtschaftlichen  

Finanzierungsrechnung für Deutschland 

2009 bis 2014, Mai 2015 3)

 5 Hochgerechnete Angaben aus Jahres

abschlüssen deutscher Unternehmen von 

1997 bis 2013, Mai 2015 3)

 6 Verhältniszahlen aus Jahresabschlüssen 

deutscher Unternehmen von 2011 bis 2012, 

Mai 2015 2) 3)

 7 Erläuterungen zum Leistungsverzeichnis für 

die Zahlungsbilanz, September 2013

 8 Die Zahlungsbilanzstatistik der Bundesrepu

blik Deutschland, 2. Auflage, Mai 1990 o)

 9 Wertpapierdepots, 

August 2005

 10 Bestandserhebung über Direktinvestitionen, 

April 2015 1)

 11 Zahlungsbilanz nach Regionen, 

Juli 2013

 12 Technologische Dienstleistungen in der 

Zahlungsbilanz, Juni 2011 2)

Diskussionspapiere *)

42/2015 

Monetaryfiscal policy interaction and fiscal 

inflation : a tale of three countries

43/2015 

The influence of an upfront experiment on 

respondents ’ recording behaviour in payment 

diaries: evidence from Germany

44/2015 

Fundamentals matter: idiosyncratic shocks and 

interbank relations

45/2015 

Testing for Granger causality in large mixed 

frequency VARs

46/ 2015 

Credit risk stress testing and copulas – is the 

Gaussian copula better than its reputation?

47/ 2015 

The great collapse in value added trade

48/ 2015 

Monetary policy and the asset risktaking chan

nel

1/2016 

The effect of peer observation on consumption 

choices: experimental evidence

2/2016 

Markup responses to Chinese imports

3/2016 

Heterogeneity in euroarea monetary policy 

transmission: results from a large multicountry 

BVAR model

o Diese Veröffentlichung ist nicht im Internet verfügbar.
* Diskussionspapiere ab dem Veröffentlichungsjahr 2000 
sind im Internet verfügbar. Seit Anfang 2012 keine Unter
teilung mehr in „Reihe 1“ und „Reihe 2“.
Weitere Anmerkungen siehe S. 86•.
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Bankrechtliche Regelungen

 1 Gesetz über die Deutsche Bundesbank und 

Satzung des Europäischen Systems der 

Zentral banken und der Europäischen Zen

tralbank, Juni 1998

 2 Gesetz über das Kreditwesen, Januar 

2008 2)

 2a Solvabilitäts und Liquiditätsverordnung, 

Feb ruar 2008 2)

1 Nur die Tabellenköpfe und die Erläuterungen sind in eng
lischer Sprache erhältlich.
2 Diese Veröffentlichung ist nur in deutscher Sprache  
erschienen.
3 Nur im Internet verfügbar.
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